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Vorwort. 

Kleine  soziale  Erscheinung  Bosniens  und  der  Herzegowina 
li.it  während  der  letzten  vier  Jahrzehnte  das  öffentliche  Interesse 
andauernder  beschäftigt  als  die  Kmetenfrage,  welche  nieist 
als  die  bosnisch  -  hercegowinische  Agrarfrage  schlechtweg  be- 
zeichnet wird. 

Die  Mittel,  weicht'  zur  Bekämpfung  der  »Schäden  dieses 
agraren  Rechts-  und  Wirtschaftsverhältnisses  angewendet  werden 
können,  sind  zweifach:  entweder  besteht  es  in  der  Lösung 
der  Grundherrn  und  Kniet  bindenden  Fessel  oder  in  der 
Regelung  der  beiderseitigen  Rechte  und  Pflichten. 

In  dem  vorliegenden  Bande  ist  die  Lösung  einem  Studium 
unterzogen  und  die  Betretung  eines  neuen,  bisher  von  keiner 
Seite  erwogenen  Weges  in  Vorschlag  gebracht. 

Diese  Schrift  ist  keine  rein  wissenschaftliche  Abhandlung 
und  sie  sollte  es  auch  nicht  sein.  In  dem  Drange  der  Kriegstage 
geschrieben,  unter  dem  Bewußtsein,  daß  Eile  hier  not  tut,  hat 
sie  jene  Sprache  sich  zu  sprechen  gestattet,  die  aus  der  Fülle 
der  Liebe  für  dies  Land  erwachsen  ist,  das  uns  exekutiven 
Beamten  als  Feld  einer  hohen  und  freudig  geleisteten  Arbeit 
eine  zweite  Heimat  geworden  ist,  da  das  Feld  seiner  Tätigkeit 
die  wahre   Heimat  des  Mannes  ist. 

Sie  ist  eine  Zweckschrift,  die  einem  Ziele  zustrebt,  sich 
aber  bewußt  ist,  daß  Bleibendes  nur  auf  der  Grundlage  ob- 
jektiver Wahrheit  und  der  unerschütterlichen 
Wahrung  des  Rechtes  gefunden  werden  kann. 

Wo  in  einzelnen  Sentenzen  der  Anschein  der  Parteinahme 

ckl  wird,  lag  es  nicht  in  der  Absicht  des  Verfassers,  wo 
aber  hie  und  da  eine  scharfe  Kritik  nicht  eine  glatte  Sprache 
und  schonende  Schilderung  wählte,  da  waltete  die  Ansicht  vor, 
daß  ein  scharfes  Wort  mehr  zur  Findung  der  Wahrheit  beiträgt, 
als  zartes  und  rücksichtsvolles  Gehaben.  Auch  hier  aber  lag  die  Ab- 
>i cht  jeder  Aggressivität  gegen  Personen  ferne.  Einzig  und 
allein    leiten'    mich    das    B  e  w  u ß t s ei n,    d  a  ß    nur    eine 


VI  Vorwort. 

jeder  Selbsttäuschung  aus  dem  Wege  gehende 
Diagnose  das  Mittel  zur  Heilung  von  Krankheiten 
abgeben  kann. 

Die  bosnische  Agrarfrage  ist  eine  Krankheit,  an  der  das 
ganze  Staatsgebäude  laboriert. 

Ich  habe  nur  den  einen  Wunsch,  daß  die  beantragten 
neuen  Wege  als  geeignet  befunden  werden,  im  entsprechenden 
Vereine  mit  der  bisher  geübten  Ablösungsform  zu  einer  gründ- 
lichen Heilung  dieses  alten  Übels  zu  gelangen. 

Eile  aber  tut  not,  das  gesetzliche  Instrument  zu 
verschaffen,  mit  dem  an  die  sukzessive  Erledigung  dieser  agraren 
Probleme  geschritten  werden  kann  —  oder  es  verfließt  wieder 
eine  Gelegenheit,    die  sich  wohl  nie  mehr  wieder  findet. 

Sarajewo.  1915. 


Der  Verfasser. 
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I. 

Das   Kmetenverhältnis,   Versuche   seiner   Reform 

bis  1911. 

Aus  dem  Expose  des  Grafen  Andrassy  vom28.VI.  1378, 
womit  derselbe  ausführte,  daU  das  Schicksal  Bosniens  und  der 
Hercegowina  vou  europa  ischciu  [iiteresse  sei  und  die  Durch- 
führung der  dort  der  Staatsmacht  harrenden  Aufgaben  deshalb 
weder  einem  autonomen  Bosnien  noch  der  Pforte  äberlassen 
bleiben  könne. 

„Elle  —  (la  S.  Pforte)  —  devrait  mettre  en  oeuvre  le 
reglement  de  da  question  agraire,  source  principale  des  secousses 
periodiques  qui  out  agite  ces  contrees,  probleme  herissä  d'ob- 
<=r;i i-lt-s  au  niilieu  d'une  population  dechiree  pur  les  haines 
religieuses  el  les  rancunes  sociales,  probleme  qu'un  pouvoir 
fort  er  impartlal  seul  peut  resoudre  dans  un  pays  oü  toute  la 
propriet^  fonciere  s<>  trouve  dans  les  mains  des  musulmans 
pendant  qne  les  chr&iens  labourcurs  ou  fermiers  f.irment  la 
majoriti-  des  lialütants.- 

Auf  Grund  dieses  Exposes  stellte  Lord  Salisbury  im 
Namiii  Großbritanniens  den  Antrag,  der  Kongreß  wolle  be- 
schliefien,  Bosnien  und  die  Hercegowina  sei  von  Osterreich- 
i  ngarn  zu  besetzen  und  zu  verwalten. 

Ein  Land,  dessen  Bevölkerung  sich  zu  fast  88%  der  Land- 
wirtschaft widmet,  stellt  an  die  Staatsverwaltung  die  Forderung, 
seiner  agraren  Entwicklung  eine  bevorzugte  Aufmerksamkeit  zu 
widmen.  Diese  Entwicklung  muß  aber  insolange  gehemmt  bleiben. 
als  die  agraren  Rechtsverhältnisse  selbst  den  Fortschritt  unter- 
binden. In  einem  Lande,  wo  die  Hälfte  der  Bauern  keinen  Frei- 
besitz ihr  Eigen  nennt  und  in  einem  eigenartigen,  die  Produktion 
drosselnden  Pachtrechtsverhältnisse  steht,  müssen  die  Folgen 
dieses  Rechtssystems  nicht  nur  auf  die  wirtschaftliche  Lage  des 
ganzen  Landes  rückwirke n.  sondern  auch  die  feindlichen  Gegen- 
sätze zwischen  den  einzelnen  Ständen  besonders  scharf  ent- 
wickeln. Gesellt  sich  zu  dem  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ge- 
gensatze zwischen  Grundbesitzern  und  Pächtern  noch  der  religiöse 
des  muselmanischen  und  christlichen  Glaubens,  so  erwächst 
dieses  schon  allein  wirtschaftlich  schwere  Problem  zu  einem 
solchen  von  größter,  politischer  Tragweite. 

Als  die  österreichischen  und  ungarischen  Truppen  im  Jahre 
1878  auf  Grund  des  Berliner  Vertrages  in  Bosnien  und  der 
Hercegowina     einmarschierten,    standen     daselbst     einer     grund- 
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besitzenden  Klasse  von  zirka  6  bis  7000  rnuselinanischen  Beg- 
oder  Agafamilien  ungefähr  85.000  Erbpächter  |  Knieten  ifamilien 
gjenüber,  wovon  etwa  60.000  der  orientalisch-orthodoxen  und 
etwa  25.000  der  katholischen  Religion  angehörten.  Die  Zahl  der 
muselmanischen  Kmeten  war  verschwindend  klein  (derzeit  4-5 °/0) 
und  ebenso  unbedeutend  war  die  Zahl  der  christlichen  Freibauern, 
da  die  zirka  77.000  Freibauernfamilien  fast  durchwegs  sich  zur 
nmseimanischen  Religion  bekannten1).  Das  Verhältnis  von  Frei- 
bauern zu  Kmeten  war  zu  jener  Zeit  47'5:  52-5°/0. 

Die  Geschichte  hat  die  tiefe  Rückwirkung  dieser  Agrar- 
verhältnisse auf  die  Politik  des  Landes  am  eindringlichsten  durch 
die  Aufstandsbewegung  der  Jahre  1875  bis  1877  in  blutiger 
Schrift  verzeichnet. 

Die  Ag  rar  fragte  ist  daher  schon  bei  Beginn  der 
< :.')  s  t  e  r  r  e  i  c  h  i  s  c  h  -  u  n  g  a  r  i  s  c  h  e  n  Verwaltung  das  w  i  c  h- 
tigste  Problem  gewesen,  das  zu  lösen  die  Verwaltung- 
berufen    war. 

In  der  Tat  ist  nun  auch  in  dieser  Richtung  ein  Fortschritt 
zu  konstatieren,  da  nach  der  Statistik  des  Jahres  1910  in  diesem 
Jahre  151.307  Freibauernfamilien  96.580  Kmetenfamilien  gegen- 
über standen,  so  daß  das  Verhältnis  der  beiden  Kategorien  nun- 
mehr wie  61-1%  zu  38'9°/0  ist2). 

Es  muß  aber  doch  überraschen,  daß  die  Donaumonarchie 
mit    ihrem    großen  Apparate  an   erfahrenen  Beamten,  mit    ihren 


x)  Die  Anzahl  der  christlichen  Freibauern  konnte  höchstens  5  °/0 
betragen. 

2)  Siehe  die  Tabelle  im  Anhange.  Das  schnelle  Anwachsen  der 
Familienzahl  aller  Kategorien  (Gruudherren,  Freibauern.  Kmeten)  läßt 
sich  vornehmlich  auf  die  Teilung  der  Familien  zurückführen.  Diese 
Spaltungen  der  alten  Zadrugas  erfolgten  entweder  unter  Teilung  des 
vorhandenen  Grandes  oder  durch  Ansiedelung  eines  Familienmitgliedes 
auf  grundherrlichem  oder  ärarisehem  Rodeland,  wodurch  das  unter  Kmeten- 
verhältnis   -teilende   Kulturland   erweitert   wurde. 

Daß  unter  den  drei  Kategorien  die  Freibauernzahl  am  schnellsten 
anwuchs,  erklärt  sich  neben  der  sich  vollziehenden  sukzessiven  Ab- 
lösung —  in  den  Jahren  1879  bis  1910  haben  sich  _!S.481  Kmeten 
Losgekauft  —  mit  der  schnelleren  Teilung  der  Familien  und  ihrer  Güter. 
Bei  Freibauern  ist  eine  solche  Teilung  bedeutend  gröber,  als  dies  bei 
Knieten  je  der  Fall  sein  darf.  Ferner  kommt  hier  eine  Einwanderung 
von  etwa  4000  Bauernfamilien  vor,  und  schließlich  die  Rodung  zahl- 
reicher ärarischen  Parzellen,  bei  welcher  den  Rodenden  Boden  als  freies 
Eigentum  verliehen  wurde,  so  daß  dadurch  die  Zahl  der  Freibauern  sich 
steigerte. 
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finanziellen  Machtmitteln  nichl  imstande  war.  die  ihr  gestellte 
Aufgabe  vollständig  zur  Lösung  zu  bringen,  während  dies  doch 
den  kleineren  und  schwächeren  Nachbarn  gelungen  ist.  Serbien, 
welcher  Staat  ebenfalle  aus  dem  <  tttomanischen  Reiche  heraus- 
shnitten  ist,  zwang  mit  mein-  oder  minder  gelindem  Nach- 
drucke die  Grundherren  zur  Auswanderung  und  zu  mehr  oder 
minder  billigen  Verkauf  ihrer  Grundstücke  an  ihre  ehemaligen 
Knieten.  Auch  in  der  Bercegowina  gab  es  Fälle  gleicher  Art,  z.  B. 
•  las  Vorgehen  d<>  Woiwoden  Ximonic,  der  in  (iacko  so  gründ- 
lieh mit  dem  Kmetenverhältnis  aufräumte,  daß  in  diesem  Be- 
zirke trotz  seiner  so  überwiegend  serbischen  Bevölkerung  derzeit 
nur  9°/0  der  Bauern  Knieten   sind. 

Zu  solchen  Gewaltmitteln  konnte  sich  Österreich-Ungarn 
al>  Rechtsstaat  nicht  verstehen8),  ja  der  konservative  Charakter 
seiner  Verwaltung  schreckte  in  genauer  Erkenntnis  der  Wechsel- 
wirkungen zwischen  Wirtschaft  und  Politik  vor  jeder  revolu- 
tionären Umwälzung  wirtschaftlicher  Natur  zurück.  <  »sterreich- 
Ungarn  hatte  es  sich  besonders  in  der  Ära  Kallay  (von  1882 
bis  1903)  angelegen  sein  lassen,  der  Welt  den  Beweis  zu  liefern, 
daß  unter  dem  Zepter  Kaiser  Franz  Josefs  jede  Konfession 
und  jede  Nationalität  im  Rahmen  der  Donaumonarchie  Platz 
rinde.  In  Festhaltung  dieses  Grundsatzes  mußte  es  nun  ein 
Lieblingswunsch  bleiben,  auch  die  Muselmanen  zufriedenzustellen. 
Sie,  die  gelegentlich  der  Okkupation  als  jüngste  Kinder  der 
großen  Familie  zuwuchsen,  mußten  in  diesen  Ländern  ihre 
Heimat  behalten.  Österreich-Ungarn  vermied  deshalb  alles,  was 
im  Wege  eines  unerwünschten  Zwanges  oder  durch  Verschlech- 
terung der  wirtschaftlichen  Stellung  der  Grundherren  diese  zu 
einer  Auswanderung  hätte  bewegen  können.  Bei  der  religiösen 
Solidarität  der  ganzen  muselmanischen  Bevölkerung  mit  den 
Grundherren,  die  kraft  ihrer  sozialen  Stellung  als  ihre  geistigen 
Führer  betrachtet  werden,  konnte  jede  dauernde  Absiedlung 
eines  angeseheneren  Orundherrn  in  die  Türkei  die  Lawine  der 
totalen  Auswanderung  des  muselmanischen  Elementes  ins  Rollen 
bringen. 


3)  Die  kaiserliche  Proklamation  an  die  Bewohner  Bosniens  und 
,],.r  Bercegowina  vom  28.  Juli  1878  enthält  die  Worte:  „Euere  Gesetze 
uml  Einrichtungen  sollen  nicht  willkürlich  umgestoßen,  euere  Sitten  und 
Gebräuche  geschont  werden.  Nichts  soll  gewaltsam  verändert  werden, 
ohne  reifliche  Erwägung  dessen,  was  euch  iiottut.  —  Die  alten  Gesetze 
sollen  gelten,    bis    neue   erlassen   werden." 

21* 
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Es  ist  hier  nicht  der  Platz,  die  weitgehende  Übertreibung 
dieser  Befürchtung  zu  Aviderlegen  'J),  die  tatsächliche  Existenz 
dieser  Besorgnis  erklärt  aber,  daß  die  Verwaltung  stets  alle  An- 
strengung aufwenden  mußte,  wenn  sich  in  irgend  einem  Bezirke 
eine  Auswanderungsbewegung  zeigte.  Und  daraus  ergab  es  sich, 
daß  das  Kmetenverhältnis.  welches  dem  Grundherrn  seine  wirt- 
schaftlichen Einkünfte  sichert,  mehr  oder  minder  ein  „noli  me 
tangereu  blieb,  das  Kallay  nicht  etwa  aus  mangelnder  Kraft, 
sondern  vielmehr  in  bewußtem  Wollen  einer  Lösung  nicht  zu- 
führte. Die  Muselmanen  mußten  Bosnien  erhalten  bleiben,  vor 
allem  auch  als  ein  wichtiges  Gegengewicht  gegen  die  serbische 
Bevölkerung  des  Landes,  deren  staatsfeindliche  Ideen  und  Be- 
tätigung dieser  Staatsmann  stets  fürchtete    und  bekämpfte. 

Im  übrigen  ist  aber  das  Urteil  über  das  Kmetenverhältnis  in 
einer  einseitigen  Verwerfung  desselben  durchaus  nicht  erschöpft. 
Das  Kmetenverhältnis  ist  kein  Zustand  der  rechtliehen  Hörigkeit. 
Ebensowenig  ist  der  Grundherr  für  den  Kmeten  „Grundobrig- 
keit" im  altösterreichischen  Sinne.  Das  Rechtsverhältnis  ist  ein 
rein  privatrechtliches.  Nur  wegen  seiner  hohen  politischen  Be- 
deutung wurde  die  Judikatur  den  Administrativbehörden  (dem 
Politikum)  übertragen,  woraus  die  stets  auftauchenden,  falschen 
Ansichten  über  den  öffentlichrechtlichen  Charakter  des  Kmetenver- 
hältnisses  erwachsen.  Es  ist  ein  Dauerpachtverhältnis  derKmeten- 
familie  i  mit  einer  Quotenabg-abe  vom  Bruttoerträge  der 
Ernte  (hak).  Das  Kmetenverhältnis  hat  rechtlich  den  Kmeten 
nie  an  die  Scholle  gebunden,  wenn  auch  wirtschaftlich  der  unter 
der  türkischen  Verwaltung  vom  Cifluk  ( Knietenkof)  gejagte 
Kniet  wohl  kaum  eine  andere  Existenzmöglichkeit  fand,  wenn 
ihn  nicht  ein  anderer  Grundherr  ebenfalls  als  Kmeten  ansiedelte. 
Nach  der  das  Rechtsverhältnis  kodifizierenden  Seferverordnung 
des  Jahres  1859 6)  war  aber  ein  solches  Verjagen  des  Kmeten  von 
dem  Kmetenhofe  nur  mit  gerichtlicher  Sentenz  und  bei  dauernder 
Vernachlässigung  des  Cifluks  möglich.  Wirtschaftlich  figurierte 
der  Kmet  etwa  wie  eine  Milch  gebende  Kuh,  die  so  lange  ge- 
halten wird,  als  sie  Ertrag  abwirft.  Mit  Wegfall  des  Milchertrages 
fällt  ihre  Existenzberechtigung  fort.  Die  Kuh  wird  verkauft  oder 
geschlachtet  — ,  der  keine  Einkünfte  schaffende  Kmet  wird  ver- 


1     Siehe  Tabelle  V  im  Anhange. 

Es   dauert   somit  sowohl  nach   dem  Tod  als   auch  trotz   Wechsels 
des   jeweiligen  Hausaltesten  fort. 

6)  Siehe  Anhang  VI,   Artikel  8. 
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jagt  oder  nach  der  Seferverordnung  amtlich  abgestiftet.  Die 
Produkte  der  Kuh  gehören  «lern  Besitzer  und  der  Kuh  selbst 
wird  an  Nahrungs-  und  Milohgabe  an  die  Jungen  nur  so  viel 
gewährt,  als  zur  Weitererhaltung  dieses  wortvollen  Produktions- 
faktors  nötig  ist.  In  dieser  Art  war  das  Rechtsverhältnis  unter 
der  ottomanischen  Verwaltung.  Die  Abgaben  waren  /.war  durch 
Gewohnheit  auf  eine  Quote  >l<'>  Ertrages  festgesetzt,  aber  wieder- 
holt korrigierte  der  Grundherr  den  Schlüssel  und  ließ  sich  hiebet 
nur  durch  die  Erwägung  beschränken,  daß  ein  gewisses  Maß  von . 
Bewegungsfreiheit  und  Rechtssicherheit  zur  Arbeitsfreudigkeit 
und  Gebewilligkeit  des  Knieten  unbedingt  nötig  ist  und  somit 
ihm  selbst  zugute  kommt. 

Wie  nutwendig  es  war.  den  sich  steigernden  Druck  der 
Grundherren  zu  verringern  und  auf  ein  bestimmtes  Maß  zu 
fixieren,  zeigt  die  bereits  genannte  Seferverordnung    vom  Jahn' 

L859,  in  welcher  das  Abgabesystem  entsprechend  dem  über- 
wiegenden Usus  'l'-v  einzelnen  Sandschaks  festgestellt  wurde,  so 
daß  es  —  von  lokalen  Abänderungen  abgesehen  — ■  im  großen  und 
ganzen  dahin  fixiert  erscheint,  daß  der  Grundherr  von  den 
perennierenden  Gewächsen    die  Hälfte    des    Bruttoertrages 

polovina  —  Heu  und  Obst),  von  den  jährlich  neu  auszusäenden 
■Getreidearten  ein  Drittel  des  Bruttoertrages  (tretina)  erhielt. 

Ein  Ausfluß  des  Prinzipes,  daß  der  Kniet  nur  als  eine 
Maschine  des  Herrn  arbeiten  darf,  ist  es  auch,  daß  jede  Z  u- 
rodung  in  den  ärarischen  Wäldern,  deren  Okkupation  zu  Kultur- 
zwecken   nach    dem    muselmanischen    Grundgesetze  erlaubt    war 

Ramazangesetz  §  103) 7),  ipso  jure  das  Grundeigentum  des  Grund- 
herrn vergrößert  und  der  Giebigkeit  nach  demselben  Schlüssel 
unterliegt  wie  der  Kmetengrund  (tretina,  bzw.  polovina  . 


§    L03.    Vmii   den  öden  Gründen:    Mit   Bewilligung  der    Be- 
hörde kann  jedermann,  welcher  derselben  bedarf  —  unter   Vorbehalt  der 

atumsrechte  de-  Staates — .  derlei   Gründe    d.  i.  öde  Gründe,   die   res 
uallius  sind)   urbar  machen.   —   Auf   solche    Gründe    linden    alle  gesetz- 

ii  Bestimmungen  volle  Anwendung,  welche  für  andere  kultivierte 
Gründe  gelten.  —  Wenn  derjenige,  dem  die  Behörde  ein  Bolches  Grund- 
stück überließ,  es  nicht  ausrode!  und  durch  drei  aufeinander  folgende 
Jahre  ohne  triftigen  Grund  in  seinem  brachen  Zustande  beläßt,  wir 
ihm  abgenommen  und  einem  anderen  übergeben.  — ■  Wenn  jemand  ohne 
Bewilligung  der  Behörde  ein  solches  Grundstück  ausrodet  und  in  ein 
Feld  umwandelt,  hat  er  den  Tapupreis,  lizw.  den  Schätzungswert  zu 
bezahlen,   worauf  ihm   der   Besitztitel   ausgefolgt   wird. 
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Entsprechend  dem  konservativen  Zuge  der  österreichisch- 
ungarischen  Verwaltung,  wurde  an  den  bestehenden  Gesetzen  in 
materieller  Hinsicht  nichts  geändert  — ,  wohl  aber  wurden  die 
ottomanischen  Gesetze  endlich  zur  Durchführung  gebracht,  was 
in  der  kurzen  Zeit  ihrer  Herrschaft  unter  der  türkischen  Regie- 
rung und  deren  allgemein  bekannten,  tristen  VTerwaltungs- 
zuständen  eben  nicht  der  Fall   war. 

Rechtlich  geschützt,  hat  das  Kmetenverhältnis  gewiß  Vor- 
teile wirtschaftlicher  Natur,  die  nicht  verkannt  werden  können. 
Sie  bestehen  in  der  Garantie  einer  Heimstätte  der  Familie, 
auf  welche  der  Kniet  das  Erbrecht  der  ganzen  Familie  (Zadruga 
besitzt  — ,  eine  Heimstätte,  die  von  dem  Knieten  weder  verkauft 
noch  belastet  werden  darf!  Das  Entstehen  eines  grundbesitzlosen 
Proletariates  und  eines  durch  fressende  Hypotheken  niederbrechen- 
den Bauernstandes  ist  bei  In  kraft  stehen  dieser  Institution  ausge- 
schlossen. Ein  altes  Witzwort  über  österreichische  Beamte  variierend. 
..hat  der  bosnische  Kniet  zwar  nichts,  aber  das  besitzt  er  sicher." 

Der  Nachteil  des  Kmetenverhältnisses  liegt  vor 
allem  in  der  Berechnungsart  der  Giebigkeit  (hak. 
welche  eine  Quote  vom  Bruttoertrage  ist.  Nicht  genug 
kann  das  Wort  „Brutto1'  betont  werden,  da  einzig  und  allein  aus 
diesem  alle  Übel  des  Kmetenverhältnisses  fließen.  Die  erste  Folge 
dieses  Systems  ist,  daß  der  Kmet  vor  allem  durch  Verheimlichung 
des  wirklichen  Ertrages  den  Grundherrn  zu  verkürzen  trachtet,  wo- 
durch das  System  direkt  die  Unmoral  und  die  gegenseitige  Ver- 
bitterung zwischen  dem  hehlenden  Knieten  und  dem  stets  arg- 
wöhnischen früher  gewalttätigen,  jetzt  gerichtlich  schikanierenden 
Grundherrn  hervorruft.  Dieses  ungesunde  Verhältnis  steigert  sich 
aber  zur  Unerträglichkeit,  wenn  der  Kmet  es  darauf  anlegt,  dem 
Grundherrn  durch  geringe  Ernteerträgnisse  den  Besitz  zu  ver- 
leiden, um  ihn  dadurch  zum  Verkauf  an  den  Knieten  zu 
zwingen.  Da  dem  Grundherrn  rechtlich  kein  Einfluß  auf  die 
Wirtschaftsart  des  Knieten  zugestanden  wird  und  selbst  die 
Klagen  auf  Abstiftung  des  Knieten  wegen  schlechter  Wirtschaft 
nach  §  8  der  Seferverordnung  nur  in  seltenen  Fällen  zum  Er- 
folge führen,  somit  keinerlei  Remedur  gegen  dessen  dolos  oder 
kulpos  schlechte  Wirtschaft  geben,  so  nimmt  das  System  des 
Hinausekeins  (osandisati)  des  Grundherrn  immer  mehr  zu.  Zahl- 
reiche Knieten  drücken  absichtlich  die  Produktion  auf  den  Tief- 
stand, hungern  lieber  durch  Dezennien,  nur  um  den  Grundherrn 
zum  Losschlagen  des  Besitzes  zu  zwingen. 
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Alter  selbst  wenn  solche  Kmeten,  welche  mit  einer  Huneer- 
kur  am  eigenen  Leibe  sich  zu  einer  für  sie  besseren  Zukunft 
durchringen,  außer  Betracht  gelassen  werden,  bo  ist  das  Kmeten- 
verhältnis  seihst  bei  anständigen,  noch  patriarchalisch  fühlenden 
Kniet,  n  das  absolute  Hindernis  jeder  Intensivierung  der  Wirt- 
schaft. -  Daß  die  Quotenabgabe  vom  Bruttoertrage  entmutigend 
auf  die  Arbeitsfreudigkeit  t\c>  Knieten  wirkt,  ist  klar.  Der  Kraet 
überlegt:  „Wozu  soll  ich  mehr  arbeiten,  wenn  von  jedem  mehr- 
geernteten  Meterzentner  der  Grundherr  ohne  jede  Arbeitsleistung 
seinerseits  drei  Zehntel  Meterzentner  mühelos  mehr  bekommt?" 

Aus  dieser  Erwägung  spricht  nicht  bloßer  Neid  —  nicht 
bloß  die  Feindschaft  des  Arbeiters  gegen  den  mühelos  Einkommen 
genießenden  Kapitalisten,  bzw.  Grundherrn  — ,  es  steckt  noch 
mehr  darin.  Der  Kniet  fühlt  instinktiv  ein  wirtschaftliches  Gesetz 
der  landwirtschaftlichen  Produktion,  das  darin  besteht,  daß  der 
Reinertrau  eines  Grundstückes  nicht  in  demselben  Maße  steig! 
wie  die  Steigerung  der  Produktionskosten,  sondern 
nach  Erreichung  eines  bestimmten  Kulminationspunktes  in  das 
Gegenteil  umschlägt.     (Gesetz  des  abnehmenden  Bodenertrages.) 

Dieses  an  und  für  sich  beschränkte  Verhältnis  der  Steige- 
rung des  Reinertrages  durch  Erhöhung  der  Produktionskosten 
wird  aber  beim  Kmetenverhältnis  insoferne  für  den  Knieten  sehr 
bald  ungünstig,  als  die  Steigerung  des  Reinertrages  vornehmlich 
in  die  Hände  des  Grundherrn  gleitet,  denn  nicht  von 
dem  Reinertrage,  sondern  von  dem  Rohertrage  be- 
kommt ja  der  Grundherr  den  Anteil.  Der  Rohertrag- 
steigt schneller  als  der  Reinertrag.  Folglich  steigt  auch  die  dem 
Grundherrn  gebührende  Quote  schneller  als  der  dem  Kmeten 
verbleibende  Reinertrag.  Der  dem  Kmeten  verbleibende 
Reinertrag  wird  s  o  m  i  t  r  e  1  a  t  i  v  immer  kleiner,  je  mehr 
Produktionskosten  er  aufwendet0). 


Vom  Bruttoerträge  von  100  Kilo  wird  zuerst  der  Zelient  lo  Kilo 
abgeschlagen  und  der  verbleibende  liest  von  90  Kilo  wird  derart  geteilt. 
daß  beim  Tretinaverhältnis  der  Grundherr  30  Kilo,  der  Kniet  <>o  Kilo 
erhält,   d.  i.    1  :  2. 

Schematisch  ergibt  sieb  das  <;csetz,  dafi  der  Quotient,  mit 
■welchem  der  Produktionsaufwand  multiplizier!  werden  muß,  um  den  IJoh- 
ertra.Li-  zu  erhalten,  nicht  gleich  bleibt,  sondern  mit  steigendem  Produktions- 
aufwande  sinkt,  und  zwar  beschleunigt  sinkt.  Wenn  man  z.  15.  bei  einem 
Produktionsaufwande  von  10  —  bosnische  Verhältnisse  vorausgesetzt  — - 
einen  Rohertrag  von  30  erhält,  so  kann  man  den  Rohertrag  nicht  einfach 
verdoppeln,  wenn  man    den  Produktionsaufwand    verdoppelt,  denn    2  X  10 
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Das  folgende  Graphikern,  welches  die  tatsächlichen  Kurven 
nach  sieben  bosnischen,  typischen  Wirtschaften  unter  Zugrunde- 
legung faktischer  Berechnung  darstellt,  zeigt,  wie  augenfällig 
die  Intensivierung  der  Wirtschaft  den  Reinertrag  des  Knieten 
schmälert.  Hiebei  wurden  bosnische  Verhältnisse  zu  Grunde  ge- 
legt, wo  die  Arbeitskräfte  gering  gerechnet  werden. 

Veränderung-  des  Grundherrnanteiles  und  des  Kmetenanteiles 
am  Reinerträge  der  Wirtschaft  bei  zunehmendem  Kultur- 

aufwande. 
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AU  Erklärung  diene:  Bei  der  ersten  Musterwirtschaft  er- 
zielt der  Kniet  eine  Bruttoernte  im  Werte  von  200  K.  Die  Auf- 
teilung erfolgt  folgendermaßen: 

Zehent,  der  beim  Steueramte  zu  erlegen  ist  und  somit  unter 
dem   Produktionsaufwand  eingezeichnet  erscheint     .        .      2i>K, 

Ghrundherrntretina 60  „ 

Kimtenanteil  am   Bruttoertrage 12<>  ., 

2ÖÖ  K. 

Von  diesem  Kmetenanteile  sind  aber  die  60  K  Produktions- 
aufwand abzuzählen,  um   -einen   Reinertrag  von  60  K  zu  linden. 

Wohl  steigt  der  Kmetenanteil  bei  einer  Intensivierung 
sogar  bis  auf  79,  wird  also  absolut  größer,  doch  weckt  es  Ver- 
bitterung, um  wie  viel  starker  in  der  gleichen  Zeit  der  Grund- 
herrnanteil gestiegen  ist,  der  bei  derselben  Wirtschaft  von  G0 
sich  auf  11!»  gesteigert  hat. 

Bei  der  Y.  Wirtschaft  seh  lägt  aber  auch  die  absolute 
Reinertragssteigerung  des  Knieten  in  das  Gegenteil  um,  sie  wird 
■  ine  Reinertragsminderung,  während  das  Einkommen  des  Grund- 
herrn konstant  steigt. 

Bei  der  VII.  Wirtschaft  ist  das  Reineinkommen  des  Knieten 
Null  geworden,  das  Reineinkommen  des  Grundherrn  aber  per- 
petuierlich  gestiegen. 

Wenn  für  den  Knieten  in  den  ersten  Stadien  einer  Ver- 
stärkung der  Produktion  die  daraus  fließende  Steigerung  seines 
Reinertraganteiles  im  Verhältnisse  zur  Steigerung  des  Reinertrag- 
anteiles des  Grundherrn  so  minimal  ist,  daß  der  Arger  über 
diese  ungerechte  Verteilung  der  Flüchte  der  Arbeit  wie  ein 
-ehwerer  Druck  auf  jeder  Schaffensfreude  lastet,  so  wird  eine 
höhere  Steigerung  der  Produktionskosten  geradezu 
•  in  wirtschaftlicher  Selbstmord  des  Knieten,  da  der 
Grundherr  immer  mehr  von  dem  steigenden  Rein- 
ertrage des  Knieten  einsteckt  und  zum  Schlüsse 
dies.n   K  e  in  ertrag  ganz    aufzehrt10). 


Prodaktionsaufwand  gibt  nicht  2X30  =  60  als  Bruttoertrag,  sondern 
etwa  nur  1*5X30=  15.  Daraus  folgt  auch  die  Aufteilung  zwischen 
Grundherrn  und  Knieten,  wobei  zu  beachten  Ist,  daß  der  Anteil  des 
Grundherrn  ein  Reinertrag  ist.  während  der  Anteil  des  Knieten  ein 
Bruttoertragsanteil  ist,  der  sieh  aus  1.  dem  Produktionsaul'wande  und 
2.  dem    Reinertrage  des   Knieten  zusammensetzt. 

Das    Verhältnis   zwischen  Aufwand   und   Kmetenreinertrag 
wird    hei    Intensivierung    der    Wirtschaft     immer     schlechter,    denn    es 


10  Das  Kmetenverhältnis,  Versuche  seiner  Reform  bis  1911.        [296 

Es  lohnt  sich  für  den  Knieten  nicht,  sonderlich  mehr  zu 
arbeiten,  er  bleibt  absichtlich  auf  seinem  extensiven  Wirtschafts- 
niveau und  verlegt  den  Mehraufwand  an  Fleiß  lieber  in  andere 
Produktionen.  Nachdem  aber  diese  Produktionsmöglichkeiten  im 
Lande  sehr  beschränkt  sind,  so  faulenzt  er  lieber,  als  daß  er 
durch  einen  Mehraufwand  an  Produktionskosten  eigentlich  nur 
für  den  Grundherrn  arbeitet u ). 

Diese  Erkenntnis  wird  die  Urteile  über  den  faulen  Knieten, 
der  seine  Wirtschaft  nur  aus  „purer  Bosheit"  gegen  seinen 
Grundherrn  nicht  intensivieren  will,  milder  stimmen,  wie  es  auch 
verständlich  wird,  warum  der  Kmet  im  Laufe  der  Jahre  der 
ärgste  Usurpator  ärarischen  Bodens  geworden  ist,  seit  die  ge- 
änderte Praxis  der  Verwaltung  die  Hinzurodung  aus  ärarischem 
Lande  nicht  mehr  ausschließlich  zu  einer  Vergrößerung  des 
Kmetencifluks  macht,  sondern  diese  Rodung  dem  Knieten  als 
Freieigentum  übergibt,  wovon  er  dem  Grundherrn  nichts  zahlt, 
besonders  dann,  wenn  diese  Rodung  nicht  unmittelbar  an  den 
Cifluk  anstößt,  somit  nicht  mehr  "in  die  Okkupationssphäre  des 
Grundherrn  fällt. 
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n)  "Wenn  man  immer  wieder  hört,  daß  der  Kmet  deshalb  nicht 
arbeitet,  weil  er  sich  ärgert,  daß  von  jedem  Meterzentner  Mehrertrages- 
der  Grundherr  mühelos  ein  Drittel  mehr  erhält,  als  seine  bisherige  Ein- 
nahme war,  so  ist  man  im  ersten  Augenblicke  veranlaßt,  dem  Knieten 
das  Törichte  einer  derartigen  Renitenz  zu  beweisen,  indem  man  ihm 
erwidert:  „Es  ist  ja  recht,  daß  der  Grundherr  von  drei  mehrgeernteten 
Meterzentnern  einen  mühelos  erhalt,  aber  dir  bleiben  ja  zwei  Meter- 
zentner, und  es  ist  unklug  von  dir,  wenn  du  rein  aus  Trotz,  um  dem 
•  Irundherrn  die  Einnahme  nicht  zu  steigern,  dir  selbst  diesen  Mehrertrag 
von   zwei   Meterzentnern   entgehen   läßt." 

Eine  nähere  Einsicht  zeigt  aber,  daß  mit  einer  bloßen  Erklärung 
der  abstinenten  Haltung  des  Knieten  durch  den  Trotz  das  wirtschaftliche 
Bild  durchaus  nicht  erschöpft  ist.  —  Nicht  Trotz,  sondern  rechnerische 
Einsicht  in  die  Gestaltung  seines  Reinertrages  hindert  den  Knieten  an 
einer  Steigerung  des  Produktionsaufwandes.  Kommt  allerdings  noch  der 
Trotz  und  die  Absicht  des  Verekeins  dazu,  so  wird  das  Kmeten- 
verhältnis geradezu  die  Quelle  jeder  Mißwirtschaft   und  jedes  Unfriedens. 
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G  trade  diese  Quotenabgabe,  and  Bie  einzig  und  allein  ist 
<■-.  wodurch  das  Institut  der  Kmetschaft,  soviel  gute  Seiten 
sonsl  auch  haben  mag  und  so  sehr  es  wirtschaftlich  primitiven 
Verhältnissen  entspricht,  den  Anforderungen  einer 
Steigerung*  der  Produktion  das  größte  Hindernis 
entgegenstellt.  Das  Kmetenverhältnia  ist  ein 
Kult  u  r  h  i  n  d  e  r  n  i  s. 

Wie  die  österreichische  Praxis  in  der  Kmetenjudikatur  die 
Grundherren  verbittert,  bo  war  das  Kmetenverhältnis  selbst  mit 
seinem  Raul)  an  dem  Mehrertrage  des  ECmeten  und  seiner 
Behinderung  jeder  freien  Wirtschaft  für  die  bäuerliche  Be- 
völkerung der  stete  Stein  des  Anstoßes.  Den  Knieten,  welche 
mit  Begeisterung  die  Befreiung  vom  türkischen  Joche  durch  die 
mächtige  Monarchie  erwartet  hatten,  bereitete  es  eine  tiefe  Ent- 
täuschung, daß  die  neue  christliche  Herrschaft  dem  (irundherrn 
das  ihrer  Ansicht  nach  unberechtigte  Eigentum  nicht  wegnahm 
und  den  arbeitenden  Bauer  zum  Freieigentümer  machte.  Das 
dem  Bosnier  inhärente  Gefühl  für  gesatztes  Recht  —  „gospodine, 
samo  ako  je  u  zakonu"  (Herr  [Richter],  wenn  es  nur  im  Gesetz- 
buch ist),  oder  ..molint  te,  pokazi  meni  paligraf"  (bitte,  zeige 
mir  nur  den  Paragraphen  |  —  fügte  sich  allerdings  wider- 
spruchslos in  das  Verhältnis,  daß  dem  Grundherrn  hiefür  eine 
Entschädigung  gebühre  und  auch,  daß  sie,  die  Knieten,  selbst 
ihm  dieselbe  zu  zahlen  hätten.  Die  Mö  gl  ichke  i  t  einer  solchen 
Zahlung  war  aber  nur  im  geringen  Grade  gegeben. 

Trotz  der  gegenteiligen  politischen  Ansicht  mußte  das 
Regime  Kallay  der  wirtschaftlichen  Erwägung  einer  gebotenen 
Hebung  des  Bauernstandes  und  einer  Emanzipation  desselben 
zum  Zwecke  der  Erhöhung  der  Produktionskraft  des  Landes 
Rechnung  tragen,  doch  sollte  dies  im  Wege  langsamer  Evolution 
und  ohne  finanzielle  Beiträge  von  Seite  des  Staates  geschehen. 
Das  Einzige,  was  dieses  Regime  deshalb  tat.  war,  daß  die  Landes- 
bank eine  Abteilung  für  Agrarkredite  eröffnete,  und  daß  dem 
Knieten,  der  sich  mit  Einverständnis  seines  Grundherrn  von  der 
Kmetschaft  befreien  wollte,  Hypothekarkredite  bis  zu  50%  des 
Kaufpreises  des  Grundstückes  gewährt  wurden.  Die  fehlende 
Hälfte  mußte  der  Kmet  sich  entweder  ersparen  oder  aber  —  und 
hier  liegt  der  schwerste  Fehler  dieser  Art  der  Kmetenablösung 
—  sich    gegen    hohe  Zinsen    anderweitig    als    Kredit    beschaffen. 

Die  Zinsen  der  Landesbank  betrugen  bei  Hypothekar- 
darlehen auf  30  Jahre  inklusive  Amortisation  7*04  °/0.  Die  Zinsen 


L2  Das  Knieten  Verhältnis,  Versuche  seiner  Beform  bis  1911.        [298 

des  anderweitig  beschafften  (ieldes  überstiegen  aber  durch 
mannigfache  Xebenlasten  meist  das  gesetzlich  gestattete  Maximal- 
ausmaß von  12  '  0  (mit  Amortisation  also  13 "  0).  Wenn  nun  der 
Kmer.  um  die  ihm  fehlende  Hälfte  des  Kaufpreises  zu  erlangen, 
-<in  ganzes  Vieh,  seinen  fundus  instructus  verkaufte,  so  legte 
er  mit  der  Operation  der  Kmetenablösung  vielfach  den  Keim 
zu  seinem  wirtschaftlichen  Untergange,  da  er  mit  geminderter 
Produktionsmöglichkeit  die  Zinsen  oft  nicht  erschwingen  konnte 
und  in  einigen  Jahren  im  Wege  modernrechtlicher,  gerichtlicher 
Feilbietung  der  Liegenschaft  gänzlich  um  Haus  und  Hof 
gebracht,    sehnsüchtig    der  Zeiten    gedachte,    wo   er  Kmet  war. 

Entsprechend  dieser  vollkommen  unzureichenden  Kmeten- 
emanzipation,  war  auch  der  Erfolg  der  Kmetenablösung  in  den 
Jahren  1878  bis  1910  ein  relativ  geringer,  indem  in  diesem  Zeit- 
räume nur  28.481  Knieten  abgelöst  waren  und  auch  nach  der 
Volkszählung  vom  Jahre  1910  noch  immer  79.677  reine  Kmeten- 
und  31.356  Bauernfaniilien,  die  teils  Knieten  und  teils  Frei- 
bauern sind,  somit  insgesamt  111.033  Kmetenfälle  bestanden, 
während  die  136.854  Freibauern  überwiegend  muselmanischen 
Bekenntnisses  waren. 

Das  christliche  Element  konnte  also  durch  die  Bauern- 
emanzipation der  österreichischen  Verwaltung  nicht  befriedigt 
sein  und  war  es  insbesondere  in  den  serbischen  Kreisen,  welche 
gegenüber  den  katholischen  Knieten  das  bei  weitem  härtere  und 
besser  geführte  Element  darstellen,  auch  durchaus  nicht12).  In 
dem  Weiterbestände  des  Kmetenverhältnisses  lag  der  stete  und 
ergiebigste  Nährboden  einer  Agitation  zentrifugaler  Bestrebungen, 
die  nicht  mit  Unrecht  den  serbischen  Bauer  darauf  hinwiesen, 
daß  jenseits  der  Drina  ein  Bauernstand  existiere,  der  keine 
<!rundherren  kennt,  der  dem  Bauer  die  Früchte  seiner  Arbeit 
ungeschmälert  überläßt,  der  den  alten  Erbfeind  total  vertrieben 
hat.  Zu  welchen  Erfolgen  diese  im  Volke  nur  zu  leicht  ver- 
ständlichen Agitationen  führten,  als  sich  östlich  der  Drina  zu 
dem  wirtschaftlichen  Wohlbefinden  des  Bauernstandes  nach 
erfolgreichen    Kriegen    auch    die    politische    Expansion    gesellte, 


12  Insbesondere  ist  in  dem  im  Frühjahr  1901  erschienenen  Buche 
von  Nikasinovic  darauf  hingewiesen,  wie  die  gegen  Osterreicb  feindselige 
Strömung  auf  der  Balkanhalbinsel  und  die  Bestrebungen,  die  slawiscbe 
Bevölkerung  unter  russische  Führung  zu  bringen,  neue  Kraft  dadurch 
Lrewonnen  haben,  daß  Österreich  seine  Kulturmission  auf  agrarem  (Gebiete 
in   den  Okkupationsgebieten    nicht    besser    und   rascber  durchgeführt  bat. 
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li.-n  dann  in  erschreckender  Weise  der  Sarajevoer  Bochverrats- 
prozeß  <lcs  Jahres  L914  erwiesen.  Die  Einsieht  in  die  Unhalt- 
barkeit  dieses  Verhältnisses  bat  mit  fortschreitender  Zeit,  ins- 
besondere in  der  Ära  des  Systems  Baron  Burian  (1903  bis 
Februar  1912),  welches  das  Kall ay sehe  Bosnien  sukzessive  in 
den  modernen  Konstitutionalismua  überleitete  und  unter  dem 
Eindrucke  der  EConstantinopler  Konstitution  (1908)  überführen 
mußte18),  auch  eine  Beschleunigung  der  Kmetenablösung  suchen 
lassen. 

Anfangs,  im  Jahre  1008,  wurde  die  Lösung  durch  Ver- 
mittlung einer  Privatbank  ins  Auge  gefaßt.  Langsam  war 
nämlich  vor  allem  die  Einsicht  durchgedrungen,  daß  die  Ein- 
schränkung der  Kreditgewährung  für  Kmetenablosungen  bis  zur 
Hälfte  des  Ablösungspreises  wirtschaftlich  ungerechtfertigt  sei. 
Die  besonders  in  Nordbosnien  langsam  zuziehende,  externe 
Ansiedelung,  die  mit  reichen  Geldmitteln  ausgestatteten  Rück- 
wanderer aus  Amerika,  hatten  mit  der  mittlerweile  eingetretenen 
Regelung  des  Zehents  den  Wert  des  Grund  und  Bodens 
bedeutend  gesteigert,  und  zwar  in  erster  und  vornehmlicher 
Linie  den  des  Freibesitzes.  Der  Zehent  war  die  von  der  tür- 
kischen Verwaltung  übernommene  Grundsteuerform;  während 
aber  die  ottomanische  Regierung  den  Zehent  aller  Früchte  durch 
die  Zehentpächter  in  natura  von  dem  Bauer  einheben  ließ,  führte 
die  österreichische  Verwaltung  überall  die  Eigenregie  der 
S  teuer  ein  h  eb  u  n  l;  und  der  obligatorischen  Reluie- 
rung  des  Zehents  in  Geld  ein.  Dies  ergab  alljährlich 
neue  Erhebungen  sowohl  der  parzellenweisen  Ernteschätzung  im 
freien  Felde,  wie  auch  eine  jährliche,  neue  Feststellung  der 
Relutionspreise.  Hiebei  trachtete  die  Finanzverwaltung  die  Gleich- 


,;;  Baron  Burian  beabsichtigte  einen  vorsichtigen  Aufbau  der 
polit.  Autonomie,  da  ursprünglich  nur  die  Gewährung  einer  Bezirks - 
Vertretung  Bezirksräte)  geplant  war.  Erst  nach  einer  Zeit  der  Schulung 
des  Volkes  durch  die  Mitwirkung  bei  den  Verwaltungsagenden  der  Be- 
zirke sollte  deren  Beteiligung  an  der  Landes verwalturg  und  Gesetzgebung 
folgen.  Die  Entwicklung  zur  verfassungsmäßigen  Freiheit  sollte  dem  Bau 
einer  Pyramide  mit  fester  und  gesunder  Basis  gleichen.  Die  Ivonstanti- 
nopler  Revolution  und  Verfassungseinführung  hat  diese  Entwicklung 
präzipitiert  und  wurden  die  Gesetze  über  verfassungsmäßige  Einrichtungen: 
Landesstatut,  die  Wahl-  und  Geschäftsordnung  für  den  Landtag,  das 
Vereinsgesetz  und  das  Gesetz  über  die  Bezirksräte,  durch  die  Allerhöchste 
Entscheidung  vom  17.  Februar  1910  gleichzeitig  mit  dem  Vereins-  und 
Versammlungsgesetz    eingeführt. 
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mäßigkeit  der  Steuereingänge  dadurch  möglichst  zu  sichern,  daß 
der  Relutionspreis  bei  guten  Ernten  niedrig,  bei  schlechten 
höher  gesetzt  wurde,  ein  Vorgang,  der  ja  auch  in  den  niedrigen 
Marktpreisen  der  erntereichen  und  den  höheren  Preisen  der 
crntescb. wachen  Jahre  seine  volkswirtschaftliche  Begründung  fand. 

Alles,  was  oben  über  den  geringen  Ansporn  der  Brutto- 
ertragsabgabe zur  Intensivierung  der  Wirtschaft  gesagt 
wurde,  gilt  auch  hier  beim  Zehent,  wenn  auch  in  verringertem 
Maße.  Ein  weiterer  Umstand  verstärkte  die  Härten  dieser  Steuer- 
abgabe speziell  für  die  Knieten.  Den  Grundherren  war  nämlich 
seit  den  Achtzigerjahren  gestattet,  bei  Streitigkeiten  die  Grund- 
herrngiebigkeit  auf  Grund  des  Zehentausweises  vom 
Knieten  einzuklagen u).  War  im  Zehentausweise  eine  Parzelle 
mit  100  Kilogramm  Weizen  als  geschätzter  Zehent  angegeben, 
so  gebührten  dem  Grundherrn  bei  Tretinaabgabe  300  Kilogramm 
isiehe  Anmerkung  8),  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  auch  die  Ernte 
tatsächlich  der  Schätzung  entsprach.  Viele  Grundherren  hatten 
deshalb  ein  lebhaftes  Interesse  an  einem  hohen  Zehent.  Vielfach 
gingen  ihre  Verwalter  (Subasa)  mit  der  Zehentbeschreibungs- 
kommission  und  verstärkten  das  Schwergewicht  des  die  Zehent- 
vorschreibung  scharf  anziehenden  Zehentschreibers.  Daß  der 
Zehentschreiber  auch  seinerseits  geneigt  war,  gerne  höher  zu 
schätzen,  als  der  faktische  Ertrag  war,  erklärt  sich  aus  der  Form 
seiner  Entlohnung,  die  in  einem  prozentuellen  Anteile  der  von 
ihm  eingeschätzten  Erntemenge  bestand.  Diese  Verlockung 
sowohl  des  Zehentschreibers  als  auch  des  Grundherrn  zur  un- 
gerechten Schätzung  konnte  selbst  die  Kontrolle  der  exmittierten 
Beamten  nicht  genügend  paralysieren,  wenn  auch  zur  Steuer 
der  Wahrheit  betont  werden  muß,  daß  die  Korrektheit  der 
Beamten  die  wahrgenommenen  Überschätzungen  überall  abstellte 
und  die  Regierung  gegen  exorbitant  vorgehende  Zehentschreiber 
mit  Entlassung  vorging. 

Daß  dieses  ganze  System  den  Anreiz  zur  Korruption  in 
sich  trug  und  dem  betrügerischen  Abkommen  einzelner  Knieten 
Tür  und  Tor  öffnete,  ist  selbstredend.  Der  arme  Kmet  mußte 
von  jeder  Parzelle  fünf  bis  zehn  Kilogramm  mehr  zahlen,  Mengen, 
die  auch  bei  rigoroser  Kontrolle  nicht  nachweisbar  sind,  immer- 


u)    Die   Knieten   warfen   dann   auch   der   Steuerverwaltung   vor,   daß 
/um    Subasa    der   Orundherren  geworden   sei,    da    früher    der   Subasa 
<  Grundherrn  Verwalter)    die  Erntemenge    am  Druschplatze    selbst    konsta- 
tieren  mußte. 
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hin  aber  auf  alle  Schichten  drückten.  Der  reiche  Kniet  fand  es 
ali>T  oft  praktischer,  den  Zehentschreiber  und  den  Grundherrn- 
Verwalter  zu  bestechen.  Der  dem  Zehentschreiber  zugesteckte 
Schinken,  die  dem  Verwalter  eingehändigte  Fünf-Guldennote 
rentierten  sich  ihm,  denn  sie  ersparten  ihm  nicht  nur  einen 
Meterzentner  1"  fl.)  Zehentsteuer,  sondern  vor  allem  .'5  X  1  Meter- 
zentner Grundherrngiebigkeit  =  30  fl. 

Der  Ersatz  dieses  Systems  durch  ein  tixes  Zehentpauschale 
im  Jahre  1905  rief  deshalb  auch  einen  Sturm  der  Begeisterung, 
insbesondere  in  Kmetenkreisen  hervor,  während  die  Grundkerren 
die  schwersten  Bedenken  hatten,  daß  durch  den  Wegfall  der 
Zehentbeschreibung  auch  die  Basis  einer  Zusprechung  ihres 
Haks   entfalle. 

Die  Voraussieht  dieser  Stellungnahme  der  Grundherren 
war  es  gewesen,  welche  Kallay  dieses  Steuersystem  so  lange 
aufrecht  erhalten  ließ,  obwohl  er  dessen  Anlockung  zur  Korrup- 
tion und  dessen  fortschrittslähmende  Funktion  sehr  wohl  erkennen 
mußte,  und  so  verhinderte  denn  auch  durch  lange  Zeit  das 
ELmetenverhältnis  durch  Beibehalt  dieses  jede  Pro- 
duktionssteigerung  erschwerenden  Steuersystems 
die  gedeihliche  Entwicklung  der  bosnisch-herce- 
g o win i s c h  e n  Landwirtschaft. 

Es  muß  zugestanden  werden,  daß  Baron  Burian  mit  der 
Zehentpauschalierung  nicht  nur  die  größte  Tat  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiet  in  Bosnien  setzte,  die  hinsichtlich  des  Steuer- 
systems und  hinsichtlich  der  Hebung  der  Produktion  der  Frei- 
bauern ein  neues  Buch  der  Wirtschaft  aufschlug,  sondern  auch 
mit  einem  Mute,  der  Kallay  abging,  an  das  morsche  Kmeten- 
verhältnis  selbst  die  Axt  anlegte,  um  für  einen,  moderner  Wirt- 
schaft entsprechenden   Neubau  Baum  zu  schaffen. 

Mit  Becht  erklärten  sich  die  Grundherren  anläßlich  der 
Zehentpauschalierung  als  geschädigt.  Den  Hinweis,  daß  durch 
den  Wegfall  der  Zehentbeschreibung  der  ottomanische  Zustand 
wieder  hergestellt  worden  sei,  wonach  es  Recht  und  Pflicht 
jedes  Grundherrn  war,  gelegentlich  der  Ernte  am  Drusch- 
platze die  ihm  gebührende  Quote  zu  konstatieren  und  zu 
fordern,  beantworteten  sie  ganz  richtig  dahin,  daß  der  Grund- 
herr unter  der  ottomanischen  Regierung  allerdings  selbst  die 
Höhe  der  Ernte  konstatierte,  daß  er  aber  mit  einem  Kmeten, 
der  ihm  einen  Teil  der  Ernte  verheimlichte  oder  auch  nur 
weniger  gab,  als  die  Selbsttaxierung   von  Seite    des  Grundherrn 
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feststellte,  kurzen  Prozeß  machte.  Er  verjagte  ihn  ganz  einfach, 
wahrend  die  durch  die  österreichische  Verwaltung  strenge  durch- 
geführte Sefer Verordnung  ihm  diese  Selbst] udikatur  nicht  gestattet. 
Sie  verlangt  vielmehr  langwierige  Prozesse,  in  welchen  der  Grund- 
herr die  Vernachlässigung  des  Kmetencifluks  durch  den  Kmeten 
beweisen  muß,  um  —  wie  die  allgemeine  Klage  der  Grundherren 
lautete  —  in  letzter  Instanz  in  Wien  durch  Jahre  hindurch  doch 
keinen  Abstiftungsprozeß  zu  gewinnen.  Ein  Schutz  der  produ- 
zierenden Bauern  stand  eben  der  Zentralregierung  doch  näher 
als  der  klagende  Grundherr,  und  eine  Proletarisierung  der  Bauern 
wird  keine  Verwaltung  als  das  Ziel  ihrer-  Agrarpolitik  ansehen. 
Die  Grundherren  behielten  mit  ihren  Befürchtungen  recht. 
Zwar  führte  die  wiedereingeführte  Anwesenheit  der  Grundherren, 
bzw.  ihrer  Verwalter  am  Druschplatze  nicht  überall  zu  den  be- 
fürchteten Konsequenzen,  ja  das  erste  Jahr  nach  der  Zehent- 
pauschalierung wurde  die  Grundherrngiebigkeit  sogar  tadellos 
gezahlt.  Kluge  Führer  der  Kmeten  hatten  dieselben  gewarnt, 
das  glänzende,  staatliche  Geschenk  der  Zehentpauschalierung 
durch  obstinates  Verhalten  dem  Grundherrn  gegenüber  sofort 
zu  diskreditieren.  Mit  der  Zeit  aber  blieben  die  Schädigungen 
nicht  aus.  Die  Fälle,  wo  sich  Kmet  und  Grundherr  am  Drusch- 
platze zerstritten,  häuften  sich  und  führten  in  einzelnen  Fällen 
rabiater  Kmeten  zu  Mord,  Totschlag  und  Brand.  So  wurde  im 
Bezirke  Bosn.  Novi  ein  Grundherr  erschlagen.  Der  äußere  An- 
laß war  ein  gegen  den  Kmeten  geführter  Peitschenhieb  des 
kleinen  Beg-Sohnes  gewesen.  In  Sanski-Most  wurde  eine  der 
Säulen  des  konservativen,  muselmanischen  Hochadels,  Hasanbeg 
<<'ko,  von  seinem  Kmeten  am  Marktplatz  ermordet,  und  am 
scheußlichsten  gestaltet  sich  das  Verbrechen  an  einem  Grund- 
herrn in  Kulen-Vakuf,  der  in  seinem  Landhause  mit  Hacken 
getötet  wurde,  worauf  das  Haus  zur  Verheimlichung  des  Ver- 
brechens angezündet  wurde.  Die  Verbrecher  wurden  nicht  ent- 
deckt. Die  Anlässe  dieser  Verbrechen  waren  verschieden,  aber 
die  erschreckten  Grundherren  wiesen  auf  sie  als  Beweis  der 
Unleidlichkeit  hin,  bis  zu  welcher,  dieses  Kinetenverhältnis  ge- 
bracht war  — ,  und  die  begonnene  Agrarrevolte  des  Jahres  1910 
gab  allen  ihren  Befürchtungen  recht.  In  diesem  Jahr  ent- 
wickelte sich  im  Kreise  Banjaluka  eine  Bewegung;  die 
Knieten  Aveigerten  sich,  die  Giebigkeit  zu  zahlen.  Von  einem 
Bezirke  des  Kreises  Banjaluka  ausgehend,  kam  plötzlich  die 
ganze  bäuerliche  Bevölkerung  in  Bewegung,  Mann  reihte  sich  an 
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Mann  und  Tausende  zogen  von  Dorf  zu  Dorf.  Die  Parole  war, 
daß  diese  Bewegung  ersl  an  derDrina  halt  machen  sollte.  Nur 
einer  schnellen  un«l  zielbewußten  Energie  der  Behörden  gelang 
es,  diese  Bewegung  zu  bannen.  Sie  blieb  aber  «in  warnendes 
„Mene  tekelu  für  die  Verwaltung,  daß  die  Agrarfrage  überreif 
Bei  und  daß  Maßnahmen  zn  ihrer  Lösung  getroffen  werden  müßten, 
sollte  der  Staatskörper  nicht  durch  diese,  zum  akuten  Ausbruch 
gelangte  chronische  Krankheit  in  die  gefährlichste  Krise  gebracht 
werden.  Die  Gase  des  wirtschaftlichen  Kessels,  die  die  Schwungräder 
agrarer  Volkswirtschaft  zu  treiben  berufen  waren,  waren  überhitzt, 
und  es  war  die  höchste  Zeit,  für  dieselben  ein  Ventil  zu  finden. 

Wie  erwähnt,  hatte  man  sich  bereits  im  Jahre  1908  mit  der 
Idee  getragen,  die  Kmetenablösung  in  ein  schnelleres  Tempo  zu 
bringen  und  man  versuchte,  durch  Vermittlung  einer  privaten 
Agrarbank  die  Aufgabe  zu  lösen.  Von  der  Pester  Kommerzial- 
bank  wurde  die  Agrarbank  gegründet,  welche  sich  ver- 
pflichtete, den  Kmeten  den  vollen  Kaufpreis  vorzustrecken.  Dafür 
übernahm  die  Landesregierung  die  Verpflichtung,  die  aus  der 
ungenügenden  Rückzahlung  dieser  Darlehen  der  Bank  erwach- 
senden Schäden  zu  decken  und  stattete  sie  die  Bank  überdies 
mit  Privilegien  aus,  wie  ja  auch  die  bisher  Ablösungsgeschäfte 
treibende  Landesbank  ähnliche  Privilegien  gehabt  hatte. 

Was  die  neue  Form  der  Kmetenablösung  anbelangt,  so 
ging  man  von  der  richtigen  Ansicht  aus,  daß  ein  Bauer  nicht 
in  die  Zwangslage  versetzt  werden  darf,  seinen  fundus  instructus 
zu  verkaufen,  und  daß  die  Gewährung  des  Hypothekarkredites 
zur  Ablösung  für  den  Kmeten  nur  dann  eine  Wohltat  sei,  wenn 
er  den  gesamten  Kaufpreis  zu  entsprechenden  Zinsen  erhält. 
Den  vollen  Kaufpreis  konnte  man  wirtschaftlich  ungeschwächten, 
sich  ablösenden  Kmeten  ohne  Gefahr  geben,  denn  die  allge- 
meine Erfahrung  zeigt,  daß  der  Verkaufs  wert  eines  Frei- 
besitzes zumeist  doppelt  so  groß  ist  als  der  eines 
K  m  e  tenbesitzes.  Faktisch  besitzt  ja  der  Kmet  bereits  ein 
Anrecht  auf  den  Cifluk;  er  hat  somit  das  Bauerngut  nicht  erst 
zu  kaufen,  sondern  nur  den  Grundherrn  für  den  Verlust  seines 
Rechtes  zu  entschädigen. 

Gelangt  der  Cifluk  wegen  Saumseligkeit  des  Käufers  zur 
öffentlichen  Versteigerung,  so  ist  er  als  nunmehr  kmetenfreier 
Besitz'  durchschnittlich  doppelt  so  viel  wert,  als  der  Kmet  dem 
Grundherrn  an  Entschädigung  zahlt.  Eine  Schädigung  des  Hypo- 
thekarkreditgebers scheint    so  gut   als  ausgeschlossen,    da  er  bei 
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normalen  Zeiten  gewiß  die  vorgestreckte  Hypothek  und  auch  die 
seither  angewachsenen  Zinsen  hereinbringen  wird. 

Eine  Befürchtung,  daß  die  Landesregierung  aus  diesen 
Rückständen  haftbar  sein  würde,  war  somit  unbegründet,  denn 
immer  konnte  man  erwarten,  daß  der  nun  frei  gewordene  Bauer 
mit  größerer  Ambition  arbeitend  die  Hypothekardarlehensraten, 
wenn  sie  seine  bisherige  Giebigkeit  nicht  bedeutend  übersteigen 
regelmäßig  zahlen  wird,  und  daß  selbst  der  Zwangsverkauf  bei 
verlotterten,  zu  Grunde  gegangenen  Kmeten  keinen  Kapitals- 
verlust der  Bank  im  Gefolge  haben  werde. 

Wenn  dennoch  gegen  diese  Bankgründung  ein  starker 
Widerstand  im  österreichischen  Parlament  entstand,  so  fand  er 
neben  dem  Hinweis  auf  die  einer  Privatbank  gewährten  Privi- 
legien darin  seinen  Grund,  daß  Österreich  sich  von  der  Einfluß- 
nahme auf  diese  Bank  ausgeschlossen  fand  und  die  einseitige 
Bevorzugung  magyarischen  Kapitals,  den  privilegierten  Erwerb 
von  Grund  und  Boden  durch  eine  ausschließlich  transleithanische 
Bank  mit  offenen  Befürchtungen  ansah  und  deshalb  die  drin- 
gende Forderung  stellte,  daß  die  Kmetenablösung  mit  Ausschluß 
jedes  Privatunternehmens  durch  den  Staat  selbst  zu  vollziehen  sei. 

Die  Wahrung  österreichischer  Interessen  ertötete  die  Kmeten- 
ablösung seitens  der  ungarischen  Agrarbank  und  dies  um  so 
leichter,  als  man  bei  Berechnung  der  ihr  gestatteten  Zinsen  ge- 
wisse, materielle  Begünstigtingen  erblickte,  die  mit  der  sonstigen 
Unterstützung  des  Staates,  welcher  ihr  kostenlos  seinen  Exekutiv- 
apparat zur  Aufnahme  der  Gesuche,  zur  Eintreibung  der  Raten 
und  zur  Zwangsveräußerung  verganterter  Höfe  zur  Verfügung 
stellen  wollte,  nicht  in  Einklang  gebracht  werden  konnte. 

Tatsächlich  haben  die  Verhältnisse  diese  Befürchtung  nach- 
träglich ad  absurdum  geführt.  Heute  ist  die  ungarische  Agrar- 
bank glücklich,  das  Geschäft  der  Kmetenablösung  nicht  entriert 
zu  haben,  denn  seither  ist  das  Geld  am  Markte  so  teuer  gewor- 
den, daß  die  Bank  bei  dem  den  Kmeten  gewährten  Zinsfuße 
von  4  y2  °/0  und  dem  7  l/2  °/0.  bis  zu  welchem  sukzessive  der  Zins- 
fuß anstieg,  nur   bedeutende   Passiva    aufzuweisen    gehabt   hätte. 

Dem  Drucke  des  österreichischen  Parlamentes  folgend  wurde 
die  Idee  der  Gründung  einer  privaten,  vom  Staate  besonders 
privilegierten  Agrarbank  fallen  gelassen,  und  die  Frucht  der  sich 
kreuzenden  oder  ergänzenden  Interessen  war  der  Gesetzentwurf 
der  fakultativen  Kmetenablösung,  mit  welchem  die  Re- 
gierung vor  die  zweite  Session  des  mittlerweile    aktivierten  bos- 
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uisch-herzegowinischen  Landtages  trat,  und  nach  welchem  das 
Land  die  Geschäfte  der  Kmetenablösung  übernahm.15) 

Di'  jetzentwurf,  der  im  großen   und  ganzen  dieselben 

Grundsätze  aufstellte,  nach  welchen  die  ungarische  Agrarbank 
die  Darlehen  hätte  gewähren  Bollen,  entfesselte  eine  lebhafte 
Kontroverse  in  der  Presse  und  Wissenschaft.  Europa  interes- 
sierte  Bich  für  das  bosnische  Agrarproblem  und  die  grundlegende 
Arbeit  über  den  Gegenstand  ist  das  Werk  „Die  Agrarverfassung 
und  das  Grundentlastungsproblem  in  Bosnien  und  der  Herzego- 
wina" von   Professor  Grünberg. 

Das  K  metenablösungsgesetz  vertrat  den  Standpunkt 
der  fakultativen  Ablösung  und  war  somit  nichts  anderes  als  ein 
Gesetz  über  die  Gewährung  von  H y p o t h e k a  r k r e  d i t 
an  a  1>  I  ö  >u  ngsgeneigte  Knieten.  Während  nun  die  bäuer- 
lichen  Vertreter,  insbesondere  serbisch-orthodoxer  Religion,  die 
obligatorische  Lösung  des  Kmetenverhältnisses  verlangten  und 
sich  hiebei  der  Unterstützung  der  Wissenschaft  erfreuten,  indem 
Professor  Grünberg  in  seiner  bekannten  Schrift  dezidiert  die 
obligatorische  Ablösung  forderte  und  hiebei  berechnete,  daß  bei 
dem  bisherigen  Tempo  der  Ablösung  die  Lösung  des  Verhält- 
nisses nicht  vor  dem  .lahre  2025  zu  erwarten  sei,  wehrten  sich 
aber  die  Muselmanen,  deren  Vertreter  im  Landtage  fast  aus- 
schließlich die  Grundherren  waren,  mit  größter  Zähigkeit  gegen 
eine  jede  derartige  Zumutung.  Wie  hart  die  Gegensätze  anein- 
anderprallten,  zeigt  die  Antwort  Scherif  Amautovic,  des 
kräftigsten  Wortführers  der  Muselmanen  auf  die  Reden  der 
Serben,  der  im  Landtage  den  Serbenbänken  die  Worte  zuschleu- 
derte:  „Wenn  ihr  uns  damit  droht,  daß  die  serbischen  Bauern 
durch  Mord  und  Totschlag  die  Kinetenfrage  lösen  werden,  so 
sind  wir  dem  gegenüber  noch  immer  stark  genug,  mit  Hilfe  der 
muselmanischen  Bauern  die  Kaufläden  der  reichen,  serbischen 
Stadtkaufleute  in  Brand  zu  stecken. u 

Tatsächlich  zerschellte  auch  an  der  Agrarfrage  der  bis  dahin 
bestandene  Pakt  der  Muselmanen  mit  den  Serben,  welcher  in 
seinen  Grundzügen  austrophob  war  und  sich  noch  in  den  letzten 
Jahren  vor  der  Annexion  in  Tausenden  von  Huldigungs- 
telegrammen gefiel,  die  wiederentdeckt' •  Souveränität  des  Sultans 
über  Bosnien  zu  feiern,  —    ein  Huldigungsrausch,    an   dem  sich 


:  '     Eingebracht  im  Jahre  1910  in  der  zweiten  Session   des  bosnisch- 
herzegowinischen   Landtages.  Anhang  IX. 
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die  Serben  fast  noch  intensiver  betätigten  als  die  Muselmanen,, 
weil  die  Entdeckung  der  Idee  der  alleinigen  Souveränität  des 
Sultans  in  Bosnien  ja  eine  Frucht  serbischen  Geistes,  die  Tendenz 
des  bekannten  Buches  des  jetzigen  serbischen  Gesandten  in 
Petersburg,  Dr.  Spalajkovic,  war. 

Mit  der  Annexion  der  beiden  Provinzen  am  5.  Oktober  1908 
verschwand  diese  Negierung  der  Souveränität  Seiner  Majestät 
des  Kaisers  von  Österreich  und  Königs  von  Ungarn  mit  einem 
Schlage,  entsprechend  dem  südslawischen  Charakter,  der  sich 
einer  energischen  Betonung  eines  gesatzten  Rechtes  stets  wider- 
spruchslos gefügt  hat.  Der  Pakt  der  beiden  Bekenntnisse  blieb 
aber  als  Oppositionspartei  gegen  die  Regierung.  Als  dritte 
und  kleinste  Gruppe  nahmen  die  Katholiken  eine  zuwartende 
Stellung  ein. 

In  Bosnien  deckt  sich  im  großen  und  ganzen  das  katholi- 
sche Bekenntnis  mit  der  nationalen  Idee  des  Kroatentums,  das 
serbisch-orthodoxe  mit  dem  serbischen  Nationalitätsgedanken, 
wobei  es  hier  dahingestellt  bleiben  mag,  wie  viel  der  letzteren 
die  Erfüllung  ihrer  nationalen  Pläne  im  Rahmen  der  Monarchie 
erhofften  und  wie  stark  die  Gruppe  war,  die  eine  solche  Er- 
füllung ihrer  Wünsche  nur  mit  Hilfe  des  serbischen  Piemont  in 
einem  großserbischen  Reiche  erwarteten. 

Die  Muselmanen  waren  hinsichtlich  ihrer  nationalen  Zuge- 
hörigkeit unentschieden.  Ihr  Pakt  mit  den  Serben  war  auch  nur 
auf  der  negativen  Basis  der  Kämpfe  gegen  den  gemeinsamen 
Feind  —  die  österreichische  und  ungarische  Verwaltung  —  auf- 
gebaut. In  ihrer  positiven  Richtung  gingen  aber  die  beiden 
Gruppen  vor  der  Annexion  wesentlich  anderen  Zielen  nach. 

Während  die  Serben  zum  großen  Teil,  wie  erwähnt,  das 
Ziel  ihrer  Wünsche  in  Serbien  erblickten,  und  ihre  Souveränitäts- 
anerkennungen an  den  Sultan  einen  eitlen  Humbug  darstellten, 
den  der  naive  Kern  der  Bauern  gar  nicht  verstand,  blickten  die 
Muselmanen  bewußt  nach  Konstantinopel.  Wenigstens  ent- 
-]  »rächen  diese  beiden  Endziele  den  Plänen  der  Nationalextremen, 
wie  die  extremen  Katholiken  wieder  nach  Agr am  blickten  und 
in  ihrem  Programme  dieses  Agr  am  von  der  Vormundschaft 
Budapests  befreit  wissen  wollten.  Da  die  Bewohnerschaft 
Bosniens,  selbst  mit  ihren  Muselmanen,  nur  einer  Rasse,  der 
serbo-kroatischen,  angehört,  so  gibt  diese  nach  drei  verschiedenen 
Richtungen  fliehende  Tendenz  staatsschaffender  Ideen  ein  inter- 
essantes und  wohl  nur  hier  konstatier  bares  Bild. 
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Alle  drei  Konfessionen  konnten  sioh  aber  schließlich  unter 
dem  Schlagworte:  „Bosnien  den  Bosniern"  einigen  und  die 
Sogenannte  AntikuferaSenbewegung,  welche  alle  „importierten" 
Elemente  der  Monarchie  sukzessive  aus  der  Verwaltung  und  dem 
Erwerbsleben  herauszudrängen  bestrebt  war.  bildete  schließlich 
die  gemeinsame  Decke,  unter  der  sich  alle  Parteien  einten,  um 
diese  Einigkeit  der  Gefühle  unter  einer  einhelligen  Opposition 
•n  die  dem  Landtag  allerdings  nicht  verantwortliche  Re- 
gierung zu  bezeugen.  Trotzdem  nahm  die  erste  Session  des 
bosnisch-hereegowinischen  Landtages  das  erste  Budget  an.  Das 
groteske  Bild,  daß  alle  Redner  kontra  sprachen,  das  Budget  aber 
doch  mit  großer  Mehrheit  akzeptiert  wurde,  ist  übrigens  für 
die  Kenner  Bosniens  keine  Überraschung.  Ein  jeder  Bezirks- 
vorsteher hat  es  bei  den  Stadtgemeindesitzungen  in  Bosnien 
wiederholt  erlebt,  daß  bei  Anregungen,  die  er  im  Interesse  des 
Ivulturt'ortschrittes  machte,  oft  alle  Redner  einstimmig  dagegen 
sprachen,  den  Antrag  aber  —  in  Erkenntnis  seiner  materiellen 
Berechtigung  —  dennoch  einstimmig  annahmen. 

Diese  Eintracht  der  Parteien  in  ihrem  Kampfe  gegen  die 
..schwabische"  Regierung  wurde  aber  in  demselben  Augenblicke 
zerrissen,  als  die  serbischen  Abgeordneten  in  vehementer  Weise 
die  obligatorische  Kmetenablösung  fordernd  an  dem 
wirtschaftlichen  Lebensnerv  der  muselmanischen  Grundherren 
zerrten. 

Vielfach  wird  den  Grundherren  vorgeworfen,  daß  sie  nur 
aus  dem  Wunsche  nach  Aufrechthaltung  ihrer  sozialen  Stellung 
-ich  gegen  die  obligatorische  Kmetenablösung  sträuben.  Das  mag 
richtig  und  —  wie  jede  Behauptung  sozialer  Stellung  —  auch 
vollkommen  berechtigt  sein.  Tatsächlich  hängt  aber  mit  dem 
<!  rundbesitze  der  bosnischen  Grundherren  ihre  Existenz  innig 
zusammen.  Durch  die  Okkupation  mit  den  Anforderungen 
moderner  Kultur  in  Berührung  gebracht,  waren  sie  in  ein  eis- 
kaltes Bad  geworfen,  das  wohl  kräftige  Existenzen  stählt, 
-chwächliche  aber  unerbittlich  hinmordet.  Der  muselmanische 
Grundherr,  besonders  jener  außerhalb  der  Kreisstadt,  hat  sich 
verbittert  und  unklug  dem  modernen  Zeitgeist  und  der  ihm 
durch  die  staatliche  Förderung  überreichlich  gebotenen  Gelegen- 
heit, in  modernen  Schulen  Kenntnisse  und  moderne  Fachfähig- 
keiten zu  erwerben,  verschlossen.  Der  Übergang  der  Natural- 
wirtschaft zur  Geldwirtschaft  traf  ihn  noch  weit  stärker  als  den 
Freibauer    oder    gar    als    den    Knieten,    der   vielfach    durch    die 
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rechtliche  Struktur  des  Knieten  Verhältnisses  von  den  Schäden 
leichtsinniger  Geldwirtschaft  geschützt  ist.  Viele,  sehr  viele 
Grundherren  erlagen  den  Verlockungen,  auf  ihre  Grundstücke 
Schulden  zu  kontrahieren,  um  an  den  Segnungen  einer  luxu- 
riösen Kultur  teilnehmen  zu  können.  Ungeschult  in  landwirt- 
schaftlichen Kenntnissen,  hätten  sie  dieselben  auch  gar  nicht 
verwerten  können,  weil  sie  keine  Frei  besitze  haben  und  der 
Einfluß  auf  die  Knieten  nach  dem  Obengesagten  nur  ein  ge- 
ringerer sein  kann.  Wenn  nun  ein  reicher  Grundherr  anstatt  der 
jährlich  eingehenden  Naturalabgabe  Bargeld  oder  Obligationen 
erhält,  so  Avird  er  noch  weit  weniger  den  Lockungen  einer 
gesteigerten  Lebenshaltung  entgehen,  und  der  erschreckend 
schnelle  Ruin  der  ganzen  ehemaligen,  so  stolzen  Begklasse 
müßte  die  Folge  einer  solchen  wirtschaftlichen  Umwälzung  sein. 
So  sonderbar  es  anfangs  klingen  mag,  ist  nicht  der  Kmet, 
sondern  der  Grundherr  der  wirtschaftlich  Schwächere  in  diesem 
Kampfe  um  die  Existenz.  Der  arme  Kmet  plagt  und  schindet 
sich,  aber  er  bleibt  existenzfähig  und  geht  in  seinen  Kindern 
einer  besseren  Zukunft  entgegen.  Der  reiche,  bosnische  Beg 
schwelgt  eine  kurze  Zeit  und  geht    dann    unrettbar   zu  Grunde. 

Von  eigener  Schuld  zu  sprechen,  wäre  hier  zu  weit  gegangen. 
Jedenfalls  hat  die  Staatsverwaltung  Hilfe  zu  bieten,  damit  der 
Grundherr  diesem  Ruin  entgehe  und  in  einer  entsprechenden 
Zeit  intellektuell  erweckt  und  moralisch  gekräftigt,  an  seine 
eigene  wirtschaftliche  Erstarkung  denken  kann. 

Aus  all  diesen  Erwägungen  erwuchs  der  Entschluß,  nur 
die  fakultative  Kmetenablösung  zu  gewähren.  Dieser  Entschluß 
war  so  fest,  daß  eigentlich  das  Schicksal  des  Kmetenablösungs- 
gesetzes  hiemit  bereits  gegeben  war.  Das  wußten  auch  die  ser- 
bischen Abgeordneten  und  ihre  Opposition  hatte  auch  nur  mehr 
den  Zweck  einer  theoretischen  Stellungnahme  und  die  Vor- 
bereitung späterer,  obligatorischer  Ablösung. 

Es  kam  deshalb  auch  gar  nicht  zu  Erörterungen  über  den 
Modus  einer  solchen  Zwangsablösung.  Eines  aber  zeitigte  der 
Kampf,  daß  die  Muselmanen  den  Pakt  mit  den  Serben  aufsagten 
und   sich  mit  den  Katholiken,  bzw.  Kroaten,  vereinten. 

Der  Gesetzentwurf  über  die  fakultative  Kmetenablösung 
wurde  mit  Allerhöchster  Sanktion  vom  13.  Juni  1911  Gesetz. 
Die  Wirkungen  seiner  Durchführung  sind  nun,  daß  in  der  Zeit 
vom  1.  Jänner  1912,  dem  Tage,  an  welchem  das  neue  Kmeten- 
ablösungsdepartement   der   Landesregierung    die  ersten  Darlehen 
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auszahlte,  l>i>  Bride  des  Jahres  L913  L0.947  Knieten  mit  dem 
Betrage  von  19,949.600  l\  abgelöst  wurden,  während  in  der 
Zeit  von  L879  l>is  Ende  1910,  also  in  einem  Zeiträume  von 
31    Jahren,    28.421    Kmetenansässigkeiten    um    den    Betrag    von 

2:5. iL".».-. »75  K  abgelösl   wurden16). 

Trotz  dieses  erfreulicherweise  beschleunigten  Tempos  der 
Ablösung  kam  aber  hiemit  die  Kmetenablösungsfrage  nicht  zu 
einem  rechtlichen  Abschlüsse.  Nach  wie  vor  bildete  sie  den  Anirel- 
punkt,  um  den  sich  die  ganze  Fülle  innerer  Verwicklungen 
drehte,  und  wie  aktuell  dieselbe  geblieben  ist,  zeigt  wohl  in 
krassester  Weise  das  in  der  letzten  Sitzung  des  bosnisch-herce- 
gowinischen  Landtages  in  den  Saal  geschleuderte  Wort  des 
radikalen,  serbischen  Abgeordneten  Lazarevie:  „Immer  ver- 
sprecht ihr  uns  die  Lösung  der  Frage  und  immer  führt  ihr  uns 
irre!  Und  ihr  sollt  es  wissen,  schon  sind  die  Gewehre  bereit, 
die  die  Frage  Lösen  werden."  Das  war  am  20.  Juni  1914.  Am 
28.  Juni  1914  fiel  der  Thronfolger  durch  Mörderhand.  Am 
28.  Juli  erfolgte  die  Kriegserklärung  Osterreich -Ungarns  an 
Serbien.  Am  28.  Oktober  1914  wurde  das  Urteil  im  Hochverrats- 
prozesse gefallt,  in  welchem  die  unglaubliche  Unterwühlung  des 
bosnisch -hereegowinischen  Volkes  durch  die  serbischen  Ein- 
flüsterungen manifest  wurde. 

Mit  dieser  Aufzählung  historischer  Daten  soll  nicht  gesagt 
werden,  daß  Lazarevie  in  seiner  Drohung  die  Browningpistole 
Princips  prophezeite.  Daß  er  aber  recht  hatte,  als  er  die 
Drohung  in  den  Saal  rief,  haben  die  nachfolgenden  Fakten  zur 
Evidenz  erwiesen,  in  einer  Weise,  die  seinen  oratorisch-exaltierten 
Ausruf  wohl  selbst  überflügelte. 


16 )  Siehe  die  bündige  und  sclir  instruktive  Brochüre  ..Zwei  Jahre 
fakultativer  Kmetenablösung  von  Hofrat  Dr.  G.  Grassl",  nach  welcher 
die  Aufwendungen  für  Kmetenablösung  von  1878  bis  Ende  1011  siel 
auf  29,308.111  K  belaufen.  Es  betrugen  somit  die  seit  der  Okkupation 
für    Kmetenablösung  verwendete  Mittel: 

a)  in   '1er  Zeit  von    1878—1911 29,308.111  K 

b)  die    lautlich   aufgewendeten  Mittel   im  Jahre 

1912  und   1913 19,949.600  K 

die   anderweitig   in   den    Jahren    1912     und 

1913  beschaffnen  Ablösungsmittel 

7.     .-ms   eigenem 1,703.243   K 

ß    durch    Privatinstitute 607.210  K 

51,568.16  I   K 
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So  steht  denn  die  Agrarfrage  Bosniens  nach  wie  vor  un- 
gelöst im  Brennpunkte  aller  Emanationen  des  wirtschaftlichen 
und  politischen  Lebens  dieser  Provinzen. 

Heute,  unter  dem  Getöse  der  Waffen  unhörbar,  wird  sie 
immer  wieder  Gelegenheit  finden,  sich  vernehmbar  zu  machen 
und  sie  wird  nach  dem  Friedensschlüsse  lauter  denn  je  an  die 
Pforte  pochen,  um  Österreich-Ungarn,  wenn  auch  nicht  an  die 
Einlösung  eines  formell  gegebenen  Versprechens,  wohl  aber  an 
die  Erfüllung  einer  steten  Hoffnung  und  an  die  Lösung  seines 
schwierigsten  Problems  in  diesen  Provinzen  zu  mahnen. 


IL 

Ein  Reformvorschlag  von  Dr.  Dimovie. 

Der  Einsicht  der  dringenden  Notwendigkeit,  auf  dem  Wege 
der  Kmetschaftsaut'hebung  einen  Sehritt  weiter  zu  geben,  konnten 
sieh  die  maßgebenden  Faktoren  nicht  verschließen. 

Die  Kmetenfrage  spielt  in  jede  Phase  des  Rechts-,  Wirt- 
schafts- und  Verwaltungslebens  hinein.  Nach  der  Erledigung  des 
fakultativen  Kmetenablösungsgesetzes  und  der  Erledigung  des 
Budgets  der  Jahre  1909  und  1910  war  der  Landtag  berufen,  an 
die  großen  Investitionsfragen  heranzutreten,  welche  dem  Lande 
das  große  Eisenbahnnetz,  sowie  die  wassertechnische  Amelioration 
weiter  Gebiete  verschaffen  sollte1).  Die  Vorteile  der  letzteren 
Gesetze  wurden  rücksichtslos  von  allen  Landesboten  anerkannt. 
Der  Wunsch,  so  und  so  viel  Quadratkilometer  Kulturland  dort 
zu  gewinnen,  wo  heute  nur  Moräste  sich  breiten,  öffnete  die 
Gebehand  jedes  Abgeordneten  und  die  großzügige  Freigebigkeit, 
mit  welcher  die  Landtagsabgeordneten  Millionen  Schulden  dem 
Staatsrücken  aufzubürden  bereit  waren,  war  hier  am  leichtesten 
gewonnen.  Schon  gab  sich  die  Regierung  berechtigten  Hoffnungen 


*j   Es  sind   dies  folgende  Meliorationsarbeiten,   welche   im  Laufe  des 
nächsten  Jahres  durchgeführt  werden  sollen: 

1.  Vollendung    der    Kanalisation    und  Anlage    von   Pumpwerken    in 
Hosn.  Grradiska    1,300.000  K. 

2.  Damm-,    Kanal-   and  Pumpanlagen   in   der  Posavina  der   Bezirke 
Breko  und   Bijeljina  12.oiiu.uoo  K. 

3.  Kanalisierimg     und     Entwässerung     des     Blato     bei     Capljina 
2,000.000  K. 

4.  Melioration  des   Mostarsko   Blato    und   Bewässerung    tiefer  gele- 
gener  Flächen    1,500.000  K. 

.">.    Melioration  des  Imotski-Ljubuskier   Polje    1,500.000  K. 

6.  Una   Kataraktsprengung  bei    Kulen-Vakuf  250.000  K. 

7.  Regelung  der  versumpften   .Malariagegend    der  Sutorina     Bezirk 
Trebinje)   250.000  K. 

8.  Aushau   von   Zisternen   im   Karsfe    250.000  K. 
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weitgehender,  kultureller  Arbeit  hin,  als  plötzlich  unvermutet 
auch  hier  die  Agrarfrage  das  ganze  Projekt  in  den  Streit 
der  Gegensätze  warf  und  seine  Perfektionierung  monatelang 
fraglich  werden  ließ.  Die  Streitfrage  bildete  der  Schlüssel,  nach 
welchem  die  Grundherren  und  Knieten  den  auf  die  Parteien  ent- 
fallenden Teil  der  Auslagen  zu  decken  hätten. 

Es  würde  zu  weit  führen,  den  verschiedenen,  hier  strei- 
tenden Ansichten  nachzugehen  und  sei  nur  erwähnt,  daß 
nach  monatelangen  Konferenzen  endlich  die  Parteien  in  dem  auf 
anderer  Plattform  geschlossenen,  allgemeinen  Frieden  und  bei 
der  Einigung  für  ein  großzügiges  Programm,  welches  die  Frucht 
langer,  unglaublich  geduldig  geführter  Verhandlungen  war, 
auch  in  dieser  Frage  schließlich  durch  ein  Kompromiß  fanden2). 
Ja  selbst  ein  rein  der  Humanität  dienendes  Gesetz  über  die 
Bekämpfung  der  Volkskrankheiten,  insbesonders  der  Tuberkulose, 
wäre  an  der  Agrarfrage  gescheitert,  da  die  Vertreter  der  Bauern 
und  Knieten  mit  eben  solchem  Rechte  den  Bau  hygienischer 
Wohnhäuser  für  die  Kmeten  forderten,  wie  die  Grundherren 
wirtschaftlich  mit  Recht  sich  weigerten,  die  Lasten  dieser  Ver- 
besserung zu  tragen,  da  in  vielen  Teilen  Bosniens  der  Grund- 
herr zur  Errichtung  der  Gebäude  verpflichtet  ist,  aber  auch  dort, 
wo  er  nicht  dazu  verpflichtet  ist,  der  Kmet  das  nötige  Bauholz 
vor  allem  aus  den  Grundherrnwäldern  zu  beziehen  hat3). 

Kaum  waren  aber  diese  Klippen  dadurch  umschifft,  daß 
an  Stelle  stringenter  Gesetzesparagraphen  schwächliche  Resolu- 
tionen gesetzt  wurden,  so  schien  das  Baltali k-  und  Me ra- 
ge setz  (Gesetz  über  die  Ausscheidung  von  Gemeindewäldern 
und  -weiden)  an  eben  demselben  Steine  des  Anstoßes  zu  scheitern. 
Auf  diese  Seite    der    Agrarfrage    Avird    des    weiteren    noch  unten 


~)  Zu  den  noch  erforderlichen  Kosten  der  Amelioration  der  Posavina- 
territorien  im  Bezirke  Gradiska  in  der  Höhe  von  1,300.000  K  haben 
auch  die  Grundeigentümer  und  Kmeten  einen  Teil  beizutragen,  u.  zw. 
wird  dieser  Beitrag-  auf  Grundherren  und  Knieten  derart  repartiert,  daß 
von  den  Beiträgen  zum  Baue  der  Anlagen  der  Grundherr  zwei  Drittel 
und  der  Kmet  ein  Drittel,  hingegen  zu  den  Beiträgen  der  Erhaltung  der 
Grundherr   ein   Drittel   und   der   Kniet   zwei   Drittel   zahlt. 

3)  Übrigens  entstehen  aus  der  Frage  des  Baues  der  YVirtschafts- 
gebäude  auch  sonst  unglaubliche  Komplikationen,  die  jede  Verbesserung 
der  Wirtschaft  in  dieser  Hinsicht  erschweren,  wenn  nicht  unmöglich 
machen.  Den  deutlichsten  Beweis  über  die,  nur  das  Grundherreninteresse 
vertretenden,  Ziele  der  Grundherren  zeigt  am  besten  der  im  Anhange 
abgedruckte  Gesetzentwurf  Halilbasiö.   (VIII) 
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ausführlich  zurückgekommen,  hier  soll  nur  betont  werden,  wie 
immer  und  immer  wieder  die  Agrarfrage  alle  Fortschritte  zu 
lähmen  geeignet  ist  und  wie  sie  nur  durch  anglaubliche  Finessen 
und  ungesunde  Kompromisse  umgangen  werden  kann. 

Wie  weittragend  die  Bedeutung  dieser  Präge  für  das  ganze 
politische  Leben  ist,  zeigt  sieb,  übrigens  auch  an  äußeren  Er- 
scheinungen. 

Im  Monate  Februar  des  Jahres  1912  war  die  ganze  Tätig- 
keit des  bosnisch-hereegowinischen  Landtages  langsam  ein- 
geschlafen. Die  Aussehuliverhandlungen  wurden  so  langwierig 
und  sporadisch  geführt,  daß  diese  Tätigkeit  nur  mehr  ein  Hohn 
parlamentarischen  Lebens  war  und  mit  Recht  den  Unmut  der 
Steuerzahler  hervorrief,  die  es  nicht  mehr  ansehen  wollten,  daß 
für  totale  Untätigkeit,  die  nach  wochenlangen  Unterbrechungen 
nur  einzelne  Ausschußsirzungen  ohne  jedwede  Plenararbeit  zei- 
tigte, Diäten  über  Diäten  verabfolgt  wurden.  Der  Karren  stockte. 
Anstatt  daß  der  Landtag  das  große  Investitionsprogramm  von 
180  Millionen  beriet  und  dem  Lande  vor  allem  ein  großzügiges 
Eisenbahnnetz,  den  Bau  bedeutender  Straßenzüge  und  bedeutende 
Flächen  ameliorierter  Erde  verschaffte,  zeigte  sich  überall  die 
unfruchtbarste  Oppositionslust,  die  vor  allem  staatsrechtliche  Er- 
folge erringen  wollte,  bevor  sie  dem  Lande  Vorteile  materiellen 
Fortschrittes  gewährte.  Nichts  half  und  die  Situation  schien  fast 
endgültig  verfahren,  als  eine  Gruppe  von  13  Serben,  die  eine 
Zeitlang  bereit  schienen,  sich  mit  der  Regierung  und  den  beiden 
anderen  Landtagsparteien  auf  ein  positives,  großzügiges  Pro- 
gramm zu  einen,  plötzlich  ohne  jedwede  äußere  Ursache  ihr 
Mandat  niederlegten  und  eine  dauernde,  Majoritätsgruppierung  des 
Landtages  in  Frage  stellten. 

Da  sollte  es  nun  —  bereits  eineinhalb  Jahre  nach  dem 
Inslebentreten  des  Gesetzes  über  die  fakultative  Kmetenablösung! 
—  die  Agrarfrage  sein,  welche  die  ganze  sistierte 
Maschinerie  wieder  ins  Rollen  brachte.  Ein  serbischer 
Advokat,  Dr.  Dimovie,  trat  plötzlich  mit  einer  neuen  Formel  zur 
Lösung  der  Frage  vor  die  Rampe  und  wußte  die  Formel  so  fas- 
zinierend in  die  Öffentlichkeit  zu  bringen,  daß  er  eine  neue 
Partei  gründete  und  die  alten  radikalen,  serbischen  Parteiführer  für 
längere  Zeit  anscheinend  ganz  um  die  Sympathien  ihrer  Wähler 
brachte.  Dimovie"  argumentierte  folgendermaßen:  Die  Kmeten 
erhalten  von  der  Regierung  nach  dem  Gesetze  der  fakultativen 
Kmetenablösung    Darlehen    zu  4-5%  d.i.  zu  6'108°/o    (inklusive 


28  Ein  Keformvorschlag  von  Dr.  Dhnovic.  [314 

Amortisation).  Die  daraus  sich  ergebenden  Raten  stellen  sich  bei 
dem  gegenwärtig  usuellen  Preis  ungefähr  so  hoch  wie  die  Grund- 
herrngiebigkeit.  Theoretisch  wäre  somit  der  Kmet,  ohne  einen 
Heller  mehr  zu  zahlen  als  seine  bisherige  Kmetengiebigkeit,  nach 
;j<i  Jahren  in  die  angenehme  Lage  versetzt.  Freibauer  zu  werden4). 
In  Praxis  aber  macht  sich  beim  Kmeten  der  Nachteil  des 
Überganges  von  der  Naturalwirtschaft  zur  Geldwirtschaft  geltend. 
Der  Kmet  versteht  es  nicht,  seine  früher  natural  geleistete  Ab- 
gabe so  preiswert  in  das  Bargeld  umzuwandeln,  das  er  bei  der 
Ratenzahlung  braucht.  Er  kommt  also  zu  Sehaden.  Während 
weiters  früher  bei  der  Hakleistung  der  am  Druschplatze  er- 
schienene Grundherr  sein  Erntedrittel  sofort  absonderte  und  der 
Kmet  in  den  ihm  verbleibenden  zwei  Dritteln  deutlich  das  Maß 
dessen  vor  Augen  hatte,  über  das  er  frei  verfügen  konnte,  liegt  für 
den  von  der  grundherrlichen  Vormundschaft  befreiten  Bauer 
nunmehr  die  Verlockung  zu  nahe,  die  Abstattung  der  Raten  zu 
verzögern.  Das  von  der  Ernte  erstandene  Geld  entrollt  zu  leicht 
der  Hand  des  an  so  großen  Bargeldbesitz  ungewohnten  Mannes. 
Wenn  aber  der  Steuerexekutor  kommt,  muß  das  Vieh  als  Pfand- 
nbjekt  aus  dem  Stalle  wandern  und  der  Ruin  des  jungen  Frei- 
bauern zieht  an  demselben  Tag  in  die  Wirtschaft  ein,  wo  das 
Zugvieh  aus  dem  Hofe  wandert.  Wie  richtig  diese  Argumentation 
ist,  erweisen  die  Einzahlungen  auf  die  Darlehen  der  fakultativen 
Kmetenablöstrag.     Knapp    vor   der   neuen    Maisemesterrate    1915 


4)  Nach  den  bisherigen  Ergebnissen  der  Kmetenablösung  ist  die 
Diirchschnittskulturfläche  eines  abgelösten  KmetenciHuks  ca.  70  Dun.  "Wenn 
man  das  durchschnittliche  Zehentpauschale  der  Kulturfläche  selbst  mit  70  h 
annimmt,  so  stellt  sich  das  gesamte  Zehentpauschale  auf  49  K  der 
durchschnittliche  Ablösungspreis  auf  1,800  K  und  der  auf  dieser  Basis 
berechnete  Bruttoertrag  der  Wirtschaft  auf  490  K.  Aus  diesem  Eoh- 
erfcrage   hat  nun  der  Kmet  folgende   Posten   zu  begleichen: 

1.  Zelient 49  K   —   h 

2.  sonstige   Steuer-    und    Kultusabgaben    abgerundet  .     24    „    50    .. 

3.  die  Amortisationsrate  des  aufgenommenen  Darlehens 

von    1800   K 109    „    94    „ 

183  K  44  h 
Man  kann  ermessen,  wie  schwer  es  dem  Kmeten  wird,  von 
einem  Totalrohertrage  seiner  Ackerwirtschaft  in  der  Höhe  von  490  K 
gleich  183  K  56  h  au  die  Steueramtskassa  abzuliefern,  um  aus  dem  ver- 
bleibenden Beste  von  306  K  56  h  nicht  nur  den  Produktionsaufwand  zu  re- 
stituieren, sondern  die  sonstigen  zerealen  Bedürfnisse  einer  durchschnittlich 
-^•'■hsköpfigen   Familie    durch   ein   ganzes   Jahr   zu   deckeu. 
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beträgt  der  Rückstand    an  nichtgezahlten  Annuitäten   der  bisher 
verausgabten   Darlehen  33%. 

Von  den  5*821  Parteien,  welche  Bich  im  ersten  Jahre  (1912 
abgelöst  haben,  sind  bereits  436  Parteien  mit  vier  Semesterraten 
im   Rückstände,    das    ist   T-5U0.    bei   denen   demgemäß   laut   Vor- 
schrift   zur    exekutiven     Feilbietung     ihrer    Liegenschaften     zu 
Bchreiten  wäre. 

Aus  den  exzeptionellen  Verhältnissen  des  Kriegsjahres 
dürfen  allerdings  keine  vorschnellen  Schlüsse  gezogen  werden, 
tatsächlich  aber  hatte  der  Bauer  nie  so  viel  Bargeld  als  im 
Jahre  1014/15.  Das  abgenommene  Pferdematerial,  das  requirierte 
Vieh  wurde  zu  höchsten  Preisen  bezahlt  und  die  Verwertung 
seiner  Ernte  erfolgte  zu  bisher  nie  geahnten  Sätzen,  so  daß, 
Ausnahmsfälle  abgesehen,  die  Nichtbezahlung  der  Annuitäten 
nur  auf  den  bedenklichsten  Leichtsinn  oder  auf  eine  Belastung 
mit  zu  hohem  Ablösungspreise  zurückzuführen  ist. 

Wie  anders,  wenn  die  Ratenzahlung  erleichtert  würde,  in- 
dem der  Siaat  die  Hälfte,  vielleicht  später  sogar  die  gesamte 
Zinsenschuldigkeit  übernimmt  und  somit  dem  Knieten  nur 
die  ratenweise  Rückzahlung  des  Kaufschillings  ohne  Zinseszinsen 
erübrigt  ? 

Ein  Taumel  der  Begeisterung  erfaßte  alle  Kmetenköpfe,  als  sie 
in  den  Berechnungen  der  „Istina"  (dem  neugegründeten  Blatte 
des  neuen  Parteiführers)  abgedruckt  sahen,  wie  gering  nach 
dieser  Gesetzformel  die  Raten  im  Verhältnisse  gegen  die  ehe- 
malige Hakleistung  sein  würden5 1.  Welcher  Kmet  hätte  da  auch  nur 


Nehmen  wir  an,  daß  ein  Kmet  sich  80  mit  seinein  Grundherrn 
über  den  Ablösungspreis  geeinigt  hat,  daß  die  Annuität  eines  dreißig- 
jährigen Darlehens  seinem  jährlichen  Hak  gleichkommt.  Beträgt  dieser 
Hak   /..  B.  61    K.    SO   entspricht   dies   einem  Ablösungskapital  von  1000  K. 

Von  diesen  lil  K  (recte  61  K  08  h)  entfallen  nun  im  ersten  Jahre 
auf  die  Zinsen  44  K  82  h  und  nur   16  K  26  h  bleiben  Kapitalrückzahlung. 

Im  zweiten  Jahre  beträgt  die  Zinsenrückzahlung  41  K  09  h,  die 
Kapitalrückzahlung   16  K  99  h. 

Im  dritten  Jahre  beträgt  die  Zinsenrückzahlung  43  K  31  h,  die 
Kapitalrückzahlung   17  K   77  h. 

Tn  den  folgenden  Jahren  verschiebt  sich  das  Verhältnis  immer 
rascher,  indem  die  Kapitalabzahlung  immer  größer  und  die  Zinsentilgung 
immer  kleiner  wird.  Übernimmt  nun  der  Staat  die  Zinsenlast  auf  sein 
Konto,  su  zahlt  der  Kmet  im  ersten  Jahre  der  Rückzahlung  anstatt  des 
bisherigen  Haks  von  61  K  nur  16  K  9'J  h,  am  dann  durch  30  Jahre 
langsam  zu  steigen,  bis  im  30.  Jahre  seine  Rate  61  K  erreicht  hat  und 
hiemit   den   letzten   Kapitalrest  abzahlt. 
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eine  Minute  gezögert,  ein  solches  Ablösungsgeschäft  zu  schließen, 
i:id<'iii  er  sofort  bedeutend  weniger  an  Giebigkeit  zu  zahlen  hat, 
trotzdem  aber  in  30  Jahren  freier  Eigentümer  wird? 

Gegen  diese  Berechnung  des  neuen  Bauernfreundes  und 
Kmetenretters  versagte  jede  obstinate,  chauvinistische  Oppositions- 
politik der  bisherigen  serbischen  Machthaber  der  .,Narod~-Gruppe, 
sowie  der  „Srpska  Rijec",  deren  Kandidaten  bei  den  Ersatz- 
wahlen für  die  zurückgetretenen  13  serbischen  Abgeordneten  mit 
Eiern  beworfen  wurden  — ,  ein  neuer,  bisher  in  Bosnien  un- 
bekannter Trick  parlamentarischen  Lebens.  Wie  zu  erwarten  war, 
nahmen  die  Grundherren  zu  diesem  Vorschlage  sofort  Stellung, 
aber  da  sie  im  ersten  Augenblicke,  wie  die  gesamte,  weniger  in 
die  Tiefe  der  Wirkung  dieser  Formel  eingehende  <  >ffentlichkeit 
nur  die  Verringerung  der  Kmetenraten  und  als  deren  unaus- 
bleibliche Folge  die  Belastung  des  Staatsbudgets  mit  der  halben 
oder  ganzen  Zinseslast  kommen  sahen,  erschien  ihnen  dies  als 
ein  Millionengeschenk  des  Staates  an  die  Knieten  —  ein 
Millionengeschenk,  das  alle  Steuerträger,  somit  auch  sie,  an  die 
Knieten  (Christen)  zahlen  mußten  —  und  sie  forderten  deshalb  aus 
dem  Prinzipe  der  Gleichberechtigung  der  Parteien  ihrerseits  ein 
gleich  großes  Millionengeschenk  an  die  Muselmanen.  Eine  For- 
derung, die  sie  aber  nicht  abhielt,  neben  der  Geltendmachung  dieser 
materiellen  Gleichberechtigung  der  Konfessionen  auch  eine  solche 
der  Stände  zu  betonen  und  aus  diesem  Prinzipe  als  Kompensation 
für  das  Geschenk  an  die  Knieten  auch  ein  solches  Separatgeschenk 
an  die  Grundherren  zu  verlangen:  Für  die  Muselmanen  Vakuf- 
subventionen,  Moscheen,  Schulstipendien  usw..  für  die  Begs 
Waldungen! 

Bei  solch  großzügigen  Anforderungen  verlohnt  es,  den 
finanziellen  Effekt  der  lex  Dimovic  auf  die  Landesfinanzen 
nachzurechnen.  Vorher  sei  aber  berechnet,  wie  groß  die  Belastung 
des  Landesbudgets  durch  das  bestehende  Gesetz  über  die  fa- 
kultative Kmetenablösung  war.  Die  Kmeten  zahlen  an  die  Landes- 
regierung für  die  aufgenommenen  Hypothekardarlehen  41/2°/o 
Zinsen.  Sämtliche  Verwaltungskosten  tragen  die  Landesfinanzen. 
Betragen  nun  schon  heute  die  Verwaltungskosten  bei  nur 
21,000.000  Kronen  Darlehen  zirka  120.000  K  jährlich,  so  müssen 
dieselben  bei  zunehmender  Kmetenablösung  zweifellos  eher  größer 
als  niedriger  werden. 

Zu  diesem  schon  bei  der  Beratung  des  Gesetzes  in  Aussicht 
genommenen  Beitrage    des  Landes    kam  aber  eine   nicht  voraus- 
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gesehene  Belastung  des  Landesbudgets,  welche  in  der  Verteuerung 
des  Kredites  ihre  Ursache  hat.  Die  Landes  Verwaltung  gab  sich  bei 
Einbringung  des  <  Gesetzes  der  Hoffnung  hin,  daß  der  Geldmarkt  die 
damals  usuellen  Bankzinsen  von  I1  ,.  ,  uicht  erhöhen  wird.  Die 
mittlerweile  eingetretene  Knappheit  an  Geld  ließ  aber  die  Elo- 
cierung  von  4'/,"  ,,  Obligationen  so  wenig  ökonomisch  erscheinen, 
daß  die  Verwaltung  bis  auf  weiteres  das  für  die  Kmetenablösung 
erforderliche  Kapital  im  Wege  einer  Kontokorrentenanleihe  zu  dem 
dafür  erforderlichen  Zinsfuße  von  schließlich  sogar  8  °/0  aufnahm. 
Als  Verlust  aus  der  Differenz  zwischen  den  erhaltenen  4'/.,%  und 
den  gezahlten  8°/o  ergaben  sich  3ya°/o>  die  zu  Lasten  des  Landes- 
budgets gingen.  Da  das  Kontokorrent  nur  durch  eine  kurze  Zeit 
diese  Höhe  erreichte,  läßl  sich  hier  eine  genaue,  konkrete  Be- 
rechnung  nicht  anstellen. 

Theoretisch  ergibt  sieh  aber  folgende  Berechnung:  Jedes 
Prozent  Spannung  zwischen  den  vom  Knieten  gezahlten  Zinsen 
und  jenen  Zinsen,  zu  welchen  die  Landesregierung  das  Kapital 
erhält,  ergibl  bei  einem  Gesamtablösungskapitale  von  180  Mil- 
lionen K6)  —  in  einem  Jahn'  1*8  Millionen  K  Belastung  der 
Landesfinanzen.     Bei     einer    Amortisierung     des     Kapitales     in 

30 
30  Jahren  erfordert  somit  jedes  Prozent  Spannung  -~-  X    1*8  = 

27  Millionen  K.  Käme  es  zur  lex  Dimovic,  so  würde  das  Land 
die  halben,  ja  sogar,  wenn  möglich,  die  ganzen  Zinsen  des 
Kapitales  übernehmen.  Über  die  Höhe  des  Kreditzinsfußes  nach 
dem  Kriege  zu  sprechen  ist  schwer.  Man  nehme  aber,  um  sich 
ein  ungefähres  Bild  zu  machen,  an,  daß  Geld  effektiv  nur  zu 
erhältlich  wäre.  So  würde  der  Kniet  von  diesen  5ya°/o 
im  ersten  Falle  23/4°/o  zahlen  und  den  Rest  von  23/4°/0  das 
Land,  so  ergäbe  dies  eine  Totalbelastung  der  Landesfinanzen 
von  27  Miliinnen  x  2-75  =  74,250.000  K,  wobei  die  Regie  (die 
Verwaltungskosten  der  Ablösungsaktion)  nicht  gerechnet  wurde. 
Im  zweiten  Falle,  d.  i.  wenn  das  Land  die  gesamte  5x/2%ige 
Zinsenlast  übernehmen  sollte,  würde  sieh  die  den  Landesfinanzen 
aufgebürdete  Last  auf  27  Millionen  5  7s  —  148,500.000  K 
erhöhen. 


Bei  diesei  Berechnung  wurde  das  für  die  Kmetenablösung  er- 
forderliche Kapital  mir  180  Millionen  Kronen  angenommen,  da  das  der- 
zeitige  DnrchschnittsdarleheQ  1.800  K  ist,  was  bei  100.000  Ablösungen 
180   Millionen    K   Kapital  erfordert. 
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Das  bosnisch-hercegowinische  Budget  betrug 

im  Jahre  1910 74.251.960  K 

1911 79,535.715    ., 

„       1912 84,489.105   „ 

„       1913 92,997.594    .. 

„  1914/15  (l./VII.  1914  bis  31.  /VT.)  .  .  .  110,658.389  „ 
Fürwahr,  ein  ganz  bedeutendes  Steigerungsverhältnis  eines 
überaus  kurzen  Zeitraumes !  Kann  das  bosnische  Budget  die 
obberechnete  Belastung  allein  für  Krnetenablösungszwecke  ver- 
tragen? Kann  es,  wenn  die  Argumentation  der  Grundherren 
richtig  ist,  noch  weitere  Lasten  zu  Gunsten  der  Muselmanen  und 
der  Grundherren  tragen,  die  die  gleiche  Höhe  erreichen  sollen,  wie 
das  Geschenk  ( !  i  an  die  „orthodoxen  und  katholischen  Knieten"  ? 7) 
Die  Antwort  ergibt  sich  von  selbst. 

Aber  weit  mehr  als  das.  Die  ganze  Formel  Dimovic  ist  ein 
nationalökonomischer  Irrtum,  welcher  den  beabsichtigten  Zweck 
der  Verwaltung,  die  Entlastung  der  Kmeten,  nur  mangelhaft  und 
nur  für  eine  kurze  Spanne  Zeit  erreicht.  Allgemein  fiel  zur  Zeit 
der  ersten  Knietenablösungen  die  Tatsache  auf,  daß  die  Kmeten 
weniger    an  Hypothekarraten  zahlten,    als  früher  ihre  Grund- 

7)  AYill  man  einen  Überschlag  der  aus  der  vollständigen  lex  Dimovic 
erwachsenden  und  teilweise  auch  schon  ganz  ernstlich  angemeldeten 
Aspirationen  _  großzügig "  aufstellen,  so  ergeben  sich  ungefähr  folgende 
Zahlen  : 

Ablösung   der   (christlichen)    Kmeten 150  Millionen, 

Unterstützung   der  muselmanischen  Freibauern  und  musel- 
manischer Kultuseinrichtungen 150  „ 

als   Kompensationen  an  die  Grundherren  Wälder   im  Werte 

von   ungefähr 100  „ 

Unterstützung  der   christlichen   Freibauern,    deren   Renta- 
bilität  des   Bodenbesitzes   gesunken   ist <jil 

Unterstützung  von   Handel   und   Gewerbe,   die   doch  nicht 

allein   verpflichtet  sein  können,   diese  Steuern  zu   tragen, 

nhne   auch   ihrerseits    Kompensationen   zu   erhalten    ...       40 

freie   Stände 0  -, 

Die   Summierung   ergibt 500  Millionen. 

somit  eine  halbe  Milliarde.  Rechnet  man  die  bereits  beschlossene 
Iuvcstitionsanleihe  von  200  Millionen  hinzu,  so  befindet  man  sich  bei 
eher  konsequenter  Fortentwicklung  des  eingeschlagenen  Programmes 
nahe  an  drei  viertel  Milliarden  Kronen  Staatsschulden  zum  Zwecke  der 
kulturellen  Förderung  Bosniens  und  der  Hercegowina !  Gegen  diesen  Be- 
fcrag  ist  die  heißumstrittene  Beitragsleistung  Bosniens  und  der  Hercegowina 
zu  den  projektierten  Bahnbauten  in  der  Anteilshöhe  von  90  Mill.  K  ge- 
radezu von   untergeordneter  Bedeutung. 
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herrengiebigkeil  betrag.     Das  ist  klar:    Das  plötzliche  Ein- 
trete!] billigen  Zinsfußes  löst  das  Geheimnis  dieses 

Rä  r  sels. 

Bei  (1<mh  Qmstand,  als  die  breite  Öffentlichkeit  diesem  Ge- 
Betze  lange  Zeil  ohne  Verständnis  gegenüberstand  and  diese  un- 
zureichende Einsicht  eben  auch  die  Beurteilung  der  lex  Dimovic 
in  der  breiten  <  Öffentlichkeit  wesentlich  und  lange  beeinträchtigte, 
erscheint  es  nicht  überflüssig,  hier  ein  beispielsweises  Bild  aus  dem 
bosnischen  Leben  zu  -eben,  welches  deutlicher  als  theoretische 
Erwägungen  die  Sachlage  beleuchtet. 

Der  Kniet  Jovo  kommt  zu  seinem  Beg.  „Teuerer  Beg,  ich 
bin  zu  dir  gekommen,  um  dich  zu  fragen,  ob  du  nicht  so  gut 
sein  wolltest  zu  gestatten,  daß  ich  mich  abkaufe?"  „Gut,  ich  bin 
einverstanden.  Was  bietest  du  mir?"  „1000  K."  —  „Laß  dich 
nicht  auslachen!  2000  K  verlangeich!"  „Teuerer  Beg,  das  kann 
ich  nicht  zahlen.  —  Schau,  mein  Hak  ist  jährlich  durchschnittlich 
100  K,  denn,  wie  du  weißt,  zahle  ich  33  Ya  K  durchschnittlich  an 
Zehent.  Ich  bin  nun  bei  der  Landesbank  gewesen,  und  die  ist 
bereit,  mir  500  K  zu  7°  „  (Amortisationsrate)  zu  geben,  so  daß  ich 
jährlich  der  Bank  35  K  zahlen  muß.  Die  anderen  500  K  bekomme 
ich  vom  Gazda  (Kaufherrn'  Spiro  zu  13°/o  (Amortisationsrate). 
Dafür  muß  ich  jährlich  G5  K  zahlen.  —  35  4-  G5  K  würden  eben 
die  100  K  ausmachen,  die  ich  jährlich  leisten  kann,  mehr  kann  ich 
nicht  leisten."  „Nun,  aus  dem  Geschäfte  wird  nichts.  Um  1000  K 
gebe  ich  den  Cifluk  nicht  her."  Der  Grundherr  hat  die  2000  K 
allerdings  nur  aufgeschlagen,  um  einen  besseren  Ablösungspreis  zu 
erreichen,  da  er  aber  einsah,  daß  die  Leistungsfähigkeit  des  Knieten 
tatsächlich  1()0  K  nicht  viel  übersteigt,  so  läßt  er  sich  in  weiteres 
Feilschen  nicht  ein  und  das  Geschäft  zerschlägt  sich. 

Kurze  Zeit  darauf  eröffnete  das  Departement  für  die 
fakultative  Kmetenablösung  seine  Bureaus  und  der  Kmet  Jovo 
folgte  dem  Rat  eines  Freundes,  um  bei  diesem  Departement  sich 
über  die  Chancen  eines  Darlehens  zu  erkundigen. 

Hier  spielt  sich  nun  zwischen  Kmet  und  Beamten  folgendes 
Gespräch  ab:  „Herr,  ich  möchte  mich  gerne  ablösen  und  bin  ge- 
kommen, um  zu  fragen,  ob  man  mir  ein  Darlehen  gibt."  „Gewiß 
kannst  du  eines  bekommen,  —  sage  mir,  wie  viel  du  zu  leisten 
imstande  bis!  ?u  „Herr,  mein  Hak  beträgt  jährlich  100  K.  Ich  bot 
dem  Grundherrn  1000  K,  er  will  aber  2000  K."  „Jovo,  bist  du 
bereit,  dein  Departement  durch  30  Jahre  75  K  zu  zahlen,  um  auf 
diese  Weise  frei  zu  werden?"   „Wie,  ich  soll  mit  nur  75  K  jährlich 
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frei  werden,  obwohl  mein  Hak  bis  jetzt  jährlich  100  K  war?1' 
„Gewiß."  „Ja,  dann  aus  voller  Seele !';  „Also  gut.  Hier  hast  du 
1500  K  —  gehe  zum  Grundherrn  und  biete  sie  ihm  an,  vielleicht 
ist  er  damit  zufrieden." 

Jovo  erscheint  wieder  beim  Grundherrn  und  tatsächlich  einen 
sich  beide  auf  1500  K.  Hocherfreut  erzählt  der  Grundherr  einem 
bald  darauf  bei  ihm  erscheinenden  Freunde  :  „Schau  du  einmal  diese 
Knieten  an.  Vor  einer  Woche  war  der  Jovo  bei  mir  und  bot  mir 
1000  K  für  den  Cifluk.  Natürlich  habe  ich  ihn  hinausgewiesen. 
Der  Kerl  glaubte  mich  betrügen  zu  können.  Heute  ist  er  wieder 
gekommen  und  erklärte  sich  bereit,  1500  K  zu  geben.  Siehst  du, 
man  muß  nur  hart  bleiben  und  sich  von  den  Kmeten  nicht  be- 
trügen lassen.  " 

Der  Freund  gratuliert  dem  Grundherrn  zu  seiner  Härte  und 
seinem  Erfolg.  Als  er  aber  bald  darauf  durch  die  Stadt  geht,  hört 
er  in  einem  Gasthause  Stimmen.  Kmet  Jovo  bewirtet  seine  Freunde 
und  ruft  weinselig:  „Schaut  diese  Grundherren !  Heute  habeich 
ihn  aber  daran  bekommen !  Ich  habe  ihm  1500  K  für  den  Cifluk 
geboten  und  er  war  sehr  zufrieden,  obwohl  er  wußte,  daß  ich 
früher  100  K  jährlich  an  Hak  gezahlt  habe.  Jetzt  aber  zahle  ich 
der  Landesregierung  jährlich  nur  75  K  und  in  oO  Jahren  sind  ich 
und  meine  Kinder  freie  Herren.  Jedes  Jahr  erspare  ich  25  K 
—  was  sagt  ihr  dazu?" 

Und  in  begeisterten  Hochrufen  auf  einander  endete  dieses 
Gespräch,  das  der  Freund  des  Grundherrn  belauschte.  Schnur- 
stracks kehrte  er  zum  Grundherrn  zurück  und  erklärte  ihm: 
., Lieber  Freund,  du  hast  mir  vor  einer  Stunde  sehr  befriedigt 
erzählt,  wie  du  jetzt  500  K  mehr  für  deinen  Cifluk  erhieltst,  als  der 
Jovo  vor  einer  Woche  bot.  Und  du  hast  dich  darüber  gefreut  — 
noch  mehr  aber  freut  sich  der  Jovo."  „Wie  ist  das  möglich,  wenn 
er  gleich  um  die  Hälfte  mehr  als  vor  einer  Woche  zahlen  muß?!" 
„Leicht  geht  das."  Und  nun  erzählt  der  Freund  dem  Grundherrn 
das  Gehörte.  Der  Gesichtsausdruck  des  Grundherrn  wird  immer 
nachdenklicher,  sie  rechnen  alles  zum  neuen  Satze  von  5 "  0  nach 
und  das  Ende  vom  Lied  ist  der  empörte  Ausruf  des  Grundherrn : 
„Warum  habe  ich  nicht  daran  gedacht?!  —  Da  konnte  der  Kmet 
ja  ganz  gut  2000  K  zahlen!  Nun,  von  dem  Nächsten  lasse  ich 
mich  nicht  so  anführen,  der  muß  mir  2000  K  zahlen,  so  wahr 
mir  Gott  helfe!" 

Also  das  ist  das  Endziel  des  billigen  Kredites:  wenn  sich 
auch  im  wirtschaftlichen  Leben  dieser  Umschwung  nicht  so  schnell 
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und  auch  nicht  bis  an  « 1  i < -  Grenzen  <l«'s  schematischen  I i.isj>icl<s 
vollzieht  als  bei  «l« -i h   Knieten  <1< -r  Anekdote. 

Das  schematische  Beispiel  in  die  allgemeinen  Entwicklungs- 
verhältnisse übersetzt  ergibt  sich,  wenn  der  Preis  der  Kmeten- 
grundstücke  der  sich  eben  durch  Dezennien  einem  Zinsfnße  von 
1<>  Prozent  inklusive  Amortisation)  entsprechend  bewegte  auf  5% 
sinkt.  Daß  der  Kniet,  der  mit  einer  Hakleistung  von  100  K  bei 
einem  Amortisationszinsfuß  von  zehn  Prozent  ein  Kapital  von 
1000  K  abzahlen  konnte,  bei  einem  Amortisationszinsfuß  von 
6'108°/08)  "hin:  irgend  eine  Mehrbelastung  mit  seinen  jährlich  ge- 
zahlten 100  K  nun  ein  Kapital  von  1G37  K  abzahlen  kann  und 
deshalb  bei  einem  zwischen  1000  K  und  1G37  K  erzielten  Ablö- 
sungspreis eben  eine  geringere  Rate  als  100  K  (d.  i.  sein  frü- 
r  Hak)  zahlt,  verstand  die  breite  Menge  nicht  sofort,  und  so 
hinkte  die  Preissteigerung  der  geänderten  Verbilligung  des 
Kredites  nach. 

Das  ist  die  Erklärung  der  ursprünglich  überall  unverstandenen 
Niedrigkeil  der  Kmetendarlehensraten  im  Vergleiche  zum  früheren 
Hak  und  ihrer  sukzessiven  Steigerung.  Bald  aber  erkannte  der 
Grundmarkt  diese  geänderte  Situation  imd  akkommodierte  sich  der 
eingetretenen  Geldbilligkeit.  Während  sich  der  Ablösungspreis 
pro  Hektar  in  dem  Zeiträume  von  1005  bis  1910  in  der  durch- 
schnittlichen Höhe  von  125  K  hielt,  schnellte  er  im  ersten  Jahre 
der  Kmetenablösung  nach  dem  neuen  Gesetze  auf  durchschnittlich 
196  K.  Das  auffallige  Resultat  ist.  daß  der  Kmet,  der  unter  dem 
hier  üblichen  Geldmarkte  der  früheren  Jahre  pro  Hektar  125  K 
an  Ablösungskapital,  d.i.  bei  dem  tatsächlichen  Amortisationssatze 
der  Landesbank  von  7-04%  jährlich  an  Annuität  K  8.80  per 
Hektar  zahlte,  nunmehr  für  dieselbe  Fläche  19G  K  an  Kapital, 
d.  i.  zum  derzeitigen  Amortisationssatze  der  staatlichen  Kmeten- 
ablösungsdarlehen    von    6'108°/0   jährlich    K  11.S7    zahlen    muß. 

Durch  die  Verbilligung  des  Zinsfußes  ist  die  Ablösuni;, 
die  früher  dem  Knieten  —  wenn  ihm  die  Landesbank  das 
ganze  Kapital  vorgestreckt  hätte,  wie  es  das  Kmetenablösungs- 
departement  tut  -  7-04 °/0  gekostet  hätte,  nun  falls  man  die 
neue  Annuität  mit  dem  .,alten"  Kaufpreise  von  125  K  per  ha 
in  Relation  bringt,  faktisch  auf  9-58  %  gestiegen,  und  zwar  nach 
einer  über  ein  Quinquennium  stationären  Preislage  bereits  in 
einem  Jahre  ! 

s)  Dies  i-t  ilic  faktische  Amortisationsrate  nach  dem  Kmeten- 
ablösangsgesetze. 

23* 
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Heute  haben  also  die  Preise  der  Grundstücke  bereits  so 
angezogen,  daß  der  Wert  der  Verbilligung  nicht  nur  ausgeglichen 
ist,  sondern  in  das  Gegenteil  umgeschlagen  hat.  Der  Vorteil  des 
billigen  Zinsfußes  kommt  also  nicht  mehr  dem  Knieten,  sondern 
dem  Grundherrn,  der  höhere  Kaufpreise  erzielt,  zugute.  Wenn 
nun  eine  neuerliche  Verbilligung  des  Zinsfußes  eintritt,  und  das 
Land  die  Hälfte  der  41/2°/0  übernimmt,  so  kann  der  Kmet  mit 
seinen  100  K  früherer  Grundherrengiebigkeit  ohne  Mehrbelastung 
ein  Kapital  von  über  2500  K  aufnehmen.  Dieser  gesteigerte 
Kapitalisierungswert  wird  zweifellos  seine  steigernde  Tendenz 
auf  den  Kaufpreis  neuerdings  ausüben. 

Es  ist  dieser  Wert  allerdings  nur  akademisch.  Der  wirkliche 
Ablösungspreis  wird  variieren.  Immer  aber  wird  eine  ganz  un- 
gerechtfertigte Steigerung  der  Grundwerte  eintreten,  eine  Stei- 
gerung, die  auch  ihre  Rückwirkung  auf  den  Grundwert  der 
Freigüter  ausüben  muß  und  die  durchaus  ungesund  ist  und  die 
Rentabilität  von  Grund  und  Boden  drückt,  da  die  Grundpreise 
in  die  Höhe  gingen,  ohne  auch  nur  einen  Heller  Mehrertrag  zu 
liefern,  als  dies  —  die  gleiche  Bewirtschaftung  vorausgesetzt  — 
früher  der  Fall  war. 

Und  alle  diese  ungesunde  Grundpreissteigerung  und  die 
Steigerung  des  ganzen  für  die  Kmetenablösung  ursprünglich  er- 
forderlichen Kapitales  von  180  Millionen  soll  der  Staat  aus  seinem 
Säckel  zu  Lasten  der  Steuerzahler  fordern,  um  ein  Geschenk,, 
nicht  —  wie  die  Grundherren  sagen  —  an  die  Knieten,  sondern 
vor  allem  an  sie  selbst  zu  machen,  wofür  eben  diese  Grund- 
herren in  geradezu  burlesker  Weise  bewußt  oder  unbewußt 
noch  Kompensationen  verlangen? 

Die  lex  Dimovic  hat  vor  der  Öffentlichkeit  als  politische.» 
Zugmittel  ihre  Wirkung  getan,  und  sie  war  in  dieser  Hinsicht  ein 
geradezu  genialer  Coup,  der  den  störrigen  Landtag  veranlaßte,  dem 
Staate  die  Staatsnotwendigkeiten  und  die  großen  Investitionen  zu 
genehmigen.  Die  arbeitsfähige  Majorität  der  aus  allen  drei  Par- 
teien (oder  Religionsgruppen)  des  Landes  zusammengesetzten 
Majorität  hat  in  überraschendem  Fleiße  gegen  die  ohnmächtige 
Opposition  der  ehemaligen  so  dominierenden  serbisch-radikal»  n 
Parteien  das  Budget  der  Jahre  1912  und  1913  mit  ihren  ganz 
bedeutenden  Steigerungen  gebilligt,  die  große  Investitionsvorlage 
mit  dem  Eisenbahnprogramme,  welches  das  Land  aus  der  Rück- 
ständigkeit seines  Kommunikationsnetzes  reißen  sollte,  akzeptiert 
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and  li.it  hiemit  eine  Großtal  der  Volkswirtschaft  und  der  Politik 
nach  der  anderen  geleistet. 

In  einer  jugendlichen  Arbeitslast  hat  der  Landtag  die 
Ameliorationsgesetze  der  sumpfigen  <  iebiete,  die  Wasserversorgung 
der  Karstgebiete  mit  einem  Aufwände  von  zusammen  fast  20  Mil- 
lionen Kronen  beschlossen,  hat  43  Millionen  zur  Investierung  für 
landwirtschaftliche  Erfordernisse,  Viehrassenverbesserung  usw. 
votiert,  T.f)  Millionen  zu  Straßenbauten  präliminiert  und  die  Landes- 
regierung  ermächtigt,  für  alle  diese  Erfordernisse  Landesanleilnn 
in  der. Höhe  von  rund  zirka  200,000.000  K  zu  kontrahieren,  und 
schließlich  auch  das  Baltalik-  und  Meragesetz  akzeptiert.  Ja  er  ist 
sogar  über  die  Schwierigkeiten  der  Sprachenfrage  hinweg- 
gekommen, ftirwahr,  eine  reiche  Ernte  legislatorischer  Arbeit,  ein 
Monument  großzügiger  Forderung  des  wirtschaftlichen  Fort- 
schritte- des  Landes! 

Und  alle  diese  Schaffensfreudigkeit  hat  schließlich  doch  in 
einer  Explosion  heiß  aneinander  stoßender  Leidenschaften  ge- 
endet, als  die  Frage  des  Kmetenschachers9)  die  glühenden 
Leidenschaften  wieder  erweckte. 

So  hat  das  Parlament  in  Bosnien  im  Zeichen  der  Agrar- 
frage begonnen  und  hat  am  20.  Juni  1(.'14  im  Zeichen  eruptiver 
Leidenschaft  über  die  ungelöste  Knie tenf rage  seine  letzte 
Sitzung  abgehalten. 

Das  Schicksal  der  lex  Dimovic  dürfte  wohl  besiegelt  sein. 
Kaum  dürfte  nach  dem  Kriege  Geld  im  Überflüsse  vorhanden 
und  das  wirtschaftliche  Leben  Bosniens  so  stark  sein,  um  die 
neuen  Lasten  der  lex  Dimovic  zu  übernehmen  und  hiebei  in 
volkswirtschaftlich  durchaus  ungesunder  Weise  nichts  anderes  zu 
fördern,  als  das  Interesse  der  Grrundherren  und  die  Rentabilität 
■der  Bauerngüter  herabzudrücken. 

Es  ist  ganz  unmöglich  zu  glauben,  daß  ein  so  kluger  Kopf 
wie  Dimovic  die  in  seiner  Formel  liegenden  Gefahren  verkannt 
hätte,  und  es  ist  nur  anzunehmen,  daß  er  bewußt  über  die  Konse- 


:'  Wiederholt  praktizieren  Financiers  und  kreditfähige  Private  den 
Ankauf  von  Kinctencirluks  und  ganzer  Knietendörfer,  wobei  sie  auch  den 
meist  in  der  Mitte  des  Dorfes  gelegenen  Begluk  (Freibesitz)  des  Grund- 
herrn mit  dem  <';ml:ik  (Wirtschaftshaus  und  Soiumersitz  des  Grundherrn) 
■  li  der  Pauschalverkaofssumme  mit  erstehen.  Durch  verschiedene  Prak- 
tiken verkaufen  sie  dann  die  Kinetengrimdstücke  zu  höheren  Preisen  an 
die  Knieten  weiter,  wobei  den  Financiers  dann  meist  mindestens  der 
Begluk   des   Grundherrn   als  Gewinn   erübrigt. 
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quenzen  der  von  ihm  vorgeschlagenen  Lösung  das  wirtschaftliche 
Chaos  und  das  Klarwerden  der  Nutzlosigkeit  seiner  eigenen  For- 
mel erwartete,  um  dann  den  Landtag  zu  zwingen,  in  der  Votie- 
rung einer  obligatorischen  Kmetenablösung  den  einzigen  Ausweg 
aus  dem  angerichteten  Schaden  zu  finden.  Dabei  hatte  er  aller- 
dings nicht  gesehen,  daß  mittlerAveile  die  Kmetenablösung  um  so 
viel  Prozent  teurer  geworden  ist,  als  die  irrationelle  Steigerung 
der  Grundpreise  infolge  des  billigen  Zinsfußes  beträgt.  Bis  zu 
diesem  Moment  aber,  wo  die  langsam  anziehenden  Grundpreise 
auf  das  Niveau  des  verbilligten  Geldes  gelangen,  hätte  das  Ge- 
setz neben  den  konvertierten,  alten  Darlehen  allerdings  wenigstens 
jenen  Knieten  Vorteile  gebracht,  die  noch  zu  Beginn  der 
Steigerungskurve  Verträge  schlössen.  Dann  aber  würde  sich  der- 
selbe volkswirtschaftliche  Prozeß  einstellen,  wie  bei  der  fakulta- 
tiven Kmetenablösung  nach  dem  Gesetze  vom  Jahre  1911,  nur 
mit  dem  Unterschiede,  daß  das  Land  diesen  ungesunden  Effekt 
mit  einer  bedeutenden  Belastung  seiner  Finanzen  bezahlt. 

Gibt  es  somit  nach  so  verschiedenen  Mißerfolgen  tatsächlich 
nur  eine  Lösung  der  Frage  in  der  obligatorischen  Kmetenablösung 
durch  Gewährung  von  Hypothekarkredit '?  Diese  Frage  muß  ver- 
neint werden  und  es  hat  sich  schon  aus  Grundbesitzerkreisen 
eine  andere,  schon  anläßlich  der  Zehentpauschalierung  in  Inter- 
essentenkreisen ventilierte  Form  der  Lösung  vorgedrängt,  die 
nach  Gestaltung  ringt. 

Ragibbeg  Dzinic,  der  reichste  Großgrundbesitzer  Bosniens, 
besitzt  im  Kreise  Banjaluka  drei  Dörfer,  in  welchen  er  nicht 
nur  350  Kmeten  mit  2639  ha  Kmetengrund,  sondern  auch  bedeu- 
tenden Freibesitz  von  1486  ha  sein  Eigen  nennt.  Dzinic  ist  nun 
an  die  Verwaltung  herangetreten,  zu  intervenieren,  daß  die  Kme- 
ten in  eine  physische  Teilung  der  Grundstücke  einwilligen,  daß 
aber  gleichzeitig  mit  dieser  Realteilung  eine  Kommassation  der 
ihm  zufallenden,  freien  Beglukteile  eintrete,  damit  er  im  Besitz 
eines  wohlarrondierten  Latifundiums  von  2000  bis  2700  ha  äußerst 
fruchtbaren  Alluvialbodens  an  die  intensive  Bewirtschaftung  des 
selben  schreiten  könne. 

Es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  mit  dieser  Form  in  vielen 
Fällen  die  Frage  vortrefflich  gelöst  werden  könnte.  Die  oben  ge- 
schilderten Nachteile  der  Belastung  des  an  die  Geldwirtschaft 
nicht  gewöhnten  Kmeten  mit  Hypothekarkredit  entfällt.  Wie  voll- 
berechtigt die  Warnungen  Dimovic  vor  einer  zu  starken 
hypothekarischen    Belastung    des    sich    ablösenden  Kmeten    sind^ 
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dafür  sprichl  die  schon  oben  niedergelegte  Erscheinung,  daß  von 
den  5821  Parteien,  welche  sich  im  ersten  Jahre  (1912)  abgelöst 
haben,  bereits  7-f>",,.  mit  vier  Ruten  rückständig  sind.  Wenn  der 
abgelöste  Kim  i  in  einem  Jahre,  wo  er  gegen  sonstige  Perioden 
ein  Übermaß  von  Bargeld  hatte,  seine  Annuitäten  nicht  bezahlte, 
so  wird  er  dies  noch  weniger  in  normalen  Jahren  tun,  besonders 
aber  dann  überhaupt  nicht  imstande  sein,  wenn  sich  die  Folgen 
eines  uni  sein  Arbeits\  ieh  restringierten  Betriebes  geltend  machen 
werden.  Wenn  die  am  zweiten  Satze  eingetragenen  Gläubiger 
allmählich  den  Hot'  unter  den  Hammer  bringen  und  der  Bauer 
verjagt  ist.  wird  er  nach  kurzem  Traume  eines  freien  Bauern 
auf  freier  Scholle  sehnsüchtig  an  die  Zeit  zurückdenken,  in  der 
er  n  u  r  Kniet  war.  Vor  solchen  Gefahren  bleibt  der  Bauer  bei 
einer  physischen  Teilung  des  Cifluks  bewahrt. 

Der  Grundherr  seinerseits  gelangt  bei  der  physischen 
Teilung  in  den  Besitz  größerer  Ländereien  und  kann  sich  der 
Bewirtschaftung  seines  Grundbesitzes  widmen.  Die  Vorteile 
eines  durch  Intellekt  und  Kapital  führenden  Großgrundbesitzer- 
Standes,  die  Notwendigkeit  eines  gut  situierten  Mittelgrundbesitzes 
brauchen  hier  nicht  weiter  ausgeführt  zu  werden.  Wohl  aber 
muß  darauf  hingewiesen  werden,  daß  Bosnien  schon  infolge  des 
überall  verbreiteten  Kmetenbesitzes  eines  solchen  wirtschaftlich 
führenden  Großgrundbesitzerstandes  derzeit  entbehrt.  Nur  durch 
eine  enge  Verknüpfung  des  Grundherrn  mit  dem  Landbesitze^ 
können  die  nachteiligen  Folgen  einer  Verweisung  der  Grund- 
herren in  eine  bloße  Rentner-  oder  Kapitalistenklasse  vermieden 
werden. 

Der  Dzinic'sche  Versuch  einer  physischen  Teilung 
scheiterte  jedoch  an  dem  geschlossenen  Widerstände  der  Kmeten, 
welche,  von  ihren  politischen  Führern  beeinflußt,  auf  die  Real- 
teilung mit  dem  Grundherrn  nicht  eingehen  wollten.  Diese  Hal- 
tung hat  in  erster  Linie  politische  Motive  zur  Grundlage.  Wer 
den  Grund  und  Boden  besitzt,  ist  auf  die  Dauer  der  politische 
Herr  des  Landes.  Aber  hinter  dieser  rein  politischen  Haltung 
steht  als  Grundlage  die  wirtschaftliche  Wirkung,  welche  eine 
solche  Real  teil  ung  auf  die  Erträge  des  Kmeten  ausüben  würde. 

Vor  allem  geht  es  nicht  an,  kleine  Cifluks  zu  teilen, 
denn  unter  ein  gewisses  Minimum  darf  die  Einzelwirtschaft 
nicht 'sinken,  ohne  an  Produktivität  zu  leiden.  Wenn  der  Bauer 
für  die  Bearbeitung  seines  Cifluks  eines  Paares  Ochsen  bedarf, 
so   kann   er   nicht   bei   der   Teilung  des   Cifluks   auf   die   Hälfte 
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sich  fürderhin  nur  mit  einem  Ochsen  begnügen.  Eine  Herab- 
minderung des  bäuerlichen  Freibesitzes  auf  ein  wirtschaftlich 
unrentables  Ausmaß  muß  somit  von  vornherein  aus  einer  solchen 
Teilung   ausgeschlossen   bleiben. 

Aber  auch  bei  größeren  Cif luks  hat  eine  billige  Geld- 
ablösung für  die  Knieten  Vorteile.  Wohl  wird  der  Bauer  durch 
30  Jahre  die  Zinsen  zahlen  und  alle  Härten  des  Überganges 
der  Natural-  in  die  Geldwirtschaft  mitmachen,  aber  nach  dieser 
Zeit  treten  seine  Kinder  in  den  Freibesitz  des  unverminderten, 
ganzen  Cifluks,  den  er  seinerzeit  als  Kniet  bearbeitete.  Die  Gefahi^ 
daß  einige  Kmeten  während  dieser  Zeit  zu  Grunde  gehen, 
schreckt  die  Führer  nicht,  denn  sie  wissen  zu  gut,  daß  der  Staat 
eine  zu  weitgehende  Proletarisierung  der  ehemaligen  Kmeten  nie 
zulassen  und  immer  Mittel  und  Wege  finden  wird,  die  zu  Grunde 
gegangenen  Freibauern  durch  irgendwelche  staatliche  Aufwen- 
dungen wieder  zu  kräftigen,  Aufwendungen,  die  selbstredend 
auf  Kosten  der   Allgemeinheit  gehen   würden. 

Der  Kmet  ist  also  nicht  nur  politisch  aufgestachelt.  Er 
ist  in  seiner  wirtschaftlichen  Lage  äußerst  tangiert,  wenn  er 
in  eine  weitgehende  Verringerung  seines  Cifluks  einwilligt,  ja 
auch  wenn  dieser  —  in  seiner  Fläche  verringerte  —  Hof 
dann  eben  lastenfrei  sein  sollte. 

Es  ist  somit  nicht  verwunderlich,  daß  Bestrebungen 
der  Verwaltung,  die  Kmeten  und  Grundherren  auf  eine  solche 
reale  Teilung  zu  einigen,  im  gegebenen  Falle  scheiterten.  Man 
ersieht  aber  auch,  welch  enorme  Schwierigkeiten  es  haben 
müßte,  diesen  an  und  für  sich  guten  Gedanken  einer  realen 
Teilung  einfach  in  Form  eines  obligatorischen  Gesetzes  in  die 
Wege  zu  leiten. 

Die  vorliegende  Arbeit  verfolgt  den  Zweck, 
zu  den  bisher  vorgeschlagenen  Lösungen  der 
Agrarfrage  einen  neuen  Modus  in  Anregung  zu 
bringen,  der  die  in  den  bisherigen  Modalitäten  gesammelten 
Erfahrungen  berücksichtigt,  und  auf  ihnen  fußend  und  weiter- 
bauend jene  Unzulänglichkeiten  zu  vermeiden  trachtet,  die  der 
bisherigen  Lösung  anhafteten.  Wenn  dieser  neue,  bisher  noch 
von  keiner  Seite  vorgebrachte  Modus  bei  der  Kompliziertheit 
der  Frage  auch  nicht  als  Lösung  an  sich  hingestellt  werden 
kann,  so  bedeutet  er  doch  wohl  eine  wertvolle  Förderung  dieses 
ganzen  Fragekomplexes,  die  in  der  Lage  ist.   zumindest  einen 
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i"  Q    Teil     der    bosnischen     \in\u-frage   einer   befriedigenden 
Lösung  zuzuführen. 

Bevor  aber  dieser  Vorschlag  unterbreitet  wird,  muß  auf 
•in  anderes  großes  Gebiet  der  bosnischen  Agrarfrage  zurück- 
gegriffen werden,  das  bisher  in  der  breiten  Öffentlichkeit  viel 
zu  wenig  Beachtung  gefunden  hat,  das  aber  an  Wichtigkeit  sich 
ebenbürtig  der    Emetenablösungsfrage  an  die  Seite  stellt. 

Es  ist  die  Frage  des  bosnischen  Waldes  und  der  bäuer- 
lichen  Wald-    und    Weidennutzungen    in    demselben. 


iir. 
Das  bosnische  Waldland. 

Bosnien  und  die  Hercegowina  gehören  zu  den  holz- 
reichen Ländern  Europas;  bei  Reduzierung  der  vorhandenen 
Waldfläche  auf  einen  Landeseinwohner  steht  es  an  fünfter  Stelle: 
hinsichtlich  des  Bewaldungsprozentes  an  zweiter  Stelle,  wie  die 
folgende  Tabelle  zeigt. 


Bewal- 

Bewal- 

Pro  Ein- 

dungs- 

Pro  Ein- 

dungs- 

wohner 

prozent 

wohner 

prozent 

ha 

des 

ha 

des 

Land. 's 

."». 

Bosnien — Herce- 

Landes 

1. 

Finnland     .     .    7*50 

63-0"  0 

gowina    .     .     . 

1-31 

49-4% 

2. 

Schweden  .     .    3"81 

47-6% 

6. 

Serbien.     .     . 

0-62 

32-0% 

3. 

Norwegen.     .    3'05 

21-0% 

7. 

Osterreich 

0-37 

qO-Fl  Ol 
öS  O    /o 

4. 

Europäisches  Ruß- 

8. 

D  eutschl  and 

0-25 

25*9   /q 

land   1*85 

37-0  % 

9. 

Frankreich    . 

0*25 

18-2% 

Hinsichtlich  der  Stückzahl  seines  Viehes  rangiert  Bosnien 
an  erster  Stelle. 

Viehreichtum  in  Großvieh  umgerechnet  (10  Stück 
Kleinvieh  =  1   Stück  Großvieh)1): 


Land 

Per  Einwohner 

Per  km  - 
Gesamtfläche 

Per  ha 
Ackerfläche 

entfallen  fStück  Großvieh 

Bosnien — Hercegowina 

.    .    0-94 

38-81 

1-79 

Rumänien 

0-85 

3213 
15-09 

0-80 

Rußland  (europäisch) 

.    .    0-73 

0-60 

Schweden 

0-66 

7-38 
32-00 
36-93 

0-82 

Serbien 

0-62 

1-12 

Österreich-Ungarn  .    . 

.    .    0-55 

0-93 

0-53 

38-60 

0-65 

Deutschland      .... 

0-29 

30-73 
30-82 

0-61 

0-27 

0-67 

-1)  Wenn  anch  der  Einheitlichkeit  halber  durchgehends  10  Stück 
Kleinvieh  =  1  Stück  Großvieh  gerechnet  wurden,  so  darf  allerdings 
nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daß  das  Großvieh  Bosniens  kleiner 
Kasse  ist,  das  mit  dem  Großvieh  der  westeuropäischen  Kulturländer  nicht 
ohneweiters   in  Vergleich  gezogen  werden  kann. 
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Die  gesamte  Fläche  Bosniens  und  der  Hercegowina  beträgt 
51.199  km1.    Siehe  Tabelle  II  im  Anbau. 

Nachfolgende  Tabelle   zeigt   die    Verteilung    nach    Kultur-, 
Wald-  und  Weideland  (1  Dunum  =  10U0  m*  =  0-1  ha). 

Kulturland 17,425.520  Dunum  =  34-0  % 

unproduktive  und  steuer- 
freie Fläche     ....      1,120.000        ..       =    2-2% 
Summe  des  Waldlandes  25,259.480        „      =  49-4  <y0 
Summe  der  Weiden  .    .      7,394.000         .,        =14-4% 

Zusammen.    .    .    51,199.000  Dunum  5,119.909  ha. a) 
Hievon  entfällt  auf  Forst-  und  Weideland  nach  Eigentümer 
und  Qualität  wie   folgl    in    Hektar: 
Wald. 

Privat:        1.  Hochwald    .       151.686 

2.  Niederwald        215.818 

3.  Gestrüpp     .       239.500 

Summe    .    .    ....  607.004  Hektar. 

Ararisch:  4.  Hochwald    .  1,361.854 

5.  Niederwald        344.361 

6.  Gestrüpp     . 212.729 

Summe   .....    1,918.944  Hektar. 

Weide. 

Privat:       7.  Hutweiden      .  167.765     167.765 
Ararisch:  8.   Hoch  weiden    .  136.260 
9.  Sonstige  Hut- 
weiden (alte  Meras)  435.375 

Summe 571.635  Hektar. 


Zusammen  .    .    3,265.348  Hektar. 

Wenn  aus  diesen  Zahlen  der  große  "Wert  des  Waldes  für 
Bosnien  und  seine  Bewohner  erhellt,  so  zeigen  auch  die  Tabellen, 
welch  immense  Bedeutung  die  Weide,  die  in  Bosnien  und  der 
Hercegowina  derzeit  noch  als  freie  Weide  im  Wald  ausgeübt 
wird,  für  den  Bosnier  besitzt.  Bosnien  ist  kein  Agrikulturland, 
es  ist  ein  Viehland.  Seine  Gebirge,  seine  Triften,  seine  Weiden, 
seine  großen  Gebüschwälder,  der  noch  wenig  entwickelte  Fleiß 
des  Bauern,  das  Steuersystem,  uralte  Volksgewohnheiten,  alles, 
alles  stellt  die  Viehzucht  hier  an  eine  höchst  wichtige  Stelle 
der    Urproduktion. 


2)  Siehe  die  graphische   Daxstellung  XVI    im   Anhange. 
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Zur  ottomanischfen  Zeit  war  der  geldwirtschaftliche  "Wert 
des  Waldes  nicht  erkannt  oder,  richtiger  gesagt,  nicht  vorhanden. 
In  den  Fünfziger-  und  Sechzigerjahren  regelte  die  ottomanische 
Reformgesetzgebung  mit  Hilfe  französischer  Juristen  die  Agrar- 
verhältnisse vor  allem  durch  das  Ramazangesetz  vom  Jahre 
1858.  Hiezu  kam  elf  Jahre  später  das  ottomanische  Forst- 
gesetz vom  Jahre  1869,  wozu  als  drittes,  wichtiges  Glied  in 
der  Regelung  der  Agrarverhältnisse  das  Sefergesetz  vom 
Jahre  1859  zu  zählen  ist. 3)  Das  Ramazangesetz  kodifizierte  im 
großen  und  ganzen  die  damaligen  Gewohnheiten  und  Rechts- 
sätze. 

Nach  dem  Scheriate  sind  sämtliche  Grundstücke  des  Landes 
Eigentum  Gottes  und  des  Kalifen  als  des  Stellvertreters  Gottes 
auf  Erden.  Unberücksichtigt  dieser  theokratischen  Hoheits- 
begriffe wurde  aber  das  Land  nach  seiner  verschiedenartigen 
Nutzung  in  folgende  Kategorien    geteilt,    und    zwar: 

1.  Mulk,  das  reine,  uneingeschränkte  Privateigentum;  es 
war  dies:  Haus  und  Hof  und  Gärten  (das  römisch-rechtliche 
..dominium") : 

2.  Mirie,  der  agrikulturell  genutzte  Boden,  der  dem  Bauer 
nur  zur  Nutznießung  überantwortet  war.  Das  Obereigen- 
tum des  Staates  machte  sich  hier  durch  Heimfallsrechte  bei 
Wegfall  naher  Erben  — •  wenn  es  drei  Jahre  nicht  verarbeitet 
wurde  — ,  durch  Einziehung  durch  den  Staat,  aber  vornehmlich 
auch  darin  geltend,  daß  bei  jedem  Verkaufe  solchen 
Grund  und  Bodens  die  Einwilligung  des  Staates 
Vorbedingung  war. 

Von  dem  Vetorechte  des  Staates  bei  Verkauf  des  Bodens 
wurde  unter  österreichischer  Verwaltung  selten  Gebrauch  ge- 
macht, wenn  auch  rechtlich  diese  Beschränkung  noch 
bis  zum  Jahre  1912  bestand.  Sie  ist  ein  interessanter  Beleg, 
Avieweit  die  ottomanischen  Agrargesetze  von  einem  soziali- 
stischen Geiste  getragen  waren.  Es  wird  nicht  überflüssig  sein, 
sich  dieser  Rechtsinstitution  einer  Aveitgehenden  Einfluß- 
nahme des  Staates  auf  die  Rechtsverhältnisse  eines  Agrikultur- 
landes stets  vor  Augen  zu  halten,  wenn  der  Staat  zur  Durch- 
führung  moderner,   agrarpolitischer  Pläne   schreitet; 

3.  die  dritte  Kategorie,  der  Vakufgrund,  das  Land 
der  Toten  Hand,  kann  hier  außer  Betracht  gelassen  werden; 


3)  Siehe  Anhang   X,   XII  und   VI. 
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l  um  so  größere  Bedeutung  hat  aber  <li«-  vierte  Kategorie 
der  Metruke  Kollektivnutzungseigentum  bestimmter  Grup- 
pen). Diee  i-t  das  Land,  welches  der  gleich  müßigen  Benutzung 
gewisser,  geschlossener,  sozialer  Gruppen  unterliegt,  so  z.  B. 
einem  Dorfe.  Solche  Metrukeliegenschaften  sind  die  Bai  talik  s 
(..  meindewälder),  die  Meras  (=  Gemeindeweiden i,  der  öffent- 
lich«.- Markt  und  Druschplatz  u.  dgl.  Jedes  Mitglied  des  Dort  . 
der  Stadt,  durfte  dieselben  nach  Maßgabe  seines  Bedarfes  nutzen. 
Fremde,  dieser  Gruppe  nicht  angehörige  Mitglieder  konnten 
von  der  Nutzung  ausgeschlossen  werden.  Ein  Übergang  ins 
Privateigentum  der    Metruke    war  rechtlich  unzulässig; 

.").  die  fünfte  Gruppe,  das  Mevat,  umfaßt  das  herrenlose 
Land,  das  öde  Land,  aber  auch  jene  Wald-  und  Weidegebiete, 
welche  „so  weit  vom  Dorfe  liegen,  daß  sie  der  Ruf  eines  Mannes 
nicht  erreichen  konnte".  In  diesem  herrenlosen,  nur  durch  das 
Obereigentum  des  Kalifen  begrenzten  Gebiete  stand  es  jeder- 
mann frei,  die  Früchte  oder  Erträge  desselben  (Holz,  Stein, 
Früchte,  usw.)  zu  okkupieren.  Aber  auch  den  Grund  und 
Boden  durfte  jedermann  in  Bearbeitung  nehmen  und  diese  Be- 
arbeitung gab  ihm  das  Recht,  vom  Staat  einen  Besitztitel  als 
Mirietiegenschaft  zu  verlangen4).  Hier  liegt  der  rechtliche 
Grund  der  zahlreichen  Usurpationen  im  .'Staatslande,  die  in 
Bosnien  dem  Bauer  vollkommen  rechtlich  zulä  — iu  erschienen, 
entsprechend  jenem  Geiste  des  Sehen,  der  in  der  Kulturnahme 
unkultivierten  Bodens  eine  heilige,  staatlich  zu  unterstützende 
Handlung   erblickt. 

Das   war  die  Einteilung  nach  dem  Ramazangesetze. 

Elf  Jahre  später  hatte  die  ottomanische  Gesetzgebung  den 
Wert  des  Mevatlandes  erkannt,  und  mit  dem  Forstgesetze  wurden 
die  dieser  Kategorie  Angehörigen  Mubahs  (Urwälder)  als  Staats- 
eigentum erklärt,  indem  die  Okkupation  der  Bodenprodukte 
nunmehr  an  eine  geregelte  Erlaubnis  von  Seite  staatlicher 
Organe  geknüpft  war.  Als  Entschädigung  für  diese  Eigentums- 
erklärung wurde  jedoch  den  Dorfbewohnern  das  Servitutsrecht 
für  ihren  Eolz-  und  Weidebedarf  an  den  Staatswäldern  aus- 
drücklich mit  §  5  des  Forstgesetzes  anerkannt. 

Die  österreichisch-ungarisch«-  Verwaltung  hat  an  diesen 
Gesetzen  in  materieller  Hinsicht  nichts  geändert,  denn  sowohl 
das    Gesetz    über   die    W  a  1  d  b  e  s  i  t  z  r  e  g  u  1  i  e  r  u  n  g,    wie   das 


1    siehe  §  103   «les  Ramazan-G-esetzes  im  Anhang 
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Grundbuchsgesetz  —  beide  aus  dem  Jahre  1884  — 
•  -  rfolgten  nur  »It'n  Zweck  der  Konstatierung  der  Eigentums- 
berechtigten  and  ihrer  Verzeichnung  in  öffentlichen  Büchern. 
Nur  eine,  aber  auch  nur  provisorische  Änderung  erfolgte  hin- 
-iclitlie.il  «1er  ^\1  «•  i  r  u  k  e,  welche  vo  r läufig  ebenfalls  als  S  taats- 
besitz  im  (Grrundbuche  eingeschrieben  wurde,  und  deren 
Ausscheidung  und  Überweisung  an  die  Gemeinden,  Dörfer  und 
Städte    einem    späteren   Verfahren    vorbehalten    bleiben    sollte. 

Die  sowohl  auf  dem  Metrukeland  als  auch  kraft  §  5  des 
Porstgesetzes  auf  den  »Staatswäldern  und  Staatsweiden  lastenden 
VV  a  1  d-  und  W  e  i  d  e  n  u  t  z  u  n  g  e  n  (Servituten)  wurden  im 
Grundbuche  nicht  angeführt,  sie  bestanden  ex  lege,  und 
ihre  etappenweise  Regelung  ist  die  Aufgabe,  die  sich  derBaltalik- 
und  Meraausscheidungsgesetzentwurf  (Ausscheidung  der  Ge- 
meinde wälder  und  -weiden)  stellt,  jenes  Gesetz,  welches  in  der 
letzten  Sitzung  des  bosnisch-hereegowinischen  Landtages  am 
20.  Juni  1014  vom  Plenum  noch  verabschiedet  wurde.  (An- 
hang XII. 

Bis  zu  diesem  Gesetze  war  die  bosnisch-herccgowinische 
Wald-  und  Weidefrage  nicht  geregelt.  Ja  durch  die  oberwähnte, 
formelle  Gleichstellung  des  Metruke-  und  Staatseigen- 
tums ergaben  sich  mit  der  Zeit  zahlreiche  Irrtümer,  die  das 
Rechtsempfinden  des  Volkes  mit  der  Verwaltungspraxis  der 
Regierung   in   Divergenz    führten. 

Alk;  muselmanischen  Gesetze  der  Reformzeit  waren  bei 
den  ungeregelten  Rechtsverhältnissen  des  türkischen  Staates  vor 
der  Okkupation  in  Bosnien  und  der  Hercegowina  nicht  zur 
Durchführung  gelangt,  und  erst  die  österreichisch-ungarische 
Verwaltung  schritt  daran,  diese  Ordnung  mit  Hilfe  der  otto- 
mani-chen.  materiellen  Gesetzgebung  durchzuführen,  wobei 
selbstredend  manche  formelle  Durchführungsverordnung  erst 
geschaffen  werden  mußte5).    Die  Erfassung  dieser  Rechtsbegriffe 


'  Einen  interessanten  Beleg  dafür,  welche  Folgen  die  später  noch 
geschilderten  verschiedenen  Rechtsauffassungen  der  verschiedenen,  sozialen 
Kräftegruppen  zeitigen  konnten,  zeigt  die  bekannte  Tatsache,  daß  im 
Grunde  genommen  die  Quelle  der  großen  muselmanischen  Oppositions- 

bewegong  des  Landes  gegenüber  den  Fenstern  der  Landesregierung  liegt. 
Sie  ist  jener  türkische  Friedhof  von  Sarajewo,  der  von  der  Verwaltung 
zu  einem  Parke  umgewandelt  wurde,  in  dem  noch  heute  alte  Grabsteine 
stehen,  und  der  sonnt  nicht  nur  das  Religionsempfindcu  der  Mohammedaner 
tangierte,  sondern  auch  eine  verschiedene  Auffassung  des  Vakufrechts- 
begriffes   zum   Ausdrucke  brachte. 
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ist  nicht  nur  für  das  Verständnis  der  historischen  Entwicklung- 
der  bosnischen  Waldfrage,  sondern  auch  für  das  Verständnis 
des  ganzen  wirtschaftlichen  Problems  nötig,  denn  einzig  und 
allein  auf  klaren  und  geregelten  Rechtsverhält- 
nissen kann  die  gedeihliche  und  gesunde  Wirt- 
schaftsentwicklung eines  Landes  basieren. 

Für  die  Außenwelt  ist  die  Kmetenfrage  die  bosnisch- 
hercegowinische  Agrarfrage  an  sich.  Die  Wissenden  sind  sich 
aber  bewußt,  daß  an  Wichtigkeit  dieser  Frage  jene  der  Wald- 
und  Weidenutzung  ebenbürtig  zur  Seite  steht.  Wie  ein  roter 
Faden  zieht  sich  durch  alle  Beschwerden  der  Bevölkerung 
immer  das  eine  Wort,  die  ,.suma"   — .  der  Wald! 

Der  Wald  war  für  den  Bauer  auch  nach  Erlaß  des  otto- 
manischen Forstgesetzes  das  Gebiet  seiner  berechtigten  Okku- 
pation. Da  kam  der  Fremde,  der  „Schwaba",  und  erklärte: 
„Der  Wald  gehört  dem  Staate!  Für  seine  Xutzung  mußt  du 
die  Erlaubnis  und  Stammanweisung  vom  Staate  holen."  Man 
kann  ermessen,  wie  dem  Xaturkinde  solche  Maßnahmen  als 
Schikanen,  als  Entwendung  eines  von  Gott  selbst  gewährten 
Rechtes  erschienen.  In  dem  Kopfe  des  primitiven  Mannes,  der 
sich  vielfach  noch  heute  derselben  Pfluggeräte  bedient,  die,  in 
Ä  g  v  p  t  e  n  zur  Zeit  der  Pharaonen  existierten,  der  Wagen  und 
Handmühle  sein  Eigen  nennt,  wie  sie  in  den  Homerischen 
Gesängen  beschrieben  werden,  und  dessen  Sänger  (Guslar) 
selbst  ein  aus  der  Urzeit  herübergeretteter  Homeride  ist, 
mußten  alle  diese  Bevormundungen  und  Regelungen  nur  als 
Schikanen  erscheinen,  der  besonders  die  Muselmanen  in  wieder- 
holten Auswanderungsbewegungen  zu  entgehen  versuchten. 
Kam  man  bei  solchen  Bewegungen  auf  die  Ursachen  der  Aus- 
wanderung zu  sprechen,  so  klang  immer  und  immer  das  Wort 
..der  Wald"  als  Antwort  wider. 

Die  moderne,  bosnische  Verwaltung  erkannte  in  den 
Wäldern  einen  wertvollen  Teil  des  Volks  Vermögens,  und  schon 
unter  Kallay  ging  sie  daran,  durch  Exploitierung  der  bos- 
nischen Urwälder  diesen  Provinzen  wertvolle  Einkünfte  zu 
erschließen.  Bei  den  unendlichen  Schwierigkeiten,  die  sich  einer 
solchen  Exploitation  entgegenstellten,  gelang  es  anfangs  nur 
mit  großem  Aufwand  an  Zeit  und  Mühe,  die  Industriellen  der 
Monarchie  und  des  Auslandes  für  derartige  Geschäfte  zu  inter- 
essieren. 
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K.ill.ix  hat  schließlich  die  richtigen  Männer  gefunden,  die 
die  Wege  aus  <l<'ii  unzugänglichen  Urwäldern  Bosniens  gebahnt, 
Danrpfsägen  errichte!  und  bosnisches  Eolz  auf  den  Weltmarkt 
gebracht  haben6).  Damit  waren  zwei  Wünsche  kultureller  Eni 
wicklung  erfüllt :  dem  Lande  wurden  regelmäßige  Einnahmen 
aus  den  Waldbeständen  gesichert  und  gleichzeitig  eine  boden- 
ständige Industrie  geschaffen,  die  dem  Bauer  Verdienstmöglich- 
keit gibt,  ohne  ihn  seinem  Bauerntumc  7,u  entfremden.  Sobald 
der  Wald  dem  Land  Einkünfte  brachte,  lohnte  sich  auch 
seine  Verwaltung;  der  Forstmann  kam  zu  Wort  und  jeder  bos- 
nische "Waldmann  trachtete  aus  der  ihm  innewohnenden  Liebe 
zum  Forste  denselben  zu  heben  und  vor  den  vandalischen  Ein- 
griffen des  Bauern  zu  schützen.  Und  vom  forstlichen  Stand- 
punkte kann  man  sich  allerdings  keinen  größeren  Waldvanda- 
lismus  denken,  als  ihn  der  Bosnier  tagtäglich  ausübt.  Um  spaltbare 
Schindeln  für  sein  Haus  zu  suchen,  platzt  er  mehr  als  ein 
Dutzend  hoher  Fichten,  prachtvolle  Waldriesen,  an,  ein  Dutzend 
Bäume  dem  Siechtume  der  Fäule  überantwortend,  ehe  er  sich 
den  ihm  geeigneten  Stamm  auswählt.  Um  seine  Ziegen  im  Früh- 
jahre zu  füttern,  .schlägt  er  mit  der  stets  getragenen  lang- 
stieligen Axt  eine  hohe  Buche  um,  um  den  Mäulern  die 
sprießenden  Teile  der  Krone  zur  Xahrung  zu  geben.  Um  sich 
ein  paar  Dunum  Rodeland  zu  verschaffen,  häuft  er  um  die 
alten,  mächtigen  Stämme  die  herabgeschlagenen  Baumäste,  setzt 
sie  in  Brand  und  durch  Verkohlung  ungeheurer  Waldwerte  ver- 
schafft er  sich  ein  Stück  mageren  Grund  und  Bodens,  das,  als 
absoluter  Waldboden  eine  Enklave  im  Hochwalde  bildend,  nur 
zur   Holzproduktion  prädestiniert   ist. 

Welch  heiliger  Zorn  einen  Waldmann  bei  solchen  V 
Wüstungen  erfassen  muß,  ist  klar.  Daß  er  diesen  Bauer  anzeigt, 
ihn  der  Strafe  durch  das  Bezirksamt  überantwortet,  daß  der 
Bauer  Geldstrafe  auf  Geldstrafe  vorgeschrieben  erhält,  Arresl 
strafe  auf  Arreststrafe  absitzt,  ist  die  notwendige  Folge,  und 
doch  ist  das  immer  bei  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  wert- 
lose   Kraftvergeudung   —    wertlose   Judikatur! 

Über     die     Schadenersatzvorschreibungen     für     bosnischen 
Waldfrevel    gibt  die  nachfolgende  Tabelle  ein  lehrreiches    Bild: 
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Waldstrafj  udikatur  in  fünf  Jahren. 


Vorgeschriebener 

Hiev. 

>n    war 

den 

Jahr 

Straffälle 

Waldschadenersatz 
insgesamt         per  Fall 

eiu<xeza 
insgesamt 

hlt 

nicht  ein- 
gebracht 

K 

K 

K 

0 

V. 

1907 

36.629 

591.945 

16-16 

33.717 

5-7 

94-3 

1910 

37.155 

705.839 

18-99 

30.269 

4-2 

95-8 

1911 

47.448 

921.286 

19-41 

41.597 

4-4 

95-6 

1912 

47.145 

1.306.551 

27-71 

44.956 

3-4 

96-6 

1913 

43.670 

1,614.245 

37-83 

37.737 

2-3 

97-7 

unmie  in 
)  Jalu-en 

212.047 

5,139.866 

24-24 

188.267 

3-6 

96-4 

Bedenkt  man,  daß  bei  dem  Mangel  an  forstlichem  Schutz- 
personale nur  ein  geringer  Teil  der  Waldfrevel  zur  Anzeige  ge- 
langt, so  kann  man  sich  ein  Bild  der  faktischen  Holzverwüstungen 
machen.  Nach  der  obigen  Tabelle  wurden  in  fünf  Jahren  von 
den  vorgeschriebenen  Waldschadenersätzen  nur  3'6%  hereinge- 
bracht, wofür  nur  die  Exekutoren  entlohnt  werden  können. 

Wie  lächerlich  minimal  sind  nun  diese  Eingänge,  wie  viel 
mehr  steigt  die  Vorschreibung  der  effektiven  Schäden,  wie 
langsam  und  in  welcher  Distanz  hinkt  ihr  die  Abstattung  nach  ? 
Und  wer  zahlt  diese  geringe  Abstattung*?  Der  kleine  Frevler, 
der  nur  wenige  Heller  vorgeschrieben  hat,  die  er  eben  noch 
zahlen  kann,  wenn  der  sonst  in  den  Wintermonaten  anderweitig 
unbeschäftigte  Steuerexekutor  über  seine  Hausschwelle  tritt. 
Der  wirklich  boshafte  Frevler  geht  aber  leer  aus. 

Ein  typisches,  tausendfältig  wiederholtes  Beispiel  wird  dies 
lehren.  Ein  Bauer  frevelt  eine  Eiche,  die  ihm  bequem  am  Wege 
steht.  Entsprechend  seinem  e  X  lege  bestehenden  Holznutzungs- 
rechte wäre  ihm  vom  Forstmanne  eine  Buche  z.  B.  im  Werte 
von  3  K  (als  Brennholz)  angewiesen  Avorden.  Um  der  Mühe  der 
Wanderung  zum  Bezirksamt  und  des  Wartens  auf  den  holz- 
anweisenden Waldhüter  sowie  des  Transportes  aus  einem  fernen 
Waldteile  zu  entgehen,  fällt  er  die  ihm  bequem  nahe  Eiche.  Das 
Urteil  lautet  auf  fünf  Tage  Arrest  und  auf  Leistung  des  Schaden- 
ersatzes von  45  K  (als  Nutzholz).  Den  vorgeschriebenen  Wald- 
schaden zahlt  der  Bauer  nicht,  wartet  ruhig  auf  die  Exekution 
nach  der  Steuereinhebung,  d.  h.  bis  zum  Monate  Februar,  März, 
wo  die  Exekutoren  Zeit  gewinnen,  auch  an  die  Eintreibung 
•dieser  Ersätze  zu  gehen.    Nur  die  fünf  Tage  Arrest  liegt  er  ab. 

Kaum    aus     dem    Arrest    entgangen,     wiederholt     er     den 
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Frevel.  Das  Bezirksamt  füllt  eine  Strafe  auf  zehn  'ragt1  Arresl 
and  zu  dem  schon  vorgeschriebenen  Waldschaden  von  45  K 
kommen  neuerlich  45  K.  Nehmen  wir  selbst  an,  daß  der  Bauer 
licht  rekurriert  and  die  Arreststrafe  antritt,  so  wird  er  aus 
Kommiserationsgründen  nach  fünf  Tagen  entlassen,  um  in  seiner 
Wirtschaft  aach  dem  Rechten  zu  sehen  und  der  Strafrest  von 
fünf  Tagen  wird  einstweilen  terminiert.  Der  Schadenersatz  bleibt 
bis  zum  Frühjahre  vorgeschrieben.  Kaum  zum  zweiten  "Male  dem 
Arrest«-  entwichen,  begeht  der  Bauer  den  dritten  Frevel.  Seine 
Arreststrafe  steigt  auf  14  Tage.  Aber  auch  diese  wird  nur  in 
Etat«  n  abgesessen,  so  daß  er  nach  abermaliger  Verbüßung  von 
fünf  Tagen  nunmehr  schon  5  -|-  9  =  14  Tage  Arreststrafe  auf 
<leni  Schuldkonto  hat,  die  nicht  abgebüßt  werden  können,  ohne 
den  „armen,  beklagenswerten  Bauer'"  in  seiner  Wirtschaft  emp- 
findlich zu  treffen. 

Bei  solcher  Mildherzigkeit  der  Exekution  —  die  in  Bosnien 
durch  drei  Dezennien  überall  praktiziert  wurde  —  kann  es  nicht 
wundernehmen,  daß  noch  weit  weniger  an  eine  Exequierung 
•der  vorgeschriebenen  Waldschadonersätze  geschritten  wird.  Jenes 
Bäuerlein,  das  nur  einmal  gefrevelt  und  60  h  vorgeschrieben 
erhielt,  zahlt  diesen  Schadenersatz.  Der  Frevler  en  gros  aber, 
der  sich  sagt:  ..Was  liegt  mir  daran,  einmal  fünf  Tage  im  warmen 
Aireste  zu  sitzen,  wenn  ich  dadurch  den  Schikanen  der  modernen 
Verwaltung  zehnmal  entgehen  kann,  wenn  mich  der  Waldhüter 
Avegen  Frevels  nicht  erwischt?"  lacht  der  Exekutive.  Ihm  ist  an 
dieser  Arreststrafe  nichts  gelegen,  und  daß  er  den  Waldschaden, 
der  schon  nach  obiger  Darstellung  beim  zweiten  Frevel  90  K 
erreicht  hat  und  immer  Avächst,  nicht  zahlen  wird,  das  weiß  er 
zu  gut.  Welcher  bosnische  Bezirksvorsteher  hätte  das  Herz,  dem 
Bauer,  der  nur  mit  Mühe  10  K  Zehentsteuer  zu  zahlen  im- 
stande ist,  die  letzte  Kuh  zu  pfänden,  um  durch  einen  Feil- 
bietungserlös  von  40  K  für  die  Kuh  einen  Teil  des  mittlerweile 
aufgelaufenen  Waldschadens  hereinzubringen?  Solche  bosnische 
Bezirksvorsteher  gibt  es  nicht,  und  gäbe  es  einen  solchen,  'so 
hätte  dieser  Tyrann  (!)  vor  dem  Sturmlaufe  der  bosnischen 
Landtagsabgeordneten,  ihren  an  Erfolg  reichen  Interventionen 
keine  ruhige  Stunde  mehr  —  und  wahrscheinlich  bei  Wieder- 
holung einer  solchen  Barbarei  (!)  auch  bald  nicht  mehr  die  Ge- 
legenheit zur  Ausübung  solcher   Strenge  in  der  Exekutive. 

Noch  ärger  gestaltet  sich  aber  der  Fall,    wenn    der   Bauer 
ein    Stück  Waldland    rodet;    möglichst    weit  vom    KmetenciHuk. 

24* 
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mitten  im  ärarischen  Walde  rodet,  um  nicht  in  die  Okkupations- 
>phäre  des  Grundherrn  zu  fallen,  um  freier  Besitzer  des  mühsam 
gewonnenen  Stück  Landes  zu  werden.  Der  Forstreferent  schreit 
vor  Wut,  aber  der  Bauer  läßt  sich  nicht  irremachen:  „Sperre 
mich  ein,  wenn  du  willst,  aber  mir  gehört  der  Grund  doch." 
Und  die  Erfahrung  gibt  ihm  recht,   immer  recht6). 

Es  braucht  nicht  einmal  zu  der  in  ihrer  Greneralisierung 
irrenden,  agrarpolitischen  Ansicht  zu  kommen,  daß  „jedes 
Quadratmeter  Grund,  das  unter  den  Pflug  kommt,  ein  Segen 
ist",  um  ihn  als  Herrn  des  okkupierten  Landes  zu  belassen. 
Möglich,  daß  er  bestraft  wird,  daß  er  die  Arresttage  absitzt, 
hiemit  ist  aber  alles  erledigt.  Ich  selbst  habe  einen  solchen  Bauer 
mit  der  Hacke  in  der  Hand  mitten  im  Wald  angetroffen,  wie 
er  um  die  großen  Holzstämme  Äste  aufhäufte,  um  durch  ihre 
Inbrandsetzung  diese  verdammten  Holzstämme  aus  dem  Boden 
zu  entfernen,  deren  Umhackung  zu  lange  Zeit  erfordert  hätte. 
Einige  Schritte  weit  weg  war  mit  einem  Arbeitsaufwande  von 
zwei  Tagen  eine  Hütte  geflochten,  in  der  ein  Weib  mit  einem 
Kinde  in  der  Wiege  hauste.    Zwischen  die  niedergehauenen  Ge- 


*')  Um  nur  ein  Beispiel  der  Waldschadenjudikatur  in  oberster 
Tlekursinstanz  anzuführen  und  zu  zeigen,  in  welch  schwierigem  Konflikte 
auch  sie  sich  befindet,  sei  hier  folgender,  klassische  Fall  aus  dem 
Jahre   1911    wiedergegeben: 

Ein  Bauer  erhielt  im  Vucijak  des  Bezirkes  Derventa  100  Dun 
Rodeland,  das  er  sich  durch  Usurpation  okkupiert  hatte,  geschenkt. 
Unzufrieden  mit  diesem  kostenlosen  Grundbesitze  rodete  er  weiter  und 
verkaufte  das  Holz  am  nahen  Saveufer.  Er  wird  mehrmals  wegen  dieser 
fortgesetzten  Usurpation  gestraft  und  ihm  jede  weitere  Usurpation  am 
so  mehr  verboten,  als  das  gerodete  Land  absoluter  Waldboden  ist, 
dessen  Waldsubstanz  unter  jeder  Bedingung  erhalten  bleiben  soll.  Der 
Staat  geht  auch  au  die  Wiederaufforstung  und  legt  zu  diesem  Zwecke 
den  Betrag  von  752  K  aus.  Unseren  Bauer  hindert  das  aber  nicht.  Er 
ackert  die  neue  Forstkultur  auf,  und  als  er  bei  der  neuerlichen  Be- 
strafung mit  100  K  Geldstrafe,  bzw.  acht  Tagen  Arrest  und  Ersatz  des 
Schadens  von  752  K  verurteilt  wird,  rekurriert  er  in  fester  Zuversicht 
auf  die  Milde  der  höheren  Instanz.  — ■  Und  sein  Glaube  trügt  ihn  nicht. 
Die  Strafe,  die  er  bereits  abgesessen  hat,  wird  bestätigt,  der  vor- 
geschriebene Schadenersatz  aber  auf  50  K  herabgemindert.  —  Daß  er 
diese  50  K  bis  heute  nicht  gezahlt  hat,  ist  gewilJ,  wreniger  gewiß  ist. 
ob  er  sich  seither  gebessert  und  nicht  weiter  gerodet  und  das  billige 
Waldholz  nicht  mehr  an  die  Saveuferhändler  weiter  verkauft  hat?  Wohl 
aber  würden  fast  alljährlich  Erhebungen  und  Kommissionen  im  Vucijak 
abgehalten,  welche  erwägen,  wie  dem  Problem  der  Vucijak-Yerniehtum: 
wirklich   Einhalt   zu   machen   wäre  ? 
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büsche,  zwischen  die  niedergeworfenen  Baumstrünke  war  mit  der 
Barke  der  Boden  ein  wenig  aufgenarbt  und  mit  vereinzelten 
Kukuruzkörnern  besetz!  worden.  I  "ml  -dien  Lag  der  Same  neuen 

Entstehens,  der  Same  der  Kultur,  in  der  niedergebroclienen 
Wildnis.  Daß  er  dabei  Hunderte,  ja  Tausende  von  Waldwerten 
törl  hatte,  fochl  ihn  nicht  an,  denn  Sinn  für  den  Wert  des 
Allgemeingutes  bar  der  Bauer  nicht.  Hackt  er  die  Bäume  nicht 
nieder,  so  im  es  eine  fremde  Firma,  gegen  die  ihn  «1er  radikale 
Führer  gehetzt,  oder  es  erhalt  den  Boden  ein  fremder  Kolonist, 
zehn  Hektar  kostenlos  mit  dem  darauf  stockenden  Walde.  Da 
gehl  der  „Bosnier1'  voran  und  er  wagt  den  Kampf  mit  dem 
Bezirksamte. 

Dieses  Bezirksamt  Bperrt  ihn  auf  einige  Tage  ein  und 
schreibt  ihm  den  Schaden  vor.  Sein  Weib  wird  eventuell  mit 
dem  Kind.-  durch  die'  <  Jeiidarmerie  in  die  Hütte  seiner  Zadruga 
Stammfamilie)  zurückgebracht.  Die  Hütte  —  wird  nicht  amo- 
vierr.  sondern  exekutiv  feilgeboten 7)  und  da  sich  niemand  findet, 
der  für  das  im  Urwalde  wertlose  Holz  etwas  bietet,  so  erlegt 
der  Exekutor  >elbst  pro  forma  dafür  zehn  Heller,  nur  um  diese 
Exekution  zu  Ende   zu  bringen. 

Aber  während  noch  der  Bauer  im  Arreste  liegt,  helfen  die 
Bruder  an  der  Weiterrodung.  Das  Weib  kehrt  in  die  stehen- 
gebliebene  Hütte  zurück,  und  gesetzt  den  Fall,  daß  die  Hütte 
weggebracht  wurde,  so  erstehl  in  zwei  Tagen  eine  neue.  Andern 
zerstörten  Brandplatze  kocht  das  Weib  wieder  die  Bohnen  und 
harrt  mit  Sehnsucht  des  Mannes,  bis  er  aus  dem  Arreste  zu 
neuer  Kulturarbeit  —  zu  neuer  Waldfrevelung  wiederkehrt.  So 
wird  diese  ganze  Exekution  gegen  den  Frevel  in  abgelegenen 
Waldteilen  geradezu  eine  lächerliche  Farce  der  Verwaltung.  Der 
Bauer  setzt  das  Faustrecht  des  Wilden  dem  Unverständnis  eines 
fremden,  ihm  unbekannten  Rechtes  entgegen. 

Unbekannt  ist  ihm  das  Recht  und  es  geht  in  seinen  Kopf 
nicht  hinein,  daß  derselbe  Staat  ihm  die  Okkupation  des 
Bodens  verwehrt  obwohl  das  alte  Scheri-Recht  doch  in  dieser 
Kultivierung  eine  heilige,  gottgefällige  Handlung  erblickt),  der 
•  Grundstücke  an  fremde  Kolonisten  verteilt,  das  Holz  aber 
fremden  Industrieunternehmungen  und  einheimischen  Spekulanten 
verkauft. 

Welten  verschiedener  Anschauungen  stehen  sich  da  gegen- 
über und  die  Vermittlung,  die  der  Staat  in  diesen  Verhältnissen 


Dies    ist    <lie  im  Jahre   1912   eingeführte   Vorfügung. 
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übt,  besteht  in  der  Erfassung  zahlreicher,  papierener  Normen,  die 
nie  durchgeführt  werden,  und  die  nur  ihre  Spitze  gegen  den  Ver- 
waltungsbeamten kehren  würden,  der  so  naiv  töricht  wäre,  diese 
erlassenen  Verordnungen  und  gegebenen  Gesetze  wirklich  durch- 
zuführen. So  bildet  denn  die  ganze  Waldstrafpolitik  einen  Schlag 
ins  Wasser,  und  sie  wird  dies  trotz  eines  im  Landtage  beratenen 
neuen  Waldstrafgesetzes  vom  28.  Juli  1913  so  lange  bleiben, 
als  der  Wert  des  Waldes  als  Garant  der  bäuerlichen  Nutzungen 
dem  Verständnis  und  dem  Egoismus  des  Bauern  nicht  näher 
gerückt  wird,  als  dies  der  Begriff  des  staatlichen  Eigentums 
je  sein  kann. 

Erst  wenn  der  Wald  ein  territorial  umgrenztes  Eigentum 
der  Gemeinde  oder  mehrerer  Gemeinden  wird,  an  dessen  Substanz- 
erhaltung engere  Kreise  Interesse  haben,  erst  dann  wird  die  ge- 
meinsame Hut  der  Dorfgenossen  dem  Vandalismus  der  Einzelnen 
entgegentreten,  erst  dann  wird  sich  im  Denkvermögen  des 
Bauern  eine  andere  Rechtsauffassung  entwickeln.  Diese  Zwecke 
verfolgt  nun  der  Baltalik-  und  Merage  se  tzentwur  f, 
welcher  in  der  letzten  Sitzung  des  Landtages  vom  20.  Juni  1914 
verabschiedet  wurde.  Die  Notwendigkeit  der  darin  beschriebenen, 
agrarischen  Maßnahmen  ist  evident.  Eine  andere  Frage  ist  aber, 
ob  das  Gesetz  über  Baltaliks  und  Meras  allen  an  diese  Rege- 
lung zu  setzenden  Anforderungen  entspricht  ? 

Das  Baltalik-  und  Meragesetz  ist  ebenso  wie  das  Gesetz 
über  die  fakultative  Kmetenablösung  nicht  ein  Produkt  einfacher, 
agrarpolitischer  Erwägungen,  es  ist  die  Diagonale  zwischen  ver- 
schiedenen, sich  bekämpfenden  Kräftekomponenten  der  einzelnen 
Gruppen,  die  an  der  Ausscheidung  von  Gemeindewäldern-  und 
weiden  interessiert  sind.  Diese  sind:  I.  der  Staat,  der  einen 
möglichst  großen  Teil  der  Wälder  als  fiskalisches  Exploitations- 
objekt, als  wertvolle  Staatseinnahmsquelle  für  sich  behalten  will 8  : 
IL  die  bäuerliche  Bevölkerung,  die  an  der  Ausscheidung  eines 
möglichst  großen  Teiles  zur  Deckung  ihrer  Wald-  und  Weide- 
nutzungen interessiert  ist;  III.  jene  bäuerliche  Bevölkerung, 
die  möglichst  viel  Rodeland  in  Privatbesitz  erhalten  will ;  als  IV. 
Gruppe  neben  diese  Interessenten  treten  aber  auch  die  Grund - 
h  erren. 


8)   Derzeit    erzielt    das    Land    laut    Budget    aus    den    Wäldern   eine 
Brutto -Einnahme   von   ß"5   Millionen   Kronen. 
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l  nil  wieder  ist  die  Agrarfrage  das  Alpha 
und  Omega  aller  l>  o  s  n  i  s  c  he  n  Verwicklungen, 
wieder  ist  und  war  aie  das  Hindernis,  an  w  e  1  c  h e m 
auch  dieses  Gesetz   beinah!«   scheitern  wollte. 

Es  li.it  während  dieser  Verhandlungen  Moment»'  gegeben, 
wo  dir  ganze  Majorität  in  Präge  gestellt  war.  Und  erbittert 
kämpften  die  Führer  der  Grundherren.  Der  mühsam  zusammen- 
gehalten« Block  drohte  zu  zerfallen  und  Kifatbeg  Sulejnian- 
]»asi«\  der  Präses  des  muselmanischen  Abgeordnetenklubs, 
brachte  durch  seine  Mandatsniederlegung  die  ganze  Majorität 
ins  Schwanken,  um.  als  Kandidat  wieder  gewählt,  den  Kampf 
für  die  Rechte  der  Grundherren  mit  verstärkter  Energie  und 
liesehick  zu  erneuern. 

Im  die  Ealtung  der  Grundherren  zu  verstehen,  muß  man 
ein  neues  Kapitel  der  bosnischen  Waldpolitik  aufsehlagen. 
D  ist  gesagt,  daß  das  Ramazangesetz,  bzw.  Forstgesetz  unter 
A>'i\  fünf  Kategorien  des  Land  und  Bodens  —  somit  auch  des 
Waldes  —  Privateigentum  und  Staatseigentum  kannte.  Die  öster- 
reichisch-ungarische Regierung  schritt  an  die  Regelung  der 
Grundbesitzverhsütnisse  heran,  indem  sie  zuerst  eine  Land- 
rermessung  vornahm.  Diese  wurde  durch  die  militärischen 
Geometer  in  den  ersten  Jahren  nach  der  Okkupation  durch- 
geführt. Im  Jahre  1884  erfolgte  die  Feststellung  des  Privat- 
waldbesitzes durch  die  sogenannte  Waldbesitzregulie 
r  u  n  g.  Nach  Festsetzung  der  Grenzen  des  jedem  einzelnen  Grund- 
herrn gehörigen  Waldes  wurde  sein  Besitzrecht  in  das  mittler- 
weile ebenfalls  eingeführte  Grundbuch  eingetragen.  Die  Aktion 
war,  wenn  sie  gründlich  genommen  werden  sollte,  nicht  leicht, 
denn  da-  gesetzlich  erforderte  Requisit,  daß  der  Grundherr 
zweck-  Erweisung  seines  Titels  ein  von  der  Konstantinopler 
Defterhane  (Urkundenamt)  ausgefertigtes  Besitzdokument  vor- 
weise, konnte  fast  niemand  erbringen.  Die  Kommission  be- 
schränkte sich  deshalb  auf  den  Nachweis  des  unbestrittenen  Be- 
sitze-. Da  alter  der  Privatwald  waldeinwärts  ohne  markierte 
Grenzen  in  den  Staatswald  überging,  so  konnte  nur  dort,  wo 
die  "Waldparzellen  Waldenklaven  im  Kulturlande  waren,  eine 
faktische  Grenze  festgestellt  werden,  sonst  aber  stellte  sich 
dei-  Grundherr  an  der  Lisierc  seines  Dorfes  auf  und  verlangte 
alles  hinter  dieser  Linie  angrenzende  Land  als  sein  Eigen.  Wie- 
weit das  Kie;entum  sieh  in  den  Wald  hinein  erstreckt,  wußte  er 
nicht   zu   aagen.    Bei  klugen  Grundherren  gingen  die  Ansprüche 
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bis  zu  jener  Linie,  wo  sie  an  die  Anspruchsgrenze  des  von  der 
anderen  Bergseite  Prätensionen  erhebenden  Grundherrn  traf. 
In  diesem  Falle  teilten  also  die  am  Wald  anrainenden  Grund- 
herren  die  Interessensphären  untereinander  ganz  einfach  auf. 
Andere  Grundherren  jedoch  verzichteten  auf  die  Geltendmachung 
jede?  Waldbesitzrechtes,  in  der  Erwägung,  daß  daraus  nur 
Steuern  erwuchsen.  Den  Wert  des  Holzes  verstanden  sie  nicht 
und  die  Nutzung,  die  Deckung  ihrer  Bedürfnisse,  sowie  die 
ihrer  Knieten  war  ihnen  ja  auch  dann  gesichert,  wenn  der 
fragliche  Wald  als  Staatseigentum  erklärt  wurde.  Die  Servi- 
tuten der  Nutzungsberechtigten  lasten  ja  ex 
lege  auf  dem  Walde,  irrelevant,  welcher  Rechts- 
q  u  a  1  i  tä  t   er   i  s  t. 

So  schwer  der  Nachweis  der  Rechtstitel  war,  so  leicht 
und  schablonenhaft  ging  somit  die  Zuerkennung  des  Wald- 
besitzes vor  sich.  Dinge,  die  nicht  geschätzt  werden,  können 
leicht  zur  Verteilung  gelangen,  weil  ein  Streit  um  die  einzelnen 
Objekte  nicht  entsteht.  Der  einzige,  der  ein  Interesse  an  den 
Wäldern  hatte,  war  der  Staat,  und  so  beträgt  heute  der 
staatliche  Waldbesitz  Bosniens  1,918.944  ha,  der  Privatbesitz 
607.004  Jia.  Unter  Privatbesitz  ist  auch  der  Vakuf besitz  des 
Landes    eingerechnet. 

Wie  verschieden  bei  der  Waldbesitzregulierung  vor- 
gegangen wurde,  zeigt  ein  hier  graphisch  dargestelltes,  typisches 
( !  ebirgsdorf  Nordbosniens. 


Dorferenze 


Privatbesitz 


ärarischer  Besitz*) 

*)  uiitrr  welchem 
auch  provisorisch 
der  Baltalikbesitz 

(Gemeinde  wald) 
des  Dorfes  sub- 
sumiert ist. 

Höhenrücken  des 
zwei  Bezirke  tren- 
nenden Gebirgszuges 
gleichzeitig  Bezirk— 
grenze. 


i  >ie   einzelnen    Dörfer   gehören   den    in   der   Karte    mit   A 
bis    E   bezeichneten   Grundherren.   F   ist  ein  Freibauerndorf. 
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Während  nun  die  Grundherren  A,  C,  E  das  hinter  der 
Kulturgrenze  ihres  Kmetendorfes  liegende  ganze  Waldgebiet 
ihres  Dorfes  bis  zur  Wasserscheide,  bzw.  Bezirksgrenze  rekla- 
mierten und  auch  in  Privatbesitz  erhielten,  verblieb  bei  den 
Grundherrendörfern  B  und  D,  in  weichten  die  Grundherren  auf 
den  Waldbesitz  keinen  Wert  legten,  der  Wald  Staatseigentum. 
dso  blieb  der  Wald  des  Freibauerndorfes  F  Staatseigentum. 

Hier  harten  also  zwei  Grundherren  den  Wald  an  den  Staat 
abgetreten,   die   drei    anderen   aber    nicht0). 

Man  ersieht,  wie  systemlos,  rein  nach  zufälligen  Launen  des 
Reklamanten  solch  eine  Regelung  oft  ausfiel.  Obiger  Fall  ist  nur 
ein  typisches  Beispiel,  in  Praxis  blieb  freilich  die  Behandlung  der 
Nachbarn  meist  einheitlich;  dafür  sorgte  schon  der  Nachahmungs- 
trieb der  Nachbargrundherren  untereinander  wie  auch  die  Praxis 
eines  einsichtsvollen  Kommissionsleiters.  Trotzdem  lagen  sowohl 
hinsichtlich  der  Anspruchserhebung,  wie  insbesondere  hinsichtlich 
der  Frage,  wieweit  sich  das  Eigentum  des  einzelnen  wald- 
einwärts  zu  erstrecken  hat,  soviele  Zufallsmomente  vor,  daß  es 
sich  leicht  ermessen  läßt,  welche  Reihe-  von  Ungleichheiten  und 
teils  scheinbarer,  teils  vorgegebener  Rechtsverletzungen  man  in 
der  Behandlung  der  Waldpetite  der  Grundherren  konstatieren 
konnte.  Diese  Einsicht  kam  den  Grundherren,  als  ihnen  die  sich 
mehrende  Exploitation  der  Staatsforste  die  Augen  öffnete,  daß  der 
Wald  ein  hohes  Gut  sei,  welcher  dem  einzelnen,  wenn  auch 
nicht  die  durch  gewaltige  Investitionen  nach  schweren  Anfangs- 
iahren erzielten,  bedeutenden  Einnahmen  der  Großindustrie- 
unternehmungen, wohl  aber  einen  ganz  annehmbaren  Verkaufs- 
preis von  einigen  100.000  K  in  Aussicht  stellte,  deren  die  Wirt- 
schaft des  Grundherrn  sehr  bedurfte. 

Trotz  der  Präklusivfrist  der  Anmeldung  folgte  der  Wald- 
besitzregulierung eine  ganze  Kette  von  Beschwerden,  nach- 
träglichen Erhebungen    und    seit    dem  Jahre  18^4  ist  die  Wald- 


9)  Zur  Deckung  der  Nutzungsrechte  der  Dorfbewohner  blieben  alle 
Wälder  ex  lege  servitutsbelastet.  Während  somit  in  den  Dörfern  A,  C 
und  E  |  Besitz  von  Grundherren)  diese  Servitute]]  auf  Privatwäldern  lasten, 
lasten  die  gleichen  Servituten  im  Dorfe  B,  D  und  P  (Freibauerndorf) 
mit'  dem  Staatswalde.  Der  letztere  hat  provisorisch  auch  den  altottoma- 
nischen  Baltalik  (GemeindewaldJ  als  Staatswald  subsumiert,  während 
dieser  altottomanische  Baltalik  bei  den  Dörfern  A,  C  und  E  in  Privat- 
wald aberging! 
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besitztrage  nie  mehr  zur  Ruhe  gelangt10).  Jahr  für  Jahr  werden 
nachträglich  Wälder  „aus  wirtschaftlichen  Gründen"  an  einzelne 
( ir und herren  verliehen,  und  die  Ungleichheit  und  notgedrungene 
Svsternlosigkeit  der  einzelnen  Gesuchserledigungen  bringt  in  den 
Grundbesitzerkreisen  ebenso  wie  in  jenen  der  Bauern,  welche  in 
jeder  solchen  Waldverleihung  eine  ungerechtfertigte  Protektion 
erblicken,  Aufregung  und  Erbitterung  hervor.  Kommt  aber  auch 
noch  die  ungeregelte  Servitutenfrage  hinzu,  so  verstrickt  sich  der 
ganze  Knäuel  von  Gegensätzen  noch  mehr. 

Wie  oben  gesagt  wurde,  lasten  auf  jedem  Walde  ohne 
Rücksicht  auf  seine  rechtliche  Qualifikation  die  bisherigen 
Nutzungen  der  Eingeborenen  als  legale  Servituten.  Dieselben 
sind  nicht  geregelt  und  nicht  im  Grundbuche  angemerkt  und 
verringern  den  Wert  des  öffentlichen  Buches  um  einen  be- 
deutenden Vertrauensfaktor,  was  bereits  wiederholt  zu  un- 
angenehmen Komplikationen  geführt  hat  (Fall  Burda).  Die 
Folge  dieser  Servitutenbelastung  war,  daß  zwischen  Grundherren 
und  Knieten  aus  der  Servitutsfrage  unzählige  und  bei  der  Un- 
gleichmäßigkeit  der  Spruchpraxis  verschieden  erledigte  Prozesse 
entstanden.  Der  Grundherr  wollte  seinen  Wald  exploitieren  und 
verkaufte  die  wertvollen  Eichenstämme  an  Händler.  Vergebens 
protestierte  der  Kmet,  der  darauf  verwiesen  wurde,  daß  ihm  nur 
die  Nutzung  zu  eigenem  Haus-  und  Hofbedarfe  gebühre.  So- 
lange dieselbe  ungeschmälert  sei,  könne  er  den  Verkauf  des 
überschüssigen  Holzkapitals  nicht  hindern. 

Die  Erhebung  aber  über  die  Nachhaltigkeit  der  Holz- 
nutzung war  in  die  Hände  von  für  solche  Berechnungen  un- 
geschulten Forstbeamten  gelegt,  die  vielfach  aus  Unkenntnis 
Fehler  begingen.  Die  Judikatur  oblag  den  Bezirksämtern,  welche 
die  meist  einflußreichen  Grundherren  unterstützten,  soweit  dies 
nur  ohne  evidente  Schädigung  des  Knieten  geschehen  konnte u). 
Und  das  letztere  war  leicht,  denn  in  demselben  Momente,  wo 
die  Nutzung  im  Grundherrnwalde  erschöpft  war,  ging  in  früherer 
Zeit  der  Bauer  in  den  anstoßenden  Staatswald  und  bei  der  Ver- 


10)  Verordnung  vom  Jahre  1S9G  über  nachträgliche  Waldrekla- 
mationen. 

lx)  Übrigens  erreichte  jener  Grundherr  am  besten  sein  Ziel,  der 
einen  Teil  der  Waldsubstanz  verkaufte,  ohne  vorher  das  Bezirksamt 
zu  befragen,  während  jener,  der  beim  Bezirksamt  um  sein  Recht  an- 
fragte zum  mindesten  die  Schikanen  des  endlosen  Bureaukratismus  er- 
tragen  mußte. 
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schwommenheil  der  Grenzen,  bei  der  Ungleichheit  der  Nutzungen 
wurde  ihm  dieselbe  im  Staatswalde  gewährt.  Dir  Servitutslasl 
wälzte  sich  s<»  automatisch  von  den  Privatwäldern  auf  die 
Staatswälder.  Dieser  Übergang  war  anfangs  unmerklich  and  tritt 
erst  mit  dem  sukzessiven  Schwinden  der  Waldsubstanz  der 
Privatwälder  in   Erscheinung. 

Mit  dem  Erstarken  des  staatlichen  Waldschutzes  wurde  nun 
die  letztere  Gefahr  erkannt  und  die  Behörden  ringen  an,  die 
Ansuchen  der  Grundherren  um  Gestattung  des  Holzverkaufes 
rigoroser  zu  prüfen,  ja  die  bezirksämtlichen  Forstreferenten 
verwiesen  immer  häufiger  die  Knieten,  die  bisher  usuell  im 
Staatswalde  sich  beholzten,  auf  die  Privatwälder  der  Grund- 
herren, die  den  <  irundkerren  ja  nicht  auf  Grund  einwandfreier 
Besitztitel  der  Det'terhane  (siehe  oben  Seite  55),  sondern  aus 
wirtschaftlichen  Gründen  zur  Deckung  seiner  und  seiner  Kmeten 
Servitutsrechte  überwiesen  wurden  waren! 

Der  Prozeß  der  Servitutenabwülzung  machte  jetzt  eine 
rückläufige  Bewegung.  Der  Staatswald  wurde  mehr  geschont 
und  die   Privatwälder  mehr  herangezogen. 

!  >ie  Grundherren  unterließen  keine  Gelegenheit,  sich  über 
diesen  Prozeß  zu  beschweren,  sowie  das  ganze  Unrecht,  das 
ihnen  oder  wenigstens  einzelnen  bei  der  Waldbesitzregulierung 
widerfahren  sei,  wiederholt  vorzubringen.  Die  Waldfrage  bildet 
ein  Hauptsubstrat  der  großen,  muselmanischen  Bewegung  der 
Jahre  L900  bis  1908 12>.  Wohl  hatte  in  dieser  Bewegung  die 
Frage  der  Vakufverwaltung,  deren  Autonomisierung  die  musel- 
manischen Vertreter  forderten,  die  größte  Bedeutung.  Die  Be- 
wegung verstärkte  sich  aber  durch  die  wirtschaftlichen  Inter- 
ii  der  Grundherren,  die  sich  in  erster  Linie  auf  die  Agrarfrage, 
in  zweiter  aber  auf  die  Waldfrage  bezogen.  Dabei  vertraten  die 
Grundherren  nicht  nur  ihre  eigenen  Interessen,  sondern  sie 
spannten  sich  auch  vor  die  Interessen  der  Bauern,  deren  Be 
schwerden  wegen  Verkürzung  der  Holznutzung  sie  vertraten, 
wobei  sie  darauf  verwiesen,  daß  all  dieses,  gegen  den  Bauern 
geübte  Unrecht  einzig  und  allein  seine  Quelle  in  der  Kech'ts- 
verschiebung  des  Ab nukebegriffes  der  Baltaliks  (Gemeinde - 
wählen    und   Meras    (Geniieindeweiden)    habe,     welche     grund- 


1L>)  Die  unter  Kallay  ans  dem  Streite  des  Klosters  Zitomisljä-  mit 
dem  Metropoliten  von  Mostar  erwachsene  serbische  oppositionelle  Be- 
wegung war   vornehmlich   kultureller  und  nationalpolitischer  Natur. 
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bücherlich  ..irrtümlich''  —  (de  facto  nur  „provisorisch")  —  als 
Staatswald    angeschrieben   wurden. 

Den  Schutz  und  die  Exploitierung  dieser  Metrukes  bean- 
spruchte der  Staat,  während  sie  nach  dem  alten,  türkischen 
Gesetze  der  ausschließlichen  Nutzung  der  Dorf-  und  Stadt- 
bewohner erhalten  sein   sollten. 

Die  muselmanische  Bewegung  führte  zu  sehr  unliebsamen 
Überraschungen,  als  plötzlich  im  Jahre  1906  50  Führer  zur 
Zeit  der  Delegationen  in  Budapest  erschienen  und  hier  eine 
Kanzlei  eröffneten,  die  alle  Klagen  der  Grundherren  sammelte. 
Diese  auch  durch  ungarische  Politiker  (Dr.  Visontai-Graf 
Bathiany)  unterstützte  Bewegung  zwang  die  Regierung,  mit  den 
selbstgewählten  Vertretern  der  Muselmanen  im  Jahre  1907  in 
Verhandlungen  zu  treten.  Die  Folge  dieser,  von  dem  gewesenen 
Ziviladlatus  Exzellenz  Baron  Benko  mit  der  ihm  eigenen,  streng 
objektiven,  hoch  über  den  Parteien  stehenden  Art  geführten 
Enqueteverhandlungen  war  unter  anderem  die  Zusage,  die 
Baltalik-  und  Merafrage  zu  regeln,  und  zw-ar  in  der  Weise  zu 
regeln,  daß  der  provisorisch  als  Staatswald  inkorporierte  Baltalik- 
besitz  wieder  als  solcher  als  Gemeindenutzungsobjekt  zur  Aus- 
scheidung zu  gelangen  habe,  sowäe  auch  die  Zusage,  daß  der 
Waldfrage  an  und  für  sich  erhöhte  Aufmerksamkeit  gewidmet 
werden  sollte. 

Einen  weiteren  Vorstoß  machten  die  Grundherren  in  der 
II.  Session  des  Landtages  vom  Jahre  1911,  als  sie  in  einer 
J nterpellation  ihres  Führers  Rif atbeg  Sulej  manpasic  eine 
Wiederaufnahme  der  Waldbesitzregulierung  verlangten.  Durch 
den  Regierungsvertreter,  Sektionschef  v.  S  h  e  k,  wurde  ihre 
[nterpellation  vom  7.  Februar  1911  dahin  beantwortet,  daß  die 
A\  aldbesitzregulierung  abgeschlossen  sei. -Das  Gesetz  habe  eine 
präklusive  Anmeldungsfrist  von  sechs  Wochen  für  die  An- 
meldung festgesetzt,  überdies  seien  aber  im  Laufe  von  mehr  als 
20  Jahren  so  viele  Gnadenakte  nachträglicher  Waldverleihungen 
vollzogen  worden,  daß  die  Regierung  endlich  einmal  mit  dieser 
endlosen  Kette  immer  neu  auftauchender  Gesuche  Schluß  machen 
müsse.  Nur  die  formelle  Erledigung  der  noch  anhängigen,  nach- 
träglichen Gnadengesuche  werde  erfolgen.  Die  Grundherren 
begnügten  sich  damals  mit  der  Beiseiteschiebung  dieser  an- 
läßlich der  Debatte  über  das  Gesetz  der  fakultativen  Kmeten- 
ablösung  nicht  aktuellen  Fragen.  Rifatbeg  Sulej  manpasic  wurde 
von    seinen    eigenen  Genossen    im  Stiche  gelassen,    da    ihnen  an 
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einer  Akzeptierung   des  Gesetzes    über   die    fakultative  Kmeten- 
ablösung  gelegen  war. 

Aber  die  Frage  tauchte  neuerlich  vehementer  und  materiell 
aktuell  bei   den   Verhandlungen  des   Baltalik-  und   Meragosetzes 

im  Jahn.-  l'.'l  I  auf,  das  die  Grundherren  nur  dann  zu  akzeptieren 
beschlossen,  wenn  ihnen  in  der  Waldfrage  Konzessionen  ge- 
währt würden.  Zu  solchen  Forderungen  glaubten  sie  sich  um 
so  mehr  berechtigt,  als  die  beantragte  lex  Dimovic'  ihrer  Ansicht 
nach  ein  Geschenk  des  Landes  an  die  Knieten  war13;  und  sie  auf 
eine  ähnliche  Zuwendung  von  Seite  des  Staates  mehr  Anrecht 
zu  haben  glaubten.  Nicht  Geld,  nieht  Geschenke  wollte  Rifat- 
beg,  sondern  sein  und  der  <  i  rundherren  Recht,  wenn  er  folgender- 
argumientierte : 

„Bei  di-v  Waldbesitzregulierung  sind  die  Grundherren  teils 
durch  unsere  eigene  Inkenntnis  der  Wichtigkeit  der  Frage, 
um  die  es  sich  handelte,  teils  durch  den  Mangel  an  formellen 
Besitztiteln  geschädigt.  Anstatt  eines  Anspruches  von  1000  ha 
bekam  z.  B.  ein  Grundherr  nur  100  ha  als  Privatwald  zu- 
gesprochen. Das  war  die  erste  Verkürzung.  Die  zweite  folgte 
aus  dem  Grundsatze,  daß  die  Bauern  auf  diesem  dem  Grund- 
herrn zugewiesenen  Teile  das  Servitutsrecht  erhielten,  während 
sie  unter  der  türkischen  Zeit  auch  im  Baltalik  (Gemeinde)walde 
Nutzungsrechte  ausüben  konnten.  Der  Forstreferent  drängte 
sukzessive  die  Servitutsrechte  der  Knieten  aus  dem  —  mittler- 
weile (provisorisch i  zum  Staatswald  erklärten  —  Baltalik  heraus 
und  überwälzte  sie  auf  die  zugewiesenen  100  ha  mit  der  Moti- 
vierung, daß  der  Grundherr  diese  100  ha  ja  nur  für  den  Zweck 
der  Servitutendeckung  der  Kmeten  erhalten  habe.  Auf  diese 
Weise  sinkt  der  ins  Privateigentum  überwiesene  Wald  von 
100  ha  auf  ein  n  u  d  u  m  jus  herab,  das  nur  Lasten  der  Steuer 
und    der    Sorge    gibt,    aber   keine    Rechte    gewährt. 

Solange  der  Rest  der  Wälder  noch  Staatswald  war, 
konnte  noch  immer  die  Hoffnung  vorwalten,  daß  das  Land 
die  Verkürzung  gut  machen  und  einen  neuen  Waldteil  dem 
grundherrlichen  Petenten  zuweisen  werde.  Mit  der  Ausscheidung 
der  Gemeindewälder  schwindet  diese  Hoffnung  endgültig.  Die 
G rundherren  verlangen  deshalb  —  einsehend,  daß  sie  eine  Neu- 
aufrollung  der  Waldbesitzfrage  bei  den  bestehenden  Kräfte- 
verhältnissen und  dem  ablehnenden  Standpunkte  der  Regierung 


'•    Siehe  oben  Seite  32. 
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nicht  mehr  erreichen  können  — ,  als  Kompensation  die  Servi- 
tutenentlastung  ihrer  Privatwälder  zu  Lasten 
der    auszuscheidenden   Staatswälde r." 

Die  Verwaltung",  die  dieser  Argumentation  eine  starke 
Berechtigung  nicht  versagen  konnte  und  politisch  auch  mit  der 
rnuselmanischen  Gruppe  als  Machtfaktor  der  Majorität  rechnen 
mußte,  war  geneigt,  diese  Forderung  überall  dort,  wo  dies 
ohne  Schädigung  der  der  »Servitutsberechtigten  und 
ohne  bedeutende  Schädigung  des  Staatsvermögens 
möglich  war,  zu  erfüllen  und  die  Servitutenlasten,  insbesondere 
der  kleinen  Grundherrn  gesetzlich  auf  den  Staatswald,  bzw. 
den  ausscheidenden  Gemeindewald  zu  übernehmen. 

Diese  obligatorische  Verpflichtung  war  aber  infolge 
des  geschlossenen  Widerstandes  der  serbischen  Gruppe  nicht 
durchgegangen  und  in  der  Befürchtung  eines  Scheiterns  des 
Gesetzes  begnügte  sich1  die  Regierung  mit  einem  Kompromisse, 
das  den  einzelnen  Parteien  gestattete,  bei  der  Regelung  in  der 
Servitutsfrage  Vergleiche  zu  schließen  — ,  d.  h.  auch  zu 
Lasten  des  Staatswaldes  oder  des  auszuscheidenden  Gemeinde- 
ualdes  zu  schließen.  So  wurde  diese  Ablösung  dem  fakulta- 
tiven Vergleiche  der  Parteien  anheimgestellt,  wobei  allerdings 
die  Staatsgewalt  bei  der  Prüfung  und  Akzeptierung  solcher  Ver- 
gleiche das  letzte  "Wort  behält.  Auch  da  mußte  also  die  staat- 
liche Verwaltung  wieder  mit  Kompromissen  über  diese  Klippe 
der  Agrarfrage  hinwegzukommen  trachten. 

Wieder  war  es  die  Agrarfrage,  das  alte  Erb- 
übel jedes  staatlichen  Fortschrittes,  die  Blei- 
kugel, welche  mit  ihrem  Schwer  gewichte  das 
kräftige  Fortschreiten  kultureller  Entwicklung 
hinderte. 

Das  Gesetz  über  die  Baltalik-  und  Meraausscheidung  wurde 
mit  den  erwähnten  Zusätzen  vom  Landtag  akzeptiert,  bevor 
aber  noch  die  kaiserliche  Sanktion  für  dasselbe  erfloß,  ent- 
brannte der  Weltkrieg. 

Der  Baltalik-  und  Meragesetzentwurf u)  —  so  wie  er  im 
Landtage  durchberaten  wurde  —  basiert  auf  dem  Grundsatze, 
daß  für  die  einzelnen  Gemeinden  oder  Gemeindegruppen 
des  Landes  so  viel  W  a  1  d-  und  Weideland  aus  den 
Staatsterritorien      auszuscheiden     ist,      als     zur 


*)   Siehe   Anhang   XIII. 
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c  h  halt  ige  d  Deckung  des  als  berechtigt  er- 
kannten Bedarfes  not wendig  ist.  Die  naturaliter 
kapitalisierte  Nutzung  ist  als  Wald-  und  Weideland  aus- 
suscheiden.  Als  berechtigt  wird  jener  Bedarf  erkannt,  wie  er 
äich  zur  Zeit  der  Ablösung  auf  Grund  lokaler  Erhebungen  als 
notwendig  erweist.  Der  gegenwärtige  Bevölkerungszustand  ist 
somit  die  Schnittfläche  auf  welcher  der  Bedarf  konstruiert  wird. 
Wenn  hierin  scheinbar  keine  Vorsorge  für  den  Bevölkerungs- 
zuwachs vorgesehen  i-t.  so  berechnet  dafür  da-  Gesetz  den 
Bedarf  auf  Grund  des  gegenwärtigen,  überaus  un  ökono- 
mischen Bedarfes  einer  bosnischen  Bauernwirtschaft,  welche 
offene  Feuer  besitzt,  die  Häuser  als  Blockhäuser  mit  Schindei- 
de« kuii-  erbaut  und  fast  eine  jede  Parzelle  mit  einem  Flecht- 
zaune   umgibt. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  eine  fortschreitende 
Kultur  dieses  unökonomische  Einzelbedürfnis  sukzessive  ver- 
ringern und  in  der  sich  dann  ergehenden  Ersparnis  der  ein- 
zelnen auch  der  Z  u  wachs  der  Bevölkerung  seine  Deckung 
finden  wird15).  Bei  der  Berechnung  des  Bedarfes  wird  der  in 
den  eigenen  Wäldern  oder  im  Wege  der  Servituten  auf  Wäldern 
dritter  Personen  gedeckte  Bedarf  in  Anschlag  gebracht.  Selbst 
aufgezogene  Wälder  bis  100  Dun.  Größe  bleiben  bei  der  Ein- 
rechnung  der  Bedarfsdeckung  frei. 

Nach  der  Ausscheidung  der  den  Bedarf  deckenden  Ge- 
meindewälder  verbleibt  nun  dem  Staate  ein  bedeutendes  Wald- 
Gebiet.  Dasselbe  dient  in  erster  Linie  zur  ärarischen 
Holzexploitation,  in  zweiter  Linie  aber  mit  seinem 
kulturfähigen  Boden  zur  Verleihung  an  Grundbedürf- 
tig.. 

Faktisch  wurden  bereits  seit  einer  Reihe  von  Jahren 
ärarische  Grundstücke  zur  Rodung  und  Bebauung  an  Grund- 
werber, und  zwar  teils  gegen  Kauf,  teils  gegen  Verpachtung, 
vornehmlich  aber  im  Wege  der  Innenkolonisation  vergeben.  Vor 
Allem  wurden  bis  zum  Jahre  1905  größere  Waldkomplexe 
an  X ichtlandesangehörige  aufgeteilt,  sogenannte  ..ärarische 
Kolonisten"  in  54  Kolonien  angesiedelt,  mit  1817  Familien 
und    9660   Seelen,    die    derzeit   zu    2203   Familien    mit    13.333 


■'"  Durch  diese  Bestimmung  ist  diese  bosnische  Art  der  Servituten- 
ablösung weit  liberaler  als  die  sonstigen  Servitutenablösungen  Europas, 
welche  immer  nur  den  „gegenwärtigen"  Bedarf  im  Auge  hatten  und  jeden 
Zuwache  der  Bevölkerung  aulier  acht  ließen. 


(»4  Das  bosnische  Waldland.  [350 

Seelen  herangewachsen  sind  und  einen  Grundbesitz  von  218.920 
Dun.  ihr  Eigen  nennen.  Diese,  den  verschiedenen  Nationalitäten 
Österreich-Ungarns  angehörigen  Kolonisten  sind  insbesondere 
in  den  Bezirken  Prnjavor,  Gradiska  und  Derventa, 
sowie  in  zwei  Kolonien  in  der  Drinagegend  vorhanden. 
Diese  Art  der  Kolonisation  wurde  im  Jahre  1905  eingestellt, 
und  es  gelangte  seither  ärarisehes  "Waldland  unter  den  weiter 
unten  geschilderten  Modalitäten  der  Kolonisationspacht 
nur  mehr  an  Landeskinder  zur  Vergebung.  Was  den  Verkauf 
anbelangt,  so  wurden  anfänglich  nur  ganz  geringe  Einheits- 
preise, z.  B.  20  bis  50  h  pro  Dun.  (=  1000  m2)  verlangt.  Im 
Jahre  1909  stieg  zwar  der  Verkaufspreis  bis  zur  Höhe  von 
9"8  K  pro  Dun.,  um  dann  wieder  auf  5  K  pro  Dun.  herab- 
zusinken. 

Über    die    bisherigen    ärarischen    Grundabgaben 
gibt  die  nachfolgende  Tabelle  Aufschluß. 

Abgabe    ärarischen   Rodelandes    an    Landeskinder. 

V  e  r  k  a  u  f 

„  pro  Dun.     ^ 

Dununi      '  Zu>ainmen 

ä  K 


1  60.000 

6  123.096 


234.872  164.410     80.516  183.09G 

Gesamterlös  315.388  Dun.  =  346.926  K,  das  ist  durch- 
schnittlich zu  1-1  K. 

Der  Durchschnittserlös,  den  das  Ärar  für  diese,  an  Ein- 
heimische vergebene  Ländereien  erhielt,  war  somit  1*1  K  pro 
Dunum  bzw.  11  K  per  ha.  Bedenkt  man,  daß  die  relativ  allerdings 
in  der  Minderzahl  verkauften  wertvolleren  Flächen,  auf  denen 
eine  größere  stockende  Holzmasse  stand,  für  Boden  und  Holz 
größere  Einheitspreise  erzielten  und  so  den  Durchschnittsverkaufs- 
preis hoben,  so  wird  man  bei  Abschlag  des  Holzwertes  finden,  daß 
die  Preise  für  das  Rodeland  selbst  die  denkbar  minimalsten 
waren  und  in  keinem  Verhältnisse  zu  deren  Tatsächlichen  Werte 
standen. 


Kolonisa 

tionspacht 

Jahr 

Dunum 

pro  Dun. 

=  ms 

ä  K 

bis  inkl 

1908 

99.650 

1909 
1910 

43.933 

68.658 

0-7 1G) 

1911 

22.631 

Erlös 
K 


s)  Ist   ein  Anerkennungszins   zahlbar  in   sieben    Raten. 
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Demgegenüber  vergleiche  man  nun  die  Kaufpreise  des 
Freilandes  in  Bosnien  und  der  Ilercegowina.  Sie  be- 
wegen sich,  von  don  karstigen  Landstrichen  der  Hercegowina 
abgesehen,  welche  in  ihren  Einheitssätzen  von  10  h  bis  600  K 
und  mehr  pro  Dunum  sich  schwer  in  Rechnung  ziehen  lassen  — . 
in  Bosnien  in  <  1  < ■  r  Preislage  von  5K  l>is  200  K  und  können  bei 
Freiland  durchschnittlich  um  so  mehr  mit  40  K  pro  Dunum 
angesetzt  werden,  als  die  Kmetenablösung  der  letzten  Jahre 
durchschnittlich  19*6  K  —  21  K  pro  Dunum  Ablösungspreis  aus- 
weist, während  sich  bei  Beglukgrundstücken  id.  i.  bei  kmeten- 
freiem  Lande)   iler  Kaufpreis  erfahrungsgemäß  meist  verdoppelt. 

Xach  alldem  ist  der  finanzielle  Effekt,  den 
das  Landesärar  ausder  Abgabe  von  Rodeland  zog, 
ei  q  relativ  minimaler,  der  nicht  einmal  die  Regie- 
kosten   der    Landaufteilung   deckt. 

Der  Zweck  war  allerdings  auch  kein  finanzieller, 
sondern  ein  agrarp  ol  i  tischer:  die  Stärkung  des  Bauern- 
standes mit  Kulturland.  Nun  ist  aber,  wie  wir  sehen  werden, 
diese  Aufgabe  unklug  verfolgt  worden,  denn  mit  der  bloßen 
Abgabe  von  Rodeland  steigerte  sich  nur  die  extensive 
Wirtschaft  des  Landes,  da  die  bisherige  Bevölkerung  mit 
ihrem  natürlichen  Zuwachse  nun  auf  einer  größeren  Anbau- 
fläche ihre  Bedürfnisse  decken  konnte.  Wäre  kein  Land  ver- 
teilt worden,  so  hätte  diese  Bevölkerung  sich  einer  intensiveren 
Kultur   zuwenden  müssen. 

Welche  Rückständigkeit  einerseits  und  welche  Entwick- 
lungsmöglichkeiten  andrerseits  hier  vorliegen,  zeigt  eine  ein- 
fache Reise  durch  einen  Bezirk,  wo  bosnische  Bauern  und 
fremde  Kolonisten,  insbesondere  deutsche  und  magyarische,, 
abwechseln.  Vom  Standpunkte  der  Hebung  der  Intensivierung 
der  Bauernwirtschaften  darf  somit  die  Landverteilungspolitik  der 
Landesregierung  bis  zum  Jahre  1912  nicht  ins  Auge  gefaßt 
werden.  In  agrarrechtlicher  und  politischer  Hinsicht  muß  sie 
aber   direkt   als   nicht  glücklich  bezeichnet   werden. 

Ee  wird  gewiß  keinem  verständigen  und  wohlwollenden 
Agrarpolitiker  einfallen,  gegen  die  Beteilung  zu  schwacher 
Elemente,  deren  Grundstücke  absolut  nicht  hinreichen,  den 
landwirtschaftlichen  Unterhalt  der  Familien  abzugeben,  auch 
nur  ein  Wort  zu  sprechen.  Daß  es  sich  aber  bei  den 
Rodelandverteilungen  der  Landesregierung  nicht  nur  um  die 
gewiß     berechtigte    Beteilung     der     absolut     Grundbedürftigen 
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bandelte,   sondern  daß   sie  in  ganz  andere  Bahnen  glitt,  werden 
die    nachfolgenden    Zeilen    zeigen. 

Eines  bleibt  aber  bereits  jetzt  sicher,  daß  die  Idee,  jedes 
Quadratmeter  Grund,  welcher  unter  den  Pflug  kommt,  sei  ein 
Segen,  in  dieser  Verallgemeinerung  ein  unrichtiges  und  ge- 
fährliches Prinzip  ist,  dessen  unheilvoller  Einfluß  auf  die 
Landverteilung  sich  überall  geltend  machte  und  zu  den 
abenteuerlichsten  Konsequenzen  geführt  hätte,  wenn  in  dieser 
Agrarpolitik  zu  Beginn  des  Jahres  1912  nicht  ein  Wandel, 
eingetreten    wäre. 

Der  totale  durchschnittliche  Preis  der  abgegebenen  Ländereien 
war  1-10  per  Dun  um.  der  Durchschnitts  Verkaufspreis  der  Jahre 
1908  bis  1911  —  6  K  per  Dunum.  Obwohl  der  Kaufpreis  auch 
in  Raten  eingezahlt  werden  konnte,  so  wurde  selbst  dieser  kleine 
Betrag  sehr  häufig  nicht  gezahlt  und  wurde  die  Partei  teils  über 
fortgesetzte  Bitten  von  der  Schuld  befreit,  oder  aber  der  Kauf- 
vertrag in  die  sogenannte  Kolonisationspacht  umgewandelt. 

Die  Bestimmungen  dieser  zuerst  auf  die  externen  ärarischen 
Kolonisten  angewandten  Form  der  Grundübertragung  bestehen 
in  einer  zehnjährigen  Verpachtung  gegen  einen  jährlichen  An- 
erkennungspachtzins von  10  h  pro  Dunum  (=  0*1  ha).  Nach 
dieser  Erist  geht  das  Grundstück  in  das  Eigentum  des  Pächters 
über,  wenn  er  dasselbe  in  der  Zwischenzeit  urbar  gemacht  hat. 
Da  überdies  die  ersten  drei  Jahre  frei  von  der  Pachtschilling- 
zahlung sind,  so  kommt  ein  derartiges  Dunum  Ackerland  auf 
nur  0"7  K  zu  stehen. 

Als  Voraussetzung  für  die  Gewährung  von  staatlichem 
Rodegrund  unter  so  günstigen  Bedingungen  galt  nun  allerdings 
immer,  daß  die  so  zu  Beteilenden  Grundbedürftige  sind.  Über 
die  Frage,  was  ein  „Grundbedürftiger"  sei,  kam  jedoch  die 
Verwaltung  nie  ins  reine,  da  die  Bauernvertreter  jeden,  von 
Haus  und  Hof  gejagten  Sohn  einer  Zadruga  sofort  für  einen 
„beskucnik"  =  absolut  Grundarmen,  bäuerlichen  Proletarier 
erklärten  und  für  ihn  die  Zuweisung  einer  ganzen  Wirtschafts- 
hube  unter  den  gegebenen  Modalitäten  verlangten.  Die  Landes- 
regierung verteilte  auch  seit  dem  Jahre  1905  bedeutende 
Strecken  "Waldlandes  unter  Kolonisationspachtbedingungen  an 
Einheimische. 

Daß  bei  so  leichter  Erwerbungsart  die  Zahl  der  Grund- 
anwärter stieg,  ist  begreiflich:  daß  hiemit  zahlreicher  Unfug 
getrieben  wurde,  ist  klar.  Ein  Vater  brauchte  ganz  einfach  seine 
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vier  Ledigen  Söhne  von  Grund  und  Boden  zu  vertreiben,  um 
Urnen  die  Anwartschaft  auf  vier  Bauernhuben  zu  eröffnen, 
während  er  selbsl  auf  dem  alten  Eofe  blieb,  besonders  dann, 
wenn  er  «in  l\ni.r  war.  Hand  in  Hand  mit  dieser  Absiedlung] 
»einer  besten  Kräfte  ging  immer  die  Extensivierung  seines  Be- 
triebes,  dessen  Ackerung  er  großenteils  aufgab  und  sich  zur 
Weide  Wirtschaft  um  so  mehr  einrichten',  als  die  K  niete  n- 
giebigkeit  nie  vom  \Tieh!besitze,  sondern  nur  von 
rnteten    Früchten    erfolgt. 

Wie  wenig  die  Grundherr en  über  ein  derartiges 
Abwenden  der  Arbeitskräfte  erfreut  waren,  zeigt,  daß  das 
Problem  des  Agrarverh'ältnisses  auch  hier  wie- 
der in  -einer  alten,  alle  Wechselbeziehungen 
ätzend  vergiftenden  Weise  hervortritt.  Eben-., 
empfindlich  war  aber  der  Grundherr  getroffen,  wenn  der 
Ivmer  nur  einige  Dunum  ärarischen  Landes  hinzurodet,  die 
Zuschreibung  dieses  Grundes  als  Freieigentum  sich  erwirkt  und 
nun  die  vornehmste  Arbeit,  vor  allem  die  beste  Düngung,  auf 
diese  Felder  verwendet  und  die  Kmetenciflukfelder  unbearbeitet 
läßt.  Ein  Prozeß  ist  lang  und  wenig  aussichtsreich  und  wieder 
zeigt  sich,  wie  vergällend  auf  alle  Beziehungen  des  bosnischen 
Agrarwesens  das  Kmetenverhältnis  wirkt. 

Der  uralte  Rechtsgedanke  der  Redefreiheit  des  ärarischen 
Bodens  (Ramazangesetz  §  103  —  siehe  im  Anhanget  war  zwar 
von  der  Okkupationsverwaltung  theoretisch  nicht  aufrecht- 
erhalten, wohl  aber  kam  sie  dem  Wunsche  nach  Anschreibung 
gerodeter  Flächen  ins  Privateigentum  in  einer  fast  allzu  liberalen 
Weis,,  entgegen,  und  langsam  bildete  sich  beim  Bauer  die  Über- 
zeugung heraus,  daß  jeder  Grund  und  Boden,  weichender 
Oeometcr  über  Parteien  bitte  auch  nur  zwecks  Er- 
hebung aufgenommen  hatte,  bereits  ihm  gehöre.  Einen 
Bosnier  von  dem  usurpierten  Grunde  zu  vertreiben,  wurde  mit  der 
Zeit  ein  Ding  der  Unmöglichkeit,  Usurpation  häufte  sich  auf  Usur- 
pation. Gesuch  auf  Gesuch,  und  diese  Bewegung  unterstützten  die 
bäuerlichen  Landtagsabgeordneten.  Das  war  die  billigste  Art 
von  Versprechungen,  welche  die  Kandidaten  machten,  daß  sie 
aus  dem  großen  Grund-  und  Bodenbesitze  des  Staates  jedem 
ein»  Inen  ein  Stück  ärarischen  Land'--  versprachen.  —  Ganze 
Listen   wurden   aufgestellt17).    Die    Petitionen   nach  Grund  und 

l' )  Es  sind  Fälle  vorgekommen,  wo  der  Gandtagskandidat  gedruckte 
Formalarien  unter  selue  Wühler  mit  der  Aufforderung  sandte,  die  Größe 

25* 
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Boden,  welche  die  Landtagsabgeordneten  in  der  I.  bis  IV.  Ses- 
sion dem  Landtage  überreichten,  gehen  in  die  Hunderttausende. 
Es  bildete  stets  einen  der  ödesten  Teile  der  Sitzungen,  wenn' 
diese  Petitionen  alle  per  Namen  vorgelesen  wurden.  —  Der  Land- 
hunger des  bosnischen  Bauern  war  dadurch  geradezu  selbst  groß- 
gezogen, wie  ein  Heer  Nager,  das  über  einen  Haufen  Korn 
herfällt  — ,  ja  noch  weit  ärger  als  dies;  denn  die  Angriffe 
erstreckten  sich  nicht  auf  den  äußeren  Rand,  sondern  die 
Usurpanten  setzten  sich  mitten  in  die  Wälder  hinein,  und  jede 
Usurpation  wandelte  sich  in  eine  Bitte  und  später  in  eine 
Beschwerde,  daß  der  Staat  nicht  bereits  längst  den  Akt  der 
Eigentumsanerkennung  durch  Vermessung  und  Verleihung  durch- 
geführt habe.  In  offiziellen  Erklärungen  der  Verwaltung  wird 
die  Anzahl  der  Usurpationen  und  Gesuche  selbst  auf  120.000 
angegeben,  was  bei  283.000  bosnischen  Bauernhäusern  einen 
um  so  respektableren  Prozentsatz  abgibt,  als  die  mitten  zwischen 
den  Kulturen  .steckenden  Bauern  weniger  Gelegenheit  haben, 
sich  auf  Kosten  benachbarten,   ärarischen   Landes  auszubreiten. 

Ein  Chaos,  dessen  Herr  zu  werden  die  geschwächte  Exe- 
kutive nicht  mehr  imstande  war. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1912  wurde  — ■  wie  erwähnt  — 
in  Einsicht  der  Konsequenzen,  zu  denen  die  bisherige  Land- 
verteilungspolitik der  Landesregierung  trieb,  derselben  in  einer 
ministeriellen  Konferenz  in  Wien  ein  Ende  bereitet  und  Baron 
B  u  r  i  a  n  leitete  in  dieser  Hinsicht  eine  neue,  die  allgemeinen 
Interessen  wahrende  Agrarpolitik  mit  derselben  offenen  Energie 
in  die  "Wege,  wie  dies  sieben  Jahre  früher  mit  der  Zehent- 
pauschalierung geschehen  war. 

Der  bald  darauf  eingetretene  Wechsel  im  Ministerium  des 
Äußern  und  im  gemeinsamen  Finanzministerium  bot  allerdings 
diesem  Staatsmanne  nicht  mehr  die  Möglichkeit,  den  Bau  des 
agrarischen  Gebäudes  auch  weiter  derart  zu  fördern,  wie  er  die 
Fundamente  dazu  zu  legen  bereit  war.  —  Und  in  der  Folge 
trat  wieder  eine  Abschwächung  der  Energie  der  Durchführung- 
ein,  welche  die  hier  obwaltende  Intention,  dieser  Zerstückelung* 
des  ager  publicus  wenigstens  bei  den  Nichtgrundbedürftigen 
ein  Ende   zu  bereiten,   in   ihrer  Wirksamkeit   verringerte. 


des  gewünschten  ärarischen  YValdlandes  einzuschreiben.  Für  solche  „Ein- 
schreibungen" hat  sogar  ein  Kandidat  je  eine  Krone  für  „Stempel'"  ! 
verlangt. 
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In'  Übrigen  hoffte  aber  die  Verwaltung  mit  dem  Baltalik- 
und  Meragesetze  dieses  Atomisierungsprozesses  insoferne  Herr 
zu  werden,  daß  sie  vorerst  eine  Generalausscheidung  des 
jedem  Dorfe  zufallenden  Wald-  und  Weidebesitzes  und  somit 
eine  Scheidung  zwischen  der  Allgemeinheit,  bzw.  dem  Landes- 
ärar  und  dem  engeren  [nteressenkreise  des  Dorfes  vornehmen 
wollte. 

Während  bisher  in  den  Angriffen  auf  das  Landeseigentum 
jeder  Usurpant  den  anderen  Usurpanten  gerne  unterstützte,  um 
nur  auch  seinerseits  soviel  Fetzen  ärarischen  Landes  als  möglich 
ungehindert  für  sich  loszureißen,  würde  dieser  Landhunger 
sofort  eine  andere  Form  annehmen,  wenn  die  einzelnen  sich 
bewußt  würden,  daß  diese  Ansprüche  in  Hinkunft  gegen  das 
Gemeindeland  gehen.  —  Die  Genossen  würden  dann  die  Über- 
griffe einzelner  nicht  mehr  dulden  und  die  Individualteilung  wäre 
in  vernünftige  Bahnen  gelenkt.  Auf  diesen  Prinzipien  war  der 
bereits  im  Jahre  1909  in  wenigen  Wochen  fertiggestellte  Ge- 
setzentwurf über  die  Baltalik-  und  Meraausscheidung  aufgebaut 
—  ein  I  resetz,  das  bei  der  erkannten  Eifersucht  der  Kmeten  und 
Grundherren,  der  Muselmanen  und  Christen  untereinander  nur 
eine  Etappc  der  ganzen  Regelung  der  Waldnutzungsverhältnisse 
sein  sollte,  um  auf  dem  mit  diesem  Gesetze  geschaffenen  Funda- 
mente der  Generalteilung  erst  die  Detailarbeit  der  Individual- 
teilung, sowie  die  Regelung  der  Servituten  der 
Nutzungsberechtigten  im  Gemeindewalde  auszugestalten, 
wie  auch  ein  Gesetz  über  zwangsweise  Bereinigung 
lästiger  Enklaven  aus  dem  Wald-  und  Weidelande  auf  dem 
Programme  der  Regierung  stand. 

Aber  selbst  diese  —  allerdings  grundlegenden  —  Forde- 
rungen wurden  erst  nach  vier  Jahren  und  dabei  noch  unter  den 
oben  beschriebenen  Kompromissen  vom  Landtage  angenommen. 
Während  dieser  vier  Jahre  fand  aber  der  Prozeß  der  Landes- 
usurpationen trotz  Erlasses  neuer  Normen  kein  Ende.  Zwischen 
<len  im  Landtage  heftig  unterstützten  Forderungen  nach  Stillung 
des  Landhungers  und  zwischen  der  klaren  Einsicht  der  Regierung, 
daß  durch  einen  Vorgang,  bei  welchem  das  Faustrecht  des  ein- 
zelnen selbst  die  Normen  der  Landverteilung  diktiert,  eine  ge- 
deihliche Lösung  dieser  wichtigen  Frage  nicht  gefunden  werden 
kann,  mußte  die  Landesregierung  bis  zur  Annahme  des  Baltalik- 
gesetzes  irgend  etwas  tun.  Weder  sie  noch  der  Landtag  konnten 
sich    aber    der    Einsicht   verschließen,     daß   dieses    Chaos    einer 
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dringenden  Abhilfe  verlange  und  in  das  Baltalik-  und  Meragesetz 
wurde  ein  Paragraph  aufgenommen,  welcher  neben  der  General- 
teilung auch  die  sofortige  Regelung  der  Indi  vi  dual  tei- 
1  ung  —  wo  und  insoweit  dieselbe  notwendig  ist  —  den  Lokalkom- 
missionen  zur  Pflicht  macht 1S).  Hiedurch  ist  entgegen  der  ursprüng- 
lich gedachten,  etappenmäßigen  Agrarpolitik  das  Tempo  der  Aus- 
scheidung ganz  bedeutend  verzögert.  Die  Arbeit  muß  sich  mit 
Details  befassen,  während  sie  früher  mit  großen  Schritten  von 
Bezirk  zu  Bezirk  eilend  in  wenigen  Jahren  die  Generalteilung 
durchführen  und  ihr  später  die  Regelung  der  Singular teilung 
hätte  folgen  lassen  können.  Damit  entstand  die  Frage,  ob  bei 
Aufwendung  einer  solchen  Kleinarbeit  die  Verwaltung  nun  nicht 
noch  weiter  gehen  und  noch  andere  Fragen  agrarischer  Natur 
mit  erledigen  könnte,  ohne  dadurch  den  Gang  der  Operationen 
wesentlich  zu  verzögern,  gleichzeitig  aber  an  Intensität  der  Arbeit 
bedeutend  mehr  zu  leisten  ?  Welches  sind  nun  diese  Fragen  agra- 
rischer Natur  V 

Die  Antwort  darauf  will  das  nächste  Kapitel  geben. 

18)  §  21,  al.  2. 


IV. 

Vereinigung  der  Knieten-  und  Waldfrage. 

In  den  vorangehenden  drei  Kapiteln  wurde  zuerst  die 
Kmetenfrage  und  dann  die  Waldfrage  einer  Untersuchung 
unterzogen.  In  beiden  Fragen  ringen  schwerwiegende  Probleme 
nach  einer  Lösung.  Wir  haben  aber  auch  weiter  konstatieren 
können,  in  welchen  regen  Wechselbeziehungen  die  Kmetenfrage 
mi t  dem  Grundherrn-  und  dem  ärarischen  Walde  steht,  und  so 
wird  aus  dem  ganzen  Aufbau  der  vorangehenden  Kapitel  sich 
von  selbst  die  Vermutung  aufdrängen,  daß  es  wohl  wert  wäre 
zu  untersuchen,  wie  beide  Fragen  gemeinsam  behandelt  werden 
könnten.  Gibt  es  einen  Weg,  auf  welchem  auch  die  Kmeten- 
frage einer  befriedigenden  Lösung  zuzuführen  wäre  ? 

Mannigfach  sind  die  Lösungsmodalitäten  der  Kmetenver- 
hälrnisse. 

Politisch  und  wirtschaftlich  die  günstigste  wäre  gewiß  die 
Lösung  durch  eine  physische  Teilung  des  Kmeteneifluks, 
durch  welche  sowohl  der  Kniet  als  der  Grundherr  in  den  Besitz 
von  Freieigentum  gelangen.  Bisher  aber  war,  abgesehen  von 
dem  total  ablehnenden  Standpunkte  der  Bauern,  die  Frage  auch 
an  dem  Schlüssel  gescheitert,  nach  weichemeine  solche  Teilung 
stattfinden  sollte.  Und  doch  ist  dies  der    springende  Punkt. 

Nehmen  wir  selbst  an,  daß  ein  politisch  nicht  verhetzter 
Kmet  es  vorgezogen  hätte,  sich  mit  einem  Teil  des  früheren 
KmetenSifluks  als  lastenfreien  Besitz  zufriedenzustellen,  anstatt 
sich  unter  Beibehalt  des  ganzen  Besitzes  mit  einer  dreißigjährigen 
Hypothek  zu  plagen,  und  nehmen  wir  an,  daß  dieser  Kmet  einen 
so  großen  Kmetencifluk  hatte,  daß  eine  solche  Teilung  auch 
wirtschaftlich  empfehlenswert  gewesen  wäre,  so  blieb  doch  immer 
noch  die  Frage  nach  dem  Schlüssel  der  Verteilung  zwischen 
Grundherrn  und  Knieten  offen. 

Selbst  bei  Geneigtheit  zur  Teilung  verlangt  aber  der  Kmet 
zwei   Drittel    des  <  ifluks.    indem    er  darauf  hinweist,  daß  ihm  ja 
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bei  der  jährlichen  Naturalteilung  der  Ernte  ebenfalls  zwei  Drittel 
als  sein  Recht  zufallen.  Aber  auch  der  Grundherr  verlangt,  wie 
die  meisten  diesbezüglichen  Äußerungen  aus  Grundherrenkreisen 
dartun,  seinerseits  ebenfalls  zwei  Drittel,  und  ist  höchstens  bereit, 
auf  eine  Half teteilung  des  Cifluks  herabzugehen.  Welcher 
Schlüssel  ist  nun  der  rechte? 

Vor  allem  ist  das  Abgabeverhältnis  im  Lande  zwar  größten- 
teils die  Tretina,  die  einzelnen  Bezirke  zeigen  aber  doch  ganz 
bedeutende  Schwankungen  und  es  ist  klar,  daß  bei  einem  Ein- 
fünftel-Abgabesysteru  —  wie  solches  stellenweise  ebenfalls  vor- 
kommt —  das  kapitalisierte  Anrecht  des  Kmeten  größer  sein 
muß,  als  bei  einer  Halbabgabe.  Auch  durch  die  in  einzelnen 
Landesteilen  den  Grundherren  belastende  Verpflichtung,  die 
Wohnhäuser  und  Wirtschaftsgebäude  zu  errichten,  oder  andrer- 
seits wieder  des  Kmeten  verschiedene  andere  Prästationen  zu 
leisten,  wie  dies  besonders  in  der  Hercegowina  der  Fall  ist, 
muß  der  Teilungsschlüssel  beeinflußt  werden.  —  Nehmen  wir 
aber  der  Einfachheit  halber  einen  Durchschnittskmet  mit  der 
Tretina  als  Grundherrngiebigkeit  an. 

Wenn  der  Bauer  nun  behauptet,  daß  er  zwei  Drittel  vom 
<  'ifluk  zu  bekommen  hat,  weil  er  zwei  Drittel  Ernte  bekommt, 
so  hat  er,  obwohl  dies  auch  in  der  Öffentlichkeit  vielfach  über- 
sehen wird,  offenbar  unrecht,  denn  diese  zwei  Drittel  sind  eine 
Bruttoeinnahme,  während  das  eine  Drittel  des  Grundherrn  eine 
Nettoeinnahme  ist.  Jede  Teilung  wird  nur  dann  dem 
gegenwärtigen  Rechtsverhältnisse  entsprechen, 
wenn  sie  den  beiden  Parteien  nach  der  Trennung 
zum  mindesten  dieselben  Einkünfte  wie  bisher 
bietet. 

Untersuchungen  über  die  Rentabilität  der  bosnischen  Bauern- 
wirtschaften sind  bisher  nicht  vorgenommen  worden  und  doch 
wären  sie  bei  dem  Unterschiede  zwischen  der  extensiven  Wirt- 
schaft dieses  Landes  und  modernen  Wirtschaftssystemen  besonders 
am  Platze.  Man  bedenke,  daß  der  Bauer  von  dem  Brutto- 
ertrage seiner  Wirtschaft  beim  Tretinasysteme  vier  Zehntel 
fd.  i.  drei  Zehntel  an  den  Grundherrn  und  ein  Zehntel  an  den 
Staat  J  wegzugeben  hat.  In  den  ihm  erübrigenden  sechs  Zehnteln 
ist  nicht  nur  sein  Reingewinn,  sondern  auch  der  ganze  Aufwand 
von  Kosten  für  die  gesamten  zehn  Zehntel  seines  Bruttoertrages 
enthalten.  Würde  man  die  Arbeitskosten  des  Bauern  mit  ent- 
sprechendem Taglohne    rechnen,    so   wäre    seine  Ackerwirtschaft 
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gewiß  nur  wenig  rentabel.  Würde  der  bosnische  Kniet  nicht  relativ 
reiche  Ressourcen  aus  der  Viehwirtschaft  ziehen,  für  die  er  dem 
Grundherrn  keine  Abgaben  zahlt,  so  könnte  er  schwer  existieren. 

Alle  dies.-  Verhältnisse  hat  man  noch  nicht  mit  einer  der 
Sache  entsprechenden  Gründlichkeit  untersucht,  Man  li.it  immer 
nur  mit  Schlagworten  umfWill gemeinen  Eindrücken  die  Diskus- 
sionen geführt.  Aber  niemanden  ist  es  eingefallen,  eine  klare 
Rechnung  über  die  Krgiebigkeit  des  Kmetenlandes  und  über 
seine  Belastung  zu  machen.  Grund  und  Boden  sind  nur  der 
eine  Produktionsfaktor  des  gesamten  Ertrages,  während  die 
Arbeit  und  das  Kapital,  das  auf  den  Boden  verwendet  wird, 
wie  bei  jedem  wirtschaftlichen  Gute  den  zweiten  und  dritten 
Faktor  abgeben.  Während  bei  sonstigen  modernen  Pacht- 
verhältnissen die  Pacht  summe  die  Grundrente  abgibt,  ist 
<lie  Giebigkeit,  die  der  Grundherr  vom  Knieten  erhält,  eine 
Quote  des  Bruttoertrages. 

Während  die  Grundrente  von  äußeren  Faktoren  abhängig 
ist,  wie  Produktionskrat't  des  Bodens,  Lage  der  Grundstücke  an 
Kommunikationen,  Höhe  der  allgemeinen  Marktpreise,  Wechsel- 
verhältnisse zwischen  Angebot  an  Grund  und  Nachfrage  usw. 
und  bei  Gleiehbleiben  dieser  Faktoren  auch  konstant  bleiben  muß, 
ändert  sich  die  Rente  des  Grundherrn  —  eben  die  Giebigkeit 
<le-  Knieten  —  je  nach  Jahr  und  Witterung.  Aber  wichtiger  ist, 
daß  sie  von  der  Höhe  des  Produktionsauf  wände  s  des 
Knieten  abhängt.  Je  mehr  sich  der  Kmet  plagt,  desto  mehr  er- 
halt der  Grundherr.  Das  in  Kapitel  I  gezeichnete  Graphikon 
führt  diesen  Umstand  in  absoluten  Zahlen  klar  vor  Augen. 

Überall  wird  betont,  daß  das  Kmetenverhältnis  kein  Hörig- 
keitsverhältnis ist,  daß  es  ein  privatrechtlicher  Gesellschafts- 
vertrag  ist.  Aber  wieviel  wirtschaftliche  Parallelitäten  liegen 
in  diesem  Verhältnisse  zur  wirtschaftlichen  Sklaverei!  Der  Sklave 
muß  seinem  Herrn  allerdings  den  ganzen  Bruttoertrag  seiner 
Arbeit  liefern.  Aber  wird  beim  Knieten  nicht  die  ihm  abge- 
nommene Giebigkeit  ebenfalls  mit  Zugrundelegung  des  ganzen 
Arbeitseffektes  (Bruttoertrages)  berechnet  V  Wohl  kommt  ein  Teil 
seiner  Mehrarbeit  auch  ihm  zugute.  W,enn  der  Kmet  aber  seine 
Reinertragssteigerung  mit  der  Reinertragssteigerung  des  Grund- 
herrn vergleicht,  so  muß  ihn  Erbitterung  erfassen,  daß  der 
größte.  Teil  seiner  Reinertragssteigerung  nicht  in  seine,  sondern 
in  des  Grundherrn  Tasche  fließt,  ja  daß  sehr  bald  der  Kulminations- 
punkt seiner  Reinertragssteigerung  überhaupt  erreicht  ist,  während 
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die  Rente  des  Grundherrn  noch  immer  konstant  steigt.  Nichts 
macht  einen  kläglicheren  Eindruck  als  ein  Blick  auf  ein 
Graphikon,  welches  das  Prozentualverhältnis  darstellt, 
nach  welchem  sich  1.  Produktionskosten,  2.  Grund- 
herr nanteil  und  3.  Kmetenrein ertrag  in  das  Ernteergeb- 
nis teilen. 


Grundherrn- 

anteil 


Kineten- 
reinertrag 


Produktions- 
aufwand 


Ist  es  nicht  dasselbe  Wirtscbaftsverhältnis,  das  der  sparta- 
nische Dichter  Tyrtäos  schon  vor  mehr  als  zweieinhalbtausend 
Jahren  hinsichtlich  der  messenischen  Heloten  besang? 

„Eseln   gleich 
Gedrückt  vom  mächtigen  Gewicht  der  Last, 
Entrichten    sie   im    harten    Zwang    dein    Herrn 
Von  allem,   was   der  Boden  trägt,  die  Hälfte   — " 

Diese  Übersicht  beweist  mit  aller  Klarheit,  daß  das 
gegebene  Knieten  Verhältnis  nur  gut  genug  .für  die  primitivsten 
Verhältnisse  ist.  Mit  jeder  stärkeren  wirtschaftlichen  Hebung 
muß  dieser  Mißstand  der  landwirtschaftlichen  Verfassung  krasser 
und  unerträglicher  zur  Geltung  kommen.  Wenn  der  Freibauer 
oft  schlechter  steht  als  der  Kmet,  so  liegt  die  Ursache  in  anderen 
Faktoren,  aber  nicht  in  der  Produktionsweise,  und  es  soll 
gewiß  nicht  verkannt  werden,  daß  die  Aufgabe  einer  zielbewußten 
Agrarpolitik  den  Bauer  auch'  vor  den  Folgen  moderne  r 
Geld  Wirtschaft  bewahren  soll,  ihre  erste  und  aller- 
wichtigste  Aufgabe  aber  ist  es,  mit  jenen  Hindernissen 
aufzuräumen,  welche  die  bäuerliche  Produktionslust  hemmen 
und  ersticken.  Und  dieses  Hindernis,  welches  das 
ganze    wirtschaftliche  Gebäude   schon  von   vorn- 
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herein  auf  eine  schlechte  Basis  stellt,  ist  eben 
das  K  meten  verhäl  tni  s,  «1  a  s  von  der  Bruttoernte 
die  Giebigkeit  in   F  o  r  in  e  i  n  e  r  Q  u  ote  I»  e re  c  hne  t. 

Ks  soll  deshalb  daher  im  folgenden  versucht  werden,  Anhalts- 
punkte zu  einem  Schlüssel  für  eine  gerechte  Verteilung  des  Er- 
trages zwischen  Grundherrn  und  Knieten  zu  finden. 

Es  i-t  eine  oft  wiederkehrende  Tatsache,  daß  dort,  wo 
weniger  Land  zur  Verfügung  steht,  der  Grundherr  die  Begluk- 
gründe  (kmetenfreier  Besitz)  zur  Polovina1),  d.i.  zur  Hälfte  des 
Bruttoertrages,  in  freie  Zeitpacht  —  nicht  Knietenverhältnis 
—  zu  vergeben  in  der  Lage  ist.  Nehmen  wir  an,  daß  dies 
überall    ginge,    so    ergäbe   sich   folgende   Rechnung: 

I.  Ein  Cifluk  von  (50  Dunum  gibt  z.  B.  600  K  Brutto- 
ertrag. Die  Verteilung  desselben  erfolgt  nach  dem  Tretina- 
bj  stem    folgenderweise : 

Zehent 60  K. 

Grundherr ISO   „     (Reinertrag) 

Emet 360  „     (Brutto) 

Bruttoertrag  .     .     600  K. 

II.  Bekäme  der  Grundherr  seiner  Schlüsselberechnung 
entsprechend  bei  einer  physischen  Teilung  zwei  Drittel  des 
(  iiluks  =  40  Dunum  zur  freien  Verfügung  und  gelänge  es 
ihm,  diesen  zur  Polovina  zu  verpachten,  so  würden  die  auf 
diesem  Zweidrittel-Cifluk  bei  gleicher  Wirtschaft  geernteten 
400  K   wie  folgt  verteilt: 

Zehent 40  K. 

Grundherr 180   ..     (Reinertrag; 

Pächter 180    „     (Brutto) 

Bruttoertrag  .     .     400  K. 
Der  Grundherr  erhält  also  bei  einer  solchen  Freiverpachtung 
des     auf    zwei    Drittel     restringierten    Wirtschaftsgutes     180   K 
Pacht,    d.  i.  ebensoviel,    als    er    früher    an    Grundherrngiebigkeit 
vom    Knieten    für   den   ganzen    Kmetencifluk  erhielt. 

Wir  gelangen  hier  somit  zu  der  überraschenden  Tatsache, 
daß  der  Grundherr,  wenn  er  zwei  Drittel  des  Kmetengrundes 
als    -ein    Freieigentum    verlangt,    nicht   ganz    unrecht    hat,    vor- 

*)  Solch  „Hälfte" -Anteilbaue  kommen  auch  in  vielen  romanischen 
Ländern  vor.  M<  zzadria  in  Italien,  Mettaiage  in  Frankreich;  aber  auch 
vielfach  früher  in  noch  wenig  kultivierten  Landstrichen  in  der  nord- 
amerikanischen  Union. 
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ausgesetzt,  daß  die  Wirtschaft  gleich  extensiv  bleibt.  Wenn 
sich  die  Grundherren  aber  bisher  meist  mit  der  Hälfte  des  Bodens 
zufriedengestellt  haben,  so  beruht  dies  auf  der  Erwägung,  daß 
sie  von  der  Plackerei  mit  dem  Knieten,  die  ihnen  den  ganzen 
Besitz  verleidet,  frei  werden  wollten.  Faktisch  bekommt  der 
Grundherr  niemals  die  180  K  des  Beispiels  I  und  in  schlechten 
Jahren  muß  er  oft  ganz  auf  das  Einkommen  verzichten.  Bei 
allen  Prozessen  läßt  er  „Reste"  des  lieben  Friedens  halber  nach. 
Bei  den  bisherigen,  prozessualen  Verhältnissen  kann  der 
Kniet  seinen  Grundherrn  direkt  aus  seinem  Eigentum  hinaus- 
ekeln (osandisati),  indem  er  z.  B.  durch  einige  Jahre  so  wenig 
arbeitet,  daß  der  Ertrag  des  Grundherrn  auf  ein  Minimum 
sinkt 2).  Unter  solchen  Verhältnissen  wird  gewiß  auch  der  Kmet 


2)  Nichts  hat  für  die  breite  Öffentlichkeit  die  Schädlichkeit  des 
Zehents  besser  illustriert  als  der  bekannte  Fall,  wo  die  Bauern  ihre 
Kirschenbäume,  die  sie  vor  dem  Hause  hatten,  umhackten,  um  der  Zehent- 
beschreibung zu  entgehen,  welche  die  Erntemenge  des  Obstbaumes  als 
verkaufliche  Ware  berechnete,  während  meist  die  Möglichkeit  einer  solchen 
Geldverwertung  fehlte. 

Es  sei  deshalb  auch  hier  an  einem  Beispiele  gezeigt,  bis  zu  welcher 
unglaublichen,  unrentablen  Wirtschaft  das  Bruttoteilabgabensystem  des 
Kmetenverhältnisses   führt. 

Ein  Geometer  war  durch  seine  Arbeit  gezwungen,  einen  Monat  lang 
in  einem  Kmetenhause  zu  wohnen  und  sah  bei  dieser  Gelegenheit,  wie 
der  Kmet  täglich  früh  und  abends  seinen  Schweinen  einige  Körbe  un- 
reifer  Kukuruzkolben   zum   Fressen   vorwarf. 

„  Warum  tust  du  das  ?  Wenn  du  den  Mais  reifen  läßt,  so  hat  er 
ja  viel  mehr  Nährwert,  du  bist  ja  unfaßbar  verschwenderisch,  indem  du 
deine  Schweine  mit  „Frühgemüse"  fütterst,  anstatt  die  Frucht  ausreifen 
zu   lassen?" 

Darauf  antwortete  der  Kmet : 

„Herr,  nach  deiner  Rechnung  hast  du  wohl  recht,  und  ich  weiß 
das  auch,  aber  nach  meiner  Rechnung  steht  die  Sache  doch  anders.  Wenn 
ich  den  Kukuruz  ausreifen  lasse,  so  muß  ich  dem  Grundherrn  von  jedem 
Meterzentner  Mais  ein  Drittel  als  Grundherrngiebigkeit  abliefern,  während 
so  meine  Schweine  den  ganzen  Kukuruz  auffressen  und  fett  werden. 
Von  diesen  Schweinen  zahle  ich  dem  Grundherrn  keine  Abgabe  und  so 
kommt  mir  diese  unwirtschaftliche  Verwendung  höchst  wirtschaftlich 
zugute." 

Man  sieht,  wie  die  extensive  Wirtschaft  nur  im  Interesse  des 
knieten  liegt,  und  daraus  erklärt  sich  auch,  warum  er  so  viele  Felder 
brach  liegen  läßt,  anstatt  sie  gedüngt  der  zerealen  Produktion  zuzuführen. 
Auf  diesem  Brachlande  füttert  er  eben  sein  Vieh,  von  dem  er  dem 
Grundherrn   keine   Abgabe   zu   zahlen   hat. 
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leiden,  wenn  er  sich  aber  mehr  auf  die  Viehwirtschaft  (und 
eventuell  auf  Taglohn)  verlegt,  so  wird  er  diese  Zeit  passiver 
Resistenz  überdauern.  Er  fürchtel  auch  nicht  die  hinkende 
Prozeßführung,  bei  der  er  ganz  gut  10  bis  20  Jahre  so  schlecht 
wirtschaften  konnte,  ohne  daß  es  dem  Grundherrn  gelungen 
wäre,   den   Kmeten    nach   §  8  der   Seferverordnung  abzustiften. 

Hätte  deshalb  der  Grundherr,  der  im  Kampfe  zwischen 
Grundherrn  und  Knieten  derzeit  immer  der  Schwächere 
war,  auch  nur  die  Hälfte  seines  Cifluks  zur  freien  Disposition 
bekommen,  so  wäre  auf  dieser  Hälfte  zweifellos  intensiver  ge- 
wirtschaftet worden,  und  der  Grundherr  würde  daraus  eine 
höhere    Rente    ziehen   als   vom   schlechten   Kmeten. 

Mit  der  oben  der  Berechnung  zu  Grunde  gelegten  Polovina 
(Hälfte)  des  Bruttoertrages,  welches  System  ja  noch  drückender 
als  das  Tretinasystem  (ein  Drittel)  ist,  wird  er  zwar  nur  in 
Ausnahmsfällen  rechnen  können,  wohl  wird  er  aber  eine  fixe 
Rente  erzielen,  die  der  bisherigen  Bruttopolovina  entspricht, 
wenn  er  die  Grundstücke  entweder  selbst  bewirtschaftet  oder 
aber  an  Freipächter  in  fixer  Jahresmiete  vergibt  —  in  unserem 
Fall  also  zu  18<»  K  — ,  weil  ein  solcher  „ Fixpächter  durch  eine 
ungehinderte,  intensivere  Wirtschaft,  deren  Mehrertrag  dem 
Pächter  allein  zugute  kommt,  diesen  Pachtschilling  leicht  an  den 
Grundherrn  leisten  kann.  Es  kann  somit  angenommen  werden,  daß 
etwas  weniger  als  zwei  Drittel  und  etwas  mehr  als  die  Hälfte 
des  ( 'ifluks,  sagen  wir  drei  Fünftel,  dem  Grundherrn  ebensoviel 
Rente  abwirft,  als  der  frühere  ganze  Kmetluk. 

Wie  stellt  sich  nun  die  Rechnung  für  den  Kmeten? 

III.  Bekommt  er  vom  Cifluk  zwei  Drittel  der  Fläche,  so 
erzielt  er  hievon  bei  gleicher  Wirtschaft  400  K.  Dieser  Roh- 
ertrag gelangt  wie  folgt  zur  Verteilung: 

Zehent 40  K 

sein  Ertrag 360  „  (Brutto).3) 

Allerdings  braucht  dieser  nunmehrige  Freibauer  zur  Er- 
zielung eines  ihm  verbleibenden  Bruttoertrages  von  .'>6<  I  K 
etwas  weniger  Produktionskosten  aufzuwenden,  als  der  Kniet  des 
Beispieles  I,  der  den  ganzen  Oifluk  zu  bestellen  hat. 

Erhält  deshalb  der  Kniet  bei  der  Ablösung  zwei  Drittel  des 
Cifluks,  so  bekommt  er  etwas  mehr,  als  seinem  Recht  ent- 
spricht. Bei  Zuweisung  der  Hälfte  würde  er  jedoch  sc  hlech  te  r 


\)  Also  auch   .so   viel,   als   vor  der  Teilung-, 
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gestellt.  Man  könnte  ihm  zwar  einwenden,  daß  er  ja  ebenso  wie 
der  Freipächter  II  schon  auf  der  Hälfte  der  Fläche  weit  mehr 
«rzielen  könnte,  wenn  er  intensiver  arbeitet.  Das  dürfte  aber 
für  den  Kmeten  wohl  kein  Anreiz  sein,  um  gleich  auf  die 
Hälfte  seines  (.'ifluks  zu  verzichten.  Bisher  hoffte  er  immer,  den 
<  'ifluk  durch  Ausdauer  und  auch  passive  Resistenz  endlich  für 
einen  annehmbaren  Preis  zur  Gänze  vom  Grundherrn  zu  er- 
halten, selbst  wenn  er  durch  30  Jahre  belastet  bleibt. 

Soll  die  Ablösung  durch  Teilung  dem  Kmeten  erwünscht 
sein,  so  muß  er  damit  ein  „gutes"  Geschäft  machen,  und  nach- 
dem der  Landhunger  des  Bauern  das  gute  Geschäft  vor  allem  nach 
der  Größe  der  eigenen  Fläche  berechnet,  so  muß  er  mehr  be- 
kommen, als  seinem  Recht  entspricht  —  und  es  möge  an- 
genommen werden,  daß  auch  hier  ein  Zuschuß,  der  seinen 
Ciflukfreianteil  auf  drei  Fünftel  des  ( 'ifluks  hebt,  durchschnittlich 
den  Effekt  seiner  Befriedigung  erreichen  würde. 

Um  somit  die  Teilungsaktion  mit  Aussicht  auf  Erfolg  zu 
beginnen,  müßte  sowohl  der  Grundherr  a  1  s  a u  c  h  der  Kmet  etwa 
je  drei  Fünftel  des  Cifluks  in  natura  erhalten  —  ein  Teilungs- 
exempel,  das  etwas  schwierig  ist,  da  bekanntlich  :,/5  -\-  3/s  —  %> 
somit  mehr  als  den  ganzen  ('ifluk  ausmachen. 

Und  doch  können  diese  Wünsche  aus  dem 
Reiche  der  Utopie  in  das  greifbarer  Realität  ver- 
setzt werden.  Es  gibt  einen  Weg,  um  diese  widersprechenden 
Wünsche  in  Harmonie  aufzulösen.  Er  besteht  darin,  daß  ein 
Dritter  dieses  fehlende  sechste  Fünftel  zu  der  zu  verteilenden 
Fläche  hinzugibt.  Und  dieser  Dritte  kann  eben  der  Staat  sein. 

Reich  ist  das  bosnische  Arar  an  Rodeland.  Freigebig  war 
bisher  die  Landesregierung  mit  dessen  Vergebung.  Aber  sie 
vergab  dieses  Gut  ohne  etwas  dafür  einzuheimsen. 
Daß  der  Gelderlös  bei  den  bisherigen  Rodelandverteilungen 
nicht  in  die  Wagschale  fiel,  wurde  oben  gezeigt.  Das  will  auch 
die  hier  vorgeschlagene  Lösung  nicht :  aber  ein  anderes,  hoch- 
schätzenswertes Gut  könnte  sie  erbringen:  den  sozialen 
Frieden  zwischen  diesen  beiden  sich  befehdenden 
Gesellschaftsklassen,  dieEinlösungeinesbereitsam 
Berliner  Kongreß  unterfertigten  Wechsels  Staats- 
politischer  Arbeit. 

Dieses,  vom  Lande  hergegebene  Rodeland,  das  die 
Regierung  als  Verwertungsobjekt  bisher  nicht  entsprechend  zu 
schätzen  und  nicht  zweckdienlich  zu  verwenden  wußte,  kann  ein 
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Seilmittel  sein,  welches  die  bosnische  Agrarfrage  einer  Lösung 
zuführt.  Wenn  dies  durch  die  Schenkung  von  Rodeland  ge- 
lingt, so  ist  der  Preis,  den  das  Ärar  dafür  bezahlt,  so  gering 
im  Vergleich  zum  erzielten  Erfolg,  daß  er  gar  nicht  in  Betracht 
kommt. 

Nichtsdestoweniger  soll  der  Anwendung  eines  derartigen 
Projektes  sowohl  hinsichtlich  des  Flächenerfordernisses  als 
hinsichtlich  Beiner  finanziellen  Wirkung  nachgerechnet 
werden. 

In  Bosnien  und  der  Hcrcegowina  befinden  sich  derzeit 
rund  94.000  Kmetenfamilien  mit  insgesamt  560.07(5  ha  Kultur- 
land (siehe  Tabelle  XVI  im  Anhange).  Es  wäre  somit  für  die 
Ablösung  dieser  gesamten  Knieten  bei  Zuschuß  von  einem  Drittel 
der  bisherigen  Cinukkulturfläche  am  Staatsgrund  erforderlich 
188.692  ha  «»der  rund  1*8  Millionen  Dunum  Rodeland. 

Obwohl  rechtmäßig,  nach  obigen  Berechnungen,  nur  ein 
Zuschuß  von  einem  Fünftel  der  Kmetenkulturfläche  zur  Förderung 
der  Ablösung  ei  forderlich  wäre,  so  wird  doch  der  Sicherheit  halber 
hier  mit  einer  Grundabgabe  von  einem  Drittel  der  bisherigen 
Kulturfläche  der  KmetenSifluks  gerechnet.  In  diesem  Drittel  ist 
nicht  nur  jener  Zuschuß  enthalten,  welcher  die  Parteien  nach 
der  Teilung  wirtschaftlich  ebenso  stellt  wie  vor  der  Teilung, 
sondern  das  M  e  h  r,  welches  die  Parteien  erhalten  und  welches 
geeignet  ist,  ihre  wirtschaftliche  Lage  in  jeder  Hinsicht  bedeu- 
tend besser  zu  stellen,  als  vor  der  Teilung,  soll  direkt  eine 
Prämie  für  eine  freiwillige  Lösung  des  Kmetenver- 
hältnisses  darstellen.  Legt  man  diesem  Rodelande  jenen 
Durchschnittspreis  zweier  Jahrzehnte  zugrunde,  unter  dem  bisher 
Rodeland  abgegeben  wurde  (siehe  Kapitel  III),  so  ergeben  diese 
erforderlichen  1'8  Millionen  Dunum  X  1*1  Kronen  =  1,980.000 
Kronen.  Selbst  wenn  man  aber  nicht  den  Durchschnittspreis  von 
«ler  fast  schenkungsweisen  Kolonisationspacht  und  dem  Verkaufe, 
sondern  nur  den  Durchschnittspreis  des  in  den  letzten  Jahren 
verkauften  Landes  idas  ist  6  K  pro  Dunum)  als  Basis  der 
Berechnung  annimmt,  so  erheben  sich  die  Kosten  einer  derartigen 
Ablösung  auch  dann  nur  bis  auf  L'8  Millionen  X  6  K  —  10-8  Mil- 
lionen Kronen.  Man  vergleiche  nun  die  Kosten  dieser  Art  von 
Ablösung  mit  den  oben  berechneten  Kosten  der  lex  Dimovic ! 

Bei  Zugrundelegung  eines  Zinsfußes  von  effektiv  ÖVsVo 
—  billiger  wird  wohl  nach  dem  Kriege  das  Geld  nicht  zu  erhalten 
sein  —  kostet    die  Kmetenablösung    bei   der    Annahme,    daß  an 
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Kapital  für  die  Ablösung  180  Millionen  Kronen  erforderlich  sind 
(siehe  Seite  31),  dem  Lande: 

I.  im  Fall  als  der  Kmet  nur  die  Hälfte  der  5  72%  Zinsen 
zahlt  und  das  Land  die  andere  Hälfte  trägt,  u.  zw.  bei  180  Mill. 
Kapital    an    einjährigen    Zinsen    4,950.000  K,    was    bei    dreißig- 

30 

jähriger    Ratenabzahlung    der    Darlehen  —   X  4*95  Millionen  = 

74,250.000  K  beträgt ; 

II.  bei  der  Annahme,  daß  im  Sinne  der  Dimovicschen  For- 
derung das  Land  die  gesamte  Zinsenlast  (p1/*0/^  übernimmt, 
an  einjährigen  Zinsen  9,900.000  K,  somit  bei  dreißigjähriger 
Darlehensrückzahlung  148,500.000  K. 

Demgegenüber  verzichtet  der  Staat  bei  der  vorgeschlagenen 
Kmetenablösung  mit  Einsatz  von  staatlichem  Rodelande  nur  auf 
eine  sonst  zu  erwartende  Einnahme  von  1,980.000  K  bis  höchstens 
10,800.000  K. 

Dieses  einmalige  Kapital  von  1,980.000,  bzw.  10-8  Millio- 
nen Kronen  muß  aber  nicht  erst  beschafft  werden,  es  ist  da, 
es  liegt  heute  brach,  während  das  Land  die  jährlich  abzustattenden 
Millionen  für  die  Bankzinsen  des  Kmetenablösungskapitales  von 
180  Millionen  Kronen  bar  aufbringen  müßte. 

Noch  einmal  kraß  gegenübergestellt  muß  das  Land  nach  der 
lex  Dimovic  die  Kmetenablösung  mit  einem  Bareinsatze  von  74  bis 
148  Millionen  Kronen  erkaufen,  während  sie  bei  dem  hier  vor- 
geschlagenen Modus  nur  auf  eine  problematische  Gewinnhoffnung 
von  10*8  Millionen  Kronen  verzichten  müßte.  Der  Unterschied 
zwischen  den  beiden  Lösungsarten  ist  somit  72  bis  137  Millionen 
Kronen.  Eine  Summe,  mit  welcher  fast  alle  im  bosnischen  Eisen- 
bahnprogramm enthaltenen,  normalspurigen  Bahnen  gebaut  wer- 
den können5). 

Um  aber  das  Schwergewicht  des  finanziellen  Vorteiles 
dieser  Ablösungsform  noch  zu  verstärken,  darf  nicht  außer  acht 
gelassen  werden,  daß  die  in  Kultur  genommenen  Rodeländer,  die 
bisher  dem  Staate  keine  Einnahmen  abwarfen,  sofort  der  Zehent- 
steuer unterzogen  werden.  Nach  dem  Landesdurchschnittssatze 
ist  das   Zehentpauschale   pro   Dunum  etwas   mehr  als   50  h.    Zu 

Kilometer  Baukosten 

5)  Sarajevo -Doboj-Samac 250  75,000.000  K 

Banjaluka-Jajce 72  22,000.000    „ 

Jajce - Mostar 166  50,000.000   „ 

488         147,000.000  K. 
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diesem  durchschnittlicheD  Zehentpauschalsatze  gerechnet  werfen 
IS  Millionen  Dunum  in  Kultur  genommenen  Bodens 
jährlich  eine  Steuereinnahmg  von  fast  einer  Million  Kronen 
ab.  eine  durchaus  nicht  gering  anzuschlagende  Vermehrung] 
der  Zehentpauschalsteuer,  die  derzeit  für  das  ganze  Land 
Millionen    Kienen    trägt. 

Soweit  die  rechnerischen  Kalküle.  In  der  Praxis  allerdings 
werden  diese  Zahlen  in  einzelnen  Fällen  ganz  bedeutende 
Schwankungen  zeigen.  Vor  allem  muß  aus  dieser  Schablone  die 
Hercegowina  ausgeschaltet  werden.  Auch  auf  jene  Cifluks,  wo 
die  Grundherren  von  großen  Flächen  nur  kleine  Kesims  (fixe 
Pachtbetrage),  mianchmal  von  einigen  Groschen6),  jährlich  er- 
h.ilten.  w  i,  in  Livno,  lassen  sich  diese  Berechnungen  nicht 
anwenden.  Das  Erfordernis  an  ärarischem  Lande  wird  deshalb 
wahrscheinlich  geringer  als  nach  obiger  Berechnung  von 
L*8  .Millionen  Dunum  sein. 

Auch  werden  Dörfer  vorhanden  sein,  wo  kein  ärarisches 
Land  zur  Verfügung  steht.  Hier  kann  man  wohl  mit  Ab- 
w  a  n  d  e  r  u  n  g  e  n  aushelfen.  Wenn  ein  K  m  e  t  es  vorzieht,  sich 
vom  Grundherrn  ablösen  zu  lassen  und  Bargeld  für  sein  Kmeten- 
recht  zu  nehmen,  so  wird  dadurch  der  Beengtheit  an  Grund 
und  Boden  in  diesem  Dorfe  gesteuert,  und  der  Kmet  kann  durch 
eine  Absiedlung  in  rodelandreiches  Gebiet  dort  einen  Cifluk 
bekommen,  wobei  ihm  das  bei  der  Ablösung  erzielte  Bargeld 
das   Kapital   zur  Gründung  der  Neuansiedlung   gibt. 

Leichter  als  der  Kmet,  bei  dem  auf  eine  Trennung  von 
<hr  Scholle  nur  selten  und  dann  bei  Separatzuschußprämien 
für  die  Transferierung  gerechnet  werden  kann,  dürfte  sich  in 
solchen  Källen  der  Grundherr,  der  oft  im  Dorfe  nur  eine 
Parzelle  für  seinen  Sommersitz  (Cardak)  als  Begluk  zu  eigen  hat. 
zu  einer  Abgabe  seines  Landes  bereit  erklären,  und  sehr  gerne' 
den  ihm  aus  dem  staatlichen  Lande  zufallenden  Anteil  in  einem 
waldreicheren  Dorfe  annehmen,  das  seinem  gegenwärtigen  Wohn- 
sitze näher  gelegen  ist.  Ohnedies  wandert  der  Begbesitz 
durch  Erbschaft,  Teilung,  Verkauf,  Tausch  oder  als  Heirats- 
gut, ziemlich  häufig.  Durch  solche  Transplantation  entsteht  im 
Dorfe  Luft  und  man  bekommt  hinreichend  (irund  und  Boden 
aus  dem  Grundherrenanteile,  um  die  Kmeten  ohno  Abwanderung 
vom  Ort  ihrer  bisherigen  Wirtschaft  i:n  Sinne  dieses  Ablösungs- 
sygtems  zu  befriedigen. 

c)    1   Groschen  =   1  ('»  h. 

Wiener  atsatswlaa.  Studien.  XII.  Bd.,  8.  Heft.  26 
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Ein  solcher  Fall  könnte  auch  eine  vorteilhafte  K  o  m- 
b  i  q  a  t  i  o  n  von  Gel  d  a  b  1  ö  s  u  n  g  und  G  r  u  n  d  a  n  w  e  i  s  u  n  g 
•  rgeben,  indem  der  Grundherr  die  bei  der  Berechnung  der 
physischen  Teilung  an  ihn  fallenden  Ciflukanteile  den  abgelösten 
Knieten,  die  nun  Freibauern  geworden  sind,  in  vollkommen 
freiem  Güterverkehre  verkauft.  Indem  nur  die  wirtschaftlieh 
stärkeren  Bauern  solche  Parzellen  zur  Vergrößerung  ihres  nun- 
mehrigen Freihauemgutes  kaufen  werden,  so  werden  diese  ohne 
Schwierigkeit  die  Ivaufsumme  dieser  Parzellen  im  Wege  eines 
Hypothekardarlehens  aufnehmen,  das  aber  weit  geringer  sein 
wird,  als  jenes,  mit  welchem  sie  bei  der  ursprünglichen,  reinen 
Geldablösung  ihren  abgelösten  Cifluk  belasten  müßten.  Es  er- 
wächst aus  einer  derartigen  bescheidenen  Belastung  somit  keine 
Gefahr  für  die  wirtschaftliche  Prosperität  eines  solchen,  sich  an 
Landbesitz   stärkenden   Freibauern. 

Auch  werden  es  manche  Knieten  und  Grundherren  vor- 
ziehen ihr  gegenseitiges  Verhältnis  ganz  durch  Geldablösung 
zu  belieben.  In  solchen  Fällen  hat  der  Kniet  die  Gelddarlehen 
nach  dem  bisherigen  Modus  des  Gesetzes  über  die  fakultative 
Knietenablösung   zu   erhalten. 

Diese  Kreditgewährung  sollte  aber  nicht  nur  auf  den 
sich  a  b  1  ö  s  e  n  d  e  n  K  m  e  t  e  n  beschränkt  bleiben.  Auch  der 
Grundherr,  der  seinereeits  den  Knieten  auszahlen  will,  um 
durch  diese  einverständliche  Ahstiftung  das  Gut  frei  zu 
bekommen  und  dritten-  auch  jener  freigewordene  Bauer, 
der  nach  dem  unmittelbar  vorher  Gesagten  bäuerlichen  Kredit 
zur  Erweiterung  des  Freibauerngutes  durch  Ankauf  der  dem 
Grundherrn  verbliebenen  Cifluk!teile  benötigt,  sollte  die  gleiche 
Begünstigung  erhalten. 

Ausdrücklich  wird  übrigens  hier  betont,  daß  es  noch 
mannigfache  Möglichkeiten  einer  Erleichterung  der  Schwierig- 
keiten zwischen  Grundherren  und  Knieten  gibt,  deren  Behand- 
lung aber  einer  separaten  Arbeit  vorbehalten  bleiben  soll,  da 
der  Zweck  der  vorliegenden  Studie  eng  begrenzt  auf  ein  be- 
stimmte- Ziel  ist.  Um  dieses  zu  erreichen,  soll  es  vor  jeder 
überflüssigen   Belastung  möglichst   bewahrt  bleiben. 

Es  gibt  zahlreiche  Modalitäten,  durch  die  in  einzelnen 
Füllen  das  Übereinkommen  zwischen  den  Parteien  beeinflußt  wird 
und  welche  die  Ablösung  im  einzelnen  Falle  vielfach  komplizieren, 
d.  h.  ><>  verschiedenartig  gestalten,  daß  mindestens  im  gegen- 
wärtigen  Augenblicke,    wo    hie  für   Erfahrungen 
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fehlen,    ein    obligatorischer    Zwang   zu   dem   hier 

vorg<  schlagenen  Modus  in  Form  eines  detaillier- 

tzea     ausgeschlossen    erscheint.     Nur   ein 

Rahmengesetz  kann  den  operierenden  liehördefl  die  Möglichkeit 
ähren,  der  Partei  in  jedem  derartigen  Falle  Zuschußofferte 
als  Prämie  freiwilliger  Ablösung  zu  machten,  so  daß  sich  die 
jeweilige  Ablösung  im  freiwilligen  Konsense  - 1<  r  Parteien  — 
selbstverständli«  li  unter  Vorbehalt  der  staatlichen  Approbation  — 
vollzieht.  In  diesem  Sinne  wird  auch  <li<'  Prämie,  von  Orts-  und 
Rodeverhältnissen    beeinflußt,    lokal    schwankend    sein. 

Eine  obligatorische  Gesetzgebung  mit  genauen,  zwingen- 
den Prinzipien  über  diese  Form  der  Ablösung  wäre  übrigens 
im  gegenwärtigen  Momente  nicht  nur  aus  gesetztechnischen 
Gründen  undurchführbar,  sie  wäre  wohl  in  Kriegszeiten  auch 
ein  politi  s  c  b  e  r  Mißgriff,  da  sie  die  einzelnen  Kräftegruppen 
nur  unnütz  reizen  und  verstimmen  müßte. 

Die  vorliegende  Arbeit  beantragt,  deshalb 
auch  nicht  den  vorgeschlagenen  Modus  der  Ab- 
lösung mittels  Landzusehub  auch  gegen  den 
Willen  der  Parteien  durchzuführen.  Sie  bean- 
tragt nur  eine  mögliehst  große  Anzahl  frei- 
williger Lösungen  dos  Kmetenverhältnisses 
durch    diese     unentgeltliche    Prämie    zu    fördern. 

AVer    sich    nach   dem   beantragten    Systeme   bereit   erklärt, 
'die   Ablösung  im   gegenseitigen  Einverständnisse  durchzuführen, 
bekommt     vom    Staate    gleichsam    als    Prämie    für   die    frei- 
willige  Ablösung   den    beschriebenen    Zuschuß    an    Land. 

Wer  sich  nicht  freiwilli  g  a b  1  ö s  e  n  w  i  1 1,  der 
verliert  jedes  Anrecht  auf  eine  solche  Prämie, 
wenn  heute  oder  morgen  der  Staat  daran  geht. 
nicht  freiwillig  g e  1  ö  s t e  V  e  r  hältniss  e  o  b  1  i  g a t  o- 
risch  zu  lösen. 

Auch  wenn  ein  solcher  Verlust  des  Anrechtes  nicht  aus- 
drücklich ausgesprochen  wird,  ist  es  doch  klar,  daß  eine  der 
artig-  Zuschußprämie  in  dem  .Momente  wegfallen  muß,  wo  der 
Staat  die  Baltalik-  und  Meraausscheidung  im  Dorfe  vorgenommen 
hat,  e|ine  Ausscheidung,  die  ja  nur  uno  actu  mit  dieser  Art 
der    Kmetenablösung  durchgeführt    werden   kann. 

3  »lange  das  ganze  Nichtprivatland  im  Dorfe  noch  grund- 
bücheilich    dem    Staate   angehört,    kann    der    Staat   darüber   frei 
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verfügen  und  kann  einen  Teil  desselben  —  «falls  nämlich  mehr 
Waldland  vorhanden  ist.  als  für  Baltalik-  und  Merazwecke  be- 
nötigt wird)  ■  dem  fraglichen  Zweck  einer  Individual- 
aufteilung  an  die  ablösungsbereiten  Knieten  und  Grundherren 
widmen. 

Selbstredend  wird  solcher  Grund  und  Boden  nur  dann  für 
die  Parteien  von  Wert  sein,  wenn  er  sich  der  Dorfgemarkung, 
den  Kulturen  möglichst  anschließt.  Schreitet  man  nun  an  die 
endgültige  Landaufteilung  in  einer  Gemeinde,  so  wird  es  auch 
ohne  der.  liier  vertretenen  Gedanken  der  Kmetenablösung  schon 
deshalb  rätlich  sein,  diese  unmittelbar  in  der  Xähe  der 
Kulturen  gelegenen  Teile  des  ärarischen  Gebietes  einfach 
einer  Individualaufteilung  (sei  es  entgeltlich  oder  unentgeltlich 
zuzuführen,  weil  sie  durch  die  massenhaften  Usurpationen 
ohnedies  ganz  durchlöchert  sind,  i  Siehe  Skizze  XVII  A  im  An- 
hange.) Ohne  ein  energisches  Abschneiden  dieser  zerfetzten 
Ränder  müßte  die  Operation  mühsames  Flickwerk  sein,  das 
keine  Garantien  haltbaren  Bestandes  abgäbe.  Diese  Usurpationen 
zu  bereinigen,  wäre  wohl  der  schwierigste  Teil  der  Baltalik- 
ausscheidung.  Hier  aber  ergibt  sich  die  beste  Möglichkeit,  auf 
die  zahlreichen,  sonst  nötigen  Depossedierungen  zu  verzichten 
und  den  einzelnen  Parteien  diese  rechtlich  noch  immer  un- 
geklärten Usurpationen  eben  als  Entschädigung  für  die  Ablösung 
zu  belassen,  bzw.  noch  bis  zu  dem  erforderlichen  Zuschußausmaße 
zu  vergrößern,  den  Rest  des  ärarischen  Waldlandes  dann  aber 
_'  -rhlossen  zur  Aufteilung  zwischen  Gemeinde  (Baltalik 
und  Mera)  und  Staat  (servitutenbefreite,  unantastbare  staatliche 
W  älder)   zur  Verfügung  zu  haben. 

Wenn  nun  die  Parteien  sehen,  daß  der  Staat  nur  im 
gegenwärtigen  Momente  bereit  ist,  einen  Teil  des  ärarischen 
Besitzes  der  fraglichen  (Prämien-)  Aktion  zum  Zwecke  der 
Lösung  des  Kmetenverhältnisses  zuzuführen,  das  aber  nicht  der- 
artig verbrauchte  Land  zwischen  Staat  und  Gemeinde  teilt,  so 
wissen  sie  ganz  gut,  daß  sie  dann  keinerlei  Hoffnungen  mehr 
liegen  können,  unter  diesem  Titel  (Prämienanrecht)  Land- 
zuschuß   eventuell    von    der    Gemeinde    zu    erhalten. 

Die  Gemeinde  besitzt  zur  Förderung  einer  solchen  Operation 
kein  Land,  denn  das  Baltalik-  und  Meraland  hat  dauernd  die 
als  berechtigt  anerkannten  Wald-  und  Weidenutzungen  zu  decken. 

Der  Staat  allerdings  hat  nach  der  Operation  noch  hin- 
reichend Waldland,  das  der  im  Gedankenkreise  des  ScherirecliT»- 
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und  alter   Volksanschäuungen  aufgewachsene  Bauer  noch  immer 
als  res  communis  ansieht. 

In   der   gewohnten    Weise    würde    er    auch    nicht   zaudern, 
immer  wirder  \ mn  »Staate  Land  zu  verlangen.    Die    Verwaltung 

wäre  aber  dann  physisch  gar  nicht  mehr  in  der  Lage,  über 
ignete  Objekte  für  eine  solche  Prämie  zu  verfügen. 
Die  nach  der  Baltalik-  und  Meraausscheidung  dem  Staate  ver- 
bleibenden Waldgebiete  würden  sich  ja  naturgemäß  mehr  auf 
die  Gebirgszüge  zurückgezogen  haben.  Schon  wegen  ihres 
.steileren  Charakters  und  wegen  ihrer  Entfernung  von  Kommuni- 
kationen und  Kulturstätten  sind  sie  nicht  geeignet,  als  Zu- 
schuß zu  der  Bauernwirtschaft  des  Dorfes  zu  fungieren.  Die 
Gemeinde wälder  und  -weiden  werden  gleichsam  als  breiter  Wall 
zwischen  den  Kulturparzellen  des  Dorfes  und  dem  nunmehrigen 
Staatsbesitze  liegen. 

V.-  ist  also  kaum  anzunehmen,  daß  irgend  eine  der  beiden 
Parteien  ein  solches,  ihr  einzig  und  allein  bei  der  gleichzeitigen 
Baltalik-  und  Meraausscheidung  gemachtes  Angebot  eines  ära- 
rischen  Geschenkes  nicht  gerne  annehmen  würde  — ,  voraus- 
tzt  selbstredend,  daß  die  Kommassation  dem  Grund- 
herrn die  zerstreuten  Teile  vereint  und  vorausgesetzt 
auch,  daß  unter  der  strafferen  Verwaltung,  die  nach  dem  Kriege 
zu  erwarten  ist,  die  faustrechtliche  Usurpation  von 
ärarischem  oder  Gemeinde  w  aide  nicht  mehr  ge- 
duldet wird.  Eine  solche  Usurpation  wird  auch  in  der 
ausschlaggebenden  Menge  der  Fälle  wegfallen,  wenn  die 
Verwaltung  selbst  dem  sehnsüchtigen  Wunsche  des  Bauern 
nach  Freibesitz  auf  die  oben  angegebene  Weise  regelnd  ent- 
gegenkommt. 

.Mit  einem  Worte:  Die  Verwaltung  braucht 
nur.  wo  dies  möglich  ist,  die  Kmetenablösung 
durch  Zuteilung  von  Pi  o d e  1  a n  d  zu  fördern,  und 
die  Frage  erledigt  sich  von  selbst  soweit,  daß  die  obligatorische 
Losung  des  sich  nicht  freiwillig  lösenden  Kmeten  dann  geradezu 
[uantitativ  eine  Kleinigkeit  ist.  Die  Aufräumung  dieser  Reste 
der  Kmetenverhältnisse  kann  die  Verwaltung  dann  auch  eventuell 
zwangsweise  nach  anderen  Prinzipien  durchführen.  Diese 
Zwangslösungen  müssen  dann  aber  von  jedweder  Art  von  Prämie 
—  sei  sie  in  Landzuschuß  oder  Zinsennachlaß  —  absehen,  wenn 
nicht  die  ganze  Hoffnung  auf  zahlreiche  freiwillige  Lösungen 
nach  dem  hier  beantragten   Modus  ins   Wasser  fallen  soll. 
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Die  Frage,  ob  man  sieh  entschließt,  diesen  voraussichtlichen 
Rest  der  Kmetenverhältnisse  schon  jetzt  obligatorisch  zu  de- 
kretieren oder  ob  man  den  Ausspruch  eines  solchen  Zwanges 
späteren  Zeiten  überläßt,  mag  als  sekundärer  Natur  hier 
unbeantwortet  bleiben.  Eins  ist  nach  den  obigen  Ausführungen 
klar,  daß  in  materieller  Hinsicht  ein  Großteil  der  Kmeten- 
verhältnisse sich  unter  dem  Anreize  dieser  Prämie  freiwillig- 
ablösen   wird. 

Für  eine  Verordnung  aber,  die  der  Exekutive  die  M  ö  g- 
1  i  c  h  k  e  i  t  einer  derartigen  Förderung  der  Ablösung  in  die 
Hand  gibt,  ist  gegenwärtig  der  einzig  richtige 
Zeitpunkt,  denn  der  Landtag  wäre  bei  den  hier  obwaltenden 
Interessengegensätzen,  die  so  ausführlich  im  Kapitel  I  ge- 
schildert wurden,  wohl  kaum  der  Agrarfrage  nähergetreten, 
ohne  neuerlich  die  heftigsten  und  unfruchtbarsten  Kämpfe  zu 
•  ■ntfesseln.  Psychisch  genommen  ist  übrigens  der  Bosnier  • 
mit  Ausnahme  einiger  Exaltados  — ■  auch  heute  noch  durch- 
gehends  auf  dem  Standpunkte,  daß  er  bei  Fragen,  die  ihm 
selbst  Kopfzerbrechen  machen,  vertrauensvoll  die  Direktiven 
der  Vorgesetzten  einholt,  und  lieber  die  Lösung  und  Ent- 
scheidung der  Behörde  überläßt,  als  daß  er  sie  den  Gefahren 
eines  .gegenseitigen  Streites  der  Interessenten  und  Parteien- 
gruppen aussetzt. 

Es  ist  nicht  eine  Täuschung,  wenn  gesagt,  wird,  daß  im 
Grunde  alle  Parteien  glückselig  wären,  wenn  die  Verwaltung 
— ■  ohne  das  Entscheidungsrecht  den  Parteien  zu  überlassen  — 
diese  überreife  Frage  im  eigenen  Wirkungskreise  lösen  würde, 
und  diese  Befriedigung  würde  sich  selbstredend  nur  verstärken, 
wenn  —  wie  hier  angenommen  wird  —  ein  Weg  gewählt  wird, 
der  beiden  Parteien  weit  mehr  gibt,  als  sie  bei  einer  bloßen 
Auseinandersetzung  zwischen  Knieten  und  Grundherren  — •  ohne 
Unterstützung  und  Zuschuß  von  Seite  des  Staates  —  je  erhalten 
könnten. 

Heute  steht  dem  Staate  statutarisch  noch  das  Recht  zu,  den 
hier  vorgeschlagenen  Weg  zu  gehen,  denn  das  Verfügungsrecht 
über  den  Landbesitz  an  Grund  und  Boden  steht  im  Sinne  des  §  14 
des  Organisationsstatuts  vom  Jahre  1887  dem  gemeinsamen 
Finanzministerium  zu,  und  bleibt  kraft  dieser  Bestimmung  das 
Dispositionsrech't  des  Ministeriums  nach  dem  Landesstatute. 
§  43,  solange  aufrecht,  als  diesbezüglich  nicht  neue  Gesetze  er- 
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lassen  sind7).  Solchte  Gesetze  besteht)!)  noch:  nicht,  ind  selbst 
«las  vom  Landtage  verabschiedete  Bftltalik-  und  Mera- 
gesetz    widersprich'!    einer    derartigen    Regelung    Dicht. 

Nach  Alinea  1  und  I*.  •">  des  $  48  des  Landesstatutes  ist 
also  die  Veränderung  des  Landesvermäigens  —  d.  i.  die  Auf- 
teilung des  ärarisehen  ( irund  und  Hodens  -  nicht  der  Exekutive 
entzogen  .  nur  die  neue  Gesetzgebung  über  die  Art  der 
Veränderung  de-  Landeevenmögens  i-t  dem  Landtage  vorbehalten. 
Solan--'  aber  eine  solche  Neugesetzgebung  nicht  erfolgt,  bleiben 
nach  $  h->>  die  alten  Gesetze  und  Verordnungen  in  Kraft 
somit  auch  jene-  Gesetz,  welches  das  Dispositionsrecht  über 
da-  Landesärarische  <int  dein  gemeinsamen  Finanz- 
minist e  r  i  u  m    überwiese  n    h  a  t. 

Soweit  es  sich  somil  nur  um  die  Förderung  der  Kmeten- 
ablösung  durch  Zuweisung  einer  Landprämie  handelt,  bedürfte 
es  also  keinerlei  gesetzte!  ieri<eher  Neuregelung;,  um  diese  Aktion 
in  di<'  Wege  zu  leiten,  besonders  dann,  wenn  die  fraglichen 
•  Operationen  den  Behörden  der  Baltalik-  und  Meraausscheidung 
überwiesen  werden,  denn  eine  solche  Regelung  kann  nur  zu- 
sammen mit  einer  faktischen  Baltalik-  und  Meraausscheidung. 
und  zwar  nach  den  Prinzipien  des  Baltalik-  und  Meragesetzes 
erfdgen.  — 

Der  Bedarf  der  Nutzungsberechtigten  an  "Wald  und  Weide 
eines  Dorfes  muß  zuerst  sichergestellt  sein,  um  zu  wissen,  ob 
für  die  fragliche  Prämie  genug  überschüssiges  Land  in  der 
Nähe  verfügbar  sei.  Es  läßt  sich  somit  eine  solche  Aktion 
nur  im  Zusammenhange  vind  sozusagen  als  ein  Glied  der 
1  >  a  1 1  a  1  i  k-  und   M  e  r  a  a  u  s  s  c  h  e  i  d  u  n  g  v  0 1 1  z  i  e  h  e  n. 

Unumgänglich  notwendig  ist  es  dabei,  daß  die  Teilung  des 
Landesbesitzes  zwischen  Grundherren  und  Knieten  derart  er- 
folge, daß  beide  Parteien  möglichst  zusammenhängende  Gehöfte 


7)  Landesstatut  §43:  .,Die  in  Bosnien  und  der  Hercegowina 
vor  dem  Erscheinen  dieses  Statutes  erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen 
bleiben  so  lange  in  Gültigkeit,  bis  sie  durch  ein  vom  Landtage  be- 
schlossenes und  von  Seiner  kaiserlichen  und  königlichen  Apostolischen 
Majestät  sanktioniertes  Gesetz,  beziehungsweise  durch  neue  Verordnungen 
ausdrücklich  aufgehoben  oder  abgeändert  werden." 

Der  §  42  des  Landesstatutes  lautet : 

„Die  Kompetenz  des  bosnisch-heroegowinischen  Landtages  erstreckt 
Bicfa  unter  den  in  dem  vorstehenden  Paragraphen  vorgesehenen  Be- 
schränkungen auf  die  G  e  setz  g  e  b  u  n  g  über  folgende  Angelegenheiten  :  . . . 

.'!.   die   Veräußerung   und   Belastung  des  Landesvermögens  usw. 
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und  Landgüter  zur  Verfügung  haben.  Für  den  Knieten  ist  diese 
Forderung  leichter  zu  erfüllen,  da  er  ja  leicht  seine  weiter  vom 
Hofe  liegenden  Parzellen  abzustoßen  in  der  Lage  ist.  Für  den 
Grundherrn  bildet  sie  aber  bei  der  Bildung  eines  Großgrund- 
besitzes eine  unumgängliche  Notwendigkeit,  da  die  Bearbeitung 
eines  aus  mehreren  hundert  von  kleinen  Parzellen  bestehenden 
Besitzes   für   ihn  ganz  unrentabel   wäre. 

Wohl  werden  jene  Parteien,  welche  die  Lösung  des  Knieten- 
verhältnisses  durch  Teilung  ihres  Gesamtbesitzes  bei  gleich- 
zeitigem Zuschuß  einer  Prämie  vorzunehmen  wünschen,  gleich- 
zeitig auch  die  Zustimmung  zu  einer  freiwilligen  Zu- 
sammenlegung ihrer  geteilten  Liegenschaften  geben  müssen.  Die 
ganze  Operation  würde  aber  auf  einem  toten  Punkt  anlangen, 
wenn  diese  Kommassation  in  letzteren  Fällen  durch  solche 
Parzellen  unmöglich  gemacht  würde,  welche  Parteien  gehören, 
die  entweder  an  der  Lösung  des  Kmetenverhältnisses  gar  nicht 
interessiert  sind,  oder  aber  aus  Hartnackigkeit  derselben  wider- 
streben wollten. 

Es  erweist  sich  somit  hier  die  Notwendigkeit,  bei  allem 
Festhalten  an  dem  Prinzipe  der  freiwilligen  Lösung  des  Kmeten- 
verhältnisses durch  Teilung  dennoch  die  Notwendigkeit  in  ein- 
zelnen Fällen  durch  Austausch  von  Liegenschaften  jene  Hinder- 
nisse zu  beseitigen,  welche  einer  zweckmäßigen  Kommassation 
der  einzelnen  Ländereien  im  Wege  stehen  würden.  Wohl  läge 
die  Möglichkeit  vor,  diese  Hindernisse  durch  Anwendung  des 
bestehenden  Expropriationsgesetzes  zu  beheben.  Dies  erscheint 
aber  untunlich,  nicht  nur.  weil  das  Expropriationsgesetz  für  den 
fraglichen  Zweck  viel  zu  schwerfällig  ist.  sondern  insbesondere 
deshalb,  weil  ganz  bedeutende  Anforderungen  an  Geldmittel 
gestellt  würden,  wodurch  die  ganze  Aktion  an  der  finanziellen 
Frage  scheitern  müßte. 

Diese  finanzielle  Schwierigkeit  kann  nur  dann  behoben 
werden,  wenn  die  Entschädigung  der  enteigneten  Grundstücke 
wieder  in  Grundstücken  erfolgt. 

Wir  stoßen  also  hier  bei  der  Insaugefassung  dieses  Agrar- 
programmes  auf  die  Notwendigkeit  einer  gesetzlichen 
Zwangsmaßregel  zum  Austausch  von  landwirt- 
schaftlichen Grundstücken,  ein  Austausch,  der  jene 
Personen,  welchen  ihr  Grundbesitz  enteignet  werden  soll,  voll  ent- 
schädigt, gleichzeitig  aber  die  sonst  unvermeidlichen  Schwierig- 
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keiten  behebt,  die  einer  Zusammenlegung  der  oeugeteilten  Grund- 
stück- zu  wirtschaftlich  gunstigen  Komplexen  im  Wege  stehen 
würden.  Diese  \'<>r\\rii<lii;-k.«-i!  eines  Austausches  von  Grund- 
stücken taucht  aber  nicht  nur  bei  der  Regelung  der  Kmeteiifrag:« 
auf.  sie  tritt  auch  bei  anderen  agrarpolitischen  Eingriffen  in 
Erscheinung,  wie  dies  die  beiden  Folgenden  Kapitel  darlegen 
werden. 


V. 

Weide  und  Feldzäune. 

Bosnien  ist  das  Land  der  freien  Weide.  Über  die  aus- 
gestreckten Hutweiden,  durch  die  unermeßlichen  Wälder  streift 
das  Vieh.  In  der  Frühe  treibt  es  der  Bauer  aus  seinem  Hof 
einfach  auf  die  Dorfstraße  hinaus  und  abends  findet  es  meist, 
allein  den  Weg*  nach  Hause.  Hirten  sind  für  Bosnien  mehr  oder 
minder  eine  Luxuseinrichtung.  Wo  sie  aber  existieren,  erscheint 
ihnen  die  Abwehr  der  ihnen  anvertrauten  Herde  von  den 
Kulturen  als  die  allerletzte  ihrer  Pflichten.  Während  in  anderen 
Ländern  die  wirtschaftliche  Kraft  eines  Hirten  die  Dorfherde 
bewacht,  bewacht  in  Bosnien  jeder  Wirt  sein  eigenes  Feld  gegen 
die  Angriffe  des  frei  umherstreifenden  Viehes.  Eine  bosnische 
Feldflur  erinnert  an  die  hölzernen  Wasserfarbkasten  unserer 
Kindheit,  wo  jede  Farbe  in  einer  separaten  Umrahmung  steckt. 
So  macht  es  der  bosnische  Bauer  mit  seinen  Feldern  und  Wiesen. 
Nicht  nur  gegen  den  ärarischen  Wald  und  die  Hutweide,  gegen 
Straßen  und  seichte  Gewässer  zu  schützt  er  durch  Zäune  sein 
Feld  vor  dem  Einbrüche  hirtenlosen  Viehes.  Der  wirtschaftliche 
Nonsens  geht  so  weit,  daß  er  sogar  jede  Parzelle  gegen  das 
Nachbarfeld  umzäunt,  um  so  die  wirtschaftliche  Bewegungs- 
freiheit zu  erringen,  deren  er  sich  nach  Gesetz  und  Gewohnheit 
nicht  erfreuen  kann.  Gleich  nach  der  Ernte  beginnt  die  freie 
Weide  auf  den  Feldern  selbst,  und  wehe  dem  Bauer,  der  dann 
seinen  noch  grünen  Mais  ausreifen  lassen  will,  der,  ohne  seine 
Parzelle  durch  einen  Zaun  gegen  die  Angriffe  der  in  breiten 
Zügen  weidenden  Tiere  zu  schützen,  den  Flurzwang  brechen 
und  Wintersaaten  bauen  will.  Wer  gar  Klee  anbaut,  wird  oft 
geradezu  als  gefährlicher  Störer  der  althergebrachten  Ordnung- 
angesehen! Er  ist  der  Mörder  des  ahnungslos  heranziehenden, 
an  Klee  sich  freuenden  Rindes,  das  nach  erfolgter  Sättigung- 
unbewacht  zum  Flusse  geht  und  sich  dort  durch  die  nach 
frischem  Klee    verderbliche    Tränke    den  Tod    holt.     Wehe    dem 
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Kolonisten,  der  mit  abendländischen  Begriffen  von  Butzwang 
seine  Felder  bebauen  und  bestellen  will.  In  Hunderten  von 
Tagsatzongen  mag  er  beim  Bezirksamte  seine  Feldfrevel- 
angelegenheiten  verfolgen.  Er  entzieht  bei  diesen  Prozessen 
seine  Wirtschaftskraft  «lern  Gute,  er  verfeindet  sich  mit  den  ein- 
heimischen Nachbarn  und  erreicht  trotzdem  nicht  Bein  Recht. 
Denn  die  einheimischen  Sehätzleute  ziehen  seine  Qualitätsernte 
nicht  in  Betracht  und  beurteilenden  Feldschaden  als  unvermeidliche 
Begleiterscheinung  solcher  allem  Landesbrauche  widersprechen- 
den Wirtschaft.  Ja  selbst  die  Judikatur  der  Behörden  schwankt, 
hier  prinzipienlos  zwischen  altem  Herkommen  und  den  Forde- 
rungen  rationeller  Wirtschaft. 

Ein  bosnischer  Zaun  ist  ein  veritables  Bollwerk.  Eine  ganze 
Armee  von  Leuten  widmet  im  Frühjahre  ihre  Kraft  dieser  son- 
derbaren Art  von  Feldschutz.  Durchschnittlich  kann  man  20  bis 
30  Page  Arbeitszeit  auf  die  Herstellung  der  Zäune  rechnen,  die 
ein  Haus  hiezu  verwendet.  Oft  sind  diese  Flechtwerke  eines 
Gehöftes  kilometerlang.  Ein  Beispiel  wird  hier  eine  treffende 
Illustration  geben. 

Besitzt  ein  kleiner  Bauer  2  ha  Ackerland  und  ist  er  in  der 
glücklichen  Lage  eines  komraassierten  Besitzes,  so  erfordert  dies 
eine  Umzäunung  von  600  Meter.  Der  Zaun  wird  nun  so  her- 
gestellt, daß  stets  im  Abstände  von  einem  Fuße  ein  über  1  m 
langer  Pflock  in  die  Erde  gerammt  wird,  um  dann  durch  dichtes 
Ruten-  und  Astwerk  fest  verflochten  zu  werden,  so  dicht,  daß 
keine  handbreite  <  >ffnung  übrig  bleibt. 

Das  Arbeitserfordernis  für  einen  600  m  langen  Zaun  mit 
seinen  1800  Pflöcken  und  10.000  Ruten,  der  erforderlichen  Ge- 
winnung im  Walde,  der  Zufuhr  und  Flechtung  kommt  in  Geld 
ausgedrückt  auf  150  bis  180  K. 

Berechnet  man,  daß  ein  Zaun  durchschnittlich  3  Jahre 
dauert  und  nur  Nachbesserungen  erfordert,  so  entfällt  im  Jahre 
50  bis  60  K  allein  auf  Zaunherstellung,  was  eben  der  oberwähnten 
30tägigen   Arbeitsleistung  entspricht. 

Bei  280.Oi.K3  Bauernfamilien  Bosniens  ergibt  sich  daraus  eine 
Summe  von  über  14  Millionen  Kronen  jährlich,  eine  Summe 
welche  die  jährliche  Zehentsteuer  von  8  Millionen  Kronen  weit 
übertrifft.  Mag  man  von  dieser  Summe  selbst  nur  die  Hälfte 
ansetzei;,  indem  man  andere  Faktoren  bei  der  Hercegowina, 
welche  im  Karste  Steinmauern  aufführt,  einsetzt  —  und  solche 
Steinmauern  auch  tatsächlich  errichten  muß,  mag  man  die  fort- 
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geschritteneren  Bezirke  in  Absehlag  bringen,  wo  wegen  Wald- 
mangels  die  Zäune  geringer  sind  — ,  immer  wird  eine  Millionen- 
ä limine  verbleiben,  die  jährlich  der  Volkswirtschaft 
dieses  Landes  entzogen  wird,  einzig  und  allein  deshalb, 
weil  sie  auf  einer  unsinnigen,  atavistischen  Basis  aufgebaut  ist. 
Sie  entspricht  einer  Zeit,  wo  noch  nicht  Gesetz  und  Ahndung, 
sondern  einzig  und  allein  das  Faustrecht  dem  Einzelnen  Schutz 
versprach.  Ein  Wegfall  der  Zäune  käme  fast  einer  Aufhebung 
der  Zehentsteuer  gleich,  welche  beinahe  die  einzige  Realsteuer 
der  landwirtschaftlich  kultivierten  Flächen  darstellt. 

Bei  Berechnung  dieser  Zahlen  wurde  nur  der  Arbeitsverlust 
berücksichtigt,  die  Verluste,  die  der  Wald  erleidet,  dem  durch 
Umzäunung  selbst  einer  einzigen  Bauernwirtschaft  im  Laufe 
wi  niger  Jahre  Tausende  junger  Bäumchen  zum  Opfer  fallen 
müssen,  sind  hier  gar  nicht  berechnet. 

Aber  noch  andere  Momente  wurden  hier  außer  acht  ge- 
lassen. 

In  der  kostbaren  Frühjahrszeit  wird  die  beim  Hürdenflechten 
verschwendete  Arbeit  der  Feldbestellung  entzogen.  Die  Ver- 
spätung in  der  Saat  trägt  dann  bittere  Früchte.  Trotz  aller 
Umzäunung  sind  die  Feldschäden  nicht  ausgeschlossen,  wenn  das 
unbewachte  Vieh  bei  dem  offenen  Tore  eintritt,  wenn  ein  bös- 
artiges Schwein  den  Zaun  unterwühlt  und  wenn  Pferde  und 
Ochsen  sich  an  schadhaften  Stellen  durchzwängen.  Die  Streitig- 
keiten, der  Zeitverlust  bei  Prozessen  erweitern  die  schädliche 
"W  irkung  dieser  Gewohnheit.  So  brachte  es  ein  mittlerer  Kolonist 
im  Bezirke  Bos.  Gradiska  (also  in  der  fruchtbarsten  Savegegend) 
in  einem  Jahre  auf  247  erlittene  Feldschäden.  Unter  solchen 
A  erhältnissen  kann  keine  Wirtschaft  prosperieren.  Noch  krasser 
gestaltet  sich  aber  das  Bild,  wenn  man  die  zahlreichen  Feiertage 
abrechnet,  an  denen  der  serbische  Bauer  nicht  arbeitet.  Bei  einer 
solchen  Zeiteinteilung  verzehren  die  obbezeichneten  30  Tage 
allein  den  fünften  Teil  der  zur  Feldarbeit  verfügbaren  Zeit. 

Die  Schäden  solcher  Wirtschaft  äufiern  sieh  nach  mannig- 
fachen Pachtungen,  sei  es  bei  der  Aufzucht  des  Viehes,  oder 
in  der  nützlichen  Verwendung  der  bäuerlichen  Arbeitskraft,  sei 
es  in  der  Vernachlässigung  der  "Weiden  oder  in  der  Unmöglich- 
keit   einer    geordneten    Forstwirtschaft. 

\\  ie  in  den  Wäldern  das  herumziehende  Vieh  die  jungen 
I  fl.inzeii    zertritt,    die    frischen   Triebe   anbeißt,    so   zertritt    der 
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angeregelte  Weidetrieb  die  Grasnarbe  der  Weiden  und  stumpft 
sie   in   den    Kot. 

Wer  diese  in  Kotkrusten  erstickten,  nie  von  einer  Egge 
einigten,  von  Büschen  und  Dorngesträuchen  überwachsenen, 
entweder  von  Sumpflachen  durchzogenen  oder  mit  Gestein- 
gerölle  besäten  Mm  weiden  Bosniens  kennt,  wird  zugeben,  daß 
eine  Verbesserung  derselben,  solange  sie  in  Gemeinsamkeits- 
besitz   sind,    ein   hartes   Stück    Arbeit   bedeutet   und    noch   einer 

n   kulturellen    Entwicklung   bedarf. 

Vor  allein  ist  es  nicht,  leicht,  diese  Hutweiden  zu 
arrondieren  und  dann  mit  einem  Zaun  zu  umgeben,  worin  das 
Vieh  weiden  kann,  eine  Maßnahme,  wodurch  dann  all  die  ob- 
beschriebenen  Individualzäune  um  die  einzelnen  Kulturparzellen 
entfallen    könnten. 

Es  ist  sehr  bedauerlich,  daß  der  vom  Landtage  verabschiedete 
Baltalik-  und  Meragesetzentwurf  keinen  Paragraph  über  die 
zwangsweise  Bereinigung  von  lästigen  Enklaven  im  gemein- 
samen Wald-  und  Weidegebiete  enthält  und  dies  um  so  mehr, 
als  die  frühere  Agrarpolitik  der  Verwaltung  mit  ihrer  schranken- 
losen Änschreibung  der  Usurpationen  in  Freieigentum  selbst 
einen  großen  Teil  der  Schuld  an  der  Zersetzung  der  Gemeinde- 
weiden trägt. 

Wenn  ein  Beskucnik  Land  usurpierte,  wurde  ihm  —  von 
seltenen  Ausnahmsfallen  abgesehen,  —  die  Usurpation  ins  Eigentum 
angeschrieben.  Charakteristisch  ist  z.  B.  folgender  Fall,  der  hier 
als  Beispiel  diene: 

Ein  sogenannter  ..Beskucnik''  (landwirtschaftlicher  Prole- 
tarier i  rodet  750 m2  Grund,  somit  eine  Fläche  von  nicht  einmal 
1  Dunum,  derart  mitten  in  der  Gemeinde  weide  eines 
nördlichen  Bezirkes,  daß  bis  zu  den  alten  Dorfkulturen  beider- 
seits noch  500  Schritte  entfernt  sind. 

Die  Erhebung  ergab,  daß  es  ein  junges  Ehepaar  —  nur 
aus  zwei  Leuten  bestehend  —  war,  welches  sich  offenbar  aus 
«ler  alten  Zadruga  ablöste.  In  den  Erhebungsakten  erscheint  der 
Mann  als  Beskucnik  —  was  er  nach  einverständlicher  Hinaus- 
weisung aus  dem  väterlichen  Hause  ja  auch  tatsächlich  ist.  Ob 
er  aus  einer  reichen  Zadruga  stammt,  danach  frug  man  früher 
nicht,  und  glaubte  hinreichende  Beruhigung  aus  dem  Ausspruche 
der  Dorfältesten  und  zweier  Dorfvertretungsmitglieder  zu  schöpfen, 
welche  keine  Einwendungen  erhoben.  —  Wer  aber  die  Bauern 
kennt,    weiß,    wie    solche    Bestätigungen  zustande  kommen.     Da 
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herrscht  unter  Bauern  ausgiebig  der  Satz  des  gegenseitigen 
Händewaschens  und  die  drei  Vertreter  stimmen  diesem  Ansuchen 
eines  aus  einer  eventuell  reichen  Zadruga  stammenden  Mitgliedes 
zu,  und  helfen  so  dem  Alten  zur  Entlastung  seiner  Familie, 
weil  sie  schon  sicher  damit  rechnen,  daß  er  ihnen  bei  einem 
gleichen  Grundansuchen  für  ihre  Person  auch  seinerseits  wieder 
keine  Schwierigkeiten  machen  wird. 

Der  Anspruch  scheint  ja  im  gegenwärtigen  Falle  äußerst 
bescheiden:  nur  750m2  wurden  verlangt  und  gewährt  — .  um 
750  m2  wird  die  Weidenutzung  gewiß  nicht  geschmälert  und  die 
Verwaltung  begnügte  sich  mit  diesem  Materiale  und  genehmigt 
den  Fall. 

Wenn  man  aber  agrarpolitisch  zusieht,  so  ist  hier  der  größte 
Mißgriff  erfolgt.  Wohl  schmälern  die  750?»-  nicht  die  viele 
Hektar  betragende  Gemeindeweide,  durch  den  einen  Fall  wird 
aber  die  Aspiration  der  anderen  Bauern  ausgelöst,  und  selbst  ein 
Getreidehaufen  schwindet,  wenn  eine  Schar  Mäuse  über  ihn 
herfällt. 

Wohl  ist  es  agrarpolitisch  gut,  die  Bauernfamilien  zu  kräf- 
tigen und  jungen  Söhnen,  solange  der  Staat  überflüssiges  Rode- 
land hat,  den  Erwerb  einer  Wirtschaft  zu  ermöglichen.  Dies 
muß  aber  nicht  an  jener  Stelle  sein,  wo  sich  der  neue  Landwirt, 
die  gemeinsame  Weideflur  durchbrechend,  gerade  in  die  Mitte 
derselben  setzt.  Daß  er  alles  umzäunen  muß.  ist  selbstredend, 
aber  mit  750  m  -  kann  er  keine  Wirtschaft  gründen  und  die 
Gefahr  und  Absicht  dieser  Postierung  liegt  darin,  daß  er  von 
nun  an  jedes  Jahr,  einer  fressenden  Wunde  gleich,  durch  Usur- 
pation sich  erweitert. 

Solche  Fälle  irriger  Agrarpolitik  konnten  schließlich  noch 
hingehen,  als  der  Landanspruch  einzelner  sich  noch  in  be- 
.-cheidenen  Grenzen  bewegte,  als  aber  mit  Eröffnung  des  Land- 
tages die  Gesucae  um  ärarische  Landabgabe  lawinenartig  an- 
wuchsen, hätte  die  Beibehaltung  so  manchesterliberaler  Auffassung 
des  der  Gemeinsamkeit  zu  reservierenden  Grund  und  Bodens  den 
Landzerstückelungsprozeß  in  Bosnien  innerhalb  zehn  Jahren  so 
weit  gefördert,  daß  wohl  alles  überhaupt  in  Frage  kommende 
Rode-  und  Weideland  okkupiert  wurden  wäre.  Daß  bei  so  faust- 
reehtlicher  Landnahme  des  Staats-  und  Gemeinsamkeitsbesitzes 
der  Stärkere  sich  vor  allem  bereichert,  ist  einleuchtend,  und  die 
Verwaltung    begibt    sich    hier    des    ersten    Rechtes     und     ihrer 
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(.bersten  Pflicht,  in  so  wichtigen  Kragen  regelnd  und  die 
Gerechtigkeit  wahrend  einzugreifen. 

Es  war  sozusagen  in  zwölfter  Stunde,  daß  die  oben  angeführte 
Wiener  Konferenz  vom  Jänner  L912  dieser  verschwenderischen 
und  eines  Programmea  entbehrenden  Agrarpolitik  ein  Ende 
bereitete.  Nur  dem.  diesen  ungerechtfertigten  Landansprüchen 
gegenüber  seither  eingetretenen,  ablehnenden  Standpunkte  der 
Verwaltung  isl  es  zu  verdanken,  daß  Bosnien  heute  noch  über 
jene  Rodeflächen  verfugt,  welche  notwendig  sind,  um  die  hier 
beantragten,  agrarischen  Operationen  planmäßig  und  unter  gleich- 
mäßig gerechter  Berücksichtigung  aller  Interessenten  durchzu- 
führen. 

Aber  nur.  wenn  bei  der  Prämienanweisung  von  Kodeland 
an  die  sich  ablösenden  oder  regelnden  Kmeten  gleichzeitig 
eine  Ausmerzung  solcher  Enklaven  aus  dem  Ge- 
01  ein samkeits besitze  erfolgt,  kann  es  gelingen,  be- 
reinigte Wälder  und  bereinigte  (rem  ein  de  weiden 
zu  schaffen.  Diese  Gemeindeweiden  wären  dann  mit  einem 
dauerhaften  Zaune  zu  umfrieden,  und  hier  wäre  das  Vieh  ein- 
zutreiben, während  alle  sonstigen  Zäune  in  die  Feldflur  entfallen 
könnten. 

Man  kann  die  wirtschaftliche  Ersparnis  eines  solchen  Vor- 
ganges nach  den  obigen  Daten  ermessen,  der  darauf  hinweist,  daß 
in  vielen  Bezirken  die  darauf  verwendete  Arbeit  bei  Berechnung 
einer  Ersparnis  des  Z  e  he  nt  pauschal  es  gleichkommt.  Es 
ist  gewiß  nicht  einzusehen,  warum  der  bosnische  Bauer  nicht 
zustimmend  eine  solche  Neuerung  annehmen  würde.  Seine 
Intelligenz  ist  hochentwickelt,  nur  fehlt  es  ihm  an  Gemeinsinn 
und  an  Organisationstalent,  solche  —  selbst  als  gut  angesehene 
—  Neuerungen  durch  eigene  Kraft  und  gemeinsamen  Beschluß 
durchzufuhren.  Will  man  aber  gerecht  sein,  so  darf  man  einen 
solchen  Vorwurf  nicht  dem  Bauer  machen,  der  auch  in  fort- 
geschritteneren Ländern  kraft  der  Assoziation  allein  solche 
agrarische  Probleme,  und  wären  sie  noch  so  leicht  und  noch  so 
nützlieh,  nicht  durchfuhren  kann.  Durchführen  kann  dies  einzig 
und  allein  die  Verwaltung  — .  und  in  unserem  Falle  nur  dann, 
wenn  ihr  ein  Kommassationsgesetz  oder  die  gesetzliche 
Möglichkeit  zu  einem  zwangsweisen  Austausch  von  land- 
wirtschaftlichen Grundstücken  zur  Verfügung  steht. 

Wir  ersehen  somit  auch  hier  die  Notwendigkeit  eines  der- 
artigen  gesetzlichen  Requisites,    ohne    welches    auch    die    in  den 
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vorangehenden  Kapiteln  angeregte  Lösung  der  Agrarfrage  durch 
physische  Teilung  der  Grundstücke  untunlich  wäre. 

Die  Landesregierung  war  sich  des  Mangels  eines  En- 
klavenbereinigungsparagraphen im  Baltalik-  und  Meragesetze  wohl 
bewußt,  konnte  aber  dessen  Einrückung  in  den  Gesetzentwurf 
nicht  wagen,  ohne  diesem  an  und  für  sich  mit  solchen  Schwierig- 
keiten der  sich  befehdenden  Parteien  kampfenden  Gesetze  noch 
eine  weitere  Belastungsprobe  zuzumuten.  Einmal  unter  Dach 
gebracht,  hätte  der  Landtag  einer  gesetzlichen  Regelung  der 
Enklavenbereinigung  wohl  zugestimmt;  zu  einer  derartigen 
Gesetzeingabe  kam  es  aber  nicht  mehr,  da  ja  bekanntlich  mit 
der  Annahme  des  Baltalikgesetzes  auch  der  Landtag  seine 
Tätigkeit  vor  Kriegsbeginn  geschlossen  hat. 

Daß  aber  ein  solcher  Paragraph  nötig  ist,  wenn  man  mit 
der  Baltalik-  und  Meraausscheidung  überhaupt  eine  ersprießliche 
Großtat   der   Landeskultur   vollziehen  will,    ist  wohl  einwandlos. 


VI. 

Dorfkommassation-Anlage  von  Gemeindestraßen. 

Zweimal   ist   uns  in  den  bisherigen  Darlegungen  die  Not 
wendigkeil  eines  Gesetzes,  welches  den  zwangsweisen  Austausch 
von    Liegenschaften   ermöglicht,   klar   geworden. 

1.  Vor    allem    muß    mit    ihm   dir    Möglichkeit    gewährt 
werden,    den    bei   der    Lösung    des    Kmetenverhältnisses   durch 
physische   Teilung   sich  ergebenden  Streubesitz  zusammen 
zulegen. 

2.  eine  Bereinigung  d  er  Wälder  und  Weiden  von 
schädlichen  Enklaven  kann  nur  mittels  eines  solchen  voll- 
zogen werden. 

In  beiden  Fällen  isl  die  Landesverwaltung  in  der  günstigen 
Lage,  durch  entsprechenden  Zuschuß  an  Rodeland  diese  Grundes- 
verschiebungen  vornehmlich  auf  Grund  freiwilliger  Zustimmung 
durchzuführen.  Wo  sie  aber  auf  den  Widerstand  hartköpfiger 
Parteien  stößt,  welche  die  ganze  Operation  schädigend  auf- 
halten,   muß  ihr   die    -Möglichkeit   des    Zwanges    zustehen. 

3.  Außer  diesen  beiden  Anlässen  zu  einem  solchen  gesetz- 
lichen Zwangsmittel  liegt  nun  noch  ein  dritter  Anlaß  vor, 
der  gerade  in  der  gegenwärtigen  Zeit  von  höchster  Aktualität  ist. 

Durch  die  Kriegsereignisse  des  Herbstes  1914  sind  ost- 
wärts gelegene  Landstriche  Bosniens  in  Mitleidenschaft  gezogen 
worden.  A'or  dem  während  der  notwendigen  Truppenentblößung 
eingedrungenen  Feinde  und  der  ihn  begleitenden  Komitadzis 
sind  die  muselmanischen  Elemente  geflüchtet.  Die  Zahl  der- 
selben beläuft  sich  auf  40-  bis  45.000  und  dürfte  10-  bis  15.000 
Gehöfte  umfassen.  Ein  Teil  dieser  Häuser  ist  nun  in  Schutt 
und    Asche    gelegt    worden. 

Ganze,  weitab  von  den  Kommunikationen  gelegene  Einzel- 
gehöfte des  flachen  Landes  haben  den  kommenden  Feinden 
Schutz  und  Unterhall  gewährt  und  zu  den  sonstigen,  kulturellen 
Schäden  der  entlegenen  Einsiedelungen  gesellen  sich  somit  die 
sicherheitspolizeilichen    Nachteile  dieser  Gehöftslage. 

Wiener  Btaatswlas.  Studien.  XII.  Bil.,  3.  Heft.  21 
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In  Bosnien  herrscht,  insbesondere  beim  serbischen  Ele- 
mente, vorwiegend  die  Einsiedelungsart.  Zu  den.  meist  nicht 
in  der  Talsohle,  sondern  gewöhnlich  am  Fuße  der  Bergkette- 
liegenden  Gehöften  führt  nur  selten  eine  praktikable  Zufahrt. 
Ein  elender  Saumweg,  quer  über  die  Terrainwellen  ziehend, 
oft  geradezu  stufenförmig  auf-  und  absteigend,  genügt  dem 
einzigen  Transportmittel,  dem  Lastpferde  des  alten  Balkan. 
Sehr  oft  führt  zu  ganzen  Häusergruppen  nur  so  ein  Saum- 
pfad, denn  für  diese  Gehöfte  ist  der  Wagen  entweder  ganz 
unbekannt,  oder  er  findet  nur  in  seiner  primitiven  Art,  des 
sogenannten  Bogumilenwagens.  Verwendung.  —  Oft  fast  ohne 
Eisenbestandteile,  unförmlich  breit  gebaut,  dient  er  nur  zur  Ein- 
fuhr der  Ernte,  wenn  die  Eeldfrüchte  geschnitten  sind.  Wenn  zu 
solchen  Gehöften  eine  ordentliche  Kommunikation  führen  würde, 
würde  der  Bauer  gar  bald  .einen  Wagen  verwenden  lernen, 
und  es  ist  fast  unberechenbar,  um  wievielfach  die  ganze  Arbeits- 
kraft  seiner  Wirtschaft,  intensiviert  würde. 

Die  Einsiedelart  ist  auch  großenteils  eine  Eolge  des  ber- 
gigen Charakters  des  Landes.  Auch  der  Vorgang  der  Ansiedlung 
hat  auf  diese  Einzelgehöftanlage  Einfluß  geübt,  da  die  früheren 
Grundherren  nur  dadurch  -mehr  Land  ertragsfähig  machen 
konnten,  daß  sie  einem  neuen  Knieten  ein  Stück  Waldlandes 
zur  Rodung  übergaben,  in  dessen  Mitte  sich  derselbe  setzte. 
Die  letztere  Siedlungsart  ist,  soweit  sie  von  Seite  der  Grund- 
herren ausging,  derzeit  wesentlich  zum  Stillstande  gelangt  und 
sie  ist  auch  bei  den  späteren  Kolonien,  die  der  Staat  im  ärarischen 
Walde  anlegte,  nicht  mehr  beibehalten  worden.  Man  trachtete 
vielmehr,  die  Bauerngehöfte,  wenn  auch  nicht  unmittelbar  an- 
einanderschließend,  so  doch  an  eine  gemeinsame  Straße  zu  legen 
und  so  möglichst  zusammenhängende  Dörfer  zu  gewinnen. 

Die  Verwaltung  steht  nun  bei  der  zahlreichen  Zerstörung 
von  Gehöften  in  den  erwähnten  Bezirken  vor  der  Erage,  ob  sie 
diese  Gehöfte  einzig  und  allein  an  ihren  alten  Stellen  aufbauen 
läßt,  oder  ob  sie  diesen  allgemeinen  Kehraus  nicht  dazu  be- 
nützen soll,  gründlich  mit  den  alten  Übeln  aufzuräumen,  die 
wirtschaftliche  wie  kulturelle  Entwicklung  in  neue,  planmäßig 
überlegte  Bahnen  zu  lenken,  nach  Tunlichkeit  die  Gehöfte  zu 
Dörfern  zu  gruppieren,  in  denselben  einen  gemeinsamen  Markt- 
platz, einen  Grund  für  Schule  und  Gemeindehaus,  sowie  für  die 
dazu  gehörigen  Gärten  an  passender  Stelle  auszuscheiden,  vor 
allem  aber   wenigstens  durch  das   neuangelegte   Dorf  eine  gute 
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Kommunikation  zu  führen  und  alles  Gehöften  einen  ordent- 
lichen  Zugang  zu  derselben  zu  eröffnen. 

Bosnien   entbehrt   selbst   heute   noch   in  vier    Fünfteln  des 

Landes  ordentlicher  G  omeindestraßen.  Wenn  auch  dir 
Anlage  der  großen  Landstraßenzüge  ein  Ehrenkapitel  der  Ver- 
waltung- darstellt,  so  ist  doch  die  Vernachlässigung  des  Baues 
der  Gemeindestraßen  ein  um  so  bedauerlicheres  Kapitel,  als  bei 
gehöriger  Anleitung  kein  Volk  Europas  wohl  geneigter  ist, 
durch  freiwillige  Etobotleistungen  *•)  an  den  Bau  von  Gemeinde- 
straßen  zu  schreiten,  vorausgesetzt,  daß  die  Heranziehung  gleich- 
mäßig gerecht  ist,  und  daß  die  gebauten  Wege  tatsächlich 
dem  eigenen  Dorfe  zugute  kommen.  —  Von  wenigen  Aus 
nahmen  abgesehen,  ist  weder  die  eine  noch  die  andere  Forderung 
erfüllt  worden.  Ohne  ein  organisatorisches  Gesetz  über  die  Ver- 
wendung derartig  freiwilliger  Robot  war  dieselbe  einzig  und 
allein  dem  guten  Willen  der  Bezirkschefs  anheimgestellt,  als 
ein  wenig  anerkanntes  Superfluum  ihrer  Verwaltungstätigkeit, 
aus  welcher  dieselben  immer  die  Unannehmlichkeit  der  Be- 
schwerden,   meist  aber  nur  wenig   Unterstützung,  nie  aber  An- 

•  rkennung  schöpfen  konnten. 

Welche  Leistungen  mit  Gemeinderobot  zustande  gebracht 
werden  konnten,  /.eigen  —  um  nur  ein  Beispiel  zu  erwähnen 
und  um  nur  bereits  Verstorbene  in  den  Kreis  der  Vergleichung- 
zu  ziehen  —  die  Gemeindewegbauten  des  aus  der  ottomanischen 
Beamtenschaft  übernommenen,  muselmanischen  Bezirksvorstehers 
Bahti jarevic,  der  in  den  Jahren  1898  bis  1904  im  Bezirke. 
Ca.  zin  ein  ganzes  Netz  tadelloser  Be  z  i  rk  s  Straßen  mit 
Gemeinderobot,  also  ohne  Kosten  für  den  Staatsschatz,  zu 
schaffen  verstand  (darunter  die  Hauptverbindung  von  Peci — 
Todorov  o — V  rnogra  c,  sowie  Kladus  a — T  rzacka  B,  a  s- 
tela  — Gata).  Daß  es  übrigens  dazu  keiner  barbarischen 
Streng«  .    -endern  nur  wohlwollender  Suggestion  bedurfte,  sowie 

•  ines  sichtlichen  Erfolges  der  Tätigkeit,  zeigt  an  anderer  Stelle 
das  muselmanische  Dorf  Turske  Kolibe  der  Expositur  Bosn. 
Brod.  Bis  zu  dem  Momente,  wo  man  daran  ging,  auch  einmal 
diesem     im    Sumpfe    steckenden    Dorfe    eine    eigene    Straße   zu 


'_)  Gemeinderobot  ist  der  bierlands  übliche  Ausdruck  für  die  frei- 
willige, gemeinsame  Menschen-  and  Gespannarbeit  bei  öffentlichen  Arbeiten 
in  der  Dorfgemeinde,  die  meist  nicht  üher  3  Tage  hinausgehen  soll  und 
nur  üher  freiwilligen  Beschluß  <\e<  Dorfrates  vorn  Bezirksamte  ausgehoben 

werden    darf. 
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bauen,  waren  dessen  Einwohner  als  reine  Wilde  verschrien. 
Sie  verschlossen  sich  jeder  Kultur  um  so  leichter,  als  man,  um 
zu  ihnen  zu  gelangen,  mangels  irgendwelcher  sichtbaren  Straßen 
immer  über  Wald-  und  Sumpf  strecken  Wegführer  brauchte  und 
selbst  im  Sommer  mit  dem  Pferde  bis  zum  Sattelgurt  im 
Schlamme  versinken  konnte.  Als  man  aber  diesen  Leuten  in 
Aussicht  stellte,  daß  sie  mit  ihrer  Gemeinderobot  durch  die 
Sümpfe. eine  Straße  zu  ihrem  eigenen  Dorfe  bauen  würden, 
und  daß  sie  nicht  mehr  tagweit  entfernt  zu  Staatsstraßenbauten 
herangezogen  würden,  da  leisteten  diese  Bauern  eine  durch- 
schnittliche Arbeitsleistung  von  30  Tagen  per  Kopf  in  einem 
einzigen  schneelosen  Winter!  Diese  Leistung  ging  ohne  die 
geringste  Beschwerde  vor  sich  — ;  ja,  als  sich  ein  einziger 
Outsider  bei  dem  vorgesetzten  Bezirksamte  beschweren  ging, 
daß  ihm  bei  der  notwendigen  Straßenerweiterung  ein  Streifen 
seines  Grund  und  Bodens  ohne  Entgelt  weggenommen  werde, 
verfiel  dieses  einzige  „schwarze  Korn  im  Sacke  Weizen'"  dem 
allgemeinen  Boykott  des  Dorfes.  —  Mit  einer  unglaublichen 
Begeisterung  wurde  an  diesen  eigenen  Kommunikationen  gebaut, 
unentgeltlich  der  Grund  zur  Straßenführung  über  die  besten 
Felder  zur  Verfügung  gestellt,  leitende  Straßenaufseher  wurden 
aus  eigenen,  beigestellten  Geldern  bezahlt,  die  notwendigen 
Werkzeuge  selbst  angeschafft  und  durch  immer  wiederkehrende 
Deputationen  wurde  der  Expositursleiter  zu  stets  neuer  Weiter- 
ausmessung und  zur  Fortsetzung  der  bereits  ausgebauten  Straßen- 
teile gezwungen,  besonders  dann,  als  bei  eingetretenen  .Regen- 
güssen die  beiden  Straßengräben  sich  in  überraschender  Weise 
auch  in  ihrer  Funktion  als  Entwässerungsgräben  be- 
währten, ohne  welche  das  stagnierende  Wasser  wieder  einmal 
die  Maisfelder  dieses  Posavinadorfes   vernichtet  hätte. 

Es  ist  geradezu  unverständlich,  warum  die  Verwaltung 
durch  drei  Dezennien  diese  Goldgrube  einer  Förderung  der 
Kultur  nicht  zu  organisieren  und  voll  zu  heben  verstand. 

Der  Wert  der  Verwendung  der  Geldmittel  modernen  Staats- 
haushaltes für  öffentliche  Arbeiten  ist  jenseits  aller  Debatte. 
X  o  b  e  n  h  e  r  kann  aber  ganz  gut  die  Verwendung  der  boden- 
ständigen Kräfte  und  der  volkstümlichen  Veran- 
lagung gehen.  Diese  Verwendung  wird  ihre  reichen  Früchte 
tragen  und  würde  in  jeder  Hinsicht  erzieherisch  auf  das  Volk 
wirken  und  kann  gerade   hier  die  naturalen  Mittel  bieten,   auf 
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welche  bei  cl<-r  Neuanlage  von  Dörfern,  bzw.  ihrer  Straßen  und 
kleinen    Meliorationsarbeiten    gerechnel    werden    muß. 

Der  bosnische  Bauer  ist  -  und  zwar  nicht  zumindestens 
durch  die  oben  geschilderten  Agrarverhältnisse  dazu  erzogen  — 
im  überwiegenden  Maße  anglaublich  faul.  Es  ist  nicht  Über- 
treibung, wenn  gesagt  wird,  daß  er  von  365  Tagen  des  Jahres 
nur  die  Haltte  der  Arbeit  widmet,  bei  gehöriger  Anleitung  ist  er 
aber  ebenso  bereit  und  opferfreudig,  besonders  dann,  wenn  er 
rieh  mit  der  Masse  betätigt  („sa  svitom"  „so  wie  die  andern";. 
—  Was  verschlaft  es  ihm.  wenn  er  jährlich  drei  Tage  Ge- 
meinderobot zu  gemeinschaftlichen  Arbeiten  leistet?  Den  Tag 
zu  zwei  Kronen,  das  Fuhrwerk  mit  dem  Begleiter  zu  sechs 
Kronen  gerechnet,  beträgt  das  im  ganzen  Lande  jährlich 
zirka  vier  M  i  1 1  i  o  n  e  n  Kronen,  die  zur  Kulturf  ürderung 
wichtigster  Art  herangesogen  werden  können,  die  aber  un- 
wiederbringlich  verloren  gehen,  wenn  sie  nicht  jedes  Jahr  in 
verständiger   und   wohlorganisierter  Weise   gehoben  werden. 

E  -ei  hier  gestattet,  wieder  an  einem  Beispiele  aus  der 
Praxis  dieses,  durch  drei  Dezennien  fast  überall  im  Lande  ob- 
waltende Versäumnis  der  bosnischen  Verwaltung  in  diesem 
Belange   schlagend,  zu   illustrieren. 

Es  war  in  den  ersten  Tagen  der  Mobilisierung,  als  eines 
Tages  früh  am  Quai  von  Sarajewo  in  unabsehbarer  Linie  eine 
Wagenkolonne  von  600  Bijeljinaer  Leiterwagen  nach  dem  Militär- 
r  zog,  um  als  Trainfuhrwerk  verwendet  zu  werden.  —  Eine 
imponierende  Leistung!  —  Als  ich  aber  einen  Begleiter  frug, 
wie  lange  Zeit  sie  gebraucht  hatten,  um  von  Bijeljina  nach 
ijewo  zu  kommen  und  er  mir  elf  Tage  sagte,  da  konnte 
ich  nicht  verstehen,  daß  die  Überwindung  von  nur  120  Kilometern 
Entfernung  für  unbeladene,  leichte  Leiterwagen  so  viel  Zeit. 
erfordert. 

„Ja,  lieber  Herr,  als  wir  14  Kilometer  vor  Zvornik  kamen 
und  mit  der  einzigen,  im  Drinadefilee  ziehenden  Straße  weiter 
wollten,  da  empfingen  uns  von  drüben  die  serbischen  Kugeln 
und  wir  mußten  rechtsab  in  die  Gebirge  fahren.  —  Ein  Auf- 
_.  der  oft  20  0/o  betrug  —  Berge  auf  Berge  — ,  Wald 'und 
Morast.         Deshalb  sehen  auch  die  Pferde  jetzt,  so  ermüdet  aus.'' 

35  Jahre  der  Verwaltung  sind  dahingegangen,  und  stets 
wurde  von  der  Notwendigkeit  einer  Straße  Kladanj — Olovo — 
Sarajewo  gesprochen,  aber  heute  ist  sie  nur  ein  oft  angefangener 
Torso,    und   doch  hätte  die   Hälfte   dieser   Zeit  gelangt,   um  mit 
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einer  planmäßig  angewendeten  Gemeinderobot  der  zwei  Be- 
zirke Sarajewo  und  Kladanj  eine  brauchbare  Fahrstraße  zu 
bauen,  zu  welcher  der  Staat  nur  Aufsichtsorgane  und  das- 
Sprengniaterial  hätte  hergeben  müssen.  Mit  nur  bescheidenen 
Subventionen  hätte  diese  Straße  leicht  als  eine  tadellose  Bezirkis- 
straße  ausgebaut  werden  können. 

Von  dieser  allgemeinen  Stagnation  auf  dem  Gebiete  der 
Gemeindestraßenbautätigkeit  heben  sich  um  so  schärfer  jene 
Leistungen  einzelner  Bezirkschefs  ab,  die  teils  spontan  diesem 
wichtigsten  Zweige  der  Kulturhebung  ihre  Aufmerksamkeit 
schenkten,  teils  unter  Beeinflussung  der  Kreisohefs  die  Ge- 
meinderobotleistung  zu  größeren  Bezirksstraßenbauten  mobil 
machten,  und  hier  oft  staunenswerte  Resultate  von  Straßenzügen. 
die  bis  zu  30  bis  40  Kilometer  Länge  in  ihrer  Ausführung  in 
nichts  von  den  besten  Bezirksstraßen  abstechen,  mit  der  ge- 
ringsten Geldunterstützung  erzielten. 

Was  aber  fehlte,  war  die  Erkenntnis  der  Wichtigkeit  dieses 
Gebietes  von  Seite  des  technischen  Zentralressorts,  das  plan- 
mäßige Vorgehen,  das  jährliche  Drängen  auf  die  Mobilmachung* 
dieser  freiwilligen  ^Gemeinderobotkräfte  — -,  überhaupt  ein 
Gesetz,  das  diese  Leistungen  jährlich  fordert  und  normiert 
und  die  Ausarbeitung  eines  Bauplannetzes,  nach  dem  unentwegt 
gearbeitet   würde. 

Wo  der  bosnische  Bauer  eine  Straße  hat,  lernt  er  sehr 
bald,  zu  seinem  einzelnen  Tovarpfcrde  ein  zweites  vor  den 
Wagen  zu  spannen  und  die  so  geschulten  Pferde  hätten  auch 
gelernt,  einen  modernen  Pflug  zu  ziehen,  während  die  bisherigen 
Bestrebungen  nach  Einführung  moderner  Pflüge  eben  in  den 
Bezirken,  wo  keine  Straßen  bestehen,  meist  zu  einem  Mißerfolge 
führten. 

Xicht  nur  beim  Pfluge,  in  allem  und  jedem  — .  in  der 
Verkauf smögliclikeit  seiner  Produkte,  in  der  Herbeischaffung 
von  Drusch-  und  anderen  landwirtschaftlichen  Maschinen, 
in  der  Möglichkeit  der  Schulung  seiner  Kinder,  in  der  An- 
einanderrückung von  Mensch  zu  Mensch,  in  der  Ver-x-fachung- 
aeiner  Produktionskraft,  wenn  er  an  Stelle  des  Tovarpferdes 
das  Wagengespann  setzt,  und  nicht  nur  in  wirtschaftlicher  För- 
derung, sondern  in  allen  Beziehungen  des  sozialen  Lebens  ist 
die  Straße  der  Grundstein  jeder  K  u  1 1  u  r.  Das  sind 
die  wahren  Arterien  des  ganzen  wirtschaftlichen  Organismus  — T 
alles  andere,  was  über  Sicherheit,   Recht,   Straßen  und   Schulen 
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hinausgeht,  tritt  dagegen  weit  zurück.  Solange  dem  hiesigen 
Bauer  diese  Basis  fehlt,  kann  die  Entwicklung  nickt  jenen  Fort- 
schritt erreichen,  welchen  die  Verwaltung  mit  all  ihren  dahin- 
gerichteten  Bestrebungen  erwünscht.  Welchen  Wert  aber  ein 
über  ganz  Bosnien  ausgebreitetes  Straßennetz  im 
Kriege  gehabt  hätte.  ,l;ls  lehrten  wohl  in  der  eindring- 
lichsten  Weise  die   kriegerischen   I  lerbstwochen  des  Jahres  11)14! 

Der  Frage  des  Dorf  Straßenbaues  und  der  Gremeinde- 

robot  ist  hier  deshalb  ein  so  breiter  Raum  gewährt  weiden. 
weil  sie  tief  in  den  Komplex  jeder  Agrarförderung  eingreift, 
und  weil  hier  bei  der  allgemeinen  Regelung  der  wirtschaftlichen 

Struktur  des   Dorfes  auf   sie  nicht  nur  in  weitgehender  Weise 

zurückgegriffen  weiden  kann  und  muß,  sondern  weil  sich 
hier  auch  ganz  neue  Möglichkeiten  einer  planmäßigen  Verwen- 
dung  dieser    Kraft   ergeben. 

"Wenn  sich  schon  nach  obigen  Ausführungen  bei  der 
agrarischen  Regelung  eines  Dorfes  in  Hinsicht  des  Knieten 
Verhältnisses,  in  Hinsicht  der  Angliederung  der  bisherigen 
schädlichen  Enklaven  an  die  sonstige  Dorfflur  oft  eine  voll- 
kommene Neueinteilung  der  Parzellen  ergeben  wird,  welche 
die  praktische  Neuanlage  von  Dorfwegen  erfordert,  so  liegt  es 
mehr  als  nahe,  gerade  in  einer  Situation,  wo  in  den  Kriegis- 
bezirken  viele  Gehöfte  in  Trümmern  liegen,  den  Wiederaufbau 
der  Häuser  so  zu  veranlassen,  daß  sie  an  der  neuen,  praktischen 
Kommunikation  liegen.  Den  anderen  intakten  Gehöften  aber 
sind  an  dieser  Straße  ebenfalls  Parzellen  anzuweisen,  wodurch 
auch  ihnen  das  Heranrücken  an  die  Straße  im  Falle  eines  späteren 
Neubaues    ermöglicht   wird. 

Nicht  an  eine  schablonenhafte  Massierung  der  Häuser  zu 
einem  eng  sich  drängenden  Dorfe  wird  gedacht,  wohl  aber  an 
solche  Dörfer,  wo  die  ein/einen  Höfe  in  entsprechender  Ent- 
fernung voneinander  liegen,  daß  Garten.  Hof  und  Wirtschafts- 
gebäude sieh  bequem  um  das  Haus  herum  lagern  und  der  sonstige 
Konnex  mit  den  anderen  Parzellen  möglichst  gewahrt,  und  vor 
allem  der  Radius  der  WirtschaftBbearbeitung  nicht  vergrößert, 
ja  durch  Behebung  des  zu  weit  gediehenen  Streubesitzea 
verringert  wird.  Auch  die  Ausscheidung  von  Parzellen  für 
Gemeindeschulen,  Gemeindehäuser  und  -gärten,  gemeinsame 
Drusch-,  eventuell  Marktplätze,  kann  hier  nach  den  jeweiligen 
Bedürfnissen    ins    Auge    gefaßt    werden. 


L04  Dorfkommassation-Anlage  von  Gemeindestraßen.  [  390 

All  dies  hängt  von  den  lokalen  Verhältnissen  ab :  dort, 
wo  die  Gehöftlage  -wirtschaftlich  günstig  ist,  soll  an  solche 
Verhältnisse  nicht  gerührt  werden,  wo  aber  zerworfener  Streu- 
besitz  vorliegt,  weit  entfernt  vom  Hofe  liegende  Parzellen  die 
Bewirtschaftung  hindern,  besonders  aber,  wo  der  Bauer  keine 
Möglichkeit  hat,  an  die  Straße  zu  rücken,  weil  eben  alle 
Parzellen  um  die  ,.neue  ordentliche  Dorfstraße''  herum  in  der 
Hand  anderer  Besitzer  liegen,  muß  die  Agrarbehörde  die  Mög- 
lichkeit haben,  derartige  Verschiebungen  im  Besitztume  vor- 
zunehmen, daß  die  obgeschilderten  Vorteile  allen  Parteien  zuteil 
werden    können. 

Ei  ergibt  sich  somit  hier  der  dritte  Anlaß  zu  dem 
beantragten  Gesetze  zwangsweisen  Landtausches,  das,  aus  dem 
Bestreben  fließend,  den  Gehöften  den  Zugang  zur  ordentlichen 
Dorfkommunikation  zu  verschaffen,  gerade  heute  eine  so 
aktuelle  Bedeutung  hat,  weil  an  die  Regeneration  der  zer- 
störten Bezirke  sofort  bei  Eintritt  friedlicher  Verhältnisse  heran- 
geschritten   werden   muß. 

Zu  diesem  Zwecke  werden  Kapitalien  und  Arbeit  angelegt 
werden  müssen,  auch  der  Staat  selbst  wird  Hilfe  leisten  müssen. 

Es  wäre  unverantwortlich,  wenn  man  diese  Subventionen 
nicht    zu   planmäßigem   Schaffen   verwenden   würde. 

\\  er  das  malerische  Winkelwerk  alter  türkischer  Städtchen 
mit.  ihren  Höfen  und  Gäßchen  kennt,  wird  sich  nur  schwer 
entschließen,  diese  landeseigentümliche  Romantik  durch  unästhe- 
tisch-moderne, gerade  Straßen  zu  ersetzen.  Als  aber,  wie  in 
Kulen  Vakuf,  Travnik  und  Visoko  ein  großer  Brand  ganze 
Stadtteile  zerstörte,  hat  man  nicht  gezögert  und  die  Gelegenheit 
solch  allgemeiner  Verwüstimg  benutzt,  um  den  Anforderungen 
modernen  Wirtschaftslebens  durch  die  Führung  besserer  Straßen- 
züge Rechnung  zu  tragen.  -  -  Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse 
hier.  Wo  Altes  ruhig  besteht,  wird  niemand  umstürzlerisch 
vorgehen,  wo  aber  die  alte  Ordnung  durch  äußere  Verhältnisse 
in  Trümmer  gelegt  ist,  wäre  es  unverantwortlich,  sich  lebens- 
starken, wirtschaftlichen  Forderungen  zu  verschließen  und  ruhig 
dem    Wiederaufbau   überlebter   Erscheinungen    zuzusehen. 

Die  Notwendigkeit  eines  Gesetzes,  betreffend  den  zwangs- 
weisen Austausch  von  Grundstücken  des  flachen  Landes,  ist 
materiell  wichtiger  aus  den  ersten  beiden  Anlässen,  der  Hebung 
des  Kmetenverhältnisses  und  der  Bereinigung  der  Enklaven: 
aktueller  aber  ist  er  aus  diesem  dritten  Anlasse  des  notwendigen 
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Wiederaufbaues  zerstörter  Dörfer,  so  aktuell,  daß  mit  Erlaß 
einer  derartigen  gesetzlichen  Norm  nicht  einen  Moment  gewartet 
den  sollte,  wenn  nicht  eine  unheilvolle  Behinderung  tat- 
kräftigen Schaffens  und  zielstrebender  Organisation  weiter  vor- 
walten   soll. 

Gerade   dieses    Moment    ist,    wenn   bisher  die    notwendige, 
tzgeberische    Regelung  und  die  ihr  gegenüberstehenden  Be- 
denken sich  noch  die   Wage  halten  konnten,  jene-  Übergewicht, 
das  die  Wagschale  nur  auf  die  eine  Seite  sinken  laßt. 


VII. 

Berechnung  des  Bedarfes  an  ärarisehem  Grund  und 
Boden  für  die  fragliehen  agrarischen  Operationen. 

In  den  bisherigen  Erörterungen  wurden  die  Schäden  in 
der  bosnischen  Wald-.  "Weide-  und  Agrarfrage  aufgedeckt  und 
es  wurde  der  Vorschlag  gemacht,  die  Lösimg  des  Kmetenverhält- 
nisses  durch  Zuweisung  von  kostenlosem  Rodeland  als  Prämie 
zu  fördern. 

Es  erscheint  nun  notwendig  zu  erwägen,  welche  Rück- 
wirkung diese  Entnahme  von  Rodeland  aus  dem  staatlichen 
Besitz    auf    die    Forste   und    Weiden   auslösen    würde  ? 

Um  die  Größe  der  erforderlichen  Landprämie  zu  berechnen, 
sei  vorläufig  theoretisch  angenommen,  daß  alle  Knieten  und 
Grundherren  das  Kmetenverhältnis  auf  dem  angegebenen  Wege 
lösen  würden.  In  diesem  Falle  wäre  als  Prämie  ein  Drittel  des 
derzeitig  unter  Kmetenverband  stehenden  Kulturlandes,  das 
i-t  ein  Drittel  von  5,660.763  Dunum  =  1,886.921  Dumim, 
erforderlich. 

Dieser  Bedarf  ist  für  die  bloße  Lösimg  des  Kmetenverhält- 
uisses  zu  hoch  gegriffen,  da  ja  keineswegs  alle  Grundherren  und 
Knieten  von  dieser  Art  der  Lösung  Gebrauch  machen  werden. 

Immerhin  soll  aber  rechnerisch  an  dieser  Fläche  von  rund 
1.8  Millionen  Dunum  als  Maximum  festgehalten  werden,  weil 
sich  bei  der  Enklavenbereinigung  und  bei  dem  notwendigen, 
zwangsweisen  Austausehe  von  Grund  und  Boden  die  Not- 
wendigkeit erweisen  wird,  durch  Zusatz  an  Land  die  Schädigung 
der  Parteien  auszugleichen,  wenn  sich  bei  Enteignung  ihrer 
bisherigen  Enklaven,  bzw.  ihrer  die  Kommassation  hindernden 
Grundstücke  eine  solche  ergeben  sollte. 

Auf  Seite  43  wurde  eine  Übersicht  des  derzeit  in  Bosnien 
und  Hercegowina  auf  das  Ärar  angeschriebenen  Wald-  und 
\\  eidelandes  gegeben.  Darnach  beträgt  der  Ärarialbesitz  an 
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Waldland    (4,    5,    6) 19,189.000  Dun. 

und  an  Weideland  (8,  9) 5,716.350    „ 

zusammen   .     .     .     24,905.350  Dun. 

Die  für  diu  hier  ins  Auge  gefaßte  Aktion  rechnerisch 
erforderlichen  L'8  Millionen  Dunuin  erfordern  nur  7-2°/o  des 
landesärarischen  Besitze«  und  wären  aus  diesem  Besitze  mit 
Leichtigkeit  auszuscheiden,  ohne  die  zur  Exploitation  ver- 
bleibenden ärarischen  Forste  namhaft  zu  tangieren,  oder  aber 
die  den  Gemeinden  auszuscheidenden  Gemeindewälder  und 
-weiden  zu  beengen. 

Gerade  die  im  ärarischen  Waldland  unter  Nr.  6  an- 
gi  führten  Gestrüpparzellen  mit  2,127.000  Dun.  und  die  unter 
9  figurierenden  Hut  weiden  im  Ausmaße  von  4,353.150  Dun. 
werden  durch  etwaige  Abgabe  eines  Teiles  zur  Rodung  nur 
einen  -wesentlichen  Fortschritt  der  Kultur  aufweist m, 
da  es  doch  eine  sehr  problematische  Hoffnung  wäre,  zu  wähnen, 
daß  die  bosnischen  Bauern  aus  solchen  verhackten  und  ver- 
schnittenen Gestrüpp wäldern  wirklich  in  absehbarer  Zeit 
ertragreich!  Gemeindewälder  erziehen  werden.  Wohl  aber 
könnte  eines  erzielt  werden,  daß  der  Waldschutz  wirklich  aus 
dem  Gebiete  frommer  Wünsche  in  den  Besitz  der  Realität  gerückt 
werde,  und  aus  dem  lieiche  der  papierenen  Bureaukratie  leben- 
dige Ordnung  würde,  wenn  gleichzeitig  mit  der  Baltalikaus- 
s<  luidung  den  Bauern  Kodeland  zugewiesen  wird,  auf  welchem 
sie  durch  einige  Jahre  ihren  Holzbedarf  decken  würden,  wo- 
durch in  der  Gewohnheit  der  Waldverwüstung  von  selbst  eine 
Zäsur  einträte.  Tausende  Leute  kann  man  nicht  strafen,  wohl 
aber  kann  der  einzelne,  erste  boshafte  Frevler  dann  gestraft 
werden,  und  im  Zeiträume  von  einigen  Jahren  in  diesem 
geregelten  Dorfe  Ordnung  eingeführt  und  — ■  so  es  eine  ordent- 
liche Verwaltung  will  — ■  dann  auch  zu  Gunsten  des  Gemeinde- 
walde« beibehalten  werden.  Ein  teilweiser  Übergang  solcher 
Gestrüpparzell  e  n  in  Kulturland  ist  deshalb  in  jeder  Hin- 
sicht zu  begrüßen.  — • 

Aus  dem  Kapitel  über  die  "Weidefrage  ging  in  ähnlicher 
Weise  hervor,  daß  auch  nur  ein  Viertel  oder  Fünftel  dieser 
Weiden  in  Kleefelder  umgewandelt,  ebensoviel  an  Heuwert 
ergeben    würde,    als    die  bisherige    ganze    Fläche   abwarf. 

Ein  Obergang  eines  Fünf tels  der  derzeitigen  Hutweidefläche 
in    Privatbesitz    wäre    selbst   dann    im    Landeskulturinteresse    ge- 
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legen,    wenn  er  auch  ohne  den  Begleiterfolg:  einer   Lösung  der 
Agrarfrage    sich    vollziehen    würde. 

"Werden  somit  die  durch  Usurpationen  zersetzten  und 
zerfaserten  Ränder  dieser  Hutweiden  arrondierend  den  Kulturen 
zugeschlagen,  so  werden  mit  dieser  Operation  mehrere  Erfolge 
gleichzeitig  erzielt,  u.  zw.  die  A  r  r  o  n  d  i  e  r  u  n  g  der  Besitze, 
die  Regelung  der  Usurpationen,  die  Hebung  d'^r  Landes- 
produktion, die  Verringerung  der  Zäune,  die  Stärkung 
der  wirtschaftlichen  Kraft  der  Bauern  und  Grundherren, 
die  Erhöhung  der  Zehentpauschalsteuereinkünfte 
des  Landes  und  schließlich  die  Förderung  der  Lösung  der 
K  me  te  nf  rage. 

Selbst  wenn  die  obbeschriebenen,  zur  Lösung  der  letzteren 
Frage  erforderlichen  1*8  Millionen  Dunum  voll  benötigt  würden, 
könnte  man  beruhigt  1  Million  Dunum  =  100.000  ha  den 
ärarischen  Weideflächen,  welche  insgesamt  571.850  ha  betragen, 
entnehmen,  während  der  Rest  von  800.000  Dunum  ==  80.000  ha 
aus    den    Gestrüppwäldern    genommen   werden    müßte. 

Die  Geringfügigkeit  dieser  letzteren  Fläche  wird  wohl 
keinen   Forstmann   beunruhigen. 

Wohl  wird  durch  die  Abtrennung  dieser  800.000  Dun.  der 
sonst  als  Gemeinde wald  auszuscheidende  Waldkomplex  ver- 
kleinert. Um  den  Servitutsbedarf  der  Bevölkerung  gegen  die 
Intentionen  des  Baltalikgesetzes  nicht  ungedeckt  zu  lassen,  muß 
deshalb  diese  Fläche  aus  den  dem  Ärar  zur  Exploitation  ansonst 
verbleibenden  Flächen  kompensiert  werden. 

Es  wäre  aber  ein  Irrtum  zu  glauben,  daü  dies  als  eine 
Schmälerung  der  ärarischen  Waldexploitationsfläche  um  diese 
ganzen  800.000  Dun.  bedeutet,  und  daß  das  Land  nun  gleich  auf 
800.000  Dun.  Hochwald  und  die  daraus  fließenden  Einkünfte  ver- 
ziehten   müßte. 

Die  800.000  Dun.,  welche  als  Landprämie  ausgeschieden 
werden,  sind  ja  Gestrüppland,  die  nachhaltig  nicht  jene  Holz- 
masse abgeben  können  wie  ein  Hochwald.  Und  nur  ein  Ersatz 
der  nachhaltig  zu  liefernden  H  ol  z  ma  s  se  müßte  den  Gemeinde- 
wäldern gewährt  werden.  Da  aber  ruhig  angenommen  werden 
kann,  daß  ein  Hektar  bosnischer  Gestrüppwald  höchstens  ein 
Viertel  des  nachhaltigen  Holzertrages  der  Hochwälder  gibt,  so 
reicht  schon  ein  Viertel  der  Prämienfläche  hin,  wenn  sie  als 
Hochwald  die  Baltalikwälder  wieder  vergrößert. 
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Die  tatsächliche  Schmälerung  <1<m-  ärarischen  Forste  be- 
aach  dieser  in  großen  Linien  geführten  Berechnung; 
im  Maximum  nur  200.000  Dun.,  ven  welchen  das  Landesärar  dann 
auf  die  jährlichen  Einkünfte  verzichten  müßte.  Demgegenüber 
wurden  Bich  aber  die  Zehentpauschialeinkünfte  des  Landes  um 
rund    eine    Million    Kronen    steigern. 

Kann  ein  Forstmann  Bosniens  nachhaltig  aus  den  ab- 
zugeh  öden  20.00!)  ha  Eochwald  an  Nettoeinnahme  eine  Million 
Kronen   erzielen? 

Man  sieht,  auch  rein  finanziell  genommen  bedeutet  die 
vorgeschlagene  Operation  keine  Schmälerung  der  Einkünfte  des 
Staatshaushaltes.  Aber  nicht  um  den  finanziellen  Effekt  handelt 
es  sich,  sondern  nm  einen  sozial-politischen.  Selbst  wenn  der 
Fiskus  ohne  anderweitige  Kompensation  auf  die  jährlichen  Ein- 
künfte der  fraglichen  20.000  ha  Wald  verziehten  müßte,  so 
müßte  er  dies  tun.  wenn  es  dadurch  gelingen  sollte,  nach  37 
nicht  genug  genützten  Jahren  endlich  in  dieser  Frage  den 
sozialen  Frieden  anzubahnen  und  alle  anderen  Vorteile  dieser 
Aktion  der  Bevölkerung  zukommen  zu  lassen. 

Als  Gemeinsainkeitsliesitz  wird  die  bosnische  Hutweide 
wohl  auf  lange  Dezennien  hinaus  die  geschilderten  Erträge  nicht 
erhöhen  können,  wohl  aber  wird  der  in  Privatbesitz  übergegangene 
Teil  diese  Produktionssteigernn^  aufweisen.  Damit  soll  die  freie 
Weide  durchaus  nicht  aus  der  Welt  geschafft  werden,  denn  bei 
dem  Umstände,  als  die  derzeitigen  ärarischen  Weideflächen 
Bosniens  5.71S. 500  Dunum  betragen,  würde,  selbst  wenn  die 
erforderliche  eine  Million  Dunum  aus  der  Weide,  der  Rest  aus 
dem  ( Jestrüpplande  genommen  würden,  dies  keinerlei  Bedenken 
hinsichtlich  der  Weideverkürzung  erwecken  können.  —  Es  ver- 
bleibt allerdings  noch  die  Frage,  ob  auch  das  erforderliche 
Rodeland  gerade  in  jenen  Bezirken  vorhanden  ist,  wo  die 
Kmetschaftsablösung  größere  Anforderungen  an  dasselbe  stellen 
wird.  Auch  hier  zeigt  aber  ein  Blick  auf  die  im  Anhange  unter 
XV  wiedergegebene  Tabelle,  daß  selbst  wenn  diese  physische 
Teilung  in  ganz  Bosnien  restlos  durchgeführt  würde,  höchstens 
in  acht  Bezirken  eine  derartige  Landabgabe  auf  Schwierigkeiten 
stoßen  würde.  Es  sind  dies  vor  allem  die  in  der  Posavina  ge- 
legenen Bezirke: 

B  i  j  e  lj  in a,  B  r  2  k  o,  D  e  r  v  e  n  t a,  Bosn.  Dub i  c  ;i ,  < !  r  a  d  a- 
cac,  Bosn.  Grradiska  und  eventuell  Prijedor  und  Banja- 
luka. 
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Während  z.  B.  im  Bezirke  Sarajewo  schon  eine  Abgabe 
vi»n  nur  5  °/0  des  ärarischen  Besitzes  hinreichen  würde,  diese 
agrarische  Operation  der  Kmetenablösimg  durch  Teilung  mittels 
Prämienzuschuß  durchzuführen,  würden  in  den  oberwähnten 
Bezirken  mehr  als  20%  des  ärarischen  Besitzes  zu  diesem 
Zwecke  abgegeben  werden  müssen. 

Eine  derartige  Situation  in  den  letztgenannten  Bezirken 
läßt  es  nicht  als  wünschenswert  erscheinen,  das  für  die  Baltalik- 
und  Meraaussckeidung  erforderliche  ärarisehe  Wald-  und  Weide- 
land   für    den    hier   ins    Auge    gefaßten    Zweck    zu    schmälern. 

Aber  auch  diese  Situation  könnte  die  Durchführbarkeit 
des  Systems  der  Kmetschaftslösung  durch  Naturalteilung  nicht 
beeinträchtigen. 

In  solchen  Bezirken  gibt  es  zwei  Möglichkeiten  der  Lösung: 

Erstens  kann  auch  hier  die  Beengtheit  an  Zuschußland 
dadurch  behoben  werden,  daß  einige  Knieten  oder  vielmehr 
der  Grundherr  freiwillig  einer  Transplantation  ihrer 
Anrechte  und  ihrer  Prämienberechtigung  in  wald-  und  weide- 
reichen    Bezirken    zustimmen1). 

Zweitens  aber  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  diese 
beengten  Bezirke  gerade   jene  sind,    die  unter    der  zweijährigen 


l)  In  einem  Dorfe  besitzt  z.  B.  ein  Grundherr  3000  Dunum  unter 
Kmetenverband.  Die  Drittelprämie  würde  sonach  1000  Dunum  Rodeland 
orfordern.  Die  Teilung  der  Gesamtfläche  von  4000  Dunum  bleibt  Sache 
der   Parteien   oder  des  von   ihnen   anerkannten   Schiedsgerichtes. 

Nehmen  wir  an,  daß  sich  die  Parteien  auf  eine  Z ur hälft e- 
t eilung  einigen.  So  entfielen  1500  alten  Kmetenbesitzes  und  500  Du- 
num Rodeland  einerseits  auf  den  Grundherrn,  andrerseits  ebensoviel 
auf  die  Knieten.  Ist  aber  das  Rodeland  im  Dorfe  nicht  vorhanden,  so 
können  unter  den  vielfaltigen  Variationen  die  Parteien  beispielsweise 
auch  folgende  Lösung  wählen  :  Der  Grundherr  anerkennt  das  Anrecht 
der  Knieten  z.  B.  mit  1900  Dunum  Kmetenland  und  reserviert  sich  nur 
1100  Dunum  Kmetenland,  dafür  aber  das  gesamte  Rodeland  von  1000, 
so  daß  die  Anteile  nach  der  Teilung  1900  Dunum  für  die  Knieten  und 
2100   Dunum   für   den   Grundherrn   betragen. 

Wohnt  aber  der  Grundherr  in  einem  anderen  Bezirke,  so  wird  es 
ihm  vorteilhaft  erscheinen,  auch  die  1100  Dunum  des  nun  freigewordenen 
ehemaligen  Kmetenlandes  abzustoßen,  und  er  wird  sie  entweder  seinen 
ehemaligen  Knieten  oder  anderen  Anwerbern  verkaufen  und  sehr  befriedigt 
sein,  wenn  ihm  das  aus  der  ganzen  Operation  ernießende  Anrecht  auf 
L000  Dunum  Rodeland  in  jenem  Bezirke  angewiesen  wird,  wo  er  seinen 
Wohnsitz  hat.  Durch  dieses  Beispiel  tritt  das  Problem  der  Trans- 
plantation  deutlich    in  den  Bereich   realer   Durchführbarkeit. 
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Herrschaft  des  gegenwärtig  in  Kraft  stehenden  „Gesetzes 
Über  die  fakultative  Kmetenablösung  vom  13.  Juni 
1911"  die  raschesten  Fortschritte  in  der  Lösung  der  Kmeten- 
Prage  gemacht  haben.  —  Gerade  die  Posavina  stellt  das  Gros  der 
Ablösung  durch  Gold  dar —  und  wäre  eine  Lösung  des  Kmeten- 
verhältnisses  nach  den  Maximen  dos  fakultativen  Geldablösungs- 
modus  des  soeben  zitierten  Gesetzes  bei  dem  gegenwärtigen 
Tempo  bereits  in  zwölf  Jahren  zu  erwarten. 

Können  die  Parteien  neben  dieser  <  ieldablösung  nun  auch 
von  dieser  Art  der  Prämien  zu  Weisung  (mit  eventueller 
Transplantation )  Gebrauch  machen,  so  wird  sich  dieser  Zeitraum 
selbstredend  abkürzen,  und  es  ist  somit  jede  Befürchtung,  daß 
man  in  Bezirken  mit  geringerem  ärarischen  Wald-  und  Weide- 
lande in  Kollision  mit  dem  hier  vorgeschlagenen  Modus  kommen 
könnte,  unstichhältig. 

Schließlich  aber  wäre  es  sehr  gut  möglich,  auch  für  jene 
Parteien,  welche  wogen  Beengtheit  an  Rodeland  von  den  Vor- 
teilen eines  solchen  Prämiensystems  nicht  Gebrauch  machen 
können,  andere  Vorteile  als  Kompensation  zu  gewähren,  doch 
wird  die  Erörterung  dieser  Möglichkeit  an  diesem  Orte  absicht- 
lich ausgeschaltet,  weil  es  sich  hier  einzig  und  allein  darum 
handelt,  diesen  einen  Weg  als  gangbar  zu  erweisen  und  zu 
ermöglichen,  einen  Weg,  der  so  viele  Vorteile  in  sich  schließt, 
ohne  dabei  andere  Lösungsarten  auszuschließen. 

Eines  ist  nach  alledem  klar,  daß  das  Bedürfnis  nach  Rode- 
land für  die  fragliche,  agrarische  Operation  weit  geringer  sein 
wird,  als  die  theoretisch  angenommenen  l-8  Mill.  Dunum.  Um 
sich  das  Bild  dieses  Bedarfes  deutlich  vor  Augen  zu  führen,  ist 
in  dem  im  Anhange  unter  XVI  beigeschlossenen  Graphikon  die 
als  theoretisches  Maximum  erforderliche  Fläche  von  1*8  Mill. 
Dunum  nicht  nur  an  der  Seite  dargestellt,  sondern  auch  derart 
mit  roter  gestrichelter  Linie  in  den  gegenwärtigen  Wald-  und 
Weidenbesitz  des  Staates  eingezeichnet,  daß  dieselbe  zur  Hälfte 
aus  den  Weiden,  zur  Hälfte  aus  den  Gestrüppwäldern  gedeckt 
werden  soll. 


VIII. 

Gesetz,  betreffend  den  zwangsweisen  Austausch  von 
Grundstücken  des  flachen  Landes. 

Die  materiellen  Gründe,  welche  für  die  ehesteEnunzierung 
eines  Gesetzes  über  den  zwangsweisen  Austausch  von  Liegen- 
schaften sprechen,  wurden  im  Obigen  dargetan. 

Ebenso  laut  wie  die  materiellen  Gründe  sprechen  aber 
formelle  Gründe   für  den  gegenwärtigen   Zeitpunkt. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  ein  solches  Gesetz  in 
normalen  Zeiten  in  die  Kompetenz  des  Landtages  fallen  würde. 
Da  er  aber  nicht  geeignet  war,  an  diese  agraren  Probleme  ohne 
große  Erschütterung  zu  schreiten,  so  wäre  auch  dieser  Weg 
schwerlich   fördernd    gewesen. 

Dieser  formellen  Bedenken  enthebt  aber  die  vor  kurzem 
erlassene  Allerhöchste  Entschließung  vom  6.  Oktober  1915.  die 
in  ihrem   vollen   Wortlaute   hier   wiedergegeben   wird : 

..Da  der  bosnisch-hercegowinische  Landtag  aufgelöst  wurde 
und  die  Neuwahlen  unter  den  bestehenden  Verhältnissen  nicht 
ausgeschrieben  werden  können,  finde  Ich  für  die  Dauer  dieser 
Verhältnisse  anzuordnen,  wie  folgt: 

In  Angelegenheiten  der  Gesetzgebung;  welche  nach  §  42 
des  Landesstatutes  für  Bosnien  und  die  Hercegowina  in  die  Kom- 
petenz des  bosnisch-hercegowinischen  Landtages  fallen  und  eine 
dringliche  Regelung  erheischen,  werden  die  erforderlichen  Ver- 
fügungen durch  von  Mir  genehmigte  Verordnungen  Meines  mit 
der  Leitung  und  Oberaufsicht  der  bosnisch-hercegowinischen 
Landes  Verwaltung  betrauten  gemeinsamen  Ministeriums  ge- 
troffen." 

Franz  Joseph  I.  m.  p. 

l'nter  den  nach  §  42  des  Landesstatutes  in  die  Kompetenz 
des  Landtages  fallenden,  hier  relevanten  Agenden  gehören  vor- 
nehmlich die  nachstehenden  Punkte: 
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."..  die   Veräußerung  und  Belastung  des   Landesvermögeiis, 
L6.  die  agrarrechtlichen  Verhältnisse  und 
l'.i.  die   Forstpolizei,  ferner  - 1 1  i  *  -   Vorschriften  über  die  Be- 
idlung  von   Privatwäldern,  über  die  Anerkennung  des  Eigen- 
tumsrechts auf    Waldland,    VorschrifteD   über  dio  Durchl'ülirung 
von  Besitzregulierungen  aller  Art  auf  dein  Gebiete  des  Forst- 

08. 

Mittangierl  ist  hier  noch  das  unter  Punkt  1  dieses  Para- 
graphen  enthaltene  Recht  der  Feststellung  des  jährlichen  Landes- 
budgets. 

Auf  Grund  dieser,  die  gesetzgeberische  Tätigkeit  der 
Regierung  auf  allen  Gebieten  freimachende,  Allerhöchste  Ent- 
schließung unterläge  es  formell  keinem  Hindernisse,  die  gesamte 

arfrage  einer  Neugestaltung  zuzuführen.  Wenn  aber  hier 
nur  ein  Minimum  unumgänglicher  Gesetzartikel  gefordert  wird, 

spricht  nicht  so  sehr  die  politische  Befürchtung  dagegen, 
das  gesamte,  schwere  Problem  der  bosnischen  Kmetenfrage  in 
Kriegszeiten  obligatorisch  zu  lösen,  als  vielmehr  das  Bewußtsein. 
daß  die  ganze  Materie  selbst  mit  dem  vorgeschlagenen  Wege 
nicht  überall  ihren  befriedigenden  Abschluß  finden  kann.  Speziell 
die    Hercegowina     mit     ihren     eigenartigen    Giebigkeitsverha.lt- 

•n  ist  hier  eiin  selbst  statistisch  noch  viel  zu  wenig  studiertes 
Gebiet.  Xeben  der  bloßen  Quotenabgabe  der  Grunderträge,  die 
hier  entsprechend  niedrig  sind,  kommen  hier  vielerlei  andere 
Leistungen  und  Giebigkeiten  vor.  So  bedarf  der  Grundherr 
mannigfacher,  stipulierter  Tag-  und  Fuhrwerke  für  die  Be- 
arbeitung  seiner  Grundstücke  (Weingärten)  und  für  die  Herein- 
bringung der  Ernte  überhaupt.  Von  den  Wiesen  und  Gestrüpp- 
ländern \\  erden  Butter  und  Käse,  Hammel  und  Jungtiere  ge- 
liefert, ja  selbst  die  jährliche  Abgabe  von  einigen  Kochlöffeln 
und  anderem  Hausgerät  vervollständigt  die  bunte  Tafel  der 
verschiedenen  Schuldigkeiten  des  Knieten,  der  unter  anderem 
auch  die  Übersiedlung  der  Begfamilie  auf  den  Sommersitz  vor- 
nehmen muß.        ) 

Der  Verfasser  muß  offen  gestehen,  daß  gerade  der  Mangel 
Rodeland  in  der  Hercegowina  hier  Schwierigkeiten  in  dem 
vorgeschlagenen  Modus  bieten  würde,  welche  gerade  diese  Form 
der  Lösung,  wenn  auch  nicht  als  unmöglich,  so  doch  nicht  überall 
als  die  rationellste  erweisen.  Die  verschiedenen  Arten  von  Land 
und    Wirtschaft   der    südlichen    Karstbezirke    mit   dem   übrigen 
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Lande    Lassen   hier   vor  einer  Erprobungj  in  günstigen    Bezirken! 

keine    allgemein    gütige    Regel    als    empfehlenswert    erscheinen. 

Drängt  die  ganze  agrare  Situation  des  Landes  danach,  be- 
sonders in  den  Kriegsbezirken  schnell  regelnd  zuzugreifen,  so 
liegt  damit  noch  nicht  die  Notwendigkeit  vor.  alles  auf  einmal 
regeln  zu  wollen.  Auch  die  fakultative  Geldablösung  bot  ja  den 
Parteien  nur  die  Möglichkeit  der  Ablösung,  ohne  dieselbe  als 
Zwangsmittel  überall  zu  dekretieren  und,  wenn  auch  der  ein- 
u'^rhlagene  Weg  nicht  überall  ein  objektiv  guter  war.  so  kann 
doch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  daß  die  Eröffnung  dieser 
( ieldablösungsmöglichkeit.  doch  innerhalb  zweier  Jahre  eine 
quantitativ  überraschend  große  Arbeitsleistung  geliefert  hat,  die 
noch  größer  -wäre,  -wenn  der  Staat  selbst  materiell  allen  An- 
forderungen hätte  entsprechen  können. 

Solche  Forderungen  .sind  nicht  überall  drängend.  Agrar- 
fragen lassen  sich  nicht  von  heute  auf  morgen  lösen.  Wird  nur 
jenes  Hindernis  beiseite  geschoben,  welches  die  hier  vorge- 
schlagene Lösung  dort,  wo  sie  sonst  günstig  wäre,  aufhalten 
könnte,  wird  nur  der  Widerstand  jener  Parteien  gebrochen, 
welche  die  sonst  im  Dorfe  gewünschte  Kommassation  hindern, 
so  ist  die  Bahn  sowohl  für  zahlreiche  Kmetschaftslösungen. 
wie  auch  für  die  anderen  agrarischen  Operationen  — ■  die 
Dorfzusammenlegung  oder  Kommunikationseröffnung  und  die 
Enklavenbereinigung  —  frei. 

Es  wird  deshalb  vorläufig  genügen,  wenn  das  geforderte 
Gesetz  allein  diese  Prinzipien  zum  Ausdruck  bringt. 

Diese  Prinzipien,  welche  als  Minimum  nach  gesetzgebe- 
rischer Formulierung  drängen,  sollen  in  folgenden  Sätzen  zu- 
sammengefaßt  werd* ■  n. 

I.  Die  Landesregierung  ist  zu  ermächtigen,  dorr,  wo  aus 
Landeskulturinteressen  die  Notwendigkeit  vorliegt  oder  wo  es 
eine  näher  zu  qualifizierende  Mehrheit  der  Grundbesitzer 
fordert,  Grundstücke  des  flachen  Landes  gegen  Entschädigung 
durch    gleichartige    andere    Grundstücke    zu    enteignen. 

Der  Ertragswert  und  Yerkelirswert  des  neu  zugewiesenen 
Grundstückes  darf  in  keinem  Falle  niedriger  sein,  als  der  Wert 
des   betreffenden  ausgetauschten  Grundstückes.   — - 

Die  Besitzer  der  auf  den  enteigneten  Grundstücken  ste- 
henden, landwirtschaftlichen  Gebäude  müssen,  falls  sie  nicht 
durch     Geld     abgelöst     oder    durch    andere    erhaltene    Gebäude 
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opengieri  werden,  durch  entsprechend  wertvolleren  Gruncl 
•  ntschädigt   \\  erden. 

II.  Die  Frage  der  auf  Üen  auszutauschenden  Grundstücken 
lastenden    Eypotheken    muß    geregeli    werden. 

III.  Müssen   die   Mittel,   welche   erforderlich    3ind,   die   ge- 
meinsamen   Anlagen    herzustellen,    sichergestelll    und    hier    ins 
besonders    die    materiellen    Beitragsleistungen    der    [Interessenten 

egelt  werden.  Darunter  die  Heranziehung  der  Gemeinderobot 
zu  Straßenbauten.) 

Diese  drei  Prinzipien  reichen  hin.  dir  gesamte  Aktion  im 
Anschluß  an  das  Baltalik-  und  Meragesetz  in  Fluß  zu  bringen 
und  an  deren  Durchführung  dir  Erfahrungen  zu  sammeln,  welche 
zu  einem  endgültigen,  die  ganze  Kmetschaftsfrage  definitiv 
Lösenden  Gesetz  erforderlich  sind.  Es  scheint  klein  plausibles 
Hindernis  vorzuliegen,  «'in  solches  Gesetz  auszuprechen,  das 
für  den  Neuaufbau  der  vom  Kriege  heimgesuchten  Bezirke  eine 
dringende  Notwendigkeit  \<\.  Daß  es  aber  auch  sonst  notwendig 
und  geeignet  i-i  um  an  der  Lösung  mannigfacher,  agrarer 
Prägen  im  Lande  heranzutreten,  trachtet  die  vorliegende  Schrift 
Dachzuweisen. 

Ohne  daß  das  hier  skizzierte  Gesetz  dir  Lösung  der 
Kmetschlaftsfrage  ausdrücklich  hervorhebt,  wird  es  sie  jedoch 
in  außerordentlich  vielen  Fällen  als  reife  Frucht,  erbringen.  Ohne 
daß  die  Lösung  des  Agrarverhältnisses  erzwungen  wurde, 
werden  sich  doch  viele  Parteien  entschließen,  die  hier  gebotenen 
Vorteile  zu  akzeptieren.  Nirgends  soll  der  Zwang  der  Lösung 
ausgesprochen  werden,  wohl  aber  verliert  die  Partei,  welche  bei 
der  Baltalik-  und  Meraausscheidung  eines  Dorfes  die  Lösung 
mittels  Prämienzuschüß  nicht  akzeptiert,  die  Aussicht,  eine  der- 
artige Vergrößerung  in  der  eigenen  Gemarkung  später  zu  be- 
kommen weil  ja  mit  dem  Vollzug  der  Ausscheidung  das  Gebiet 
um  das  Dorf  hierum,  an  die  Gemeinde  als  solche  übergegangen, 
kein   Objekt   mehr  ist.  über  d;is  der  Staat  disponieren  kann. 

Dei  Gemeindewald  und  die  Gemeindeweiden  schieben  sieh 
wie  <'iu  A\'.i  11  zwischen  die  Kulturen  d<'<  Dorfes  und  d;i<  dem 
Staate  verbleibende  Exploitationsgebiet.  Selbsl  wenn  für  solche 
nachträgliche  Ablösungen  <1  i<-  Ausscheidung  d^r  Prämie  in  dem 
dann  reine i  Staatswalde  ausersehen  winde,  so  wäre  dieses  Rode- 
land!, Btundenweil  \<>n  den  sonstigen  Kulturen  (\r<  Bauern 
entfernt,  für  ihn  kein  Wirtschaftsobj.ekt  mehr  und  fiele  auf 
diese    Weise    die    Möglichkeit    einer   erfolgreichen    Lösung   des 
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Kmetenverhältnisses  auf  die  liier  angegebene  Weise  mit  dem 
Momente  der  durchgeführten  Baltalik-  und  Meraaussckeidung 
von  selbst  fort. 

Viele  Aveite  Perspektiven  eröffnen  sich  hinsichtlich  der 
_  samten  Weiterentwicklung  des  Landes,  wenn  es  gelingt,  dieses 
Gesetz  sicherzustellen.  Ohne  daß  alles,  was  hier  an  Kultur- 
förderung beleuchtet  und  angeregt  wurde,  sofort  gemacht  werden 
könnte,  geht  doch  alles  auf  denselben  Ursprung  zurück.  Es 
gleicht  dieses  Gesetz  der  Eröffnung  einer  wasserreichen  Ader  in 
einer  dürren  Gegend.  Wird  diese  Wasserader  in  das  trockene  Ge- 
lände geleitet,  so  wird  sie  nicht  nur  Menschen  und  Tiere  tränken, 
sie  wird  die  Felder  berieseln,  die  Kulturen  wecken,  wo  früher 
Dürre  und  Sterilität  herrschte.  Und  wenn  die  Wasserkraft  groß 
genug  ist,  kann  sie  neben  der  As-anierung  der  Gegend  schließ- 
lich noch  eine  elektrische  Turbine  treiben.  Aber  all  diese  Kultur- 
fortschritte werden  nur  Folgeerscheinungen  sein,  die 
-ich  mit  der  Zeit  von  selbst,  einstellen. 

Die  Fülle  des  Programm  es.  der  Reichtum  der  Perspektiven 
darf  nicht  erschrecken,  denn  alles  das  ist  ja  nur  logische  Kon- 
sequenz eines  einzigen  Gedankens  — ,  ist  die  selbsttätige 
Folge  der  Entwicklung,  idie  aus  der  bloßen  Möglichkeit  der 
zwangsweisen  Besitzverschiebung  auf  dem  flachen  Lande  folgt, 
wenn  die  Prämienzuwendung  nicht  genügend  Anreiz  bilden 
sollte,  sich  freiwillig  solchen  Verschiebungen  zu  unterziehen, 
und  wenn  ohne  sie  die  Kulturentwickelung  eines  ganzen  Dorfes 
oder  Landstriches  verhindert  werden  sollte. 

Auch  das  von  namhafter  Seite  geäußerte  Bedenken  der 
Zusammenfassung  von  Agenden  mehrerer  Ressorts  bei  einer  Be- 
hörde ist  unberechtigt  und  kann  nur  aus  einem  geringen  Ein- 
blicke in  das  Wesen  der  agrarischen  Operationen  fließen.  Der- 
artige Kritiker  dürfen  doch  nicht  übersehen,  daß  auch  in  der 
Exekutive  erster  Instanz  sich  alle  die  Agenden  der  verschie- 
densten Ressorts  vereinigen,  aber  eben  nur  auf  ein  beschränktes 
Territorium  vereint  bleiben.  Derartige  Zweifler  müssen  auch' 
durch  einen  einfachen  Einblick  in  jedes  andere  Zusammenlegungs- 
gesetz  sehen,  daß  nur  in  der  Zusammenfassung  aller  einschlägigen 
Maßnahmen  unter  der  Leitung  eines  Lokalkommissärs,  in  einem 
bestimmten  Gebietsteile,  der  in  Österreich  von  der  sonstigen 
Exekutive  für  die  Dauer  der  Operationen  ganz  ausgeschaltet 
wird,  die  einzige  Garantie  ersprießlicher  Tätigkeit  gegeben  ist, 
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und  daß  nach  Vollzug  «In-  agrarischen  Operation  alle  Agenden 
der  an  die  kompetenten  Ressorts  zurückfallen. 
Gerade  darin  besteht!  ja  der  große  Fortschritt  der 
modernen  Agrarpolitik,  daß  man  eingesehen  hat.  daß  man  solche 
aden  nicht  getrennt  behandeln  darf.  -  Ehre  Zerreißung 
ist  unheilvoll  ;  ihre  getrennte  Behandlung  in  verschiedenen 
Departement-  der  bureaukratische  Tod  jedes  zielbewußten  Fort- 
schrittes. —  Man  erwäge,  ob  fünf  bis  acht  getrennte  Zentral- 
bureaus, deren  jedes  zu  verschiedenen  Zeiten  und  mit  separaten 
Emissären  oder  auch  nur  von  fünf  bis  acht  grünen  Tischen 
ans  diese  Fragen  einzeln  behandeln,  Besseres  leisten  können,  als 
die  an  Ort  und  Stelle  zusammengesetzte  Lokalkommission,  die 
alles  mit  eigenen  Augen  sieht,  die  Wünsche  der  Leute  mit 
eigenen  Ohren  hört  und  die  meisten  Fälle  im  Wege  von  Ver- 
gleichen und  Kompromissen,  unter  Mithilfe  der  lokalen  Inter- 
essentenvertreter,  schlichtet  ? 

Die  Lokalkommission  würde  nach  der  Zusammensetzung  der 
Baltalik-  und  Meraausscheidungsaktion  aus  folgenden  Personen 
bestehen  : 

1.  leitender,  juridisch-administrativ  geschulter  Beamter  aus 
dem    Stande   des    Departements    der    agrarischen    Operationen: 

2.  Weide-,  Forst-  und  landwirtschaftliche  Sachverständige  5 

3.  Geometer; 

4.  Vertreter  der  Bevölkerung,  die  auch  im  Yerordnungs- 
wege  bei  Konimassations-  und  Kmetsch.aftsfra.gen  noch  durch 
aus  der  Reihe  der  Interessenten  gewählte  Vertreter  wie  durch 
einem  Kulturtechniker  verstärkt  werden  sollen.  Ein  solches,  an 
Ort  und  Stelle  amtierendes  Forum  trägt  geradezu  die  höchsten 
Garantien  für  das  Gelingen  in  sich,  die  überhaupt  menschen- 
möglich erdacht  werden  können  — ,  besonders  wenn  die  Land- 
prämie alle  Schwierigkeiten  zu  überwinden  hilft. 

So  reich  sind  die  Ausblicke,  so  wichtig  die  Fragen,  so 
akut  die  Zeit,  daß  alle,  denen  eine  schöpferische  Tätigkeit 
wünschenswert,  alle  jene,  denen  das  Land  und  sein  Volk, 
ebenso  aber  unsere  Monarchie  selbst  als  die  Mutter  dieser  Pro- 
vinzen lieh  sind,  ihr  Bestes  daran  setzen  sollten,  an  dieser  Arbeit 
mitzuwirken  um  das  diese  Operationen  ermöglichende  Gesetz  zu 
enunzieren. 


IX. 

Schwierigkeit  der  Aktion. 

Die  bisherige  Darstellung  verfolgte  den  Zweck  positiver 
Vorschläge  und  sie  konnte  deshalb  schon  aus  psychologischen 
Gründen  nicht  jene  Hindernisse  und  Schwierigkeiten  erwähnen, 
welche  der  Aktion  anhaften. 

Es  wäre  aber  Selbsttäuschung,  nur  die  eine  Seite  der 
Aktion  zu  sehen. 

Wie  jeder  soziale  Fortschritt  hat  auch  diese  Aktion  ihre 
Reversseite.  Sie  liegt  in  der  Schwierigkeit  der  Durch- 
fuhr ung. 

Zeit  und  Arbeit  wird  sie  kosten,  und  an  die  exekutiven 
und  die  entscheidenden  Organe  der  Zentralstelle  und  der  Lokal- 
behörde  hohe  Anforderungen  vor  allem  agrarischer  Einsicht  stellen. 

Es  wäre  ein  Irrtum  zu  glauben,  daß  solche  Arbeiten  über 
Nacht  gemacht  werden  können.  Noch  weniger  darf  man  denken, 
daß  die  Arbeit  gleichzeitig  in  allen  52  Bezirken  des  Landes  begonnen 
werden  kann.  Von  einem  Probedorfe  ausgehend,  wird  sie  das  Feld 
der  Tätigkeit  nach  gewonnener  Schulung  der  mitarbeitenden 
Funktionäre  und  nach  wachsender,  freiwilliger  Anmeldung  der 
zur  agrarischen  Operation  bereiten  Dörfer  in  immer  wachsenden 
Kreisen  erweitern.  Schon  die  Menge  des  Stoffes  konsumiert  Zeit. 
Die  schleuderhafte  Tätigkeit  könnte  nur  die  Qualität  der  Arbeit 
und  vor  allem  die  Befriedigung  der  betroffenen  Interessenten 
unheilvoll  beeinträchtigen.  Wer  es  wagt,  an  eine  solch  einschnei- 
dende Arbeit  zu  schreiten,  muß  von  dem  Glänze  äußeren  Prunkes, 
muß  von  der  sofortigen  Anerkennung  der  interessierten  Parteien 
absehen.  Das  Pflichtgefühl  muß  ihn  einzig  und  allein  in  der 
Realität  des  Geleisteten  Befriedigung  finden  lassen. 

Dies  sei  hier  betont,  um  bei  dem  Verfasser  nicht  eine  leichte 
Hinneigung  zu  sozialen  Utopien  zu  vermuten. 

Auch  der  Gebirgscharakter  des  Landes  wird  die  wünschens- 
werte  Zusammenlegung  der    einzelnen    Gehöfte    zu  Weilern   und 
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Dörfern  ofl  wiederholt  vor  geographische  und  wirtschaftlich« 
Unmöglichkeiten  stellen.  Nichts  wäre  törichter,  als  hier  der 
Schablone  zulieb  alles  gleichgestalten  zu  wollen.  Eine  Indivi- 
dnalisierung  i>i  liier  wie  in  allen,  sozialen  Erscheinungen  und 
Beeinflussungen  «'in  Gebot  politischer  Einsicht.  Vielfach  wird 
Bestehendes  unverändert  bleiben  müssen.  Alles  dessen  ist  sich 
der  Verfasser  voll  bewußt.  Audi  liier  gilt  der  Satz:  „Quieta  non 
movere."     Aber   glücklicherweise  ist  gerade    von   dem  hier  kurz 

unmengedrängten   Bedenken   manches  Theorie.  In  der  Praxis 
Averden  gerade   liier  Erleichterungen   und  Beschleunigungen  sich 

eben,  die  anderswo  geradezu  undenkbar  wären. 

Kemmassationen   tragen   in   Kulturländern  neben  der  beson- 

en    Schwierigkeil     ihrer    Durchführung    für    die    Betroffenen 
immer  auch  '  »dieses  an  sich. 

In  dies,r  Hinsieht  ist  Bosnien  vielfach  besser  daran.  Bei 
äeiner  geringen  Intensität  der  Bearbeitung  entfallen  die  grüßen 
W  e  r  t  d  i  ffe  re  o  v.  e  n.  die    sich   aus    den  Envestiti  on  e  n  in 

und  und  Boden  ergeben.  Während  in  Ländern  hoher 
Kultur  z.  B.  die  Drainage  feuchter  Grundstücke  dieselben  im 
Werte  bedeutend  gegen  da-  untrainierte  .Viehbargrundstück 
steigert  und  selche  Differenzierungen  bedeutende,  technische 
Schwierigkeiten  schaffen,  fällt  Derartiges  in  Ländern  primitiver 
Kultur  fort.  Ganze  Riede  zeigen  oft  in  Bonität  und  Werl 
der  einzelnen  Parzellen  keine  Unterschiede.  lud  wie  viel 
Leichter  i  -  i-t.  ein  bosnisches  Blockhaus  zu  verrücken,  als  einem 
steingebauten  Alpengehöfte  oder  mitteldeutschen  Bauern- 
hofe mit  all  seinen  Nebengebäuden  einen  neuen  Platz  an- 
zu weisen,    i-t   kraß    in  die    Augen    springend. 

Dazu  kommt,  daß  bei  den  hier  beantragten,  agrarischen 
I  Operationen  die  Bauernwirtschaft  nicht  nur  ein  an  Größe  und 
Ertragsfähigkeit  gleiches  Grundstück  bekommt,  wie  vor  der 
Kommassation  seinen  Rechten  entsprach,  sondern  eine  größere 
Fläche,  da  der  Staat  aus  seinem  ärarischen  Besitze  die  entspre- 
chenden Zuschüsse  an  Grund  und  Boden  bietet  und  auch  leicht 
bieten  kann.  Eine  jede  sonst  nötige  individuelle 
Härte  wandelt  sich  durch  diese  Freigebigkeit  in 
WOhltat  und  Segen  um.  Überdies  soll  aber  das  Gesetz  nir- 
gends den  Staat  in  eine  Zwangslage  versetzen,  sondern  ihm 
nur  die  Möglichkeit  gewähren,  dort,  wo  zweifellos  ein  Fortschritt 
zu  erzielen  ist,  die  Verhältnisse  zum  Vorteile  der  einzelnen  und 
zum  Verteile  der  Landeskultur  entsprechend  zti  modeln  und  neu 
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zu  gestalten.  Aus  der  Möglichkeit  des  Zuschusses  fließt  die 
Quelle  einer  Befriedigung  aller  Interessenten  und  einer  Be- 
schleunigung der  Aktion. 

Auch  die  einfache  Baltalik-  und  Meraausscheidung  würde 
Arbeit  und  Zeit  erfordern.  Hier  aber  wird  dieses  unumgänglich 
erforderliche  Ausmaß  von  Arbeit  und  Zeit  unter  einem  dazu 
verwendet,  mehr  zu  leisten  als  die  bloße  Ausscheidung  von 
Gemeindewäldern  und  Gemeindeweiden. 

Vorläufig  nur  auf  die  von  der  Kriegsfurie  getroffenen 
Landstriche  angewendet,  liegt  in  der  Fassung  des  Gesetzes  kein 
Hindernis,  dasselbe  auch  anderweitig  anzuwenden,  wo  die  Grund- 
lagen für  erfolgreiche  agrarische  Operationen  gegeben  sind. 

Daß  die  Verwaltung  von  dem  Gesetze  selbst  keinen  Miß- 
brauch  machen  wird,  dafür  liegt  die  Garantie  in  dein  Pflicht- 
bewußtsein einer  gerechten  Verwaltung,  in  der  Zusammensetzung 
des  für  die  Entscheidung  geschaffenen  Forums  wie  auch  in  dem 
Umstände,  daß  in  der  Heranziehung  von  kostenlos  vergebenem, 
ärarischem  Rodeland  jener  Balsam  liegt,  der  jede  kleinste  Wunde, 
die  sich  bei  solchen  Verfügungen  oft  ergeben  muß,  nicht  nur 
heilt,   sondern  zur  kräftigen  Lebensbetätigung  anspornt. 

Budgetäre  Schwierigkeiten  hinsichtlich  des  erfor- 
derlichen App  arates  sind  nicht  vorhanden,  da  alle  Bedürfnis-' 
nach  dem  gesetzlich  in  Kraft  stehenden  Budget  aus  dem  für  die 
agrarischen  Operationen  und  für  die  Kmetenablösung  einge- 
räumten Kredite  gedeckt  worden  können,  wie  auch  der  erfor- 
derliche Beamtenapparat  in  dem,  dem  Departement  für  agrarische 
Operationen  und  dem  Kmetenablösungsdepartement  zur  Ver- 
fügung stehenden  Beamtenpersonale  gegeben  ist.  bzw.  mit  dem 
ausgeworfenen  Budget  verschafft  werden  kann. 

Bei  einer  Durchführung  dieser  Operationen  in  den  vom 
Kriege  in  Mitleidenschaft  gezogenen  Bezirken  werden  sie  bei 
dem  reichen  Ausmaße  ärarischen  Grundes  daselbst  nirgends 
auf  nennenswerte  Schwierigkeiten  bei  der  Zuweisung  von  Grund 
und  Boden  stoßen.  Gleichzeitig  wird  sich  aber  hiebei  eine  Fülle 
von  Erfahrungen  ansammeln,  aus  der  eine  spätere  ausführliche 
gesetzliche  Regelung  das  Material  schöpfen  kann,  um  die 
letzten  Reste  dieser  veralteten  Agrarverhältnisse  dann  obliga- 
torisch zu  regeln. 


X. 

Praktische  Durchführung. 

Wenn  auch  die  praktische  Durchfuhrung  der  beantragten 
Nonnen  nach  den  lokalen  Verhältnissen  hinsichtlich  der  Kon- 
figuration der  einzelnen  Wirtschaften  und  Dörfer,  wie  auch 
nach  dem  Rechtsverhältnisse  der  Parteien  so  mannigfache, 
verschiedene  Details  bieten  wird.  dali  nur  eine  Rakmen- 
verordnung  den  lokalen  Behörden  die  Instruktion  geben  kann, 
so  soll  doch  zu  einem  leichteren  Verständnisse  der  gestellten 
Anträge  an  einem  schematischen  Beispiele  gezeigt  werden, 
wie  sich  die  Aktion    im  konkreten  Falle  anlassen  würde. 

Vorausgesetzt  wird,  daß  sowohl  das  Baltalik-  und  Mera- 
gesetz,  welches  in  nichts  den  gestellten  Anträgen  präjudiziell. 
die  Allerhöchste  Sanktion  erhält  und  die  in  Antrag  gebrachte 
Verordnung  den  Austausch  von  Grundstücken  erforderlichenfalls 
gestattet. 

Die  nach  dem  Baltalik-  und  Meragesetze  zusammengesetzte      Lokai- 
Lokalkommission  besteht  aus  folgenden  Mitgliedern: 

1.  Kommissionsleiter  i  Bezirksvorsteher  oder  ein  von  der 
Regierung  speziell  dazu  betrauter  juridisch  geschulter  Ver- 
waltungsbeamter 1). 

2.  einem  Waldsachverständigen, 

3.  einem  Weide-,  bzw.  Landwirtschaftssachverständigen. 

4.  einem   Geometer, 

5.  drei  vom  Bezirksrate  gewählten   Mitgliedern. 
Diese  Kommission  wäre  erforderlichen  Falles 
»).  durch  einen   rKultur-)Techniker, 

7.  durch  ein  bis  zwei,  vmi  Seite  der  Grundherren  und    - 

8.  durch  ebensoviele,  von  Seite  der  Knieten  zu  wählende 
Mitglieder  zu  verstärken. 

1 )  Die  letztere  Form  wird  sich  meist  als  geeigneter  erweisen,  weil 
zur  Durchführung  agrarischer  Operationen  eine  Schulung  in  Agrarpolitik 
und    Einheitlichkeit   des    Vorganges   erforderlich    ist. 
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Bei  Beginn  der  agrarischen  Operation  in  einem  Dorfe  wird 

sich    diese  Kommission    vor   allem    ein  Bild    über  die  wirtschaft- 

Periustrie-   liehe  Lage    des    Dorfes    und    über    die    als    Gemeindewald    und 

i^ndenen "  Weidegebiete     beanspruchten     und     zur    Verfügung     stehenden 

ärariscben    Territorien  machen. 

^erec^nung  ^*e    *m    ^n^ange    unter    XVII    mitfolgende    schematische 

derzupßaita-  Karte    gibt    ein  Bild,    wie    heute    die    um    die  Dorfflur  liegenden 

iik-undMera-W(.iden    ^  Wälder    durcL    Enklaven,    und    vor    allem    durch 
ausseneidung 
erforder-    Usurpation  durchsetzt  sind.  Xatui'gemäß  sind  diese  Usurpationen 

'Cchen  a"  am  stärksten  im  Anschlüsse  an  die  Dorfkulturen,  und  eine 
Redressier ung  dieser  unter  den  Pflug  genommenen  Gründe  wäre 
nicbt  nur  eine  Reduzierung  der  direkt  tragenden  Ackerflächen, 
sondern  auch  ein  sehr  schwieriges  Unternehmen,  da  unendlich 
viele  Parteien  depossediert  und  um  die  Flächen,  die  sie  als  mehr 
oder  minder  ihnen  gehörig  ansehen,  gebracht  werden  müßten. 
Der  Verkauf  dieser  Usurpationen  an  die  Parteien  ist  meist  ohne 
finanziellen  Erfolg.  Große  Beträge  werden  nicht  gezahlt  — ■ ; 
kleine  kommen  einer  unberechtigten  Schenkung  an  jene  Partei 
gleich,  die,  sieh  über  Gesetz  und  Ordnung  hinwegsetzend,  faust- 
rechtlich ein  Stück  Land  sich  aneigneten,  während  der  Nachbar 
entweder  aus  Anständigkeit  solche  Eigenmächtigkeit  nicht  unter- 
nahm oder  wegen  der  für  ihn  ungünstigen  Lage  sich  nicht 
in  gleicher  Weise  bereichern  konnte. 

Werden  diese  Usurpationen  mit  in  die  gemeinsame,  neue 
Dorfflur  aufgenommen,  so  können  sie  dann  gleich  als  ein  Teil 
der  anzuweisenden,  kostenlosen  Landprämie  Verwendung  finden. 
Nach  Berechnung  des  für  die  Nutzungen  erforderlichen 
Wald-  und  Weideäquivalentes  hat  sich  die  Lokalkommission 
einen  Überblick  verschafft,  ob  im  Dorfe  neben  den  zu  ärarischer 
KKploitation  erforderlichen  Wäldern  noch  hinreichend  ärarischer 
Grund  zur  Verfügung  steht,  der  als  Kolonisationsgrund  vor- 
läufig Eigentum  des  Staates  bleibt,  aber  die  Bestimmung  hat, 
im  Wege  der  Individualaufteilung  an  Landwirte  abgegeben  zu 
werden.  Ist  solcher  Grund  vorhanden,  so  tritt  der  Kommissions- 
Leiter  an  die  Parteien  mit  folgendem  Vorschlage  heran: 
Antrag   der  ..In    eurem  Dorfe    sind    Kmetenverhältnisse.     Die   Baltalik- 

Kmetenver-  nnc^  ^Ierak°miiiission  hat  die  Aufgabe,   um  das  Dorf  herum  jene 
hältnisses    Gebiete     auszuscheiden.    Avelche    zur   Deckung    der  Wald-    und 
massation     ^  eideservituten  hinreichen;  bevor  sie  dies  aber  tut,  ist  sie  bereit, 
ein   Drittel    der    vorhandenen    Kulturfläche    jenen    Grundherren 
und  Knieten    zuzusehlagen,     welche    das  Kmetenverhälfnis    lösen 
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wollen   und  sich  gleichzeitig,    wenn  erforderlieh,  der  Kommassa- 
tion  unterwerfen,  damit  der  Streubesitz  nichl   vermehrt  oder  erst 
baffen  werde." 

Nehmen  wir  an,  im  Dürfe  sind  30  Knieten.  Von  diesen 
30  Knieten  sind  24  bereit,  sieh  auf  die  fragliche  Weise  zu  lösen; 
der  Kulturbesitz  der  Knieten  wäre  durchschnittlich  100  Dunum, 
-u  entfallen  2400  Dunum  auf  die  24.  welche  sieh  lösen  wollen, 
während  die  restlichen  aecha  Knieten  600  Dunum  unter  Kmetead- 
verband  haben. 

So  wäre    zu    der  Kulturfläche    des  Dorfes  noch  ein  Drittel    Rodeiand- 
von  2400  Dunum       800  Dunum  dazuzuaebiagen.  Zuschlag". 

Ferner    werden    die    Enklaven,    die   bereits   Eigentum    der  Enkiaven- 
Parteien    sind,    in    ihrer  Fläche    und    Bonität    berechnet,    und  —  berechnung. 
aehmen  wir  sie  mit  100  Dunum  an         der  gesamten  Dorfflur  mit 
600  Dunum    binzugeschlagen,    um   die    Parteien    für    die    Trana- 
ferierung    ihres  grundbücherlichen  Eigentumes    zu  entschädigen. 

Weiters  werden  für  Straß-en,  den  gemeinsamen  Fläche  für 
Druschplatz,  Gemeinde-  und  Schul  haus  und  die  dazu-  ^g™Aniagen. 
gehörigen  (iärten,  sowie  schließlich  für  einen  Dorfplatz  je 
nach  Bedarf  insgesamt  l<>  bis  lHilDununi  zugerechnet.  Dadurch 
kann  ein  gemeinsamer  Gemeindeobstgarten  mit  Erträgen  für  die 
Gemeinde,  ein  Deputatgrund  für  den  Notar,  etwa  auch  für  die 
im  Dorfe  befindliche  Gendarmerie-  und  Finanzwachkaserne 
•hülfen    werden. 

So  setzt  sieh  das  Erfordernis  an  Kultur-  und  Rodeland 
folgenderweise  zusammen : 

Altes  Kulturland 3.000  Dunum 

ein    Dritte]     Prämie     für     die     ablösungsbereiten 

24  Knieten 800 

Enklavenersatz  mit  Entschädigung  für  die  Trans- 
ferierung (anstatt  früher  400) 600 

dag    für   gemeinsame  Anlagen,    bzw.    Gärten 

und   Ubikationen  dev  Behörden 10  bis  ]<mi 

für  die  ßeskucnici    absolut  Grundarmen)  des  Dorfes      l1'11 

zusammen       4.600  Dunum 

Nachdem  vor  der  Zusammenlegung  die  gesamte  KulturHäche 
mit  den  Enklaven  3000-  •  400  =  3400  Dunum  betrug,  so  ist  in 
unserem  Falle  ein  Zusehlag  von  1200  Dunum  aus  ärarischem 
Lande   erforderlich. 

Mit  den  hier  erforderlichen  L200  Diuiura  sind  nicht  nur 
die    Kmetenverhältni-se    (\,  r    ablösungsbereiten    Parteien    gelöst. 
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-«>ndern    auch    noch    andere  Kulturförderungen    und    agrarische 

Operationen  erzielt. 
Neue  Gemar-  Zieht    man    nun  die  Begrenzungslinie    derart   um  die  Dorf- 

kungsgrenze.  ^ui,      f|a(.      (|er    Q.roßteii     <jer    ungerechtfertigten    Usurpationen 

hineinfällt,  und  beachtet  man  auch,  daß  eine  Teilung  in  Grund- 
stücke des  Grundherrn  und  der  dann  freigewordenen  Bauern 
schon  in  der  Anlage  möglichst  vorgesehen  wird,  so  dürfte  sich 
das  Bild  ergeben,  welches  unter  II  des  beiliegenden  schemati- 
schen Planes  zur  Darstellung  gelangt,  worin  der  Beglukgrund 
blau,  die  (nunmehrigen)  Freibauern  grandstücke  rot  koloriert  sind. 
Wir  sehen  darin  die  Enklaven  bereinigt  und  die  Gemeinde- 
weide so  gelegt,  daß  sie  mit  einem  einzigen  Zaune  von  den 
sonstigen  Kulturen  abgetrennt  werden  kann,  wodurch  alle 
bisherigen  Zwischenzäune    um  die  einzelnen  Parzellen  entfallen. 

Straßennetz  Wenn    sodann   in    der  neuen  Dorfflur  vor    allem  das  Kom- 

seheidung    munikationsnetz    gezogen,    die  Gemeinde-,   Schul-,  Gendarnierie- 

der  gemein-  und  Finanzwachgärten  und  -bausteilen,    der  gemeinsame  Drusch- 

nützjsrcn 

Fiäehen.     una  Dorfplatz  ausgeschieden  werden,   so  verbleibt  die  dann  auf- 
zuteilende Dorfflur. 

Hinsichtlich  des  Schlüssels  der  Teilung  zwischen  Grundherren 

und  Knieten    müssen    sich    die  einzelnen  Parteien    untereinander 

einigen  oder  dem  Schiedsgerichte  unterwerfen. 

Bonitierung  Jetzt    erst    wird    nach    einer  Bonitierung    der   alten  Besitze 

und  Losem-  un(j  ^ev  aufzuteilenden  Flächen    die    endgültige  Zuweisung 

teilung.  _  &         ö  o 

der  Lose  unter  möglichster  Berücksichtigung  der  alten  Besitz- 
verhältnisse vorgenommen. 

Derartige  Verschiebungen  sind  bei  allen  Bauern  der  Welt 
gewiß  immer  mit  Reibungen  verbunden.  In  unserem  Falle  aber 
sind  sie  leichter,  weil  Differenzen  in  den  Investitionen  der 
Grundstücke  meist  nicht  vorhanden  sind  und  weil  jede  Partei 
infolge  des  Rodelandzuschusses  nach  der  Durchführung  ja  be- 
deutend mehr  erhält,  als  sie  vor  der  Durchführung  hatte. 
Ergeben  sich  aber  an  irgend  einer  Stelle  Schwierigkeiten,  die 
sonst  unüberwindlich  wären,  so  kann  leicht  der  Zuschlag  von 
noch  einigen  Dunums  aus  dem  ärarischen  Besitze  auch  über 
diese  Schwierigkeiten  hinweghelfen. 

Übrigens  haben  einzelne  Fälle,  wo  sich  die  Bauern  mit 
den  <!rundherren  bereits  nach  dem  Systeme  der  Halbteilung' 
auseinandergesetzt  haben,  gezeigt,  daß  die  Bosnier  bei  halbwegs 
gutem  Willen  derartige  Teilungen  und  Kommassationen  auch 
allein,  mit  Hilfe  eines  Geometers,   durchzuführen  verstanden.   — 
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wird  in  unserem  Falle  um  bo  leichter  sein,  als  sich  der 
Grundherr  vielfach  bereit  erklären  wird,  den  ihm  zufallenden 
Teil    ganz    außerhalb    der   bisherigen    Dorfflur   anzunehmen   und 

•  ventueL1  die  ihm  im  Dorfe  selbst  zufallenden  Teile  den 
kräfdgereu  Freibauern  zu  verkaufen.  Ein  solcher  Ankauf  is1 
sehr  verschieden  von  der  bäuerlichen,  hypothekarischen  Belastung 
bei  der  Ablösung  auf  rein  monetalem  Systeme,  weil  er  wesent- 
lich geringeres  Kapital  erfordert  und  immer  nur  ein  Aus- 
druck der  wirtschaftlichen  Kraft  bleiben  wird,  w<»  ein  Hauer 
eben  imstande  ist.  mehr  Grund  zu  erwerben  als  der  andere.  In 
einem  solchen  Falle  wurde  das  Dorf  mehr  oder  minder  ohne 
große  Verschiebungen  beisammenbleiben,  und  nur  die  Ausläufer 
würden  arrondiert  und  der  Grundherr  könnte  getrennt  davon 
seinen  geschlossenen  Besitz  erhalten. 

Wo  aber  zu  all  diesen  !  Operationen  nicht  genügend  Land 

•  ■  ■■  banden  ist,  kann  der  Grundherr  - —  wenn  er  dazu  bereit 
ist  —  ganz  aus  diesem  Gebiete  ausscheiden.  Dann  wird  der  auf 
ihn   entfallende    Anteil    der   Kulturen   für   die   sonstigen   Boden- 

Lrfnisse  des  Dorfes  frei.  Das  dem  Grundherrn  gebührende 
Land  kann  dann  in  einem  anderen  Bezirke  angewiesen  werden, 
wo  der  Grundherr  eine  ganz  nein-  Wirtschaft  gründet,  die  seinem 
sonstigen  Wohnsitze  viel  näher  gelegen  ist. 

In     unserem    Beispiele     haben     sich     sechs    Kmetcn    aus-     Sich  der 
geschlossen,     welche     im    Kmetenverhältnisse    bleiben    können.  tion  nleht  an. 
Ein  derartiges  Verbleiben  im  Rahmen  alter  Verhältnisse  schädigt  schließende 
die    Gesamtheit    der   Aktion    nicht.    Diese    Knieten   und   Grund- 
herrcii  riskieren  eben,  in  einem  späteren  Zeiträume  als  die  letzten 
des  Kmeten Verhältnisses  obligatorisch  ohne  Zuschuß  des 
Staates   entweder   geteilt   oder  in  Geld  abgelöst  zu  werden   — 
nach    Schlüsseln    und    Prinzipien,    die    dann    eben    der   Landtag 
etzen  möge. 

Auch  eine  reine  Geldablösung  nach  den  Grundsätzen  des 
Gesetzes  über  die  fakultative  Kmetenablösung  vom  13.  Juni 
1911  steht  diesen  Parteien  frei. 

Jane  Expropriierung  der  Gründe  dieser  Parteien  und  ihre  Exproprüe- 
Entschädigung  durch  Tauschgründe  erfolgt  nur  dann,  wenn  die  pun^  ™  e 
Lage  ihn  -  Besitzes  <\<v  sonstigen  Aufteilung  im  Wege  steht; 
z.  B.  wenn  die  neuen  Wege  nicht  gelegt  werden  könnten,  wenn 
keine  Möglichkeit  zur  Anlage  des  gemeinsamen  Dorfplatzes, 
eines  großen  Schulgartens  g<  geben  wäre,  oder  auch  wenn 
dadurch    unmöglich   gemacht    würde,    daß   jede-   Los  einen  ent- 
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sprechenden  Bau-  und  Hofplatz  an  der  Haupt-  oder  den  Xeben- 
kommunikationen   erhält. 

Dann  müssen  auch  diese  sechs  oder  einige  von  ihnen  sich 
der  Kommassation  unterwerfen.  Dann  tritt  eben  die  Anwendung 
der  so  oft  geforderten  Grundtauschverordnung  in  Oeltung. 
Diese  Parteien  haben  nur  Anspruch  auf  Ersatz  ihrer  Grund- 
stücke durch  gleichwertige  Tauschobjekte.  Auch  hier  wird  die 
Durchführung  liberal  sein  und  im  Zweifel  lieber  etwas  mehr 
Grund  geben  anstatt  weniger,  damit  der  der  Partei  gewährte 
Anspruch  und  die  Anrufung  der  ihr  gewährten  Berufungs- 
instanzen hinsichtlich  des  Ersatzwertes  nicht  einen  über- 
flüssigen Prozeß  ergebe.  Als  Prinzip  hat  aber  zu  gelten,  daß  di<  se 
Parteien  bei  der  Zwangskommassation  kein  besseres  Geschäft 
machen,  keine  Zuschlagsprämie  erhalten  und  mitansehen  müssen, 
wie  ihre  klugen  und  konzilianten  Nachbarn  zwar  auch  die 
Nachteile  des  Grundtausches  erdulden,  gleichzeitig  aber  die 
Vorteile  der  Losung  des  Kmetenverhältnisses  und  eines  an  Fläche 
und  Wert  vergrößerten  Besitzes  gewinnen.  Es  ist  wohl  an- 
zunehmen, daß  von  den  sechs  Knieten,  wenn  sie  wirklich  trans- 
feriert werden  müssen,  alle  sechs  es  sich  noch  im  letzten 
Momente  überlegen  und  sich  auch  unter  die  ..freiwillig'"  .sich 
der  agrarischen   Operation   Unterwerfenden   melden. 

Schließlich  wird  die  Gemeindeweide  festgesetzt.  Von  den 
Enklaven  ist  sie  bereits  gereinigt.  E-  bedarf  nun  nur  noch  der 
Bereinigung  von  Gebüsch-  und  Strauchwerk:,  unter  Belassung 
von  Schattenbäumen.  Ferner  ist  ein  haltbarer  Zaun  um  die 
Weide  aufzurichten,  der  die  Hütung  des  Viehes  erleichtert, 
wodurch  dann  all  die  so  unermeßlich  viel  Zeit  und  Material 
raubenden  Zäune  um  die  einzelnen  Parzellen   entfallen  können. 

Dann  erst,  als  letztes  Glied,  verbleibt  die  Festsetzung 
des,  ( remeindewaldes. 

In  dieser  Reihenfolge  und  in  dieser  Vereinigung 

ist  allein  ein  Neubau  der  ganzen  agrarischen  Struktur  des 
Dorfes  zu  höherer  Kulturentwicklung  gesichert.  Jeder  andere, 
etappenweise  die  einzelnen  Aktionen  zerreißende  Vorgang 
schafft  nur  vielfache  Arbeit  und  präjudiziert  eine  Sonder- 
arbeit die  andere.  Nur  eine  einheitlich  alle  diese  Operationen 
behandelnde  Lokalkommission,  die  alle  relevanten  Verhältnisse 
sieht  und  alle  Petite  hört  und  ausgleichend  mit  den  Parteien 
verhandelt,  kann  hier  Erfolge  erzielen. 
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In  reinen  Freibauerndorfera  vollziehen  sich  die  Operationen  Freibauern- 
ähnlich.  Wenn  hier  die  Lösung  des  Kmetenverhältnisses  weg-  dörfer 
fällt,  so  wird  dafür  wieder  der  weit  mehr  vorgeschrittene  Streu- 
'" w*  der  besonders  in  muselmanischen  Orten  vielfach  zer- 
teilten Paraellen  den  Wunsch  nach  Kommassation  erwecken, 
ohne  daß  sie  dort,  wo  klein  Bedürfnis  dafür  vorliegt,  in  Angriff 
genommen   zu   werden   braucht. 


Schlußwort.    Ausblick  auf  eine  obligatorische 

Lösung. 

Die  vorliegende  Arbeit  hat  sich  zur  Aufgabe  gestellt,  die 
Nachteile  und  die  Unnahbarkeit  des  Kmetenverhältnisses  infolge 
«eines  Abgabensysteins,  welches  in  einer  Quotenabgabe  des  Brutto- 
ertrages besteht,  darzutun. 

Sie  hat  in  Hinblick  auf  die  in  Angriff  zu  nehmende  Aus- 
scheidung der  Geineindewälder  und  -weiden  darauf  hingewiesen, 
daß  einzig  und  allein  im  Zuge  dieser  Aktion  die  Möglichkeit 
gegeben  erscheint,  eine  Lösung  des  Kmetenverhältnisses  durch 
physische  Teilung  in  der  Weise  zu  fördern,  daß  durch  Zuschlag 
von  ärarischem  Rodeland  die  zwischen  den  Parteien  zu  teilende 
Landfläche  vergrößert  wird.  —  Hiedurch  könnten  die  Schwierig- 
keiten hinsichtlich  des  bei  der  Teilung  anzuwendenden  Schlüssels 
behoben  werden,  wie  auch  gleichzeitig  eine  wirtschaftliche  Stärkung 
beider  Parteien  eintreten  würde,  während  die  gegenwärtige  rein 
monetale  Form  der  Ablösung  ihre  großen,  wirtschaftlichen  Nach- 
teile für  beide  Parteien  aufweist. 

Die  Lösung  des  Verhältnisses  in  der  besagten  Form  wurde 
nur  auf  fakultativem  Wege  gesucht. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  alles  dahin  drängt,  die 
Schädlichkeit  des  Kmetenverhältnisses  zu  beseitigen  und  daß 
die  Entwicklung  des  Landes  hier  schließlich  radikale  Mittel  ver- 
langt. Wenn  in  der  vorliegenden  Arbeit  das  Radikalmittel 
der  obligatorischen  Form  nicht  beantragt  wurde,  so  ist 
dies  nicht  mit  einer  prinzipiellen  Stellungnahme  gegen  die  obli- 
gatorische  Form  zu  deuten. 

Im  Gregenteil.  Auch  der  Wrfasser  strebt  dem  Endziele 
einer  obligatorischen  Behebung  der  Schäden  des  Kmetenverhält- 
nisses zu.  Wie  vorteilhaft  aber  die  bisher  entwickelte  Form  der 
Ablösung  auch  in  den  meisten  Fällen  sein  wird,  so  kann  dochnicht 
gesagt  werden,  daß  sie  für  alle  Fälle  das  Ideal  der  Lösung  bedeutet. 
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Eine  weitere  Betrachtung  dea  Kinetenverhältnisses  wird 
uns  seigen,  daß  es  auch  andere  Modalitäten  zur  Lösung  des 
l'roblemes  gibt,  deren  Besprechung  einer  Sonderarbeit  vorbehalten 
wird.  Hier  wird  diese  Untersuchung  absichtlich  ausgeschaltet  — 
denn  der  vorgeschlagene  Modus  trägt  die  Vorteile  der  absoluten 
<üit<'  für  einen  bedeutenden  Teil  der  Kmetenfamilien  in  sich 
und  verlangt  für  seine  Realisierung  nur  die  Erlassung  des  frag- 
lichen Gesetzes  über  den  Austausch  von  Liegenschaften,  welches 
einerseits  auch  ohne  Hinblick  auf  die  Agrarfrage  notwendig  ist, 
und  welches  an  die  Gesetzgebung  die  geringsten  Anforderungen 
—  von   Kühnheit  und  Umsturz  —  stellt. 

Gerade  aber  das  erscheint  wesentlich  bei  einer  realpolitischen 
Arbeit  und   Erwägung  aller  Verhältnisse. 

Ohne  ein  Programm  auszusprechen,  kann  die  Verwaltung 
im  Besitze  des  beantragten,  gesetzlichen  Requisites  —  des 
„Gesetzes  über  den  zwangsweisen  Austausch  von  Grundstücken 
des  flachen  Landes"  an  die  Lösung  jener  Fälle  heranschreiten, 
welche  nach  dieser  Lösungsmodalität  reif  sind  und  diese  Keife 
durch    freiwillige    Zustimmung    bezeugen. 

Gelingt  es  wenigstens  dieses  Landtauschgesetz  unter 
Dach  zu  bringen,  so  kann  dann  an  die  Frage  herangeschritten 
werden,  nach  welchen  Prinzipien  jene  Fälle  zu  lösen  sein  werden, 
welche  sich  freiwillig  zu  lösen  nicht  bereit  sind. 

Bevor  aber  die  Modalitäten  dieser  Form  noch  näher  erläutert 
und  insbesondere  Vorgang  und  Forum  einer  solchen  Aktion 
erörtert  werden,  muß  noch  ein  anderes  Kapitel  dieses  Agrar- 
\  erhaltnisses  besprochen  werden:  das  der  Regelung  —  das 
nach  Ansicht  des  Verfassers  geeignet  sein  wird,  einen  großen 
Teil  jener  Fälle  einer  befriedigenden  freiwilligen  Auseinander- 
setzung  zuzuführen,  Avelche  vor  dem  in  diesem  Bande  beantragten 
Lösungsmodus  aus  den  verschiedensten  Gründen  zurückschrecken 
-•»Uten;  erst  nach  dem  Studium  auch  dieses  Kapitels  der  bosni- 
schen  Kmetenfrage  wird  es  angezeigt  sein,  nach  Überblickung  des 
unten  Materiales  der  Frage  der  obligatorischen  Form 
endgültig  näherzutreten.  Dies  darf  aber  nicht  hindern,  ohne 
]''<\r  weitere  Verzögerung  jenes  Gesetz  zu  schaffen,  das  diese 
Arbeit  als  dringende  Notwendigkeit  forderte;  das  Gesetz  über  den 
zwangsweisen  Austausch  von  Grundstücken.  Obwohl  dieses  Gesetz 
«■in  indispenables   Hilfsmittel  zur   Lösung  der  Agrarfrage  abgibt, 
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trägt  es  dennoch  seine  Berechtigung  und  notwendige  Begründung 
in  sich  selbst,  da  es  —  ganz  abgesehen  von  der  Knietenfrage  — 
einzig  und  allein  die  Verwaltung  in  die  Lage  versetzen  kann, 
höchst  wichtige  Pflichten  und  dringende  Forderungen  der  Landes- 
kultur in  Angriff  zu  nehmen  und  nicht  weiter  zum  Nachteile  des 
Landes  zu  verschieben. 


Anhang. 


1.  Daten  zur  politischen  und  administrativen 
Geschichte  Bosniens  und  der  Hercegowina. 


Jahr 

Datum 

1  t63 

826 — 3 

;i 

L839 

1839 

3. 

November 

185U       21.  Februar 


1858  7.  E.  1274 

1859  14.  S.  1276 
1862 


1869 

11.  Sri,,  l-js«; 

I87r> 

7.  Muh.  1293 

187  5 

1878 

13.  Juni  bis 
13.  Juli 

!  878 

28.  Juli 

1878 

29.  Juli 

:  -:  • 

21.  April 

1879 

1880 

1880 

Ereignisse       Gesetze 

Hohamed  II.    erobert  Bosnien. 

Erster  bosnischer  Begaufstand  durch  Omer 
l'itscha  (Latas)  niedergeworfen . 

Sultan  Abdul  Mescbid. 

Ha  ttis  eher  if  von  flülhane,  welcher  den 
Untertanen  jeder  Nationalität  und  Religion 
gleiche  Sicherheit  des  Vermögens,  (somit  auch 
das  Recht  auf  Erwerb  aller  Arten  von  Grund- 
besitz) der  Ehre  und  des  Lebens  zusichert 
und  die  ausfahrenden  Gesetze  Tansimati 
hairije,  d.  b.  heilsame  Ordnung  in  Aussicht 
stellt.  Die  bosnischenAdelshäupter  mitHusein- 
kapetan Gradaseevic"  widersetzten  sieh  mit  der 
Hand  diesen  Reformen,  so  daß  derHattischerif 
in  Bosnien  nicht  zur  Geltung  kam. 

Im  Krimkriege  fordern  die  Westmächte  die 
Einführung  gründlicher  Reformen,  welche  im 
Hatti  Humajun   verkündet  werden. 

Ramazangesetz  (Gesetz  über  den  Grundbesitz). 

Seferverordnung. 

Omer  Pascha  wirft  den  Aufstand  in  der  Her- 
cegowina nieder. 

I'orstgesetz. 

Knieten  Vorkaufsrecht. 

Dritter  Aufstand. 

Berliner   Kongreß. 

Proklamation  Sr.  Majestät  Kaiser  Franz  Josefs 
an   die    Bewohner   Bosnien -Hercegowina-. 

Einmarsch   der  k.  u.  k.   Truppen. 

Konvention  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
der   Türkei. 

Piste   Volks-   und   Viehzählung. 

Strafgesetz   und    Strafprozeßordnung. 

Aufstellung  von   Katastraldirektionen. 

29* 
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Jahr 

Datum 

!  880 

1 .  Juni 

1880 

15.  Augusr 

1881 

Sommer 

1881 

L882 

4.  Juni 

L882 

1883 

4.  April 

1883 

1884 

20.  Februar 

1884 

13.  September 

L886 

1890 

17.  Dezember 

1890 

Ereignisse  —  Gesetze 

Beginn    iler  Triangulierung  ■ —  Herbst    1883. 

Beginn  der  Katastralvermessung —  Herbst  1884. 

Beginn  der   Katastralschätzung  '  . 

Wehrgesetz. 

v.  Kallay.  gemeinsamer  Finanzminister,  über- 
nimmt die  Verwaltung  Bosniens  und  der 
Hercegowina. 

Zivil  Verwaltung. 

Zivilprozeßordnung. 

Hercegowiniseher  Aufstand. 

Tapugesetz    (über    die  Waldbesitzregulierung). 

Grundbuchsgesetz. 

Erster  Bezirksunterstützungsfond  in  Gacko  or- 
ganisiert. 

Verordnung  über  die  Bewirtschaftung  der  Privat- 
wälder. 

Verordnung  über  die  Bestrafung  der  Forstfrevel 
—  Instruktion  für  den  forstlichen  Dienst  bei 
den   Bezirksämtern. 


1903 

Juli 

l-.IMl 

13.  Augast 

1905 

18.  April 

1905 

1.  Juli 

1905 

Oktober 

1906 

1.  Juli 

1906 

13.  September 

1907 

8.  Februar 

1908  5.  Oktober 

1909  15.  April 
1909  Jänner 

1909 


1910         17.  Februar 


Baron    Burian   gemeinsamer  Finanzminister. 

Grundstatut  der  auton.  serb.  -  orth.  Kirche 
(serbisches  Autonomiestatut). 

Zehentpauschalgesetz. 

Autonome  Verwaltung  der  serb. -orth.  Kirchen- 
angelegenheiten . 

Serbische  Nationalversammlung  in  Sarajewo  mir 
großserbischem    Programm. 

Eisenbahn  nach  Uvac  I  Sarajevo  serb.  Landes- 
grenze) eröffnet  (137  km). 

Erzherzog   Franz   Ferdinand   in   Trebinje. 

Dorfgemeindegesetz. 

Revolution   in  Konstantinopel. 

Annexion   Bosniens   (  Manifest   Sr.  Majestät). 

Muselmanisches   Autonomiestatut. 

54'25  Millionen  K  als  Entschädigung  der  Staats- 
güter an  die  Türkei. 

Ungarische  Agrarbank  mit  dem  Programme 
der  Kmetenablösung  in  Sarajewo  gegründet. 
Angriffe   im   österreichischen    Parlamente. 

Verfassungsgesetze   Bosniens : 
(i)   Landesstatut. 

h)   Wahlordnung   des   Landtages. 
<•)   Geschäftsordnung  des  Landtages. 


x)  In  4l/2  Jahren  wurden  insgesamt  2,845.057  Parzellen  mit  einer 
Fläche  von  51,158.682  Dun.  vermessen.  Derzeit  [1914;  werden  4,596.159 
Parzellen   evident   creführt. 


419 1  Anhang.  133 

Jahr  Datum  Ereignisse        Gesetze 

d    Vereinsgesetz. 
c)  Versammlungsgesetz. 
f)  Gesetz  über  die  Bezirksräte. 

l'i>   Virilisten    und 

72  gewählte  Abgeordnete,  und   /war: 

18  Großgrundbes.  oder  _  I  Muselmänner,. 

and  Höchstbesteuerte     3  1  Serb.  orthod., 

über  14(i  K.  16  Katholiken, 

20  Städtevertreter  1  Israelit. 

34  Landgemeinde- 
vertreter. 
1910  Mai-    -Juni  Kaiserreise. 

1910  Juni  Landtagswahlen. 

I  '.'l  0  1").  Juni  Landtagseröffnung  —  Attentat  auf  den  Landes- 

chef Vares  a  □  in. 
10  L>  Bud-et  1910. 

Maß-   und   Gewichtsregelung. 
Erwerbsteuer. 

Resolution  Srskie  auf  Erweiterung  der  Land- 
tagskompetenz 
1910  1 '.'.Juli  Gesetz    über    die    fakultative    Kmetenablösung 

eingebracht. 
Landtag  geschlossen. 
Volks-   und   Viehzählung. 
Kroatische   Clenossenscbaftsbank. 
Resolution     des     Landesrates:     Die    Regierung 
möge  gelegentlich  der  Erneuerung  des  Privi- 
legiums  der  österr.-ung     Bank   ein    Mindest- 
kontingent von  50  Millionen  K  auf  bosnische 
Hypothekardarlehen   verlangen,    sowie   kroa- 
tischen Text  auf  österr.-un«;.  Banknoten. 
1910       7.  November    II.   Session  des  Landtages   unter  Basagil'-. 
1910  Vorgelegte   (Jesetzeutwürfe : 

1.  Schulbesuch, 

2.  Postsparkassa, 

3.  Budget   1911, 

4.  Fakultative   Kmetenablösung. 
Im   Frühjahre    1911    sämtliche  Gesetze    durch- 
gebracht. 

Baron  Burian  und  Binerth  erklären  die 
Änderung  der  staatsrechtlichen  Stellung 
Bosniens  als   nicht  aktuell. 

Exzellenz   Potiorek  —  Landeschef. 

Gesetz  über  fakultative  Kmetenablösumr  sank- 
tioniert. 

Gesetzentwurf  über  die  4y.>0/0ige  Landes- 
anleihe von  182  Mil.  K  für  Eisenbahnbautin 
und  sonstige  Investitionen  eingebracht.  Die  8"8 


1910 

1 .  August 

1910 

31.  Jänner 

1910 

1910 

1'.'!  1 

3  1 .  Jänner 

l'.M  1 

10.  Mai 

1911 

1  "..  Juni 

1911 

September 
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Jahr  Datum  Ereignisse  —  Gesetze 

Millionen  K  jährlich  Zinsen  sollen  durch 
Erhöhung  der  Fahrkartensteuer,  der  Forst-, 
Tabak-  und  der  Salzeiunahmen  gedeckt  wer- 
den. Das  außerordentliche  Heereserfordernis 
stieg  auf  12' 7  Millionen. 
Das  1911er  Budget  wurde  vom  Landtag  nicht 
erledigt,  dagegen  hat  das  Ministerium  den 
Delegationen  ein  Budget  für  das  Jahr  1912 
in    der  Höhe    von   79,129.000  K  vorgelegt. 

1911  Dezember  Eisenbahngesetzentwurf  eingebracht. 

1  V>1 1         Dezember  Das  Budget  pro   1912   wird  im  Ausschuß  mit 

großer   Majorität   abgelehnt. 

Memorandum  des  Landesrates  verlangt  das 
Beratungsrecht  für  die  Bekrutenvoriage  und 
Budgetbewilligungsrecht.  Bosnien  soll  nicht 
wie   eine   Kolonie  bebandelt  werden. 

Die  Zuzahlung  auf  die  Truppen,  welche  im 
Jahre  1883  213.000  K  betragen  hatte,  war 
für  das  Jahr  1912  mit  7,1 67.000  K  angesetzt. 

Die  Amortisationsraten  der  vorwiegend  mili- 
tärischen Eisenbahnanleihen  Bosniens  und  der 
Hercegowina  sollte  Österreich-Ungarn  über- 
nehmen. Die  Post  soll  von  der  Zivilverwal- 
tung übernommen  werden.  —  Die  Budget- 
post von  35.000  K  für  den  Landeschof  soll 
gestrichen   werden. 

1912  17.  Februar  Baron  Aehrenthal  gestorben. 

1912      20.  Februar  Dr.  v.  B  i  1  in  ski  Gemeinsamer  Finauzminister. 
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III. 


Bevölkerungsstatistik  Bosniens  und  der  Hereegowina. 

Volkszählungen  fanden  statt  in  den  Jahren  1879,  1885,  1895,  1910. 
a)  Gesamtbevölkerung  nach  Konfessionen. 


Serben 

Muselmanen 

Katholik 

en 

Andere 

Anzahl     % 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Auzahl 

0  / 

/o 

Summe 

1879 

495.761    42 

448.613 

39 

209.391 

18 

3.675 

1 

1,158.440 

1885 

571.250   42 

492.710 

37 

255.788 

20 

6.343 

1 

1,336.091 

1895 

573.246  42 

548.632 

37 

334.142 

20 

12.090 

1 

1,568.092 

1910 

825.418   44 

512.137 

32 

434.061 

22 

26.428 

<2 

1,898.044 

b)  Gliederung   der   agraren   Bevölkerung   nach   der   Statistik   vom 

Jahre  1910. 

1.   Gutsbesitzer    mit  Knieten: 


Faniiüen- 

Mit  Familien- 

häupter: 

angehörigen: 

a) 

Muselm. 

9.537    (91-15%) 

35.719 

b) 

Serb.-orth. 

633  (   6-05  %) 

3.227 

<•) 

Röm.-kathol. 

267   (   2'55%) 

1.399 

d) 

Sonstige 

26   (   0'25%) 

115 

10.463 
2.   Gutsbesitzer   ohne   Knieten 


a)  Muselm. 

b)  Serb.-orth. 

c)  Röm.-kathol. 

d)  Sonstige 


3.023  (70-62%) 

760  (17*75%) 

458   (10-70%) 

40   (  0-93%) 


40.460. 


11.005 

3.234 

1.777 

116 


4.281 

16.182. 

3.    Freibauern. 

a)  Muselm. 

77.518  (56-65%) 

334.811 

b)   Serb.-orth. 

35.414  (25-87%) 

111.905 

c)    Röm.-kathol. 

22.916  (16-74%) 

183.268 

d)   Sonstige 

1.006   (  0-74%) 

4.805 

136.854 

634.789. 

4 .    Knieten: 

Familien- 

Mit Familien- 

häupter: 

angehörigen  : 

a)   Muselm. 

3.653   (   4-58%) 

16.127 

b)    Serb.-orth. 

58.895  (73-92%) 

333.739 

c)   Röm.-kathol. 

17.116   (21-49%) 

94.992 

d)   Sonstige 

13  (   0-01%) 

62 

79.677 


444.920. 
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.">.  Freibauern,  zugleich   Knieten,   vorwiegend   Freibauern: 

M.iselm.  1.1 58     LO'09%  8.010 

b)  Serb.-orth.  7.462    51630  0)  51.309 

Röm.-kathol.  5.533     .•,>8-28%)  35.977 

7)  Sonstige  —  — 


1  1.153  95.296. 


6.    Freibauern,  zugleich   Knieten,    vorwiegend  Knieten 

Mus,. Im.  1.233   (   7.21%)  6.585 

b)   Serb.-orth.  9.322  (54.96%)  «•..•'..825 

Röm.-kathol.  6.418(87.83%)  40.039 

d    Sonstige  —  — 


IC. 903  110.449. 


Wenn  man  die  Kategorie  5  „Freibauern,  zugleich  Knieten,  vor- 
wiegend Freibauern"  zur  Kategorie  3  dier  „reinen  Freibauern"  hin- 
zuschlägt und  andrerseits  die  Kategorie  6  ,  Freibauern,  zugleich  Knieten, 
vorwiegend  Knieten"  zur  Kategorie  4  der  „reinen  Knieten",  hinzurechnet, 
so  stehen  151.307  Freibauern  96.580  Knieten  gegenüber  und  verhalten 
sich  dieselben  dann   wie   6F1  %  :  38"9  "  ,,. 

Die  Zahl  der  gesamten,  abzulösenden  Kmetcnfälle  ist:  97.677  -\- 
1  1.1  .Vi  L6.903    =  111.033,     da    manche     Knieten     mehrere    Grund- 

buchseinlagen bei  verschiedenen  Grundherren  besitzen.  —  Insbesonders 
ist  dies  bei  Waldungen  der  Fall,  die  oft  mehreren  Miteigentümern 
gehören. 

Zu  der  oben  ausgewiesenen  Bevölkerung,  deren  Hauptberuf  die 
Landwirtschaft  ist,  kommt  noch  die  sonstige,  bei  der  Landwirt- 
sc  h.ift    beteiligte    Bevölkerung: 

Mit  Familien- 
angehörigen: 

18.203 

11.252 

10.499 

3.397 


Familien- 

häupter : 

Muselmanen 

9.226 

Serb.-orth. 

6.266 

Röm.-kathol. 

4.189 

Sonstige 

769 

im  ganzen   20. 450   Familienhäupter  mit   43.351    Familienangehörigen. 
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V. 


Auswanderung  aus  Bosnien-Hereegowina. 


Jahr 

Mohamtn. 

- 

Zu- 
sammen 

Pro 
Jahr 

oo  " 

v..lk. 
pro 

ii    De- 
trung 
Jahr 

Anmerkung 

Isn  1—1882 

8.000 

— 

8.000 

8.000 

1883—1905 

30.493 

2.132 

32.625 

L.418 

1906 

565 

264 

829 

829 

L907 

782 

IT  1 

956 

956 

L908 

613 

IT 

660 

660 

Annexions- 

1909 

2.538 

395 

2.933 

2.933 

jahr 

1910 

17. <>l  1 

i  i«; 

17.190 

17.190 

Kulmination 

1911 

L0.815 

TS 

L0.893 

L0.893 

8-9 

°/ 
/oo 

L912 

621 
Summe    . 

85 

706 

706 

66.792 

Durchschnittlieh 


1" 


■ 


1890 

L900 

1901—1910 

Irland 

1-960 

/oo 

? 

Italien 

7-00 

n 

L8-26°/oo 

Norwegen 

6-10 

n 

(3-7!.    . 

Schottland 

610 

V 

V 

Portugal 

5'30 

„ 

6'64    .. 

Schweden 

l-,;u 

„ 

f03    „ 

England 

4-50 

V 

Gr. 

Br.  6-42   . 

Spanien 

120 

„ 

7-38    „ 

Österreich-Ungarn 

L-38 

„ 

Ost. 

4' 

51    üng.  7-00  %o 

I  Deutschland 

0'94 

„ 

0'30°/oo 

Frankreich 

0-22 

n 

? 
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VI. 


Sef erver  Ordnung. 


Paehtve  hälmis  und  Kolonisa  ion. 

Verordnung  vom  14.  (Sefer  1276  (12.  September  1859)    betreffend  die  Regelung 

der    zwischen   den  Grundherren    und    den  Pächtern  in  Bosnien  und  der  Herce- 

gowina  bestehenden  Agrarverhältnisse. 

Artikel    1. 

Im  Sandschak  von  Sarajewo,  in  welchem  an  den  meisten  Orten  das 
System  des  Drittels,  an  wenigen  Orten  aber  jenes  der  Hälfte  besteht, 
bleiben  die  zwischen  den  Grundherren  und  den  Pächtern  von  alters  her- 
bestehenden  Agrarverhältnisse   im   allgemeinen   wie   bisher  aufrecht. 

Nur  an  jenen  Orten.  wto  das  Drittelsystem  besteht  und  wo  nach  der 
bisherigen  Gepflogenheit  die  Hälfte  des  Obstertrages  den  Grundherren 
gebührt,  soll  in  Zukunft  vom  Obst  ein  Drittel  den  Grundherren  zu- 
kommen,  während   die   anderen   zwei   Drittel   den   Pächtern  verbleiben. 

Die  Errichtung  neuer  und  die  Ausbesserung  ^er  schadhaften  Re- 
im usungen  der  Pächter,  sowie  anderer  Baulichkeiten  soll  stets  von  den 
Grundherren   ausgehen. 

Baulichkeiten  aber,  welche  von  den  Pächtern  errichte  w  urden  und 
Eigentum  der  letzteren  sind,  müssen,  insolange  sie  nicht  durch  neue  er- 
setzt werden  und  insoferne  sich  in  der  Zwischenzeit  die  Notwendigkeit  von 
"Reparaturen   ergibt,   von   den   Pächtern   ausgebessert  werden. 

Sowie  bisher,  ist  es  auch  in  Zukunft  deu  Grundherren  auf  das 
strengste  untersagt,  die  Pächter  zu  kleinen  oder  gro.  en  Dienstleistungen 
ohne  Entgelt  zu   verwenden. 

Bezüglich  der  Abgabenquote  jener  Pachtgüter,  von  welchen  nach  der 
Gepflogenheit  die  Hälfte  des  Ertrages  entrichtet  wird,  kann  eine  Änderung 
des  vereinbarten  Agrarverhältnisses  nicht  stattfinden ;  es  haben  jedoch 
auch  bei  diesen  Gütern  die  Bestimmungen  in  betreff  der  Baulichkeiten 
und  des  Verbotes,  unentgeltliche  Dienstleistungen  zu  beanspruchen,  in 
derselben  Weise  wie  bei  den  Gütern  mit  dem  Drittelsystem  Platz 
zu   greifen. 

Artikel   2. 

Im  Sandschak  von  Trawnik,  in  welchem  an  den  meisten  Orten  das 
System  des  Drittels,  an  sehr  wenigen  Orten  aber  jenes  des  Viertels  oder 
Fünftels  existiert,  bleiben  die  von  alters  her  zwischen  den  Gnindherren 
und  den  Pächtern  vereinbarten  agrarischen  Verhältnisse  im  allgemeinen 
wie  bisher  aufrecht  erhalten. 

Nur  vom  Obste  soll  auf  jenen  Gütern,  auf  welchen  das  Drittel- 
system besteht  und  wo  bisher  die  Hälfte  des  Obstertrages  den  Grund - 
herren  zukam,  künftighin  nur  ein  Drittel  den  Grundherren  gehören  und 
die  anderen  zwei  Drittel  sollen  den   Pächtern  verbleiben. 

Die  Errichtung  neuer  und  die  Ausbesserung  schadhafter  Wirtschafts- 
gebäude  auf  Pachtgütern,   wo   dieselben   bisher  bald  von  den  Grundherrenr 
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bald  von  <l«'n  Pächtern  vorgenommen  wurden,  .soll  in  Zukunft  jedesmal  und 
vollständig  von  den  Grandherren  vorgenommen  werden.  Nur  jene  Wirt  - 
aehaftsgebäude,  welche  von  den  Pächtern  selbst  errichtet  wurden  und 
daher  ihr  Eigentum  sind,  müssen,  insolange  sie  nicht  durch  neue  ersetzt 
weiden  und  insoferne  sieh  in  der  Zwischenzeit  die  Notwendigkeit  von 
Reparaturen  an  denselben  ergibt,  von  den  Pächtern  selbst  ausgebessert 
\\  erden. 

lhe  Pächter  dürfen,  wie  bisher,  von  den  Grandherren  niemals 
weder  zu  kleinen  noch  zu  größeren  anentgeltlichen  Dienstleistungen  ver- 
wendet   werden. 

Auf  Gütern  mit  dem  Viertel-  und  Fünftelsystem  kann  eine  Modi- 
fikation der  vertragsmäßig  zu  leistenden  Giebigkeitsquote  nicht  statt- 
finden. Von  den  zu  Gunsten  der  Grundherren  festgestellten  Stipulationen, 
nach  welchen  .-de  auf  verschiedene  Dienstleistungen  der  Pächter  Anspruch 
haben,  soll  jedoch  nur  jene  aufrecht  bleiben,  kraft  welcher  die  Pächter 
verpflichtet  werden,  die  Auteile  der  Grundherren  in  ihre  Wohnungen 
oder  auf  die  Markte  zu  bringen  and  auf  deren  Feldern,  Gärten  und 
Weingärten  einige   Feldarbeiten  au  verrichten. 

Außerdem  dürfen  sie-  zu  keiner  ausbedungenen  oder  nicht  aus- 
bedtingouen,    unentgeltlichen    Dienstleistung   verwendet    werden. 

Bei  dieser  Kategorie  von  Pachtgütern  haben  in  betreff  der  Bau- 
lichkeiten die  nä'mlichen  Bestimmungen  zu  gelten,  wie  bei  Pachtgütern  mit 
■  lein    Drittelsystem. 

Artikel   3. 

In  den  Sandschaks  von  Banjaluka  und  BihaC,  in  welchen  durch- 
gehende das  Drittelsystem  besteht,  bleiben  die  zwischen  den  Grundherren 
und  den  Pächtern  seit  alters  her  bestehenden  agrarischen  Verhältnisse  im 
allgemeinen  wie  bisher  aufrecht.  Nur  von  dem  Gemüse  jeder  Art,  von 
welchem  bisher  ein  Drittel  den  (irundherren  entrichtet  wurde,  hat  in 
Zukunft  ein  Viertel  den  Grundherren  zu  gehören,  während  drei  Viertel 
davon  den  Pächtern  za   verbleiben  haben. 

Die  Wirtschaftsgebäude  auf  Pachtgütern,  deren  einige  bisher  von 
(Jrundherren  und  einige  von  Pächtern  neu  errichtet  und  repariert  wurden, 
sind    künftighin    ganz    von   ("irundherren   zu   errichten   und   zu   reparieren. 

Jene  Wirtschaftsgebäude  aber,  die  von  den  Pächtern  selbst  er- 
richtet und  daher  ihr  Eigentum  sind,  müssen,  insolange  sie  nicht  durch 
neue  ersetzt  werden  und  insoferne  sich  in  der  Zwischenzeit  die  Not- 
wendigkeit von  Reparaturen  an  denselben  ergibt,  von  den  Pächtern  selbst 
aasgebessert  werden. 

Die  Pächter  werden  nirgends  und  unter  keinen  Umständen  von 
den    (irundherren   zu   unentgeltlichen    Dienstleistungen    verwendet. 

Artikel   4. 

In  dem  Sandschak  von  Zwornik,  in  welchem  durchgehends  das 
Drittelsystem  besteht,  bleiben  die  von  alters  her  zwischen  den  Grund- 
herren und  den  Pächtern  vereinbarten  agrarischen  Verhältnisse  im  all- 
gemeinen   wie   bisher    aufrecht. 

Nur  hat  der  in  vier  Bezirken  bestehende  Gebrauch,  wonach  von 
der   Heuernte   ein    Drittel   den  Grundherren    abzuliefern   ist,    während   die 
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anderen  zwei  Drittel  den  Pächtern  zu  verbleiben  hatten,  auf  alle  übrigen 
Bezirke  ausgedehnt  zu  werden,  in  welchen  bisher  die  Hälfte  der  Heu- 
ernte den  Grundherren  entrichtet  wurde  und  die  andere  Hälfte  den 
Pächtern  blieb. 

Die  Errichtung  neuer  und  die  Ausbesserung  schadhafter  Wirt- 
schaftsgebäude, welche  bisher  bald  von  den  Grundherren,  bald  von  den 
Pächtern  vorgenommen  wurde,  hat  in  Zukunft  durchwegs  durch  die 
Grundherren   zu  geschehen. 

Es  werden  daher  die  von  den  Pächtern  selbst  errichteten,  somit 
ihnen  gehörenden  Baulichkeiten,  solange  deren  Ersetzung  durch  neue 
nicht  notwendig  erscheint,  in  der  Zwischenzeit  von  den  Pächtern  selbst 
ausgebessert  werden  müssen. 

Die  letzteren  dürfen  niemals  und  nirgends  von  den  Grrundherren 
zu   unentgeltlichen   Dienstleistungen   verwendet   werden. 

Artikel    5. 

Im  Sandschak  von  Novi-Bazar,  in  welchem  ausnahmslos  das 
Viertelsystem  bestellt,  kann  eine  Modifikation  der  zwischen  den  Grund- 
herren und  den  Pächtern  vereinbarten  Agrarverhältnisse  nicht  eintreten. 
Von  den  in  das  Viertelsystem  aufgenommenen  Stipulationen  über  die  den 
Grundherren  zu  leistenden  verschiedenen  Dienste  bleibt  nur  jene  auf- 
recht, welcher  zufolge  die  Pächter  gehalten  sind,  die  Ernteanteile  der 
Grundherren   in   deren   Wohnung   oder  auf  die   Märkte   zu   bringen. 

Sonst  dürfen  sie  zu  keiner,  weder  großen  noch  kleinen,  unent- 
geltlichen Dienstleistung  verwendet  werden. 

Die  Errichtung  neuer  und  die  Ausbesserung  schadhafter  Wirt- 
schaftsgebäude, welche  bisher  bald  von  den  Grundherren,  bald  von  den 
Pächtern  vorgenommen  wurde,  hat  in  Zukunft  durch  die  Grundherren 
zu  erfolgen.  Nur  die  von  den  Pächtern  selbst  errichteten  und  somit 
ihnen  gehörenden  Baulichkeiten  haben,  solange  sie  nicht  durch  neue 
ersetzt  werden  müssen,  in  der  Zwischenzeit  auch  von  den  Pächtern 
ausgebessert   zu    werden. 

Artikel  6. 

Im  Sandschak  der  liereegowina,  in  welchem  an  einigen  Orten  das 
Drittelsystem,  au  einigen  Orten  aber  das  Hälfte-,  Viertel-  und  Fünftel- 
system besteht,  bleiben  die  von  alters  her  zwischen  den  Grundherren 
und  den  Pächtern  bestehenden  Agrarverhältnisse  im  allgemeinen  wie 
bisher  aufrecht.  Nur  an  Orten  mit  dem  Drittelsystem,  wo  nach  der  bis- 
herigen Gepflogenheit  vom  Obst  und  Gemüse  die  eine  Hälfte  den  Grund- 
herren  und  die  andere  den  Pächtern  gebührte,  hat  in  Zukunft,  je  nach- 
dem der  Bezirk  mehr  Obst  oder  mehr  Gemüse  produziert,  von  dieser 
einen  oder  anderen  Gattung  ein  Drittel  den  Grundherren  zuzukommen, 
während   die   anderen   zwei    Drittel   den   Pächtern   zu   verbleiben   haben. 

Es  wird  daher,  wenn  in  einem  Bezirke  diese  Bestimmung  bei  dem 
einen  Produkte  zur  Anwendung  kommt,  rücksichtlich  des  anderen  die 
bisherige   Gepflogenheit   beibehalten. 

Auf  Gütern  mit  dem  Drittelsystem  dürfen  die  Pächter  von  den 
Grundherren  zu  keiner  großen  oder  kleinen  unentgeltlichen  Dienstleistung 
verwendet    werden. 
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Wenn  mich  bei  dem  Bälftesystem  bezüglich  der  Erträgnisabgabe 
keine  Änderung  stattzufinden  bat,  so  ist  es  doch  dabei  den  Grundherren 
:nn'  das  entschiedenste  untersagt,  die  Pächter  zu  anentgeltlichen  Dienst- 
leistungen  zu   verwenden.    Bei   Vereinbarungen  des   Viertel-   I    Fünftel- 

tems  kann  auch  keine  Änderung  stattfinden.  Hinsichtlich  der  beim 
Viertel-  and  Fünftelsystem  bestehenden  Vereinbarungen  über  die  den 
Grundherren  zu  leistenden  verschiedenen  Dienste  bleibt  nur  jene  Stipu- 
lation aufrecht,  kraft  welcher  die  Pächter  gehalten  sind,  die  Anteile  der 
Grundherren  in  ihre  Wohnungen  oder  auf  die  Märkte  au  bringen  und 
auf  deren  Acker,  Gärten  und  Weingärten  einige  Feldarbeiten  zu  ver- 
richten. 

Die  ohige,  heim  Drittolsystem  angeführte  Bestimmung  rücksichtlich 
der  Gebäude   findet  auch   hier  ihre  Anwendung. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Artikel    7 . 

Wie  oben  hei  jedem  einzelnen  Sandschak  bemerkt  wurde,  hat  in 
Zukunft  sowohl  die  Errichtung  neuer,  als  auch  die  Restaurierung  schad- 
hafter  Wirtschaftsgebäude  stets  durch  die  Grundherren  zu  erfolgen. 

Es  sind  nämlich  sehr  viele  von  den  Pächtern  selbst  errichtete 
Gebäude  vorhanden,  welche  von  den  Grundherren  restauriert  werden. 
Wenn  nun  der  Pächter  das  Gebäude  verlassen  und  auf  ein  anderes 
Pachtgut  übersiedeln  will,  ergibt  sich  dann  der  Fall,  daß  der  letztere 
die  Erbauungskosten,  der  Grundherr  aber  die  Restaurierungskosten  be- 
ansprucht. Da  aber  durch  Ablauf  der  Zeit  der  wahre  Sachverhalt  nicht 
eruiert  werden  kann,  entstehen  dann  anzählige  Streitigkeiten.  Mit  Rück- 
sicht darauf  hat  die  Ersetzung  der  den  Pächtern  gehörigen  Baulichkeiten 
durch  neue,  wenn  sich  die  absolute  Notwendigkeit  dazu  herausstellt, 
von  den  Grundheiren  vorgenommen  zu  werden,  die  in  der  Zwischenzeit 
notwendig  gewordenen  Restaurierungsarbeiten  müssen  aber  durch  die 
Pächter  besorgt   werden. 

Wenn  der  Pächter  das  Pachtgut  verlassen  will,  um  auf  ein  an- 
deres zu  ziehen,  so  müssen  die  ihm  gehörenden  Baulichkeiten  von  der 
Behörde  unter  Zuziehung  von  Sachverständigen  untersucht  und  abgeschätzt 
werden.  Der  Grundherr  ist  dann  gehalten,  dem  Pächter  den  Schätzungs- 
wert voll  auszubezahlen. 

Nachdem  es  notwendig  ist,  daß  der  Befund  und  die  Schätzung  in 
gerechter  Weise  vorgenommen  werden,  so  haben  hei  derartigen  Anlässen 
der  Grundherr  und  der  Pächter  je  zwei  Vertrauensmänner  zu  wählen. 
Diese  vier  Vertrauensmänner  versammeln  sich  im  Ortsrat  und  bestimmen 
nach  dem  Grundsätze  der  Stimmenmehrheit  den  eventuellen  Wert  der 
Baulichkeit,  welche  der  Pächter  verlassen  will.  Nach  ihrem  Spruche  wird 
die  Angelegenheit  von  dem  Ortsrate  dann  geschlichtet.  Sollten  die  vier 
Vertrauensmänner  sich  nicht  einigen  können  oder  sollte  nicht  einmal  eine 
Stimmenmehrheit  erzielt  werden,  so  haben  sie  einen  fünften  Vertrauens- 
mann zu  wählen,  dessen  Schiedsspruch,  wie  immer  er  auch  ausfalle,  von 
allen   übrigen  angenommen  werden  muß. 
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Artikel   8. 

Die  Grundherren  sind  nicht  befugt,  die  Pächter  zu  jeder  ihnen 
beliebigen  Zeit  von  ihren  Pachtgütern  zu  entfernen.  Nur  wenn  der 
Pächter  die  Bearbeitung  des  Pachtgutes  vernachlässigt  und  ohne  gesetz- 
lichen Entschuldigungsgrund  den  Feldbau  unterläßt,  so  daß  dadurch  der 
Grundherr  um  sein  Gutserträgnis  gebracht  wird,  oder  wenn  er  auf  eine 
andere  Art  dein  Grundherrn  Schaden  verursacht,  oder  ohne  einen  wich- 
tigen Entschuldigungsgrund  sich  weigert,  dem  Grundherrn  den  ihm  ge- 
bührenden Auteil  zu  entrichten,  oder  kurz,  wenn  er  den  zwischen  ihnen 
abgeschlossenen  Vertragsbestimmungen  entgegenhandelt  und  der  Grund- 
herr bei  der  Behörde  darüber  Klage  führt,  so  wird  die  Behörde,  nach- 
dem sie  Erhebungen  gepflogen  und  durch  vollgültige  Beweise  sich  von 
der  Eichtigkeit  des  dargestellten  Sachverhaltes  überzeugt  hat,  und  wenn 
die  Besserung  des  Pächters  nicht  möglich  ist,  denselben  von  dem  be- 
treffenden  Pachtgute    entfernen. 

Die  Pächter,  welche  auf  ihren  eigenen  Wunsch  die  Pachtgüter, 
auf  welchen  sie  sich  befinden,  veidassen  wollen,  müssen  ihre  Absicht 
bei  Beendigung   der   Drescharbeiten    den   Grundherren   kundgeben. 

Der  Pächter,  welcher  ohne  rechtzeitige  Kündigung  ein  Pachtgut 
zur  Unzeit  verläßt,  wird  von  der  Behörde  zum  Ersätze  des  dem  Grund- 
herrn  zugefügten   Schadens   verhalten   werden. 

Artikel    9. 
Die     Gruudherren     dürfen     die     von    ihren    Pachtgütern    ihnen    zu- 
stehenden  Erträgnisanteile    durchaus    nicht    in    Pacht   vergeben.     Die   da- 
ircgenhandelnden   Grundherren   werden   von    der   Behörde   daran  gehindert 
und   dafür  verwarnt   werden. 

Artikel    Kl. 

Die  Gepflogenheit  der  Grnndherren,  wenn  sie  zu  gewissen  Jahres- 
zeiten auf  ihre  <Üiter  sich  begeben,  die  Pächter  aus  ihren  Häusern  zu 
entfernen,  um  selbst  in  denselben  zu  wohnen,  sowie  der  Usus,  von  ihnen 
unentgeltliche  Verpflegung  zu  beanspruchen,  ist  in  Zukunft  absolut 
vei-boten. 

Artikel    11. 

Einige  Grundherren  pflegen  ihre  Anteile  an  der  Pflaumenernte 
erst  dann  in  Empfang  zu  nehmen,  wenn  daraus  Branntwein  erzeugt  ist. 
Da  aber  die  Erzeugung  des  Pflaumenbranntweines  viel  Kosten  verursacht 
und  die  vorerwähnte  Gepflogenheit,  wenn  sie  auch  auf  einem  alten 
Herkommen  beruht,  den  Pächtern  große  Lasten  aufbürdet,  so  haben  die 
Grundherren  in  Zukunft  ihre  Anteile  au  der  Pflaumenernte  entweder  im 
frischen  oder  im  trockenen  Zustande  zu  übernehmen  und  dürfen  sie  nicht 
eist  dann  beanspruchen,  wenn  aus  den  Pflaumen  Branntwein  erzeugt 
worden   ist. 

Artikel    12. 

Die  Vertreter  der  Pächter,  als  sie  vor  dem  hohen  Tansimatrate 
vernommen  wurden,  haben  ausgesagt,  daß  einige  flrundherren,  nachdem 
sie  ihre  Pachtgüter  verpachtet  haben,  an  die  Pächter  außerhall)  der 
/.wischen      ihnen      getroffenen     Vereinbarungen     stehende      Anforderungen 
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b teilen  and  den  Pächtern  auf  ihre  Weigerung,  das  Verlangte  zu  leisten, 
bedeuten,  daß  ea  bo  verabrede!  worden  Bei  und  daß  sie.  wenn  sie  es 
nicht  leisten   wollen.   \.>!i  den   Pachtgütern   entfernt   würden. 

Wiewohl  ea  offenbar  ist,    daß    nicht    alle    Grundherren    zu    dieser 

Sorte  gehören,  kann    ea    unter   ihnen    doeb    einige   habsüchtige   Menschen 

u.    welche  -ieh   derartige    Handlungen    zu    Schulden   kommen   lassen. 

l>a  aher  nach  der  bisherigen  Gepflogenheit  die  Agrarverhältnisse 
zwischen  den  Grundherren  und  Wen  Pächtern  nur  mündlieh  vereinhart 
and  Bchrifcliche  Dokumente  nicht  errichtet  werden,  muß  es  bei  vot- 
kommenden Streitigkeiten  der  Kompetenten  wegen  Mangels  eines  Doku- 
mentes und  wegen  Unkenntnis  der  bezüglichen  Vertragsbestimmungen 
Schwierigkeiten   bereiten,  die   Rechtssache  zu  schlichten. 

Nachdem  Ansprüche,  welche  außerhalb  der  getroffenen  Verein- 
barungen -tehen  und  von  dem  einen  oder  dein  anderen  Teil  erhoben 
werden,  nur  dann  hintangehalten  werden  können,  wenn  nach  den  Be- 
stimmungen  über  die  Verträge  errichtete,  rechtskräftige  Dokumente  vor- 
liegen, sn  werden  von  nun  an  in  den  erwähnten  Sandschaks  über  die 
8n seifigen  Bedingungen  der  dort  bestehenden  agrarischen  Pachtver- 
träge durch  die  Behörde  mit  den  Grundherren  und  Familienhäuptern 
der  Pächter  d.  h.  mir  dem,  der  das  Gut  pachtet,  Vertragsdokumente  in 
der  den  beiden  Teilen  verständlichen  Sprache  aufgenommen  werden. 
Dieselben  müssen  von  beiden  Teilen  gefertigt  oder  untersiegelt  und  von 
der  Behörde  legalisiert  werden.  Ein  Exemplar  des  Vertragsdokumentes 
wird   dem   Grundherrn   und  eines   dem   Pachter  übergeben   werden. 

Zu  den  im  Vertrage  enthaltenen  und  sowohl  für  den  Grundherrn 
als  auch  für  die  Pächter  bindenden  Stipulationen,  sowie  zu  den  mit  der 
gegenwärtigen  Verordnung  veranlagten  Modifikationen  darf  keine  weitere 
belastende   Bedingung  hinzugefügt  werden. 

Wohl  bleibt  es  dem  Ermessen  des  Grundherrn  überlassen,  aus 
eigenem  Antrieb   Erleichterungen    zu  gewähren. 

Solange  in  der  Person  des  Pächters  kein  Wechsel  eintritt  oder 
solange  das  Familienoberhaupt,  welches  den  Vertrag  unterzeichnet  hat, 
nicht  gestorben  ist,  bleibt  die  Tiültigkeit  des  Vertrages  immer  aufrecht. 
Nur  dann,  wenn  ein  Pächter  eben  erst  auf  ein  Pachtgut  zieht  oder 
wenn  das  <  überhaupt  der  auf  dem  Pachtgut  wohnenden  Familie,  von 
dem  der  Vertrag  unterzeichnet  wurde,  gestorben  ist.  soll  die  Gültigkeit 
des  alten  Vertragsdokumentes  erlöschen  und  muß  dasselbe  erneuert 
len. 

Ea  werden  Formularien  solcher  Vertragsdokumente  in  Konstanti 
nopel  aufgelegt,  in  den  Bezirken  und  Dörfern  verteilt  und  an  jedermann 
unentgeltlich  erfolgt  werden.  Die  Beamten  haben  darauf  zu  sehen,  daß 
für  die  Formularien  weder  unter  dem  Titel  der  Stempel-  noch  unter 
dem  einer  anderen  Taxe  von  den  Grundherren  und  Pächtern  irgend  ein 
Geldbetrag  eingehoben  werde. 

Beamte,  Gemeindevorstände  oder  Ortsnotabein,  welche  hiefür  von 
irgend  jemandem  Geld  erheben,  werden  nach  den  Bestimmungen  des 
Kriminalgesetzes  bestraft   werden. 

Wiener  Btaatswiss.  Stadien.  XII.  Bd.,  :'..  Heft.  ."!') 
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Artikel  13. 
Es  wird  dein  Vali1),  den  Mutessarifs 2),  den  Kaimakams 3)  und 
Mudirs4i  zur  Pflicht  gemacht,  daß  in  der  Durchführung  der  in  den  vor- 
stehenden Artikeln  auseinandergesetzten  Prinzipien  Eifer  und  Sorgfalt 
an  den  Tag  gelegt,  allfällige  Anzeigen  oder  Klagen  der  Grundherren 
und  Pächter  angehört  und  mit  Rücksicht  auf  den  Sachverhalt  die  erfor- 
derlichen Maßregeln  getroffen  werden.  Diejenigen,  welche  sich  hiebei 
Vernachlässigungen  zu  Schulden  kommen  lassen,  werden  zur  Verant- 
wortung gezogen  und   verwarnt. 


r)  Vali  =  Gouverneur  oder  Statthalter. 

2)  Mutessarif  =  Kreisvorsteher  —   Vizegespan   eines    ungar.     oder 
kroat.   Komitates  —  Regierungsvizepräsident  in   Preußen. 

3)  Kaimakam  =  Bezirksvorsteher  —   österr.   Bezirkshauptmann   — 
ungar.   Stuhlrichter  —   preuß.   Landrat. 

4)  Mudir  =  Expositursleiter. 
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VII. 

Lex  Stojanovic. 

Gesetzentwurf  über  die  teilweise  Regelung  des  Kmetenverhältnisses  von 

Dr.  Stojanovic. 

§  l. 
Der  Träger  dos   Kmetenrechtes   ist  die  Kmetenfamiliengomeinschaft 
Zadruga  .    welche    im  Grundbuche  entweder  nach  dem  Familiennamen  oder 
nach  dem    Namen  >\f*   Baasältesten  angeschrieben  ist. 

Die  Kmetenfainilie  besteht  so  lange,  als  überhaupt  ein  Mitglied  der 
Familie  existiert. 

§  -'• 

Mitglied  der  Kmetenfamilie  ist  jode  männliche  oder  weibliche  Person, 
welche  Mitglied  der  Familie  geworden  ist,  welche  das  Kmetenrecht  be- 
sitzt,  and   zwar: 

a)  durch  eheliche  Geburt  oder  durch  Adoption  von  bisherigen  Mit- 
gliedern  der  Zadruga, 

/<     durch    Heirat   irgend    eines  Mitgliedes   der   Zadruga. 

§3. 
Das   Kmetenrecht  erlischt, 
(i)   wenn  alle  Mitglieder  der  Zadruga    aussterben, 

b)  wenn  alle  Mitglieder  der  Zadruga  freiwillig  ihres  Rechtes  entsagen 
und   dauernd   vom   Hofe  absiedeln, 

c     wenn  Grundherrn-  und  Kmetenrecht  sich  in  einer  Person  vereinigt. 

§4. 
Für  arbeitsunfähige  Personen  und  solche,  welche  im  Militärdienste  stehenr 
ernennt  das  Bezirksamt  auf  ihr  Verlangen  einen  Fürsorger  i  Staraoc),  dessen 
Pflicht  es   ist,    jenen  Teil  des   Kmetenhofes  zu  verwalten,    der  nötig   i-t. 
die    seiner   Fürsorge   Anempfohlenen   zu   erhalten. 

Dieselbe  Pflicht  hat  der  von  der  Obervormundschaft  für  die  minder- 
jährigen Kinder  ernannte  Tutor,  wenn  keine  anderen  arbeitsfähigen  Mit- 
glieder der  Zadruga  vorhanden  sind.  Die  Größe  des  Hofteiles  der  zur 
Erhaltung  der  arbeitsunfähigen  Personen  beim  Militär  befindlichen  oder 
minderjährigen  Personen,  bestimmen  der  Grundherr  und  der  Fürsorger  e'in- 
vernehmlich.  Falls  sie  sich  nicht  einigen  können,  entscheidet  darüber  ein 
Schiedsgericht  inappellabel,  in  welches  jede  Partei  zwei  Vertreter  wählt, 
die  unter  dem  Vorsitze  des  Ortsvorstehers  steht,  in  dessen  Ort  der  Knieten- 
hof  liegt.  Über  den  übrigen  Teil  des  Hofes  verfügt  der  Grundherr  un- 
eingeschränkt bis  zur  Volljährigkeit  des  Zadrtigamitgliedes  oder  bis  zur 
Hebebung  der  Hindernisse,  welche  Ursache  der  Ernennung  eines  Fürsorgers 
waren. 

;)0* 
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Der  Grundherr  ist  dann  verpflichtet,  jenen  Teil  des  Besitzes,  den 
er  bewirtschaftete,  in  demselben  Zustande,  in  welchem  er  ihn  übernahm, 
zu   übergeben. 

§5. 

Der  Aga  (Grundherr)  kann  im  Falle  der  Xichtbearbeitung  oder  Ver- 
mehrung des   Kulturlandes   seines   Hofes   verlangen: 

'/  daß  der  unfähige  und  nachlässige  Familienvorstand  (Starjesina) 
durch   ein   anderes   Mitglied   der  Gemeinschaft   ersetzt   werde. 

Wenn   dies   unmöglich  oder  ohne  Erfolg  ist,   so   kann   er 

/>)  verlangen,  daß  ein  Sequester  des  Hofes  bestellt  werde,  welchen 
über  Verlangen  des  Grundherrn  und  auf  Vorschlag  des  Dorfgemeinderates 
das  Bezirksamt  mit  der  Verpflichtung  ernennt,  daß  er  dem  Grundherrn 
ordentlich  die   Giebigkeit     Hak>   leiste. 

Der  Zadruga-Starjesina,  der  von  der  Verwaltung  abgesetzt  wurde, 
sowie  ein  jedes  Mitglied  der  Zadruga,  welches  den  Genuß  des  Kmeten- 
rechtes  auf  eine  solche  Weise  verloren  hat,  kann  jederzeit  von  Neuem 
die  Bearbeitung  des  Hofes  (Cifluk)  gegen  Aufstellung  eines  Bürgen  über- 
nehmen,  über  dessen  Bürgschaftsfähigkeit  der  Dorfgemeinderat  entscheidet. 

§  6. 

!  >ie  Teilung  des  Kmetenhofes  ist  ohne  jede  Beschränkung  erlaubt, 
soweit  sie  nur  nicht  schädlich  auf  die  Wirtschaft  der  Kmetenzadruga  ein- 
wirkt, indem  sie  die  Grundstücke  der  einzelnen  neuen  Zadrugas  unter 
das   Minimum   bringt,   welches   zur  Erhaltung  einer   Familie  nötig  ist. 

Über  dieses  unteilbare  Minimum  entscheidet  separat  jeder  Bezirksrat. 

§  7. 

Das  Kmetenvorkaufsrecht,  des  §  3  des  Gesetzes  vom  7.  Muharem 
I  293  geht  dem  §  41,  44  i),  45  des  Gesetzes  vom  7.  Ramazan  1274  voran. 

Die  Kmetenzadruga  kann  sich  dieses  Rechtes  bedienen  auch  bei  un- 
entgeltlichen Verträgen  und  in  diesem  Falle,  wie  auch  in  jenen  Fällen,  wo 
der  Kaufpreis  nicht  konstatiert  werden  kann,  hat  die  Zadruga  über  Schät- 
zung von  Sachverständigen  jenen  "Wert  zu  zahlen,  welchen  das  Objekt 
zur  Zeit  der  grundbücherlichen  Übertragung  besaß.  Die  Angabe  eines  höheren 
Kaufpreises  vor  der  Grundbuchsbehörde,  als  abgeschlossen  wurde,  wird 
als  Übertretung  angenommen  und  mir  strengem  Arreste  von  3  bis  6  Mo- 
naren  bestraft. 

§8. 

Die  Kmetenzadruga  isr  berechtigt,  auf  ihre  Kosren  Gebäude  auf  dem 
Kmitenhofe  zu  errichten,  ohne  irgend  eine  Zustimmung  dazu  einholen 
zu    müssen. 

§  9. 

Der  Kmeteiihof  kann  durch  ärarische  Grundstücke  nicht  vorgrößert 
werden, 

§10. 

Die  Kmetenzadruga  wird  aneingeschränkte  Eigentümerin  des  Hofes, 
wenn  die  Grundherrnfamilie  derart  ausstirbt,  daß  keine  einzige  dazu  be- 
rechtigte Persönlichkeit   übrig  bleibt  (erbberechtigt). 
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§  iL 

Die  Hakabnahme  wird  aacfa  d<-n  bisherigen  Vorschriften  und  Ge- 
bräuchen durchgeführt. 

Die  Knieten  sind  nur  zu  einer  Übergabe  des  Ilaks  auf  ihrem  eigenen 
Bofe  verpflichtet. 

Vertreter  des  Grundherrn  (Subaäas)  können  nur  jene  Personen  sein, 
«reiche  nicht  wegen  eines  Verbrechens  oder  Yirtcohens  aus  Gewinnsucht 
bestraft  sind. 

§  12. 

Di«--  ■ /.  tritt    in  Kraft  mit  dem  Tage  seiner  Verlautbarung  und 

biemit  verlieren  alle  Gesetze  und  Verordnungen,  wrlchc  zu  demselben  im 
Widerspruche  stehen,  ihre  Kraft  und  insbesondere  der  Art.  VIII  der  Ver- 
ordnung vom    L4.  Sefer    1276  (12./1X.  1259). 
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VIII. 

Lex  Halilbasic. 

Gesetzentwurf  des  Mustajbeg  Halilbasic  über  die  Regelung  des   Ver- 
hältnisses zwischen  Grundherren  und  Kmeten  (Mustedzire). 

§  1. 
Die  Seferverordnung  und   die   alten  Gebräuche   sind  die   Grundlage 
für  die   Beziehungen   zwischen   Grundherren  und   Knieten. 

§2. 
Die    Verjährung    der    Hakklagen    tritt    mit    Vollendung    des    fünf- 
zehnten  .Jahres   ein. 

Erweist  der  Grundherr  mit  drei  rechtskräftigen  Urteilen,  daß  der 
Kniet  die  ihm  im  §  8  der  Seferverordnung  vorgeschriebenen  Pflichten 
vernachlässigt,   so  verliert  derselbe   sein   Kmetenrecht. 

§4. 
Der  Cifluk  (Hof    darf  ohne   ausdrückliche  Zustimmung  des   Grund- 
herrn  nicht  geteilt   werden. 

§  5. 

Jedes  Mitglied,  welches  den  Kmetenhof  verlaßt  und  binnen  Jahres- 
frist nicht   zurückkehrt,   verliert   das    Kmetenrecht. 

§6. 

Der  Kmet  darf  ohue  ausdrückliche  Erlaubnis  niemandem  Cifluk- 
gründe  zur  Bearbeitung  überlassen,  weder  Felder  noch  Wiesen,  noch 
darf  er   Wiesen  und   Acker   in    Weideland   umwandeln. 

§7. 

Der  Kniet  ist  verpflichtet,  den  Hak  oder  Kesim  (eine  fixe  Pacht- 
summe)  dem  Grundherrn  beim  Cardak  (Grundherrnspeicher,  bzw.  Herrn- 
sommerwohnung) oder  nach  den  lokalen  Gepflogenheiten  an  dem  dazu 
bestimmten   Platze   zu   übergeben. 

§8. 
Der  Kniet  darf  nicht  einmal  auf  seine  eigenen  Kosten  ohne  Er- 
laubnis des  Grundherrn  außerhalb  der  Kmetenhofstelle  Gebäude  auf- 
führen. Errichtet  er  derartige  Gebäude  im  Hofe  selbst,  so  hat  er  im 
Falle  des  Erlöschens  des  Kmetenrechtes  keinerlei  Recht,  eine  Ent- 
schädigung dafür  zu  verlangen.  Dem  Kmeten  steht  das  Recht  zu,  das 
Baumaterial   solcher  Gebäude  innerhalb  dreier  Monate   wegzuführen. 

Der  Kmet  verliert  das  Recht  des  Vorkaufes  auf  den  Cifluk, 
sobald   er   vor   oder  nach   dem  Verkaufe   erklärt,   daß   er  nicht  kaufen  will. 
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><  10. 
1 1       bisher    auf    anbestimmte    Zeit    geschlossenen    Kesimverträge 
Verträge  auf  eine  lixe   Pachtsamme)    verlieren    mit  dem  'Tode    des  der- 
zeitigen Starjesina   ihre  Gültigkeil   und  es  tritt   an   Ihre  Stelle  die  Abgabe 

defl    Hak:»    in    natura    na  eh    dem    in    dem  betreffenden    I  >orfe    gebräuchlichen 
Schlüssel. 

§  11. 
Der   Kniet    ial    verpflichtet,    dem   Grundherrn    für  das   unbearbeitete 

Grundstück    Sehadeners.it/.    /.n    leisten. 

§  12. 

Die  Mitglieder  der  Kmetenaadruga  verlieren  mit  der  Verheiratung 
jedes   Reeht  auf  Bearbeitung  des  Cifluks. 

§  13. 
Der  Kniet    darf   über    die    unbedingte    Notwendigkeit    des    Cifluks 

hinaus    in   den   (  itlukwäldern   kein   Holz   hacken. 

§  14. 
In  jenen   Orten,     wo  die  Grundherren    nach    dem    bisherigen   Usus 
die  Gebäude  errichten,  sind  die  Grundherren  verpflichtet,   solche  zu  bauen, 
wenn    der   ('itluk    im   Sinne   des  Gesetzes   vom    7.  Ramazan    1274.   §  131, 
die  vorgeschriebene  Größe  besitzt. 

§  15. 

Innerhalb  der  Grenzen  des  Cifluks  und  innerhalb  der  Entfernung 
von    •">  hm   darf  der  Kniet   kein  ärarisches   Land   zum    Roden  erhalten. 

§  16- 

Die  Kündigung  des  l'ridrz-  oder  Prioracverhältnisses  hat  nach 
<ler  Ernte  zu  erfolgen  und  der  Pridrznik  oder  Priorae  (Zeitpächter  gegen 
Hak-  oder  Kcsimabgabe)  ist  verpflichtet,  den  betreffenden  Grund  dem 
Grundherrn   innerhalb   sechs   Monaten   zu  übergeben. 

§  17. 

Der  Knut  darf  ohne  Grundherrnbewilligung  auf  den  Giflukgründen 
keinerlei  Gewerbe  oder  Handel  treiben,  mit  welchem  er  sich  dauernd 
beschäftigt. 

§  18. 

Verständigt  der  Kmet  den  Grundherrn  nicht  rechtzeitig,  im  Sinne 
der  Regierungsverordnung  vom  31.  Mai  1905,  Z.  8678,  von  der  Ernte 
und  dem  Drusch  und  versäumt  er  die  für  diesen  Zweck  festgesetzte 
Zeit,  so  trägt  er  die  Kosten  des  Beweises  zum  ewigen  Gedächtnisse, 
betreffs   der   Festsetzung   des   .schuldigen   Ilaks. 

§  19. 

Im  Falle  der  Expropriation  steht  dem  Knieten  kein  Entschädigungs- 
anspruch  für  die   expropriierten  Grundstücke   zu. 
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§  20. 
Der    Diebstahl     an     den    Erträgen     der    Ciflnkgründe     durch     den 
Knieten    oder    durch    Mitglieder    seiner   Zadruga    wird     nach    den    Vor- 
schriften des   bosnisch -hercegowinischen   Strafgesetzes  bestraft. 

§21. 
Das   Kmetenverhältnis     wird    als     ipso    facto    erloschen    betrachtet, 
wenn    der    Kmet    oder    ein    anderes  Mitglied    ein  Verbrechen    gegen  die 
Person     des    Grundherrn,     seine    Vertreter    oder     die    Mitglieder     seiner 
Familie   ausführt   oder   auszuführen   sucht. 

§22. 
Wenn  der  Kmet  oder  ein  Mitglied   seiner  Familie  an  dem  Grund- 
herrn oder  seinem  Vertreter  oder  einem  Mitgliede  der  Grundherrnfamilie 
eine   leichte   körperliche  Verletzung  verübt,   so   begeht  er  die  Übertretung 
des  §  8   der  Seferverordnung. 

§23. 
Tätliche  Verletzungen    oder  Ehrenbeleidigungen  werden    als  Über- 
tretung   der  Kmetenpflichten,     wie  sie  im  §  8   der  Seferverordnung    vor- 
geschrieben  sind,   angesehen. 

§  24. 
Alle   in   den   §§4,    6,   7,  13,    17,   20,    21  und  23  angeführten  Fälle- 
werden  als  Überschreitungen  der  Seferverordnung    angesehen    und  haben 
die  im  §  8   dieses  Gesetzes    angeführten  Folgen. 

§25. 
Falsche  Zeugenaussagen    in  Agrarprozessen  sind    nach  dem   Straf- 
gesetze für  Bosnien-Hercegowina   zu  strafen. 

§26. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Verlautbarung  in  Kraft  und 
hiemit  verlieren  alle  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  demselben 
widersprechen,    ihre  Kraft. 
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IX. 

Gesetz  vom  13.  Juni  1911  über  die  Erteilung  von  Dar- 
lehen zum  Zwecke  der  freiwilligen  Ablösung  von 
Kmetenansässigkeiten  in  Bosnien  und  der  Hereegowina. 


Ab&ndernngen  und  Zusätze  des 

Landtages  im  endgültigen  (*e- 

setzestext  aufgenommen« 


Regier  ungsentwurf. 


Mir  Zustimmung   des   Landtages  der  Länder  Bosnien  und  der  Heree- 
gowina  finde  Ich  anzuordnen  wie  folgt : 

§    I. 

Die  Ablösung  von  Kmeten- 
ansässigkeiten in  Bosnien  und  der 
Hereegowina  kann  nur  auf  Grund 
eines  freiwilligen  Übereinkommens 
/wischen  dem  Grundherrn  und  Knieten 
erfolgen. 

§   2. 

Zum  Zwecke  der  freiwilligen 
Ablösung  von  Kmetenansässigkeiten 
wird  die  Landes  Verwaltung  den  Knie- 
ten, die  über  das  erforderliche  Kapital 
nicht  oder  nur  teilweise  verfügen, 
über  ihr  Verlangen  und  unter  den 
in  diesem  Gesetze  enthaltenen  Be- 
dingungen Darlehen   gewähren. 


Dnter  den  gleichen  Bedingun- 
gen werden  den  Kmeten  Darlehen 
auch  auf  Beglukgrundstücke  gewähr: 
werden,  wenn  der  Grundherr  seinen 
Kmeten  nebst  den  Kmetenansässig- 
keiten auf  den  in  demselben  Dorfe 
liegenden    Beglukbesitz   verkauft. 


§   & 

Die  gleiche  Beihilfe  der  Landes- 
verwaltung    wie     bei     der    im    Wege 
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gänzlichen    oder    teilweisen 

Ablösung   von   Kmetengrundstücken 


ansässigkeiten 

derselben 


•der 


.  ihre  Knieten - 
einzelne    Teile 


freiwilligen  Übereinkommens  erfol- 
genden  Ablösung  <h-r  Kmetengrund- 
stäcke  können  die  Kmeten  auch  im 
Falle  der  erfolgreichen  Geltend- 
machung der  ihnen  auf  die  Kmeten - 
grundstücke  zustehenden  Vorkaufs- 
rechte  in   Anspruch   nehmen. 


§   4. 

Die  Landesverwaltung  wird 
cnii ächtigt,  zur  Beschaffung  der  für 
die  freiwillige  Ablösung  von  Kmeten  - 
ansässigkeiten  erforderlichen  Mittel 
Schuldverschreibungen  hinauszugehen. 
Diese  Schuldverschreibungen  lauten 
auf  den  Überbringer  und  sind  verlos- 
bar. Sie  führen  die  Bezeichnung 
..  Kmetenablösungsobligationen".  Ihre 
Hinausgabe  erfolgt  nach  Maßgabe 
der  bewilligten  Kmetenablösungsdar- 
lehen. 

§    5. 

Die  (.ewähruug  der  Darlehen 
erfolgt  gegen  grundbücherliche  Ein- 
verleibung des  Darlehensbetrages 
gleichzeitig  mit  der  grundbücherlichen 
Übertragung  des  Eigentumsrechtes 
vom  bisherigen  Grundherrn  auf  den 
bisherigen  Kmeten  als  neuen  Eigen- 
tümer. 

§   6. 

Die  Zuzählung  der  Darlehen 
geschieht  im  Baren.  Über  den  vom 
Darlehensnehmer  im  Einverständnisse 
mit  dem  Grundherrn  ausgesprochenen 
Wunsch  kann  das  Darlehen  auch  in 
Kmetenablösungsobligationen  erfolgt 
werden,  doch  werden  die  Obligationen 
in  diesem  Falle  im  Nominalwerte 
zugezählt. 


Das  Darlehen  ist  über  Begehren 
des   Darlehenswerbers    bis   zur   Höhe 


Das  Darlehen  ist  nur   in  jenem 
Betrage   zu  gewähren,    welcher    nach 
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des  Ablösungspreises  zu  geben,  darf 
abet  den  Werl  nicht  übersteigen, 
welchen  die  Behörde  für  die  abzu- 
lösende Ansässigkeit  durch  Schätzung 
bestimmt.  Kalls  <lir  Parteien  mit 
dieser  Schätzung  uicht  zufrieden  sind, 
ist  der  Wert  bei  gleichzeitiger  Dar- 
legung der  berücksichtigten  Momente 
auch  noch  durch  eine  Kommission 
festzustellen!  die  aus  dem  Bezirks - 
Vorsteher  als  Obmann  und  vier  Mit- 
gliedern bestellt,  i leren  je  zwei  der 
Grundherr    und    der    Kniet    wühlen. 


den  Vermögensverhältnissen  des  Dar- 
lehenswerbers zum  Loskaufe  der  Lie- 
genschaft unbedingt  notwendig  ist. 
Jedoch  darf*  das  Darlehen  den  be- 
hördlich ermittelten  Schätzwert  der 
abzulösenden  Grundstücke  nicht  über- 
steigen. 


§   8. 

Darlehen  im  Sinne  des  £  7 
erteilt  die  Landesregierung.  Hinsicbt- 
lich  der  Hübe  der  Darleben  ent- 
Bcheidet  sie  unabhängig;  im  Falle 
der  Notw  endigkeit  der  kommissionellen 

Schätzung  nach  §  7  wird  aber  auch 
das  Guthaben  des  in  diesem  Para- 
graphen  angeführten  Kommission  in 
Erwägung  gezogen  werden. 


§  8- 

Kin  Kinetenablösungsdarleben 
wird  nur  solchen  Knieten  gewährt, 
deren  selbständige  Existenz  im  Falle 
des  Loskaufes  durch  deren  wirt- 
schaftliche  Tüchtigkeit  gewährleistet 
erscheint. 

Die  Prüfung  der  Darlehens- 
gesuche und  der  Rücksichtswürdigkeit 
der  Bewerber  obliegt  den  politischen 
Lokalbehörden.  Die  Entscheidung  über 
das  Ansuchen  steht  der  Landes- 
regierung  zu. 


Unter  den  gleichen  Voraus- 
setzungen können  auch  bereits  in 
Rückzahlung  befindliche  Darleben  für 
frühere  Kmetenablösungen  auf  An- 
suchen der  Schuldner  übernommen, 
bzw.  gemäß  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes   konvertiert   werden. 


Der  Zinsfuß  der  zu  gewäh- 
renden    Darlehen      ist     der     gleiche 

w  ie    jener    der    Kmetenablösungsobli- 
gationen. 

Nebst  den  Zinsen  bat  der  Dar- 
lehensnehmer die  nach  dem  Tilgungs- 
plane entfallenden  Amortisationsraten 
zu   entrichten. 
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Die  mit  der  Durchführung  der 
Darlehensgeschäfte  verbundenen  Aus- 
lagen. Schreib-  und  Manipulations- 
spesen und  dergleichen,  sowie  die 
bei  Verwertung  der  auszugebenden 
Kmetenablösungsobligationen  etwa 
entstehenden  Verluste  und  Spesen 
trägt  das  Landesärar  und  es  darf  ein 
besonderer  Beitrag  für  diesen  Zweck 
nicht   einschoben   werden. 


Im  Falle  einer  Mißernte  oder 
anderer  Elementarschäden  wird  dem 
Schuldner,  insoferne  ihm  die  Be- 
freiung vom  Zehentpauschale  zuteil 
wird,  die  Annuitätenzahlung  um  ein 
Jahr  über  die  vereinbarte  Frist  ver- 
längert. Die  Verzugszinsen  für  dieses 
Jahr  werden  aus  Landesmitteln  ge- 
zahlt. 


§   11- 

Im  Falle  eines  Zahlungsver- 
säumnisses hat  der  Schuldner  von 
den  rückständig  gebliebenen  Beträgen 
Verzugszinsen  zu  entrichten,  welche 
vom  Tage  der  Fälligkeit  bis  zum 
Tage  der  Zahlung  mit  5  °,'0  pro  anno 
zu  berechnen  sind. 

Ebenso  fallen  dem  Schuldner 
die  etwaigen  Kosten  einer  zwangs- 
weisen  Eintreibung:  zur   Last. 


§    12. 

Die  Rückzahlung  der  Darlehen 
erfolgt  in  halbjährigen  Amortisierung 
und  Zinsen  in  sich  begreifenden 
Annuitäten. 

Die  Bestimmung  der  Anzahl 
der  Annuitäten,  mittels  deren  die 
Tilgung  zu  erfolgen  hat,  ist  der  freien 
Vereinbarung   überlassen. 

Die  Rückzahlungsfrist  soll  in 
der  Regel  nicht  weniger  als  30  und 
nicht    mehr    als    50  Jahre    betragen. 


§   13. 

Der  Schuldner  kann   die  Rück- 
zahlung des  Kapitals  ganz   oder  teil- 
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weise  auch  vor  Ablauf  Wer  fest- 
gesetzten Zahlungsfrist  leisten,  wenn 
durch  den  zur  Rückzahlung  ange- 
botenen Betrag  eine  oder  mehrere 
vertragsmäßig  bedungene,  wenn  auch 
in  Annuitäten  enthaltene  Kapitalsraten 
ohne  Rest  beglichen  werden  and 
wenn  der  Schuldner  diesen  Betrag 
wenigstens  drei  Monate  vorher  kündigt 
<«der  für  die  Kündigungsfrist  die  ver- 
tragsmäßigen  Zinsen   entrichtet. 

Wird  «bis  gekündigte  Kapital 
nach  abgelaufener  Kündigungsfrist 
nicht  erlegt,  so  kann  bezüglich  des- 
selben gegen  den  Schuldner  so  vor- 
gegangen werden,  als  ob  er  die  in 
dem  Schuldscheine  festgesetzte  Zah- 
lungsfrist versäumt  hätte; 

§    14. 

Die  näheren  Bestimmungen  über 
den  Vorgang  zur  Erlangung  von 
Kmetenablösungsdarleken,  sowie  be- 
züglich der  .Modalitaten  der  Erfolg- 
lassung,  Sicherstellung,  Auszahlung, 
Rückzahlung  solcher  Darlehen  werden 
in  einer  von  der  Landesregierung 
hinauszugebenden  Verordnung  festge- 
stellt. 

Desgleichen  sind  im  Verord- 
nungswege die  näheren  Bestimmungen 
über  die  Form,  die  Verzinsung,  die 
Einausgabe  und  Rücklösung  der 
Kmctenablö8ungsobligationen  festzu- 
setzen. 


....  Die  Mobiliarexekution  bat  jedoch 
in  den  im  ^  525  der  Zivilprozeß- 
ordnung angeführten  Fällen  zu  unter- 
bleiben. 


I  >i<-  Einhebung  der  fälligen 
Zinsen  und  Annuitäten  erfolgt  durch 
die  Steuerämter  in  der  für  die  Steuer- 
einhebung    vorgeschriebenen     Weise. 

Den  Kmetenablösungsdarlehen 
kommt  das  Vorrecht  der  sofortigen 
Vollstreckbarkeit  auf  Mobilien  im  ad- 
ministrativen Wege  zu,  so  daß  die 
Landesregierung  berechtigt  ist,  rück 
ständige  Zahlungen  sofort  durch  die 
Administrat  ivbehörden  exekutiv  her- 
einzubringen. 
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Exekutionen  auf  Immobilien 
der  Schuldner  werden  nach  Vorschrift 
der  Zivilprozeßordnung  vorgenommen, 
wobei  die  über  rückständige  Raten 
der  Kmetenablösungsdarlehen  bei  der 
Landesregierung  ausgestellten  Buch- 
auszüge als  Exekutionstitel  zu  gelten 
haben. 


Knieten,  welche  nicht  mehr  als 
vier  Kronen  Grundwertsteuer  zahlen, 
sind  von  der  Übertragungsgebühr 
befreit. 


§   16. 

Alle  auf  die  Erlangung  und 
Erteilung  von  Kmetenablösungsdar- 
lehen  bezüglichen  Eingaben,  Urkun- 
den, Schriftstücke  und  grundbücher- 
lichen  Eintragungen  genießen  die 
volle  Stempel-   und  Gebühreufreiheit. 


§    17. 

Die  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
hinausgegebenen  Kmetenablösungs- 
obligationen  können  in  Bosnien  und 
derHercegowina  zur  fruchtbringenden 
Anlegung  von  Kapitalien  der  Ge- 
meinden, Körperschaften,  Stiftungen 
unter  öffentlicher  Aufsicht  stehenden 
Anstalten,  dann  der  Pupillar-  und 
Depositengelder,  endlich  zum  Nomi- 
nalwerte zu  Dienstes-  und  Geschäfts- 
kautionen   verwendet   werden. 


Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem 
Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit und  können  von  diesem  Zeit- 
punkte an  Landesmittel  oder  Landes- 
garantien in  anderer  als  der  in  diesem 
Gesetze  vorgeschriebenen  Weise  für 
die  Erfolgung  oder  Sicherstellung 
von  Kmetenablösuugsdarlehen  nicht 
herangezogen   werden. 

Alle  diesfalls  Privatinstituten 
erteilten  Rechte  und  Privilegien  er- 
löschen ohne  Anspruch  auf  Entschä- 
digung. 
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Hotiyenberichi 

zu  dem  Entwürfe  eines  Gesetzes  über  die  Erteilung-  von  Darlehen  zum 

Zwecke  der  freiwilligen  Ablösung  von  Kmetenansässigkeiten  in  Bosnien 

und  der  Hercegowina. 

Mit  dein,  .in  den  gemeinsamen  Finanzministex  Freiherrn  v.  Huri  an 
ihteten  Allerhöchsten  Handschreiben  venu  :;.  März  1910  geruhten 
Beine  k.  u.  k.  Apostolische  Majestät  anzuordnen,  daß  für  den  ersten 
bosnisch-hereegowinischen  Landtag  ein  Gesetzentwurf  über  die  Erteilung 
von  Darlehen  zum  Zwecke  der  freiwilligen  Ablösung  von  Kmetenansässi::- 
ktiicii  in  Bosnien  und  der  Hercegowina  ausgearbeiter  und  auf  diese 
Weise  die  Lösung  einer  der  für  die  künftige  wirtschaftliche  Entwicklung 
dieser  Länder  wichtigsten  Fragen  in  einer  für  den  Grundherrn  und  Knieten 
gleich  vorteilhaften   Weise  ermöglicht  werde. 

Hiedurch  soll  einerseits  der  in  den  alten  Rechten  des  Landes  ver- 
briefte Besitzstand  nicht  verletzt  werden,  andererseits  aber  bei  der  bevor- 
stehenden Lösung  dieser  Frage  mit  der  intensiven  Förderung  der  Land- 
wirtschaft als  der  ältesten  und  wichtigsten  Grundlage  für  den  Wohlstand 
'In-    Bevölkerung  in   Einklang  gebracht  werden. 

Die  Landesverwaltung  war  schon  seit  Jahren  bestrebt,  die  Aus- 
breitung des  freien  (Grundbesitzes  durch  Erleichterung  und  Unterstützung 
der  freiwilligen  Kmetenablösungen  zu  fördern,  aber  die  hiefür  in  An- 
wendung gebrachten  Maßnahmen  und  zur  Verfügung  stehenden  Mittel 
erwiesen  sich  nicht  als  ausreichend,  um  mit  den  Bedürfnissen,  die  sich 
auf  diesem  Gebiete  geltend  machten,  gleichen  Schritt  zu  halten  und  die 
Ablösung  der  Kmetenwirtschafteu  in  dem  Maße  des  Angebotes  zu  er- 
möglichen. 

Bisher  erhielten  die  Knieten  zum  Loskaufe  ihrer  Kmetengrundstücke 
unter  Intervention  der  Landesverwaltung  bei  der  priv.  Landesbank  \'<iv 
Bosnien  und  die  Hercegowina  nur  die  Hiilfte  der  zur  Ablösung  ihrer 
(Grundstücke  erforderlichen  Geldsumme  als  Hypothekardarlehen,  während 
sie   die   andere    Hälfte   aus   eigenen   Mitteln   aufzubringen   hatten. 

Da  aber,  wie  bekannt,  die  Knieten  nur  in  den  seltensten  Fällen 
über  Bargeld  verfügen,  so  mußten  sie,  um  die  von  ihnen  zu  erlegende 
Hiilfte  der  Ablösungssumme  zu  beschaffen,  ihren  Viehstand  verkaufen 
und  häufig  noch,  nachdem  der  hieraus  erlöste  Betrag  noch  immer  nicht 
ausreichend   war.   überdies  "Wncherschuldon   kontrahieren. 

hie  Folire  hievon  war,  daß  die  Käufer  nur  mit  einem  unzuläng- 
lichen Viehstand  und  ohne  Betriebsmittel  mit  einer  drückenden  Schulden- 
last in  die  Bewirtschaftung  der  losgekauften  Grundstücke  traten,  dem- 
zufolge nicht  imstande  waren,  ihren  Grundbesitz  angemessen  zu  bear- 
beiten und  schon  in  der  kürzesten  Zeit  die  fälligen  Zinsen  und  Amorti- 
sationen nicht  aufbringen  konnten,  so  daß  zur  exekutiven  Veräußerung 
der   losgekauften    Grundstücke   geschritten   werden   mußte. 

l'ui  diesen  Übelständen  abzuhelfen  und  die  bestehenden  Schwie- 
rigkeiten zu  beseitigen,  -oll  nach  dem  zuliegenden  Gesetzentwurfe  den 
Knieten  zum  freiwilligen  Loskaufe  ihrer  Wirtschaften  aus  Landesmitteln, 
d.i.   unter   Obsorge    und   Garantie    der    Landesverwaltun«;    ein    Kredit    in 
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der    ganzen    Höhe  der    Ablösungssumme    ihrer    Grundstücke    eingeräumt 

werden. 

Dieser  Gesetzentwurf  bringt  aber  auch  für  den  Grundherrn  große 
Vorteile,  da.  wie  bekannt,  auf  die  im  Kmetenbesitz  befindlichen  Grund- 
stücke außer  den  Knieten  selbst  andere,  angemessene  Preise  biegende 
Käufer  nur  schwer  zu  finden  sind,  daher  durch  die  Erleichterung  der 
Ablösung  der  Grundstücke  durch  den  Knieten  im  Falle  des  Verkaufes, 
der   Wert   derselben   naturgemäß   nur  gewinnt. 

Wie  es  in  dem  zitierten  Allerhöchsten  Handschreiben  klar  zum 
Ausdrucke  gebracht  ist,  kann  der  Gesetzentwurf  nur  den  freiwilligen 
Loskauf  der  Kmetengrundstücke  zum  Gegenstande  haben,  da  eine  obli- 
gatorische Ablösung  sich  nur  schwer  mit  den  über  den  (Grundbesitz 
geltenden  Rechten  in  Einklang-  bringen  ließe,  und  weil  eine  obligatorische 
Ablösung  der  Kmetenansässigkeiten  derartige  wirtschaftliche  Erschütte- 
rungen mit  sich  bringen  würde,  daß  hiebei  weder  die  Interessen  der 
Knieten  noch  der  Grundherren  entsprechend  gewahrt  würden  und  die 
ökonomischen  Verhältnisse  des  ganzen  Landes  sich  unsicher  gestalten 
und   schweren    Schaden   erleiden   könnten. 

Eine  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  wirtschaftliche  Tüchtigkeit  des 
Knieten  durchgeführte  obligatorische  Grundentlastung  würde  aber  auch 
hierzulande  zweifellos,  wie  dies  auch  in  anderen  Ländern  bei  der  Grund- 
ablösung der  Fall  war,  zur  Folge  haben,  daß  schon  nach  Ablauf  einer 
kurzen  Reihe  von  Jahren  der  größte  Teil  der  selbständig  gewordenen 
kleinen  Bauernwirtschaften  zu  Grunde  gehen  und  wieder  nur  in  der  Hand 
weniger  Großgrundbesitzer  vereinigt  würde.  Der  bisherige  Zustand  wäre 
dann  nur  in  einer  für  die  Land-  und  Volkswirtschaft  noch  viel  schäd- 
licheren  Forin   wieder  hergestellt. 

Im  Interesse  der  Beteiligten  und  der  Wohlfahrt  des  Landes  wurde 
im  Sinne  der  Allerhöchsten  Willensäußerung  im  §  1  dieses  Gesetzentwurfes 
ausdrücklich  hervorgehoben,  daß  die  Ablösung  der  Knietenansäßigkeiten 
nur  auf  Grund  eines  freiwilligen  Übereinkommens  zwischen 
Grundherrn   und   Knieten   erfolgen   kann . 

In  gleicher  Weise  wird  dem  Knieten  die  Beihilfe  der  Landesver- 
waltung durch  Gewährung  der  erforderlichen  Geldmittel,  wie  im  Falle 
eines  freiwilligen  Übereinkommens  zwischen  Grundherrn  und  Knieten  im 
ij  3,  auch  im  Falle  der  erfolgreichen  Geltendmachung  des  dem  Knieten 
auf  seine  Grundstücke  gesetzlich  zustehenden  Vorkaufsrechtes  zugestanden. 

Eine  sowohl  für  den  Knieten  als  auch  für  den  Grundherrn  vorteil- 
hafte Ablösung  von  Kmetengrundstücken  ist.  wie  bereits  früher  erwähnt 
wurde,  nur  dann  möglich,  wenn  dem  Kmeten  für  diesen  Zweck  Hypothekar- 
darlehen bis  zur  Höhe  des  ganzen  Kaufschillings,  bzw.  bis  zum  vollen 
"Werte   der   abzulösenden   Liegenschaften   gewährt   werden. 

Dieser  Notwendigkeit  trägt  der  in  Rede  stehende  Entwurf  vollkommen 
Rechnung,  indem  der  £  7  bestimmt,  daß  die  Darlehen  in  jenein  Betrage 
zu  gewähren  sind,  welcher  nach  den  Vermögensverhältnissen  des  Darlehens- 
weibers  zum  Loskaufe  der  Liegenschaften  unbedingt  notwendig  ist,  wobei 
jedoch    die   Darlehen    den   behördlich    ermittelten   Schätzwert    nicht    über- 

□    dürfen. 
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Durch  die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  ist  daher  die  Möglichkeil 
geboten,  der  leichtsinnigen  Kontrahierung  von  Schulden  über  den  zum  Los- 
kauf tatsächlich  erforderlichen  Betrag  hinaus  vorzubeugen,  da  eben  nur  jener 
Betrag  als  Darlehen  gewahrt  werden  wird,  der  auf  Grund  der  ;uutlichen 
Erhebungen  für  den  obigen  '/weck  unter  Bedachtnahme  darauf,  daß  dem 
Knieten  auch  genügend  Mittel  zur  rationellen  Bewirtschaftung  seiner 
Grundstücke  zu   verbleiben  haben,  unerläßlich   ist. 

Weiter  ist  aber  auch  in  dem  zitierten  Paragraphen  ausdrücklich  vor 
gesehen,  daß  Darlehen  auch  bis  zum  vollen  Schätzwerte  der  abzulösenden 
Grundstücke  erfolgt  werden  können,  ao  daß  hiedurch  der  Hauptnachteil  der 
früheren    Ablösungsart,    wonach    in    >U'v    Regel    nur    die    Hälfte    der  Ab- 
lösungssumme  als  Darlehen   gewährl    wurde,   beseitigt   erscheint. 

Die  Bedingungen,  unter  denen  nach  dem  vorliegenden  Gesetzentwurfe 
die  Darlehen  ermöglicht  werden,  müssen  als  außerordentlich  günstig 
bezeichnet  werden  und  könnten  ohne  Schädigung  der  Interessen  derLandos- 
finanzen  in  den  Benefizien  bei  der  Darlehenserteilung  an  die  Knieten  wohl 
nicht    weiter  gegangen   werden. 

Zur  Beschaffung  der  für  die  freiwillige  Ablösung  der  Kmetengrund- 
stücke  erforderlichen  Mittel  wird  nach  §  4  des  Entwurfes  die  Landes- 
verwaltung  ermächtigt,  auf  den  Überbringer  lautende,  verlosbare  Schuld- 
\  erschreibungen   hinauszugeben. 

Die  Erfolgung  der  Darlehen  aus  den  auf  diese  Weise  gewonnenen 
Mitteln,  wird  nach  §  5  des  Entwurfes  gegen  grundbücherliche  Sicherstellung 
und  gleichzeitige  Übertragung  des  Eigentumsrechtes  auf  den  bisherigen 
Knieten  zum  gleichen  Zinsfüße  erfolgen,  wie  er  vom  Lande  selbst  für 
die   Schuldverschreibungen   gezahlt   werden    muß   i'tjio). 

Dazu  kommt  noch,  daß  nach  den  diesbezüglichen  Bestimmungen 
t\vs  Entwurfes  der  Zinsfuß  durch  keine  wie  immer  gearteten  Xeben- 
auslagen  oder  Gebühren  eine  Erhöhung  erfahren  darf,  da  die  mit  der 
I  tarchführung  der  Darlehensgeschäfte  verbundenen  unvermeidlichen  Aus- 
lagen,  wie  Schreib-  und  Manipulationsspesen  u.  dgl..  ja  sogar  die  bei 
der  Verwertung  der  ausgegebenen  Schuldverschreibungen  etwa  entstehen- 
den Kosten  und  Verluste  nicht  auf  den  Darlehensnehmer  überwälzt 
werden  dürfen,  sondern  vom  Landesärar  zu  tragen  sind.  Es  werden 
daher  den  Darlehensnehmern  außer  der  Entrichtung  der  Zinsen,  deren 
Höhe,  wie  bereits  erwähnt,  den  Zinsfuß  der  Schuldverschreibungen  nicht 
übersteigen  darf,  und  der  Amortisationsraten  keine  anderen  Lasten  aus 
der  Darlehensqahme  erwachsen,  nachdem  überdies  noch  nach  §  1 G  des 
Entwurfes  alle  auf  die  Erlangung  und  Erteilung  von  Kmetenablösungs- 
darlehen  bezüglichen  Eingaben,  Urkunden,  Schriftstücke  und  grund- 
liücherliehen  Eintragungen  die  volle  Stempel-  und  Gebührenfreiheit 
genießen. 

Die  mit  der  Grundentlastung  in  anderer  Ländern,  sowie  mit  den 
Kmetenablösungen  hierzulande  bisher  gemachten  Erfahrungen  und  der 
1  instand,  daß  es  sich  im  vorliegenden  Gesetzentwurfe  um  Darlehens- 
erteilungen aus  Landesmitteln  handelt,  ließen  es  als  notwendig  er- 
scheinen, die  Darlehen  nur  solchen  Knieten  zu  gewähren,  deren  selb- 
ständige Existenz  im  Falle  (\t~>  Loskaufes  durch  ihre  wirtschaftliche 
Tüchtigkeit  gewährleistet  erscheint. 

Wiener  Btaatswiss.  .Studien.  XII.  Bd.,  :'•.  Heft.  .",1 
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Dieser  Grundsatz  ist  im  §8  des  Gesetzentwurfes  ausgesprochen 
und  demgemäß  die  Entscheidung  über  die  einlaufenden  Darlehensgesuche 
der  Landesregierung  vorbehalten.  Eine  derartige  Bestimmung  ist  sowohl 
im  Interesse  des  Knieten  selbst  als  auch  im  allgemeinen  volkswirtschaft- 
lichen Interesse  gelegen,  da  hiedurch  die  Gewähr  gegeben  ist,  daß  nicht 
auch  der  Loskauf  solcher  Knieten  mit  Hilfe  der  Landesverwaltung 
erfolgen  wird,  die,  einmal  selbständig  geworden,  wegen  Mangels  an  der 
erforderlichen  wirtschaftlichen  Tüchtigkeit  alsbald  zu  Grunde  gehen 
müßten. 

Da  die  bisher  zum  Loskauf  von  Kmetengrundstücken  kontrahierten 
Darlehen  nur  unter  ungünstigeren  Bedingungen  erfolgt  werden  konnten, 
als  dies  nach  dem  zuliegenden  Gesetzentwurfe  möglich  sein  wird$  und 
daher  für  den  Schuldner  häufig  drückend  sind,  so  erscheint  es  aus 
Billigkeitsgründen  angezeigt,  der  Vorteile,  welche  dieser  Gesetzentwurf 
bietet,  auch  jene  Knieten  teilhaft  werden  zu  lassen,  die  sich  noch  vor 
dem  Inslebentreten  dieses  Gesetzentwurfes  losgekauft  haben.  Aus  dieser 
Erwägung  heraus  wurde  im  §  9  des  Entwurfes  die  Bestimmung  auf- 
genommen, daß  die  Konvertierung  der  bereits  in  Rückzahlung  befind- 
lichen Darlehen  für  Kmetenablösung  unter  den  nämlichen  Voraussetzungen 
möglich  ist,  unter  denen  Kmetendarlehen  nach  dem  vorliegenden  Ent- 
würfe  überhaupt   zur  Erteilung  gelangen  werden. 

Die  Zuzählung  der  Darlehen  wird  im  allgemeinen  in  barem  Gelde 
geschehen;  über  Wunsch  der  Interessenten  kann  jedoch  die  Valuta  auch 
in  Kmetenablösungsobligationen  erfolgt  werden,  wodurch  dem  Verkäufer 
der  Grundstücke  gleichzeitig  die  Möglichkeit  zu  einer  sicheren  Kapitals- 
anlage geboten  wird   (§  6). 

Die  Rückzahlung  des  Darleheus  und  der  Zinsen  wird,  sowie  dies 
allgemein  üblich  ist,  in  halbjährigen  Raten  binnen  dreißig  bis  fünfzig 
Jahren    zu  geschehen   haben. 

Der  Schuldner  ist  aber  berechtigt,  die  Rückzahlung  des  Kapitals 
ganz  oder  teilweise  noch  vor  Ablauf  der  festgesetzten  Zahlungsfrist  zu 
leisten,  nur  hat  er  den  schuldigen  Betrag  drei  Monate  vorher  zu  kündigen 
oder  für  die  Kündigungsfrist  die  vertragsmäßigen  Zinsen  zu  entrichten 
(§  13).  Sollte  jedoch  das  gekündigte  Kapital  nach  abgelaufener  Kündigungs- 
frist nicht  erlegt  werden,  so  kann  gegen  den  Schuldner  so  vorgegangen 
werden,  als  ob  er  die  im  Schuldscheiue  festgesetzte  Zahlungsfrist  ver- 
säumt hätte,  d.  h.  er  kann  im  Sinne  des  £  11  zur  Entrichtung  von  Ver- 
zugszinsen  verhalten  werden. 

Die  obige  Kündigungsfrist  im  Falle  der  vorzeitigen  Rückzahlung 
des  Kapitales,  beziehungsweise  die  Zahlung  der  vertragsmäßigen  Zinsen 
für  die  Dauer  der  Kündigungsfrist  mußte  aus  dem  Grunde  statuiert 
werden,  um  in  der  Geschäftsgebarung  die  erforderliche  Stabilität  zu 
erhalten  und  das  Landesärar  vor  Verlusten  zu  schützen,  da  für  die  vor- 
zeitig rückgezahlten  Kapitalien  eine  sofortige  Wiederverwendung  zu  dem- 
selben Zinsfuße,  wie  er  für  die  Kmetenablösungsobligationen  vom  Lande- - 
ärar  zu  zahlen  ist,    nur  in   seltenen  Fällen  möglich   sein  wird. 

Um  die  Begebbarkeit  der  zu  emittierenden  Obligationen  zu  er- 
leichtern   und    sie   zur  fruchtbringenden   Anlegung   von    Kapitalien  beson- 
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ders  geeignet  zu  machen,  wurde  ihnen   im  §17   auch  die  Verwendbarkeit 
zu   pupülarsicheren   Anlagen  zuerkannt. 

Der  vorliegende  Gesetzentwurf  hat  daher,  wie  aus  den  obigen 
Darlegungen  hervorgeht,  alle  jene  Momente  berücksichtigt,  welch« 
eigner  sind,  die  Ausbreitung  <lv>  freien  Grandbesitzes  durch  freiwillige 
Kmetenablösnngen  zu  fordern  und  die  Zukunft  der  abgelösten  Knieten 
so  veir  als  möglich  sicherzustellen  und  schützt  andrerseits  die  Rechte 
der  Grundherren  im  vollsten  Mali.-,  so  daJS  er  als  in  jeder  Beziehung 
den  Verhältnissen   angepaßt    und   entsprechend   bezeichnet    werden    kann. 
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XI. 

Einige  wichtige  Paragraphen  aus  dem  Gesetze  über 
den  Grundbesitz, 

vom   7.  Ramazan    1274     .;.  Mai  L858). 

Einleitung. 

§   1. 
In    den    Ländern   der   Hohen    Pforte   werden    Grund    und     Moden    in 
nachstehende  fünf  Kategorien  eingeteilt: 

1.    Privateigentum  (memluke,  mulk); 

•_'.   Staatsgründe  I  mirie  I ; 

:!.   Vakufgüter  (mevkufe) ; 

I.  dem  allgemeinen  Gehrauche  überlassene  Gründe  (metruke)  5 

.">.   herrenlose  l  mevat  . 

1 .    Hauptstück. 
Von  den  dem  allgemeinen  Gebrauehe  überlassenen  Grundstücken. 

§  91. 
In  jenen  Waldteilen  und  Wäldern,  welche  als  Baltalik  von  jeher 
einem  Dorfc  oder  einer  Stadt  zum  Holzfällen  oder  zu  einer  anderen 
Nutzung  überlassen  sind,  haben  die  Bewohner  dieses  Ortes  das  alleinige 
Recht,  Holz  zu  fällen;  dasselbe  gilt  im  Falle,  wenn  mehrere  Dörfer 
oder  mehrere  Marktflecken  aus  denselben  irgend  einen  Nutzen  ziehen 
dürfen.   Für  derlei   Wälder  und    Waldparzellen    zahlt   man    keine  Steuer. 

§    92. 
Es   darf  weder   einem     einzelnen   noch    mehreren   ein   Teil   von   den 
für   die  Dorfbewohner   bestimmten  Wäldern   und  Hainen   mittels  Besitztitel 
zur   Aufforstung   oder  Bewirtschaftung    überlassen    werden,    widrigenfalls 
haben   die   Bewohner  jederzeit   das   Recht,   den    Besitz   zu    verhindern. 

§   93. 

Niemand  darf  auf  öffentlichen  Wegen  oder  Straßen  Gebäude  er- 
richten oder  Bäume  pflanzen.  Sollte  es  dennoch  geschehen,  so  werden 
die  Gebäude  niedergerissen  und  die  Bäume  zerstört.  Niemand  hat  ein 
Recht,  von  der  Strafte  Besitz  zu  nehmen  und  das  in  Besitz  Genommene 
wird   ihm   abgenommen. 

§    '•»4. 

Alle  Örtlichkeiten  in  Dorfern  und  Städten  und  außerhalb  der- 
selben, die  zu  Standorten  für  Wägen  und  zu  Sammelplätzen  für  Vieh 
bestimmt  sind,  sowie  auch  die  Orte,  an  welchen  Gottesdienst  gehalten 
wird,  sind   unveräußerlich   and  gleich  öffentlichen   Straßen  zu  behandeln. 
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Solche  <  »rtlichkeiten  können  weder  übertragen,  noch  können  sie 
zu  Bauten  und  Obstgärten  verwendet  werden,  mit  einem  Worte,  sie 
können   im   allgemeinen   in  niemandes   Besitz   übergeben. 

Sollte  es  geschehen,  haben  die  Bewohner  das  Recht,  es  zu  verbieten. 

§  95. 

Grundstücke,  die  von  jeher  als  Markt- und  Verkaufsplätze  verwendet 
werden  und  als  solche  im  Grundbuche  eingetragen  sind,  können  weder 
übertragen  noch  in  Besitz  genommen  weiden,  auch  kann  niemandem  ein 
l'x'sitztitel  darüber  ausgefolgt  werden,  widrigenfalls  kann  dies  verhindert 
werden.  Die  für  solche  Plätze  festgesetzten  Gebühren,  welcher  Art  immer, 
werden  vom  Fiskus   eingehoben. 

§    96. 

Der  Ort,  welcher  von  alters  her  allen  Bewohnern  als  Dreschplatz 
abgetreten  wurde,  darf  nicht  verkauft  und  auch  nicht  bebaut  werden, 
noch  darauf  Gebäude  errichtet  werden.  Ebensowenig  ist  ein  alleiniger 
ml  er  gemeinschaftlicher  Privatbesitz  mittels   Tapu  an  denselben  zulässig. 

Sollte  es  dennoch  geschehen,  so  haben  die  Bewohner  das  Eecht, 
es  zu  verbieten.  Ferners  dürfen  auf  solchen  Dreschplätzen  die  Bewohner 
eines   anderen  Dorfes  nicht   dreschen. 

§   97. 

Auf  Weiden,  die  seit  jeher  als  Weideplätze  einem  bestimmten 
Dorfe  zugewiesen  sind,  dürfen  die  Bewohner  eines  anderen  Dorfes  ihr 
Vieh  nicht  weiden.  Sind  die  Weiden  mehreren  Dörfern  seit  jeher  zur 
gemeinsamen  Benützung  zugewiesen,  so  können  dieselben  auf  diesen 
Weiden,  gleichviel,  wo  sich  dieselben  befinden,  ihr  Vieh  gemeinsam 
weiden  und  kein  Dorf  kann  dies  einem  anderen  Dorfe  oder  einzelnen 
Bewohnern  verbieten. 

Grundstücke,  welche  einem  oder  mehreren  Dörfern  als  Weiden 
zugewiesen  sind,  können  weder  veräußert,  noch  dürfen  darauf  Gebäude, 
Schafställe  oder  sonstige  Bauten  errichtet,  Obst-  oder  sonstige  Gärten 
gepflanzt  werden.  Sollten  Gebäude  errichtet  oder  Bäume  gepflanzt  worden 
sein,  können  dieselben  zu  jeder  Zeit  zerstört  werden.  Wenn  die  Grund- 
stücke bearbeitet  und  gepflügt  wurden,  kann  es  verboten  werden  und  das 
Grundstück  hat  Weideland  zu  bleiben. 

§   98. 

Jene  Fläche,  welche  von  jeher  als  Weideplatz  bestimmt  und  ab- 
gegrenzt wurde,  wird  als  solche  beibehalten;  später  gezogene  Grenzen 
haben  keine  Gültigkeit. 

§    99. 

Das  im  Bereiche  einer  Ortschaft  befindliche  Ciftlik  darf  unbehindert 
die  von  alters  her  übliche  Anzahl  Weidevieh  auf  die  Gemeinueweiden 
treiben.  Weideplätze  jedoch,  welche  außer  den  (remeindeweiden  zu  einem 
bestimmten  Ciftlik  gehören,  sind  nicht  gleich  den  Gemeindeweiden  Metruke- 
gründe.  Auf  diesen  Weiden  darf  nur  der  Eigentümer  des  Pachtgutes  sein 
Vieh  weiden  und  kann  jedem  anderen  die  Weide  untersagen,  denn  für  solche 
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Gründe  müssen   Besitztitel    eingeholl    werden;   dieselben  sind   wie  andere 
Gründe  Staatseigentum]  \<>n  welchen  der  Zehent  eingefordert    wird. 

§  1"". 
Jeder  Bewohner  hat  das  Recht,  auf  dem,  einem  otler  mehreren 
Dörfern  gemeinsamen  Weidelande  auch  den  Nachwuchs  jenes  Viehes  zu 
weiden,  welches  er  bishex  geweidet  bat.  Von  «Icmi  Dorfbewohnern  darf 
keiner  das  Vieh,  welches  er  zur  Vermehrung  seines  Viehstandes  von 
luswärts  hat  kommen  lassen,  auf  die  Gemeindeweide  treiben,  -wenn 
dadurch  für  den  Viehstand  der  Dorfbewohner  ein  Eintrag  entstehen  sollte. 
Wenn  sieli  aber  ein  neu  Angesiedelter,  welcher  sich  ein  Wohnhaus  haut 
and  im  Dorfe  dauernd  niederlassen  will,  von  auswärts  eine  gewisse  Anzahl 
Vieh  anschafft,  so  kann  er  dasselbe  auf  die  Gemeindeweide  treiben 
Lassen,  Lnsoferne  dadurch  das  Vieh  der  Dorfbewohner  keine  Beeinträch- 
tigung erleidet.  Der  neue  Besitzer  einer  Landwirtschaft  kann  ebensoviel 
Vieh  auf  die  Gemeindeweide  treiben  Lassen  als  sein  Vorgänger,  von  dem 
er  den    Besitz   käuflich  an  sich  gebracht   hat. 

§   101. 

V.ui  dem  Heu  und  den  Tranken  derjenigen  Winter-  und  Sommer- 
weiden, welche  im  Grundbuche  eingetragen  und  einzelnen  oder  mehreren 
Ortschaften  seit  jeher  überlassen  worden  sind,  dürfen  nur  diese  und 
keine  anderen  Nachbardörfer  Gebrauch  machen.  Für  dieselben  hebt  der 
Staat   eine   den  Verhältnissen  der  Dorfbewohner  entsprechende   Steuer  ein. 

Solche  Grundstücke  sind  unverkäuflich  und  unübertragbar,  können 
auch  ohne  Einwilligung  der  Bewohner  nicht  geackert  und  bearbeitet  werden. 

§   102. 
Die   Verjährung   hat   keine  Anwendung  auf  Waldparzellen.  Wälder, 
Wege,  Markt-  und  Verkaufsplätze,  Dreschstellen,  Hutweiden  und  Sommer - 
und   Winterweiden,   welche   von  alters  her  den   Bewohnern  als  solche   zu- 
gewiesen und   überlassen  wurden. 

II.    Haupt  stück. 

Von  den  öden  Gründen. 

§   103. 

Gebirgige,  gcröllige,  wüste,  unkultivierte  Strecken,  die  niemand 
gesetzlich  besitzt,  auch  keinem  Dorfe  oder  keiner  Stadt  von  alters  her 
zur  Benützung  überlassen  wurden,  vielmehr  von  der  Grenze  eines  be- 
wohnten Ortes  SO  weit  entfernt  sind,  daß  von  ihnen  aus  der  Ruf  einer 
kräftigen  Stimme  nicht  zur  Ortschaft  dringt.  /..  B.  nackte  Halden.  Karst- 
boden, Gestrüppe  u.dgl.   Flächen,  nennt  man  öde  Gründe. 

Mir  Bewilligung  der  Behörde  kann  jedermann,  welcher  derselben 
bedarf,  mir  behördlicher  Bewilligung  und  unter  Vorbehalt  der  Eigentums- 
rechte  <\r>    Staates    derlei    Gründe    urbar   machen. 

Auf  solche  Gründe  finden  alle  gesetzlichen  Bestimmungen  volle 
Anwendung,    welche   für  andere   kultivierte   Gründe  gelten. 
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Wenn  derjenige,  dem  die  Behörde  ein  solches  Grundstück  überließ. 
es  nicht  ausrodet  und  durch  drei  aufeinander  folgende  Jahre  ohne  trif- 
tigen Grund  in  seinem  brachen  Zustande  beläßt,  wird  es  ihm  abgenommen 
und   einem   andern  übergeben. 

Wenn  jemand  ohne  Bewilligung  der  Behörde  ein  solches  Grund- 
stück ausrodet  und  in  ein  Feld  verwandelt,  hat  er  den  Tapu-Preis  zu 
bezahlen,   worauf  ihm   der  Besitztitel   ausgefolgt   wird. 

§    104. 

Jedermann  ist  es  gestattet,  in  sogenannten  herrenlosen  'Mubali 
Wäldern  und  Bergen  Brenn-  und  Bauholz  zu  schlagen,  es  kann  dies 
einer  dem  anderen  nicht  verbieten,  wenn  diese  Wälder  und  Waldpar- 
zellen nicht  einem  bestimmten  Teile  der  Bewohner  überlassen  wurden. 
Von  Heu,  das  in  solchen  Wäldern  und  Bergen  gemäht,  und  vom  Holze, 
das  dort  gehauen  wurde,  wird  der  Zehent  nicht  entrichtet.  Die  Behörde 
hat  nicht  das  Recht,  diese  öden  Wälder  und  Berge  jemandem  zu  dem 
Zwecke  mittels  Tapu  in  das  Eigentum  zu  überlassen,  daß  er  sich  Wald- 
parzellen errichte. 

Anmerkung.  Dieser  Paragraph  ist  infolge  des  Forstgesetzes  vom 
11.  Scheval   1286   (1868)  modifiziert  worden. 

§  105. 
Wenn  sich  innerhalb  der  Grenzen  eines  Gemeinde- 
gebietes außer  der  der  Gemeinde  von  alters  her  zugewiesenen 
Weide  noch  eine  andere  Weide  befindet,  so  haben  die  Bewohner  dieses 
Dorfes  das  Recht,  ihre  Herden  auf  diese  Weide  aufzutreiben  und  zu 
tränken,  ohne  deshalb  eine  Steuer  zu  bezahlen.  Wenn  aber  ein  Aus- 
wärtiger seine  Herden  auf  diesen  (Gründen  weiden  und  tränken  lassen 
möchte,  so  wird  ihm  der  Weidegang  gegen  die  Entrichtung  einer  ent- 
sprechenden Abgabe  an  die  Staatskasse  gestattet.  Die  Bewohner  der 
Dörfer  haben  kein  Recht,  es  zu  verwehren  oder  einen  Anteil  von  der 
Abgabe  an   die   Staatskassa  zu  beanspruchen. 
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XII. 

Einige  wichtige  Paragraphen  aus  dem  ottomanischen 
Forstgesetz  vom  11.  Scheval  1286  (1869). 

I.  Teil. 

Einteilung  der  Wälder. 

Artikel   1 . 

Die  Wälder  lies  ( Htomanisehen  Reiches  teilen  sich  in  vier  Kategorien, 
nämlich  in  Staats-,   Vakuf-,  Gemeinde-  und   Privatwälder. 

Da  sämtliche  Bestimmungen  bezüglich  der  Privatwälder  in  ver- 
schiedenen Paragraphen  des  ottomanischen  <Ti-undgesetzes  enthalten  sind. 
beziehen  sich  die  Normen  dieses  Gesetzes  nur  auf  die  drei  ersten  Kate- 
gorien. 

A  rtikel  5. 

Die  Dorfbewohner  sind  berechtigt,  das  zum  Aufbaue  oder  zur  Her- 
stellang  ihrer  Wohnhäuser,  Speicher,  Stallungen  und  sonstiger  ähnlicher 
Bauwerke,  zur  Anfertigung  ihrer  Wagen  und  Ackerbaugeräte  und  zur 
Befriedigung  ihrer  eigenen  häuslichen  Bedürfnisse  nötige  Bau-,  Werk- 
nnd   Brennholz   aus   den   Staats  Wäldern    unentgeltlich   zu   beziehen. 

Dasselbe  gilt  von  dem  Brennholze  und  der  Kohle,  welche  die  Dorf- 
bewohner  vermittels  ihrer  eigenen  Fahrzeuge  und  Tragtiere  auf  ihren 
zuständigen    Marktplatz   zum    Verkaufe   bringen. 

Dagegen  haben  sie  für  das  weiter  zu  veräuCerndc  Bau-  und  Werk- 
holz unter  allen  Umständen,  für  das  Brennholz  und  die  Kohle  aber,  wenn 
sie  dieselben  au  einem  dritten  Orte  zu  verkaufen  beabsichtigen,  gleich- 
viel, ob  deren  Beförderung  mit  eigenen  oder  fremden  Transportmitteln  ge- 
schieht, den  von  der  Porstverwaltung  zu  bestimmenden  Preis  zu  entrichten. 

In  dieser  Hinsieht  sind  sie  den  Handelsleuten  gleichgestellt,  und 
haben  sie  sich  nach  den  gegenwärtigen  Vorschriften  zu  richten.  Die  Durch- 
führung dieser  Bestimmungen  wird  mit  einer  besonderen  Instruktion  ge- 
regelt  werden. 

III.  Abschnirr. 

Von  den  Gemeindewäldern  (Baltalik). 

Artikel  21. 

Die  Baltaliks  Bind  solche  Wälder,  die  von  alters  her  der  Bevölkerung 
einzelner    Dörfer  oder  Städte   zur  Nutznießung  zugewiesen  wurden. 

Artikel  22. 

Die  Bewohner  solcher  Dörfer  oder  Städte  haben  laut  der  $$  Hl 
und  92  des  Grundgesetzes  mit  Ausschluß  der  Bewohner  dritter  Gemeinden 
das  alleinige   Benützungsrecht  ihres  Baltaliks. 
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Artikel  23. 

An  Gerne  indebaltaliks  ist  sowohl  in  bezug  auf  Grund  und  Boden, 
;il?   auch   bezüglich   einzelner  Bäume,   ein  Privatbesitz  gänzlich  unzulässig. 

Artikel  24. 

Gemäß  §  L02  des  Gesetzes  über  das  Grundeigentum  hat  in  den 
auf  solche  Baltaliks  bezüglichen  Prozessen  die  Berufung  auf  die  Ver- 
jährung nicht   statt. 

Artikel  25. 

Die  Gemeindebaltaliks  sind  sowohl  zur  Gemein-  als  zur  Privat- 
benützung überlassen.  Das  für  den  Handel  bestimmte  Bauholz  jedoch 
bleibt  mich   wie   vor  dem   Zebent  unterworfen. 

Artikel  26. 

Die  Bevölkerung  ist  gehalten,  darüber  zu  wachen,  daß  ihre  Baltaliks 
von  den  Bewohnern  anderer  Dörfer  und  Städte  nicht  benützt  werden,  daß 
für  die  Kohlenerzeugung  besondere  Plätze  angewiesen  werden  und  daß 
der  Wald  vor  Verwüstung  geschützt  werde. 

Mit  der  Ausführung  der  für  die  Schonung  der  Baltaliks  nötigen  Maß- 
regeln werden  die  Polizeiorgane  und  die  Muktare  betraut.  Die  Be- 
wirtschaftung der  Baltaliks  wird  in  einer  besonderen  Instruktion  geregelt 
werden. 
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XIII. 


Baltalik-  und  Meraausscheidungsgesetz. 

Entwurf  mit  Korrekturen  des  Landtages. 

Gesetz  über  die  Ausscheidung  von  Gemeindewäldern  und  Gemeindeweiden 
aus  ärarisehem  Besitz. 

Mit  Zustimmung   des   Landtages    finde   [ch    anzuordnen  wie  folgt: 
Abänderungen   des  Landtages.  Entwurf. 

Gegenstand  des  Gesetzes. 

§  1. 

Gemeindewälder  und  Gemeinde- 
weiden sind  aus  ärarisehem  Be- 
sitze auszuscheiden,  abzugrenzen  und 
grundbüeherlich  in  das  Eigentum  der 
Gemeinden  zur  Nutzung  durch  die 
Nutzungsberechtigten    anzuschreiben. 

Gleichzeitig  ist  im  Grundbuche 
einzutragen  l),  daß  solche  Gemeinde- 
wäidi  r  und  Gemeindeweiden  von  der 
Gemeinde  weder  veräußert  noch  he- 
ll istet  werden   dürfen   und  daß  sie  für 

Forderung  gegen  die  Gemeinde  in 
Exekution  nicht  gezogen  werden  dürfen. 


Die  Gemeinden    können    solche 
Gemeindewälder  und  Gemeindeweiden 

nur  mit  Genehmigung  der  Landes- 
regierung veräußern,  belasten  oder 
verschenken,  und  zwar  dann,  wenn 
der  unumgängliche  Bedarf  der  Nut- 
zungsberechtigten gedeckt  ist. 


Nutzungsberechtigte. 


.  .  .  .sind  jene  Grundbesitzer,  Grund- 
bezren und  Knieten,  Körperschaften, 
welche  auf  Grund  der  bestehenden 
<  besetze  Nutzungsrechte  am  ärarischen 
Wald-    und  AVeidelande  besitzen. 

Gemeinsame  Weidegebiete  an  der  dalma- 
tinischen Grenze  und  Alpenweiden. 


Nutzungsberechtigt  im  Sinne 
dieses  Gesetzes  sind  jene  Personen 
und  jene  Körperschaften,  denen  bisher 
Nutzungsrechte  am  ärarischen  AVald- 
und   AVeidelande    zustanden. 

Alpenweiden    und    gemeinsame    Weide- 
gebiete   an    der    dalmatinischen   Grenze. 

§3. 

Die    Bestimmungen    dieses    Ge- 

setzes  erstrecken    sich    uicht  auf  die 

an      der      bosnisch  -  hereegowinischen 

Landesgrenze  liegenden  Weidegebiete, 


Die    mit    Kursivschrift    gedruckten    Gesetzteile    wurden    im    Landtage   ab- 
geändert —  und  an  den  mit  V  bezeichneten  Stellen   Ergänzungen  beschlossen. 
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—  V  —  jener  Gemeinden  (Dörfer, 
Fraktionen),  welche  unmittelbar  an 
die  Alpenweiden  angrenzen,  in  An- 
schlag zu   bringen  sein. 


Weideflächen,    welche    den 

Nutzungsberechtigten  der  einzelnen 
Gemeinden  zur  dauernden  Deckung 
ihres  berechtigten  Bedarfes  an  Wald 
und  Weide  nötig  sind  und  auf  welche 
die  einzelnen  Gemeinden  (Fraktionen, 
Dörfer)  berechtigte  Ansprüche  stellen. 


....Nutzungsrechte    der    Nutzungs- 
berechtigten als  erforderlieh  erweist. 


1 .  Jener  Bedarf,  der  durch  eigene 
Weiden  und  Wälder  gedeckt  wird. 
Die  letzteren  werden  jedoch  nicht  in 
Rechnung  gezogen,  wenn  der  Eigen- 
tümer sie  selbst  aufzog  und  ihre 
Größe    100  Dunum    nicht   erreicht. 


die  kraft  des  mit  dem  k.  k.  Ministe- 
rium des  Innern  im  Jahre  1884  ab- 
geschlossenen Vertrages  ein  gemein- 
schaftliches Weideland  für  die  dalma- 
tinischen (-irenzbewohner  und  für  die 
bosnisch  -  hercegowinischen  Landes- 
angehörigen  bilden. 

Ebensowenig  werden  durch  die 
Bestimmungen  dieses  (Gesetzes  die 
auf  den  Hochweiden  bestehenden 
usuellen  Nutzungen  berührt,  doch 
werden  diese  Nutzungen  bei  der  Be- 
messung der  auszuscheidenden  Ge- 
meindeweiden —  V  —  in  Anschlag 
zu   bringen   sein. 


Objekt  der  Ausscheidung. 

§4. 

Zur  Ausscheidung  gelangen  jene 
landesärarischen  Wald-  und  Weide- 
flächen.  auf  denen  du  nutzungsberech- 
tigte Bevölkerung  bestimmter  Gemeindet 
bisher  gewohnheitsmäßig  ihre  Wald- 
ii ml    Weidenutzungsrechte  ausübte. 

Diese  Ausscheidung  soll  <i/>rr 
nicht  weiter-  gehen,  als  zur  vollen 
nachhaltigen  Deckung  des  als  berech- 
tigt anerkannten  Bedarfes  {§  ö)  bei 
pfleglicher    Wirtschaft   erforderlich    ist. 

Feststellung  des  Bedarfes. 

§5. 

Als  berechtigt  wird  jener  Be- 
darf anerkannt,  wie  er  sich  auf 
Grund  lokaler  Erhebungen  zur  Zeit 
der  Ausscheidung  zur  nachhaltigen 
Deckung  der  Nutzungsrechte  der  Be- 
völkerung  als  erforderlich  erweist. 

Bei  der  Berechnung  des  Gesamt- 
bedarfes der  Nutzungsberechtigten  ist 
hiebei   in   Anschlag   zu   bringen: 

1.  der  durch  eigene  Wälder  und 
Weiden  gedeckte   Bedarf; 

2.  jener  Bedarf,  der  durch 
Servitutsrechte  am  Grundbesitze 
Dritter,      sowie     durch     die     usuellen 
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•_».     Jener     Bedarf,     der    durch 
Servitutsrechte  am<  rrundbesitzel  dritter 
ist. 


Nutzungen  an    den   Alpenweiden  (§3) 
gedeckt  ist. 


Verlegung   der  Nutzungen    aus   den  bis- 
herigen Wald-  und  Weidegebieten. 

§6. 

Wenn  sicli    aus  wirtschaftlichen 

oder  administrativen    Interessen   eine 

Verlegung   des    Nutzungsrechtes    aus 

den    bisher    genutzten     Wald-    und 

Weidegebieten  als  nötig  erweist,    so 

können    Wald    und    Weide    in    ent- 

chendem    Ausmaße     an    anderer 

'neterStelleau  seeschieden  werden. 


Wenn  festgestellt  wird,  daß 
der  Gemeindewald  selbst  nicht  durch 
die  Aushilfe  aus  ärarischen  Wäldern 
und  Weiden  >j  7  <  den  Hedart'  der 
Nutzungsberechtigten    nachhaltig    zu 


Verlegung  —  V  —  des  bisherigen  Wald- 
und  Weidegebietes. 

§  6. 
Wenn  sich  aus   wirtschaftlichen 
oder  administrativen  Interessen    eine 
Verlegung  df±  bisher  genutzten  Wald  - 

und  Weidegebietes  als  nötig  erweist, 
so  kann  dasselh.  in  entsprechendem 
Ausmaße  an  anderer  geeigneter  Stelle 
ausgeschieden  werden. 

Aushilfe    aus    ärarischen    Wäldern    und 
Weiden. 


^7 


Dort, 
Bestockuni: 


wo     die    nnzureichende 

des  auszuscheidenden 
Gemeindewaldes  eine  sofortige  nach- 
haltige Deckung  des  anerkannten 
Bedarfes  nicht  zuläßt,  kann  die  zur 
Ergänzung  notwendige  Holzmenge 
aushilfsweise  aus  den  ärarischen 
Wäldern  angewiesen  werden.  Bei 
Weiden  kann  unter  analogen  Ver- 
hältnissen eine  entsprechende  Weide- 
fläche aushilfsweise  aus  den  ärari- 
schen (Jebieten    angewiesen    werden. 

Diese  Aushilfe  hat  jedoch  nur 
so  lange  zu  dauern,  als  zur  Er- 
reichung der  normalen  Ertragsfähig- 
keit des  (Jemeindewaldes,  respektive 
der  Gemeindeweide  nötig  ist. 

Sie  ist  deshalb  sowohl  hinsicht- 
lich ihrer  Zeitdauer,  als  auch  hin- 
sichtlich der  Art  und  Menge  der 
gestatteten  Nutzung  im  vorhinein 
genau  zu  bestimmen. 

Ergänzungswälder. 

§  8. 
Wenn  selbst  durch  Aushilfe  aus 
den  ärarischen  Wäldern  (§  7j  der 
Gemeindewald  nicht  auf  die  Höhe  der 
nachhaltigen  Bedarfsdeckung  (§4)  zu 
bringen  ist,    so    kann  die  Landeskom- 
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decken  in  der  Lage  ist  (§  4),  so 
wird  die  Landeskonunission  anordnen, 
daü  ein  anderer  ärarischer  Waldteil, 
in  dem  die  betreffenden  Nutzungs- 
berechtigten bisher  keine  Nutzungs- 
rechte ausübten,  als  Gemeindewald 
dauernd   ausgeschieden  wird. 


mission  ausnahmsweise  anordnen,  daß 
auch  ein  anderer  ärarischer  Wald- 
teil, in  dem  die  betreffende  <'<e- 
meindebevölkerung  bisher  keine  Nut- 
zungsrechte ausübte,  als  Gemeinde- 
wald   ausgeschieden   wird. 

Eine  solche  Zuweisung  kann 
aber  nur  insoweit  erfolgen,  als  die 
Bringungsverhältnisse  noch  eine 
Landesübliche  Nutzung  durch  die 
Berechtigten   gestatten. 


Ersatz  der  Waldweide. 


Wo  der  berechtigt  anerkannte 
Weidebedarf  durch  die  Gemeinde- 
wälder und  -weiden  nicht  gedeckt 
werden  kann,  ist  als  Ersatz  der  bis- 
herigen Waldweidenutzung  ein  ent- 
sprechender ärarischer  Wald  als 
Weideland   auszuscheiden. 


Ablösung  der  Waldweide. 

§9- 

Wo  der  berechtigt  anerkannte 
Weidebedarf  durch  die  Gemeinde- 
wälder und  -weiden  nicht  gedeckt 
wird,  kann  ausnahmsweise  als  Ersatz 
der  bisherigen  Waldweidenutzung  ein 
entsprechender  ärarischer  Wald  —  V 
—  ausgeschieden  werden. 

Dicker  Wahl  ist  von  den  Nutzungs- 
berechtigten {binnen  eines  höchstens  auf 
zwanzig  Jahre  festzusetzenden  Zeit- 
raumes) durch  Rodung  und  Besamung 
in  Weide  umzuwandeln,  widrigenfalls 
er  in  das  Eigentum  des  Landes 
zurückfällt. 

Dieses  Rückfallsrecht  des  Landes- 
ärars ist  gelegentlich  der  grundbücher- 
lichen  Eintragung  des  Eigentumsrechtes 
der  Gemeind  §  1)  im  Grundbuche 
ersichtlich   zu   machen. 


Regulierung   der   durch   die   §§  6  und  9 
nicht  gedeckten  Nutzungen. 


Regulierung.  —  V 

§10. 
Wenn  durch  eine  Ausgehe idung 
überwiegende  Nachteile  für  die 
Landeskultur  erwachsen  würden,  so 
bei  Schutzwäldern,  Wildbachgebieten 
und  dergleichen,  oder  der  übliche 
Hauptwirtschaftsbetrieb  der  Nutzungs- 
berechtigten auf  eine  unersetzliche 
Weise  gefährdet  würde  oder  sonstige 
unbehebbare  Schwierigkeiten  vor- 
walten, so  hat,  wo  nicht  der  Fall 
des   £  <J    eintritt,    an   Stelle    der  Aus- 


401 


Anhang. 


L75 


I  >a.-~  gleiche  lz ilf  von  jenen 
Forsten,  welche  wegen  bestehender 
Holzabatockungsverträge  oder  wegen 
«in.  r  besonderen  Widmung  des  Wähl- 
endes für  landesäransche  Zwecke 
(Regiebetrieb)  vorläufig  eine  terri- 
torielle  Ausscheidung  noch  nicht 
gestatten. 


scheidung  eine  Regelung  der  be- 
treffenden Nutzungsrechte  zu  erfolgen. 
In  diesem  Falle  muiS  das  Nutzungs- 
recht auf  eine  rücksichtlich  der 
Nutzungsberechtigten  so^  Le  rücksicht- 
lich des  Ortes,  der  Zeit,  des  Maßes 
und  der  Art  der  Ausübung  genau 
bestimmte  jährliche  oder  periodische 
Nutzung   festgestellt    werden. 

Sobald  die  diu  Ausscheidung 
hindernden  Gründe  wegfallen,  ist  zu 
einer  nachträglichen  Ablösung  der 
so  regulierten  Nutzungsrechte  zu 
schreiten. 

I>;is  gleiche  gilt  von  jenen 
Fi irsten.  welche  wegen  der  bis  zum 
Zeitpunkte  der  Ausscheidung  ab- 
geschlossenen Holzabstockungsverträge 
oder  wegen  einer  besonderen  Wid- 
mung des  Waldlandes  für  landes- 
ärarische  Zwecke  (Regiebetrieb»  vor- 
läufig eine  territorielle  Ausscheidung 
noch   nicht  gestatten. 


Aufhören   der  Nutzungsrechte   an  ärari- 
schen Gebieten. 

§11. 

Mit  der  durchgeführten  Aus- 
scheidung und  der  grundbücherlichen 
Anschreibung  der  Gemeindewälder 
und  -weiden  hören,  die  Fälle  der 
§§  7  und  10  ausgenommen,  die  bis- 
herigen Nutzungsrechte  der  Bevölke- 
rung an  den  landesärarischen  Wäldern 
und  Weiden  auf. 

Solche  Nutzungsrechte  an  landes- 
ärarischen Wäldern  und  Weiden 
können  auch  nicht  mehr  ersessen 
werden. 


Durchführungsbehörden. 

§12. 

Zur  Durchführung  dieser  Aktion 
werden  die  in  den  einzelnen  Be- 
zirken zu  kreierenden  Lokalkommis- 
sionen und  die  Landeskommission  in 
Sarajewo   bestimmt. 
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Als  weitere  Mitglieder  werden 
vom  Bezirksrate  aus  seiner  Mitte 
oder  aus  der  Bevölkerung  —  und 
zwar  von  jeder  Konfession  für  sieh 
■ —  drei  Vertreter  und  drei  Ersatz- 
männer gewählt.  Die  Bestätigung 
derselben   steht   dem  Bezirksamte  zu. 


V   Interessenten 


Lokalkommission. 
§13. 

Die  Lokalkommission  besteht 
ans  dem  Bezirksvorsteher  oder  seinem 
von  der  Landesregierung  ernannten 
Vertreter  als  Leiter  und  aus  je 
einem  forstliehen  und  landwirtschaft- 
lichen Fachmanne. 

Als  weitere  Mitglieder  werden 
vom  Bezirksrate  aus  seiner  Mitte 
oder  aus  der  Bevölkerung  —  V  — 
drei  Vertreter  und  drei  Ersatzmänner 
unter  Rücksichtnahme  auf  die  drei 
Hauptkonfessionen  gewählt.  Die  Be- 
stätigung derselben  steht  dem  Bezirk s- 
amte   zu. 

Dieser  Kommission  werden  zur 
Ausführung  der  technischen  Arbeiten 
die  nötigen  Vermessungsorgane  wie 
auch  die  erforderlichen  Hilfskräfte 
beigegeben. 

Wirkungskreis  der  Lokalkommission. 

SIL 

Die  Lokalkommission  hat  die 
Erhebungen  zu  pflegen,  welche  zur 
Durchführung  der  in  diesem  Gesetze 
angeordneten  Operationen  erforderlich 
sind,  und  die  zu  diesem  Zwecke 
nötigen   Verfügungen   zu  treffen. 

Hicbei  hat  sie  insbesondere  den 
Interessenten  die  Gelegenheit  zur 
Geltendmachung  ihrer  Interessen  zu 
bieten  und  Vergleiche  zwischen  ein- 
zelnen Interessentengruppen  (Ge- 
meinden. Fraktionen  —  V  —  u.  dgl.) 
hinsichtlich  der  zwischen  ihnen  be- 
stehenden Wald-  und  Weidenutzungs- 
streitigkeiten   aufzunehmen. 

Xaeh  Abschluß  der  Erhebungen 
hat  die  Lokalkommission  das  Er- 
hebungsmaterial sowie  die  aufgenom- 
menen Vergleiche  mit  ihren  Anträgen 
der     Landeskommission      vorzulegen. 

Gemeinde-  (Fraktions-)  Vertreter. 
§  1  5. 
Zur     Vertretung    der    Gemeinden 
vor     der    Lokalkommission     sind    der 
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Die  Gemeinden  Bind  vor  der 
I.  ilkommission  durch  den  Gemeinde- 
vorsteher and  zwei  vom  Gemeinde- 
räte, beziehungsweise  vom  Bäte  der 
Dorfältesten  aas  seiner  Mitte  oder 
mus  der  Bevölkerung  gewählte  Ver- 
treter zu    Vertreten. 


Landeschefstellvertreters 


—  V —  Diese  Kommission  kann 
rechtsgültige     Beschlüsse     auch     bei 
Fehlen  eines   oder    des   anderen  ord- 
nungsmäßig   eingeladenen    Mitgliedes 
en. 


Die  drei  Vertreter  der  Bevöl- 
kerung, sowie  seclis  Ersatzmänner 
werden  vom  Landtage  aus  der  Mitte 
31  iner  Mitglieder  oder  aus  der  Be- 
völkerung  für   ilie   Dauer   der  Aktion 

ttlt. 


Wieuer  Btutawigs.  Stadien.  XU.  Bd.,  3.  Heft. 


Gemeindevorsteher  and  zwei  vom 
Gemeinderate,  beziehungsweise  vom 
Bäte  der  Dorfältesten  aus  seiner 
Mitte  oder  aus  der  Bevölkerung  ge- 
wählte  Vertreter  berufen. 

\Vu  es  sieh  um  Sonderinteressen 
einer  Fraktion  handelt,  tritt  an  Stelle 
dieser  zwei  Vertreter  der  Fraktions- 
vorstand und  ein  von  der  Versamm- 
lung der  Hausältesten  dieser  Fraktion 

gewählter    Vertreter. 

Landeskommission. 
§  16. 
Die  Landeskommission  besteht 
unter  Vorsitz  des  Ziviladlatus,  be- 
ziehungsweise dessen  hiezu  bestimm- 
ten Vertreters  aus  je  einem  liöberen 
politischen.  Finanz-,  Justizverwal- 
tangs-, Forstwirtschafts-  und  Land- 
wirtschaftsbeamten der  Landesregie- 
rung und  einem  MLgliede  des  Ober- 
gerichtes, sowie  drei  Vertretern  der 
l'»e\  ölkerung. 

-  vv- 


Die  Mitglieder  der  Landeskom- 
mission aus  der  Gruppe  der  Beamten 

werden  von  der  Landesregierung  er- 
nannt, welche  zugleich  für  jedes 
dieser  Mitglieder  einen  Ersatzmann 
zu  bestimmen  hat.  Die  drei  Vertreter 
der  F>evölkerung  sowie  drei  Ersatz- 
männer werden  vom  Landtage  aus 
der  Mitte  seiner  Mitglieder  oder  aus 
der  Bevölkerung  für  die  Dauer  der 
Aktion    gewählt. 

Die  Gewählten  müssen  die 
Qualifikation  der  Wählbarkeit  inden 
Landtag  haben  und  in  gleicher  An- 
zahl den  drei  Hauptkonfessionen  des 
Landes   entnommen   sein. 

Wirkungskreis    der    Landeskommission. 
§  17. 
In      den      Wirkungskreis      der 
Landeskommission    gehört : 
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1.  die  allgemeine  Leitung  der 
durch  die  Lokalkommission  zu  pfle- 
genden  Erhebungen     §  14) ; 

2.  die  Genehmigung  der  von 
den  Lokalkommissionen  geschlossenen 
Vergleiche ; 

3.  unter  Ausschluß  des  Rechts- 
weges die  erstinstanzliche  Entschei- 
dung auf  Grund  der  von  der  Lokal- 
kommission gestellten  Anträge: 

a)  über  die  Ausscheidung  der  Ge- 
meindewälder uiid  -weiden,  be- 
ziehungsweise über  die  Regulie- 
rung der  Wald-  und  Weiden- 
nutzungsrechte an  landesärari- 
schem  Grund  und  Boden  (§§  7 
und  10); 
b  über  dip  gelegentlich  der  Aus- 
scheidungsaktion auftauchenden 
Streitigkeiten  zwischen  den  ein- 
V   Interessenten,  zelnen      Gemeinden,      —    V    — 

Dörfern  (Fraktionen  ,  Nachbar- 
schaften etc.  hinsichtlich  der 
Wald-   und   Weidenutzungen. 

Entscheidungen. 

§18. 
Den  Interessenten  sind  die  von 
der  Landeskommission  getroffenen 
Entscheidungen  samt  ihrer  Begrün- 
dung durch  das  Bezirksamt  zuzustellen. 
Gegen  die  erstinstanzlichen  Ent- 
scheidungen    der    Landeskommission 

binnen    einer  Frist    von   sechs       kann    binnen    einer   Frist    von   sechs 

Monaten Wochen,    vom    Tage    der  Zustellung 

der  Entscheidung  an.  der  Rekurs 
beim  Bezirksamte  eingebracht  werden. 
Über  diesen  Rekurs  entscheidet 
das  k.  u.  k.  gemeinsame  Finanz- 
ministerium in  letzter  Instanz. 

Durchführung  der  Entscheidungen. 

§  19. 

Die  rechtskräftigen  Entscheidun- 
gen sowie  die  genehmigten  Vergleiche 
haben  die  Rechtswirkung  gericht- 
licher Erkenntnisse  und  sind  von 
Amts  wegen  im  Grundbuche  durch- 
zuführen. 
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—  V  —  Während  dieser  Zeit 
ist  die  Landesregierung  ermächtigt 
—  wenn  der  unumgängliche  Bedarf 
der  Nutzungsberechtigten  gedeckt  isr 
— ,  hinsichtlich  des  Verkaufes,  der 
Belastung  und  Verschenkung  der 
Gemeindewälder  und  -weiden  zu 
verfügen. 


Kosten. 

§  20. 

Alle  zur  Durchführung  dieses 
Gesetzes  erforderlichen  Schriften, 
Verhandlungen  und  Eintragungen  in 
die  öffentlichen  Bücher  genießen  die 
Stempel-   and  Gebührenfreiheit. 

Den  zur  Durchführung  dieses 
(Gesetzes  erforderlichen  Urkunden 
kommt,  insolange  sie  nicht  zu  einem 
anderen  /wecke  verwendet  worden, 
die  bedingte  Befreiung  von  den 
Stempel-  und  anmittelbaren  Ge- 
bühren  zu. 

Sämtliche  Regiekosten  der  bei 
der  Durchführung  dieses  Gesetzes 
notwendigen  Amtshandlungen  werden 
aus  Landesmitteln  bestritten. 

Verwaltung   und  Nutzung  der  Gemeinde- 
wälder und  -weiden. 

§  21. 

Die  Bewirtschaftung  und  Be- 
aufsichtigung der  Gemeindewälder 
und  Gemeindeweiden,  sowie  die  Aus- 
übung der  Nutzungen  in  denselben 
werden  durch  ein  besonderes  Gesetz 
geregelt. 

-vv- 


Bis  zum  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  regelt  die  Landesregierung 
diese  Verhältnisse  provisorisch  im 
Verordnungswege. 


Beginn  der  Wirksamkeit. 

§  22. 

Dieses     Gesetz     tritt     mit     dem 

Tage   der  Verlautbarung    im   Gesetz- 

und   Verordnungsblatte     für    Bosnien 

und  die   Hercegowina  in   Kraft. 
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Motiyeiiberielit 

zum  Gesetzentwurf  über  die  Ausscheidung  von  Gemeindewäldern  und 

-weiden. 

Die  Bevölkerung  Bosniens  und  der  Hercegowina,  die  zu  88  Prozent 
ihren  Lebensunterhalt  aus  Landwirtschaft  und  Viehzucht  zieht,  befriedigt 
ihr  Bedürfnis  an  Wald  und  Weide  zum  größten  Teil  durch  Nutzungen  an 
ärarischen  Wald-   und  Weidegebieten. 

Bei  der  extensiven  Art  des  bäuerlichen  Betriebes  vollziehen  sich 
diese  Nutzungen  in  äußerst  anökonomischer  Weise.  Es  werden  durch  sie 
um  so  größere  Gebiete  belastet,  als  insbesondere  die  den  Kulturen  näher 
liegenden  Waldteile  auf  weite  Strecken  zu  Buschwerk  mit  nur  kümmer- 
lichem  Wald-  und   Weideertrag  devastiert  sind. 

Dieser  Devastierung  konnte  ebensowenig  das  ottomanische  Forstgesetz 
vom  ll.Scheval  1285  (1869J  noch  die  darauf  basierende  Forstpraxis, 
die  um  den  Bestand  des  Waldes  als  eines  hohen  Gutes  der  Volkswirt- 
schaft besorgt  ist,  hinreichend  entgegentreten.  Es  ergaben  sich  vielmehr 
aus  dem  Wunsche  der  ärarischen  Walderhaltung  einerseits  und  diesem 
vielfach  unökonomischen  Bedürfnisse  andrerseits  Gegensätze  und  Miß- 
stände, die  nunmehr  immer  dringender  nach  einer  Regelung  dieses  Gebietes 
durch  Abgrenzung  der  beiderseitigen  Interessensphären  verlangen. 

Wenn  es  nun  eine  vornehmliche  Aufgabe  der  Verwaltung  ist,  ins- 
besondere den  Wald  als  eine  Quelle  staatlichen  Einkommens  zu  schützen 
und  zu  verwalten,  so  reiht  sich  doch  ebenso  vollberechtigt  dieser  Auf- 
gabe die  Forderung  an  die  Seite,  dem  Arolke  das  zur  Befriedigung  seiner 
Wald-  und  Weidebedürfnisse  nötige  Gebiet  ungeschmälert  sicherzustellen 
und   einer   leichten   und  gerechten   Nutzung   zuzuführen. 

Die  Notwendigkeit  einer  solchen  territoriellen  Scheidung  und  der 
Übergabe  von  Wald  und  Weide  in  das  gemeinsame  Eigentum  der  Nutzungs- 
berechtigten besteht  bereits  seit  langem  und  wurde  deren  Durchführung 
ausdrücklich  im  §  27  des  Grundbuchsgesetzes  in  Aussicht  gestellt,  die 
Art  der  Durchführung  dieser  Ausscheidung  aber  von  einer  separaten  gesetz- 
lichen Regelung  abhängig  gemacht. 

Eine  solche  Ausscheidung  erheischte  als  erste  Vorbedingung  die 
autonome  Verwaltung  der  Dorfgemeinden,  die  erst  mit  dem  Gesetze  vom 
15.  Juli  1907,  Z.  34.054,  ins  Leben  trat.  Nunmehr,  nachdem  die  dorr 
geschaffene  Organisation  geeignet  ist,  eine  feste  Basis  für  weitere  Schritte 
in  dieser  Hinsicht  abzugeben,  ist  es  die  Aufgabe  der  Gesetzgebung,  an 
diese  Aktion  heranzutreten  und  vor  allem  die  Scheidung  jener  Gebiete, 
die  für  die  Befriedigung  der  Nutzungsbedürfnisse  der  Bevölkerung  erforder- 
lich sind,  von  den   servitutenfreien,  ärarischen  Landereien  durchzuführen. 

Wenn  eine  diesbezügliche  Gesetzgebung  auch  die  ähnlichen  Ope- 
rationen, die  unter  dem  Namen  der  Servitutenablösung  in  anderen  Ländern 
vornehmlich  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  durchgeführt 
wurden,  zum  Studienobjekt  nehmen  soll,  so  muß  doch  die  hiesige  Re- 
gelung die  speziellen  Verhältnisse  dieser  Länder  vor  Augen  haben  und 
vor  allem  au  das  auf  diesem  Gebiete  herrschende  Rechtsverhältnis 
anknüii  t'en. 
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Maßgebend  sind  hier  das  ottomanischo  Gesetz  über  den  Grundbesitz 
vom  7.  Ramazan  1274  1858  rdas  ottomanische  Forstgesetz  vom  ll.Sche- 
val  1286  (1869)  and  das  Grandbuchsanlcgongsgesetz  vom  13.  Sep- 
tember   issl. 

Das  Ramazangesetz  anterscbeidel  aeben  1.  Privat- (Mulk-),  2.  Staats - 
Mirije-  and  •"'>.  Vakafgrundstücken  als  t.  Gruppe  Metrukengrundstücke, 
die  dem  allgemeinen  Gebrauche  überwiesen  sind  und  anter  welchen 
Baltaliks  und  Meras  rangieren,  und  als  5.  Gruppe  die  herrenlosen  Gründe 
(Meval  .  Während  nun  das  Ramazangesetz  die  Okkupation  der  Mevat- 
grundstücke  anter  gewissen  Modalitäten  jedermann  frei  läßt  (§  103)  und 
ebenso  die  Okkupation  der  Produkte  der  herrenlosen  Wälder  (Mubah 
genannt)  jedermann  gestattel  £  104),  gehl  das  elf  Jahre  später  heraus- 
bene  Porstgesetz  einen  Schritt  weiter,  indem  es  alles  Waldland, 
welches  nicht  unter  die  ersten  vier  Gruppen  subsumiert  wird,  als 
ärarisches   Eigentum   erklärt. 

Sind    nun   hiemit   die    Produkte   des    ärarischen  Waldes    nicht   mehr 

jedermanns    Okkupation    freistehend,    so    erkennt    andererseits    der    ij   5 

dieses  Gesetzes  jenen  Ortschaften,  welche  nicht  im  Besitze  von  Baltaliks 

Ortschaftswälder)   waren,   die   vollen    Nutzungen  am   Staatswalde  bis   zur 

vollen    Bedarfshöhe  zu. 

Rechtlich  wurde  sowohl  im  Ramazangesetze  wie  im  Forstgesetze 
die  Existenz  von  Baltaliks  anerkannt,  und  definiert  der  §21  des  Forst- 
gesetzes diese  Baltaliks  als  „solche  Wälder,  die  von  alters  her  der  Be- 
völkerung einzelner  Dörfer  oder  Städte  zur  Nutznießung  zugewiesen 
wurden".  Unter  der  Stilisierung  „zur  Nutznießung  zugewiesen  wurden" 
darf  selbstredend  kein  spezieller,  formeller  Akt  der  Zuweisung  gefor- 
dert werden,  der,  wenn  er  überhaupt  je  stattgefunden  hat,  in  so  ver- 
gangenen Zeiten  erfolgte,  daß  nur  mehr  der  konstante  Besitz  oder 
vielmehr  die  konstante  Nutzung  den  Beweis  des  Rechtstitels  abgeben. 
überhaupt  hat  das  Forstgesetz  in  diesen  Besitzverhältnissen  keine  Neue- 
rungen geschaffen,  sundern  nur  die  unvordenkliche  Gewohnheit  faktischer 
Besitzverhältnisse  -auktionieren  wollen.  Die  Regelung  dieser  Materie  wird 
deshalb  ebenfalls  an  die  gewohnheitsmäßige  Nutzung  bestimmter  Gebiete 
anknüpfen  müssen,  wenn  auch  diese  (Jebiete  nirgends  vormarkt  und  in 
der  Natur  abgegrenzt  sind,  ja  sogar  im  Laufe  der  weiteren  Entwicklung 
vorläufig  durchgehends  als  Eigentum  des  Landesärars  im  Grundbuche 
angeschrieben  wurden. 

Diese  provisorische  Ansehreibung  war  durch  die  Zwangslage  der 
Verhältnisse  geboten,  denn  der  Umfang  und  die  Schwierigkeit  der  Re- 
gelung aller  Waldbesitzverhältnisse  gestattete  nur  ein  etappenweises 
Vorschreiten,   das   sich    die   Okkupationsverwaltung    zur  Aufgabe    machte. 

Wurde  sofort  im  Jahre  I  ss  1  durch  die  Katastralvermessung  mit 
einer  formellen  Ordnung  begonnen,  so  schloß  sich  daran  die  Regulierung 
des  Privatwaldbesitzes,  indem  auf  Grund  des  Tapugesetzes  vom  18.  März 
1884  vorerst  die  Eigentumsansprüche  der  über  50  Dunum  umfassenden 
Waldflächen  einer  Revision  unterzogen  wurden.  Auf  Grund  derselben 
erhielten  die  rechtmäßigen  Besitzer  von  Waldland  neue  Eigentums- 
nachweise  Tapicn  ausgefolgt,  welche  die  Grundlage  der  Eintragung  im 
('  randbuche   bildeten. 
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Wahr. 'ml  aber  gelegentlieh  der  Grundbuchsanlegung  auch  die  weniger 
als  50  Dimuiu  umfassenden  Waldlandflächen  an  ihre  rechtlichen  Besitzer 
angeschrieben  wurden,  so  schloß  die  Grundbuchsanlegung  die  Regelung 
des  Baltalik-  und  Merabesitzes  aus,  indem  zufolge  des  §  27  des  Grundbuchs- 
gesetzes die  Regelung,  bzw.  Ausscheidung  der  Baltaliks  und  Meras  einem 
besonderen  Verfahren  vorbehalten  blieb. 

Diese  Verschiebung  auf  ein  gesondertes  Verfahren  erfolgte  aus  tech- 
nischen  Gründen,  da  sich  dasselbe  wesentlich  von  den  Maximen  der 
Grundbuchsanlegung  unterscheiden  mußte. 

Während  letztere  nur  die  Frage  nach  dem  Reehtstitel  und  den 
Grenzen,  die  sich  mit  den  Rechtsansprüchen  decken,  aufwarf,  kann  die 
Baltalikausscheidung  hiemit  das  Auslangen  nicht  finden,  da  die  Baltaliks 
nur  selten  fixe  bekannte  Grenzen  hatten,  meist  aber  wenigstens  in  einer 
Richtung   ohne  fixierte   Grenzen   in   den   Staatswald   übergingen. 

Es  kaun  sich  somit  die  Aktion,  welche  derzeit  die  Baltaliks  aus- 
zuscheiden unternimmt,  nicht  auf  die  Festsetzung  des  Gebietes  beschränken, 
auf  welches  die  einzelnen  Ortschaften  ihre  berechtigten,  althergebrachten 
Ansprüche  erheben  (§  4),  sondern  es  muß  noch  ein  zweiter  Maßstab  vor- 
walten, welcher  die  Grenze  in  jener  Richtung  absteckt,  wo  dieselbe  in  den 
zweifellos   ärarischen   Wald   überfloß. 

Soll  bei  dieser  Ausscheidung  keine  Verkürzung  der  Bevölkerung 
in  ihren  Wald-  und  Weidenutzungsrechten  eintreten,  so  kann  diese 
Grenze  nur  durch  den  Haus-  und  Wirtschaftsbedarf  der  nutzungsberech- 
tigten Bevölkerung  bestimmt  werden. 

Dieses  Kriterion  mußauch  schon  aus  dem  Grunde  vorwalten,  weil  sich 
die  Aktion  nicht  allein  mit  einer  einseitigen  Ausscheidung  der  Baltaliks 
nach  der  Definition  des  §  21   des  Forstgesetzes   begnügen  kann. 

Die  Regelung  muß  vielmehr  eine  scharfe  Scheidung  zwischen  dem 
lastenfreien,  ärarischen  Walde  und  Weidegebiete  einerseits,  in  welchem 
in  Hiukunfc  derartige  Nutzungsrechte  in  der  Regel  nicht  mehr  bestehen 
dürfen  (§  11),  und  dem  die  Xutzungsbedürfnisse  der  Servitutsberechtigten 
Bevölkerung  deckenden  Wald-   und  Weidegebiete   andrerseits   durchführen. 

Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  müssen  Wald  und  Weide  in  derart 
hinreichender  Größe  vom  ärarischen  Gebiete  abgesondert  werden,  daß  sie 
liei  pfleglicher  Bewirtschaftung  imstande  sind,  in  nachhaltiger  Weise  alle 
jene  Bedürfnisse  zu  decken,  die  bisher  der  Bevölkerung  berechtigterweise 
zustanden  (§§  4  und  5)  und  welche  die  ärarischen  Wald-  und  Weidegebiete 
mit  allen  Wald-  und  Weidenutzungen  belasteten,  die  ihre  Deckung  nicht 
bereits  durch  eigene  Wälder  und  Weiden  oder  durch  Servitutsrechte  an 
Grundstücken  Dritter  fanden. 

Kann  somit  das  zur  Ausscheidung  gelangende  Gebiet  prinzipiell 
nur  dort  liegen,  wo  sich  bisher  die  Nutzungen  einer  Ortschaft  seit  alters 
her  abspielten  und  welches  vor  allem  die  Interessensphäre  der  jeweiligen 
Ortschaft  darstellt,  so  findet  das  so  lokalisierte  Gebiet  seine  Umgrenzung 
in  jener  Ausdehnung,  die  erforderlich  ist,  um  den  als  berechtigt  an- 
erkannten   Bedarf  in   nachhaltiger   Weise   zu   decken. 

Dieser  Bedarf  ist  nun  bei  der  derzeitigen,  extensiven  Wirtschaft 
ein  solcher,  daß  er  das  zu  einer  geregelten  Wirtschaft  erforderliche  Maß 
weit   übersteigt. 


469J  Anhang.  183 

Mit  fortschreitender  Kultur,  der  Einführung  von  Steinbauten,  Ziegel- 
bedachung, Kohlenfeuerung,  wird  dieser  enorme  gegenwärtige  Bedarf  eine 
sukzessive  Herabminderung  erfahren,  ebenso  wie  auch  bei  fortschreitender 
Kultur  die •  Stallwirtschaf t,  die  Pflege  besserer  Binderarten  und  vor  allem 
die  Pflege  und  Verbesserung  <\c*  Weidebodens  und  die  Regelung  der 
Viehweide  den  Bedarf  an  den  derzeitigen  überaus  ausgedehnten  Weide- 
Bächen   restringiert. 

Nichtsdestoweniger  hat  sich  eine  gerechte  Ausscheidung  von  Wald- 
und  Weideland  Dicht  diese  Zukunftsausgestaltung,  sondern  das  gegen9 
wärtige  ..  unökonomische "  Erfordernis  als  Maßstab  der  Berechtigung  vor- 
zubehalten. 

Eine  plötzliche  Herabminderung  des  Bedarfes,  die  nur  mit  einer 
plötzlichen  Änderung  der  Wirtschaftsweise  verbunden  sein  könnte,  isr 
undurchführbar  und  kann  eine  solche  nur  langsam,  schrittweise  vor 
sieb  gehen. 

Mit  dieser  sukzessiven  Ersparnis  hält  aber  gleichzeitig  die  natürliche 
Vermehrung  der  Bevölkerung  Schritt,  die  mit  ihren  Berechtigungen  eben- 
falls nur  auf  die  einmal  endgültig  ausgeschiedenen  Komplexe  verwiesen  ist. 

Ire  Festsetzung  des  Bedarfes  kann  nur  Inhal  unter  Berücksich- 
tigung aller  Verhältnisse  erfolgen.  Jedenfalls  aber  hat  sie  zu  trachten, 
den  derzeit  bestehenden  durchschnittlichen  Bedarf  der  bisherigen  Nutzungen 
festzustellen,  der  als  das  Mali  der  dauernden  Berechtigung  anzusehen 
ist,   welche  die   auszuscheidenden    Objekte    nachhaltig    zu    decken  haben. 

Bilder  nun  der  Bedarf  der  nutzungsberechtigten  Bevölkerung  im 
Momente  der  Ausscheidung  das  Maximum,  das  der  Berechtigung  zu 
Grunde  zu  legen  ist,  und  hat  sich  dessen  nachhaltige  Deckung  dui-  im 
Rahmen  der  gewohnheitsmäßig  berechtigten  Interessensphäre  einzelner 
<  irrschaften  abzuspielen,  so  müssen  doch  gesetzliche  Bestimmungen  ge- 
trofTen  werden,  um  die  Härten,  die  sich  bei  einer  starren  Durchführung 
dieser   Maximen   ergeben,   abzuschwächen. 

So  muß  vor  allein  den  Organen,  welche  die  Ausscheidung  vor- 
nehmen, die  Möglichkeit  geboten  werden,  schwerwiegende,  wirtschaftliche 
und  administrative  Momente  zu  berücksichtigen  und  ausnahmsweise  das 
30  einer  Ortschaft  zustehende  Nutzungsgebiet  zu  verschieben,  wenn  dies 
ohne  gewichtige  Schädigung  der  Interessen  der  Nutzungsberechtigten 
erfolgen   kann  (§  6  . 

Ist  weiters  auch  eine  vollständige  Entlastung  des  ärarischen  Waldes 
von  lästigen  Nutzungsrechten  ein  Hauptziel  der  Aktion,  so  muß  es 
dennoch  ermöglicht  werden,  ausnahmsweise  diese  Nutzungen  zu  belassen, 
wenn  dies  ohne  weitgehende  Schädigung  des  Hauptwirtschaftsbetriebes 
nicht  erfolgen  könnte,  oder  wenn  die  besonderen  Verhältnisse  es  ver- 
langen, einen  Wald  als  Schutzwald  vor  gefahrlichen  Fällungen  zu  be- 
wahren (§  10).  Allerdings  erfordert  in  einem  solchen  Falle  die  endgültige 
Ordnung,  daß  diese  Nutzungen  nicht  mehr  ungemessen  aufrecht  erhaben 
werden,  sondern  einer  genauen  Regelung  nach  Rechtssubjekten,  Art  und 
Maß  der   Nutzung  unterzogen  werden. 

Solche  Regelungen  werden  provisorisch  auch  in  jenen  Gebieten 
einen  Ausweg  bieten,  wo  bereits  geschlossene  Exploitierungsverträge  eine 
sofortige  Ausscheidung  ganzer   Waldkomplexe  untunlich   machen. 
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Eine  gleiche,  temporäre,  geregelte  Aushilfe  soll  ans  den  ärarischen 
Forsten  in  jenen  Fällen  eintreten,  wenn  die  Ausscheidung  hinreichend 
bestockter  Wälder,  die  sofort  den  ermittelten  Bedarf  nachhaltig  zu  liefern 
imstande  wären,  untunlich  ist.  Ist  aber  in  solchen  Fällen  ein  Waldboden 
vorhanden,  der  bei  geeigneter  Pflege  auf  den  erforderlichen  Zustand 
gebracht  werden  kann,  so  gibt  eine  gleiche,  provisorische  Regelung  der 
anerkannten  Nutzungen  die  Möglichkeit,  die  hiezu  nötige  Aushilfe  aus 
den  ärarischen  Wäldern  zu  gewähren,  um  die  Aufzucht  des  Nutzungs- 
waldes  zu   ermöglichen  (§  7). 

Schließlich  will  das  Gesetz  auch  in  jenen  Fällen  Vorsorge  treffen, 
wo  die  Zuweisung  des  bisherigen  Nittzungsgebietes  unzureichend  ist  und 
selbst  bei  gewährter  Aushilfe  (§  7)  ein  zur  nachhaltigen  Bedarfsdeckung 
erforderlicher  Wald  nicht  erzielt  werden  kann.  In  diesem  Falle  können 
auch  solche  Gebiete  als  Ergänzungswälder  herangezogen  werden,  die  bis- 
her niemals   der   Nutzung   bestimmter  Ortschaften  unterworfen   waren. 

Solche  Ergänzungswälder  können  aber  selbstredend  nur  insoweit  in 
Frage  kommen,  als  die  landesüblichen  Bringungsverhältnisse  eine  direkte 
Nutzung  durch   die   Nutzungsberechtigten   noch   ermöglichen   (§  8). 

Nach  der  Natur  der  Aktion  kann  das  Verfahren  bei  Festsetzung 
der  zur  Ausscheidung  gelangenden  Gebiete  nur  ein  amtswegiges  sein. 
Bei  der  Organisation  der  zur  Durchführung  bestimmten  Behörden  lehnt 
sich  der  Gesetzentwurf  in  zweckmäßiger  Weise  an  die  Behördenorganisation 
gelegentlich   der    Waldbesitzregulierung   an. 

Den  iu  den  einzelnen  Bezirken  zu  kreiernden  Lokalkommissionen 
liegt  die  Aufgabe  der  Erhebung  aller  einschlägigen  Momente  ob  (§  14).  Sie 
ist  deshalb  unter  Leitung  des  Bezirksvorstehers  oder  eines  hiezu  eigens  von 
der  Landesregierung  bestimmten  Vertreters  sowohl  aus  den  geeigneten  Fach- 
organen (forst-  und  landwirtschaftlichen  Sachverständigen  und  Geometeni 
wie  auch  aus   Vertretern  der  Bevölkerung  zusammenzusetzen  (§  13). 

Die  Kommission  hat  unter  Beachtung  des  Gutachtens  des  Bezirks- 
rates die  Ansprüche  und  Bedürfnisse  der  einzelnen  Ortschaften  zu  prüfen, 
wobei  den  Vertretern  nicht  nur  Gelegenheit  zur  Vorbringung  ihrer  An- 
sprüche, sondern  auch  zur  Vergleichsschließung  über  strittige  Fragen 
unter  den  einzelnen  Interessengruppen  (Gemeinden,  Fraktionen  u.  dgl.) 
hinsichtlich  der  Nutzungen   zu  gewähren  sind. 

Der  Bezirksvorsteher  leitet  das  Resultat  der  Erhebungen  samt  seinem 
Antrage  und  den  eventuellen  Sonderanträgen  der  Kommissionsmitglieder 
an  die  Landeskommission,  die  hierüber  in  Gremialsitzungen  mit  Stimmen- 
mehrheit  schlüssig   wird. 

In  der  unter  Leitung  des  Ziviladlatus  oder  seines  hiezu  ernannten 
Vertreters  tagenden  Landeskommission  befinden  sich  neben  den  erforder- 
lichen Vertretern  der  einschlägigen  Ressorts  auch  Vertreter  der  Revölke- 
rung  (§  16). 

Gegen  die  Beschlüsse  dieser  Landeskommission  ist  das  Rekursrecht 
an   das   k.  und  k.   gemeinsame   Finanzministerium   gewährt   (§  18  . 

Was  die  Frage  der  Rechtssubjekte  der  Nutzungswälder  und 
Weiden  betrifft,  so  sind  als  Eigentümer  die  einzelnen  Gemeinden  an- 
zusehrcihen    (§   1). 
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Bei  dieser  Festsetzung  steht  der  vorliegende  Gesetzentwurf  in  Über- 
einstimmung mit  den  bisherigen  (besetzen  Grundbuchsgesetz,  Gemeinde- 
ittiil  Gesetz   über  die   Bezirksräte  . 

Um  aber  darüber  keinen  Zweifel  aufkommen  zu  lassen,  daß  die 
Bestimmung  dieser  Nutzungsobjekte  darin  liegt,  die  bisherigen  Nutzungen 
den  Bezugsberechtigten  za  gewähren,  verfüg!  der  §  L,  daß  die  Zweck- 
bestimmung ..zu  Gunsten  der  Bezugsberechtigten"  ausdrücklich  im  Grund- 
buch aufzunehmen  ist.  Hiedurch  wird  ermöglicht,  in  den  Nutzungen  auch 
ohne  die  Schaffung  neuer  juristischer  Personen  die  erforderliche  Differen- 
zierung nach  Fraktionen,  ja  Nachbarschaften  vorzunehmen  und  somit  über 
die  Zweckbestimmung    der    einzelnen  Objekte    keinen  Zweifel    zu  lassen. 

Wenn  im  ij  2  auch  die  bisher  nutzungsberechtigten  Körperschaften, 
/..  B.Gemeinden,  aufgenommen  sind,  so  wird  unter  ihrem  Bedarfe  nicht 
nur  der  bisher  anentgeltlich  bezogene  Bedarf  für  gemeinnützige  Körper- 
schaftsobjekte, sondern  auch  ein  entsprechendes  Äquivalent  für  die  Ver- 
waltungs-  und  Aufsichtskosten  zu  verstehen  sein,  welche  Aufgaben  die 
Gemeinden   mit   der  Ausscheidung  auf  sich  zu  nehmen  haben  weiden. 

l>ie.  Maximen  der  Verwaltung  der  Xutzungsobjekte  festzusetzen, 
^owie  die  Nonnen  zu  geben,  unter  welchen  die  Nutzungen  der  Einzel- 
berechtigten an  den  Gemeindewäldern  und  -weiden  zu  regulieren  sind,  ist 
einem  zweiten  Gesetze  vorbehalten,  bis  zu  dessen  Erlasse  die  Verwaltung 
der  Gemeindewälder  und  -Weiden  durch  die  Landesregierung  provisorisch 
im    Verordnungswege  zu   regeln  sein  wird  (ij  -J 1  . 

Durch  eine  Verquickung  beider  <  besetze  würde  die  Aktion  der  Aus- 
Bcheidung   in   einer  ungebührlichen  Weise   verzögert  werden. 

Nichts  ist  aber  dringendere  Notwendigkeit,  als  diese  Oeneralteilunu- 
zwischen  Ärar  und  Bevölkerung  ehestens  vorzunehmen.  Hiedureh 
wird  einerseits  das  Ärar  in  den  Stand  gesetzt,  einen  Überblick  über 
die  seiner  Exploitation  zustehenden  Wälder  zu  gewinnen,  andererseits 
aber  auch  mit  den  weder  als  Gemeindeweiden  und  -Wälder  noch  als 
ärarischc  Forste  benötigten  weiten  (Jebieten,  die  geeignet  sind,  dem 
Landbau  zugeführt  zu  werden,  das  Feld  der  Tnnenkolonisation  kräftig 
zu  betreten,  wodurch  allein  dem  Landbedürfnisse  zahlreicher  einheimischer, 
notleidender   Dauern   abgeholfen   werden    kann. 

Hand  in  Hand  geht  damit  eine  endliche  Verhinderung  der  der- 
zeitigen zahllosen  Usurpationen  von  jenen  (Gebieten,  die  vornehmlich 
bestimmt  sind,  als  Gemeindewälder  und  -weiden  ausgeschieden  zu  werden 
und  gegen  deren  fortschreitende,  regellose  Okkupation  so  lange  kein 
geeignetes  liollwerk  gefunden  werden  konnte,  als  nicht  das  Mitinteresse 
sämtlicher  Nutzungsberechtigten  einer  Gemeinde  der  eigenmächtigen  Ver- 
kürzung des  gemeinsamen    Objektes   ein  Ende  bereitet. 
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XIV. 

Konfiskationsverordnung. 

Gesetz  vom  7.  Oktober  1914  über  die  Ergänzung  des  Gesetzes,  betreffend 
die  Erlassung  von  Ausnahmsverfügungen. 

§1. 

In  Gemäßheit  des  §  20  des  Landesstatutes  und  in  Ergänzung  des 
Gesetzes  vom  5.  März  1910,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  32, 
betreffend  die  Erlassung  von  Ausnahnisverfügungen,  wird  die  Landes- 
regierung ermächtigt,  die  Bestimmungen  des  §  16,  Absatz  1  und  2  des 
Landesstatutes,  für  das  ganze  Land  oder  für  einzelne  Teile  desselben 
zu   beschränken   oder   zu   suspendieren. 

§2. 
Die  Suspendierung  der  Wirksamkeit  der  zitierten  Bestimmungen 
des  Landesstatutes  hat  die  Wirkung,  daß  die  Landesregierung  befugt 
ist,  gegen  Personen,  welche  während  der  Dauer  eines  Krieges  oder 
einer  kriegerischen  Bedrohung,  oder  zur  Zeit  von  inneren  Unruhen  gegen 
die  bewaffnete  Macht  die  Waffen  ergriffen  oder  sieh  dem  Feinde  an- 
geschlossen und  das  Land  verlassen  haben,  mit  der  Konfiskation  des 
unbeweglichen   und   beweglichen   Vermögens   vorzugehen. 

§  3. 

Die  Landesregierung  hat  die  zur  näheren  Durchführung  not- 
wendigen Anordnungen  mittels  einer,  gleichzeitig  mit  der  Suspendierung 
des  ^  16  des  Landesstatutes  zu  erlassenden,  von  dem  gemeinsamen 
Finanzministerium  zu  genehmigenden  Durchführungsverordnung  zu  treffen, 
sowie  zu  verfügen,  ob  das  konfiszierte  Vermögen  im  Sinne  der  ge- 
nannten Durchführungsverordnung  dem  Landesvermögen  einzuverleiben 
oder  zur  Schadloshaltung  derjenigen  Bevölkerungskreise  zu  verwenden 
ist,  welche  durch  die  im  $  2  gedachte  Handlung  der  mit  dem  Ver- 
mögens Verluste  getroffenen  Personen  einen  Schaden  erlitten  haben. 

§4. 

Der  §  12  des  Gesetzes  vom  5.  März  1910,  Gesetz-  und  Verord- 
nungsblatt Xr.  32,  hat  auch  auf  die  im  §  3  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
erwähnte  Ausnahmsverfügung  sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

§5. 
Dieses  Gesetz  tritt   mit   dem   Tage   seiner    Kundmachung   in  Wirk- 
samkeit. 

W  i  en,   am    7.  Oktober   1914. 

Franz  Joseph   m.  p.  Biliriski  m.  p. 


XV. 
Übersicht 

I.  über  das  unter  Knieten  Verhältnis  stehende  Kulturland 

und 

II.   über  das  in  den  einzelnen  Bezirken  vorhandene  ärarische 
Wald-  und  Weideland. 
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den  Antrag  Baernreither  und  Genossen,  betreffend  die  Organi- 
sation   der  Verwaltung  in   Bosnien   und   Eercegowina  . 

Stenogr.  Sitzungsprotokoll  der  österr.  Delegation  von  1910, 
::•_•:»  ff. 

Stenogr.  Protokoll  des  Abgeordnetenhauses  vom  11.  März  1909 
('über  den  Dringlichkeitsantrag  der  Abgeordneren  Sustersie  und 
(Genossen,  betreffend  die  Errichtung  der  bosnischen  Agrarbank,  3., 
4.  und  s.  Juni  1909),  über  die  Dringlichkeitsanträge  SustersiC, 
K  r  e  k ,    L  a g i  n  j  a,   v.    V  ü  k  o  v  i  c   und   K  a  1  i  n  a. 

Stenografski  izvjestaj  o  sjednicama  bosn.  herc.  sabora  (sjed. 
od   3.  — .").  Aprila   1911).   Sarajevo    1911. 

Truhelka,  Dr.  ('im.  Die  geschichtliche  Grundlage  der  bosnischen 
Agrarfrage.  Sarajevo  191U.  —  Eistoricke  podloge  agrarnog  pitanja 
u    Bosni.     Sarajevo    1915. 


*)  Diese  dem  Verfasser  erst  nach  Abschluß  vorliegender  Arbeit  zur  Kenntnis 
gekommene  Broschüre  beantragt  die  physische  Teilung  der  unter  Kmeten- 
verband  stehenden  Grundstücke  unter  Zugrundelegung  eines  Teilungs- 
schlüssels von  50%,  der  nach  den  Ausführungen  der  Broschüre  den 
gerechten  und  wirtschaftlichen  Ansprüchen  beider  Parteien   entspricht. 
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VF. KLAG  VON  FRANZ  DEUTICKE  IN   WIEN  UND  LEIPZIG. 


Abel,  Dr.  I'aul,  System  des  Österreichisches  Markenrechtes.    1909.    K  12-—  —  M  10*—. 
Bach,  Dr.  Anton,    Österreichs    Zukunft  und    die  Christlich-Sozialen.    Eine    Stimme  zur  Wahl- 
reform.    19">-..     K   l'.'.U  =   M    li'.i. 
ßalch,  Prof.  Emilv  Greene,  Slavische  Einwanderung  in  den  Vereinigten  Staaten.  Obersetzt  von 

Dr.  Stephan  v,  Plii'ippoviCh.  1912.  K  4-so -- M  4'—. 
Bardas,    Dr.  Walter,    Verkehr  und  Verkehrspolitik,  in  Volks-  und  Staatswirtschaft.    I.   Band. 

1M7.     K   1—  —  M  300. 
Bardas,  Dr.  Walter,  Das  öffentliche  Seerecht  Österreichs.  Sammlung  der  Gesetze,  Verordnungen 

und  sonstigen  Rechtsvorschriften.    1900.    K  -i—       M  99* — . 
Bausenwein,  Dr.  Richard,  Das  österreichische  und  ungarische  Handelsrecht  in  vergleichender 

Darstellung.  Ein  kurzgefaßter  Leitfaden  für  das  Studium  dieser  Rechte.  1894.  K  7-20  =  M  6-—. 
Brichta,  Dr.  Moritz,  Zurechnungsfähigkeit  oder  Zweckmäßigkeit.     Ein  offenes  Wort  an  unsere 

Kriminalistik.     1903.     K  3-—  '      M  froO. 
Brockhausen,  Reg. -Rat  Prof.  Dr.  C,  Verwaltungsrechtliche  und  verwaltungspolitischc  Essays. 

1908.     K  9-40  =  -  M  2-—. 
Brockhausen,  Reg.-Rat  Prof.  Dr.  C,    Österreichische   Verwaltungsreformen.    Sechs  Vorträge 

in  der  Wiener   freien  staatswissenschaftlichen  Vereinigung.     1911,     K  2- —  =  51  1-80. 
Chlumeeky,  Leopold  Frcih.  v.,  Österreich-Ungarn  und  Italien.     Das  westbalkanische  Problem 

und  Italiens  Kampf  um  die  Vorherrschaft  in  der  Adria.  Zweite  Auflage.  1907.  Geh.   K  j. — 

=  M  4-oo,  geb.  K  6'60  ==  M  5"80. 
Chlumeeky,  Leopold  Freih.v.,  Die  Agonie  des  Dreibundes.  Das  letzte  Jahrzehnt  italienischer 

Untreue.  Zweite  Auflage.  1915.     K  9*60  =  M  3-—. 
Chlumeeky,  Leopold   Freih.  v.,    Der  Finanzplan.    Eine    Kritik  der   neuen  Steuervorlagen  der 

österreichischen  Regierung  im  Jahre  19u9.     K  —-C0  =  M  — -60. 
Conrad,  Dr.  Otto,  Lohn  und  Rente.     1909.    K  6  —  =  M  5-— . 
Conrad,  Dr.  Otto,  Die  Lehre    vom    subjektiven    Wert    als    Grundlage   der   Preistheorie.   1912 

K  *-40  =  M  2-—. 
Ehrlich,  Prof.    Dr.  Eugen,    Die    Tatsachen    des  Gewohnheitsrechtes.    Inaugurationsrede.     1907 

K  160  =  M  1C0. 

Exner,  Dr.  Franz,  Das  Wesen  der  Fahrlässigkeit.  Eine  strafrechtliche  Untersuchung.  1910 
K  6—  =  M  0--. 

Fuchs,  Dr.  Arthur,  Die  Wohnungsinspektion.  Ein  Beitrag  zur  Einführung  derselben  in  Öster 
reich.     1910.     K  2-40  =  M  2-—. 

Granichstädten,  Hofrat  Dr.  Otto,  Gerichtsärztliche  Befunde  und  Gutachten.  Schwurgerichts 
fragen  bei  Körperverletzungen.     19o9.     K  6" —  =  M  5' — . 

Hainisch,  Dr.  Michael,  Einige  neue  Zahlen  zur  Statistik  der  Deutsch-Österreicher.  1909 
K  1-J0  :      M  1-30. 

Hainisch,  Dr.  Michael,  Der  Kampf  ums  Dasein  und  die  Sozialpolitik.  1899.    K  2-40  =  M  2-— 

HalniSCh,  Dr.  Michael,     Die  Entstehung  des  Kapitalzinses.  1907.    K  3'—  =  M  2-50. 

Herzog,  k.  k.  Oberfinanzrat  Dr.  Emil,  Das  Rechtsmittelverfahren  und  die  Rechtskraft  der 
Entscheidungen  in  Steuer-  und  Gebührensachen.  Nach  österreichischem  Recht  unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  Judikatur  des  Verwaltungsgerichtshofes.  1909.  K  4' — 
=  M  3GU. 

Honsig,  H.,  Die  Pensionsversicherung.  Mathematische  und  tabellarische  Entwicklung  der 
Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenpension  nach  sämtlichen  Darstellungsmethoden  und  auf 
den  neuesten  Grundlagen  aufgebaut.     Iy09.     K  12- —  z=  M  10' — . 

Hupka,  Prof.  Dr.  Jos.,  Gegenentwurf  eines  Gesetzes  über  den  Versicherungsvertrag.  1908. 
K  ö-40  =  M  7-—. 

Laun,   Doz.  Dr.  Rudolf  v.,     Das   freie  Ermessen   und  seine  Grenzen.    1910.    K  10*80  =  M  9-—. 

Mauezka,  Dr.  Josef,  Der  Rechtsgrund  des  Schadenersatzes  außerhalb  bestehender  Schuld- 
verhältnisse. Mit  besonderer  Berücksichtigung  des  österreichischen  und  deutschen  Privat- 
rechtes.    1904.     K  9-60  =  M  8  — . 

Menzel,  Prof.  Dr.  Adolf,  Die  Systeme  des  Wahlrechtes.  Neue,  durch  Zusätze  vermehrte  Auf- 
lage.    1905.     K  1-20  =  M  1 — . 

Myrbaeh,  Prof.  Dr.  Franz  Freiherr  v.,  Über  Teuerung.  Ein  populär-wissenschaftlicher  Vortrag 
1910.     K  1-20  =  M  1-—. 

Ohmeyer,  Dr.  K.  Edler  v.,  Verfügung  über  künftige  Rechte.  Zugleich  ein  Beitrag  zur  Theorie 
der  künftigen  Rechte.     1909.     K  720  =  M  0—. 

Phlllppovlch,  Prof.  Dr.  Eugen  v..  Die  Bank  von  England  im  Dienste  der  Finanzverwaltung  des 
Staates.     2.  revidierte  Auflage  besorgt  von  Dr.  Felix  Somary.    191L     K  7*20  =  M  6" — • 

Relchmayr,  Dr.  Hans,  Die  Zwangszahlung  aus  fremden  Mitteln.  Nach  österreichischem  Rechte 
mit  Bezugnahme  auf  das  deutsche  Reichsrecht.     1910.     K  6- —  =  M  ö- — . 

Sehevlchaven,  Dr.  J.  van,  Vom  Leben  und  Sterben.  Das  Gestern  und  Heute  der  Lebens- 
versicherung.   Aus  dem  Holländischen  übersetzt  von  H.  Tarnke.  1H98.  K  10-80  =  M  9-— . 

Schilder,  Dr.  Siegmund,  Agrarische  Bevölkerung  und  Staatseinnahmen  in  Österreich.  190G. 
K  4—  —  M  3-6u. 

Seotus  Viator,  Die  Zukunft  Österreich-Ungarns  und  die  Stellung  der  Großmächte.  Übersetzt 
von  Elsa  Brockhausen.  Mit  einer  Vorrede  von  Prof.  Dr.  C.  Brockhausen.  1908. 
K   1-60         M  L-40. 


VERLAG  VON  FRANZ  DEUTICKE  IN  WIEN  UND  LEIPZIG. 


Seidler,  Dr.  Gustav,  Die  Immunität  der  Mitglieder  der  Vertretungskörper  nach  österreichischem 
Rechte.    1891.  K  3—  =  M  2-50. 

Soziale  Verwaltung  in  Österreich  am  Ende  des  XIX.  Jahrhunderts.  Aus  Anlaß  der 
Weltausstellung  Paris  1900  mit  Unterstützung  durch  die  hohen  k.  k.  Ministerien  des  Innern, 
des  Handels  und  des  Ackerbaues,  sowie  "durch  das  k.  k.  Generalkommissariat  für  die 
Weltausstellung  Paris  1900  herausgegeben  vom  Spezialkomitee  für  Sozialökonomie, 
Hvriene  und  öffentliches  Hilfswesen.  I.  Bd.  Sozialökonomie.  1900.  K  24-—  =  M  24-— 
II.  Bd.  Hygiene  und  öffentliches  Hilfswesen.     19)0.  K  10-—  =  M  16-—. 

Springer,  Rudolf,  Mehrheits-  oder  Volksvertretung?  Zur  Aufklärung  der  intellektuellen  und 
industriellen  Klassen  über  ihr  Interesse  an  einer  Wahlreform  sowie  über  Wesen,  Arten 
und  Bedeutung  der  Proportionalwahl.  Kach  einem  in  einer  Gesellschaft  Wiener  Fabier 
gehalteneu  Vortrage.  1904.  K  1-50  =  M  1-25. 

Springer,  Rudolf,  Grundlagen  und  Entwicklungsziele  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie. 
Politische  Studie  über  den  Zusammenbruch  der  Privilegienparlamente  und  die  Wahlreform 
in  beiden  Staaten,  über  die  Reichsidee  und  ihre  Zukunft.     190G.    K  3-60  =  M  3 — . 

StOOSS,  Prof.  Dr.  Carl,  Lehrbuch  des  österreichischen  Strafrechts.  Zweite,  umgearbeitete 
Auflage.  1913.    K  13-20  =  M  11-—. 

StOOSS,  Prof.  Dr.  Carl,  Strafrechtsfälle  für  Studierende.  Zweite,  sehr  vermehrte  Auflage.  191ü. 
K  1-50  =  M  1-25. 

Türkei,  JUDr.  Siegfried,  Die  Reform  des  österreichischen  Irrenrechtes.  1.  Die  Geschichte 
der' österreichischen  Irrenrechtsform.  —  2.  Amtliche  und  nichtamtliche  Materialien  zu 
einem  auszuarbeitenden  Entwürfe  eines  österreichischen  Irrengesetzes.  1907.  K  4-80 
=  M  4 — . 

Türkei  JUDr.  Siegfried,  Psychiatrisch-kriminalistische  Probleme.  I.  Die  psychiatrische  Exper- 
tise! —  II.  Über  Zurechnung  und  Zurechnungsfähigkeit.  —  III.  Psychopathische  Zustände 
als  Strafausschließungsgründe  im  Strafrechte.     K  3-60  =  M  3 — . 

Türkei,  TUDr.  Siegfried,  Die  Zurechnungsunfähigkeit.  Die  philosophischen,  medizinischen  und 
strafrechtlichen  Probleme  der  Zurechnungsunfähigkeit  und  ihre  legislative  Behandlung  in 
den  österr.  Strafgesetzentwürfen  (1852— lyl4).    K  3"—  =  M  2"50. 

Twardowski,  Dr.  Julius  v.,  Statistische  Daten  über  Österreich.  (Mit  einem  Anhang  über 
Uugaru.)  Aus  amtlichen  Quellen  zusammengestellt.    1902.    Geb.  K  3  —  =  M  2-50. 

Wieser,  Prof.  Dr.  Friedr.  Freih.  von,  Die  Theorie  der  städtischen  Grundrente.  K  1-20  =  M  1'— . 

Wokurek,  Ludwig,  Die  österreichische  Unfallversicherung.  Eine  kritische  Studie.  1898. 
K  2-40  =  M  2-—. 

Zucker  Prof.  Dr.  Alois,  Einige  dringende  Reformen  der  Strafrechtspflege.  Mit  besonderer 
Rücksicht' auf  die  Verhältnisse    in' Österreich.     1896.     K  2-40  ==  M  2-—. 

Zucker    Prof.  Dr.  A.,  Über  Kriminalität,  Rückfall  und  Strafgrund.    1907.    K  1-80  =  M  1-50. 


Schriften  der  österr.  Gesellschaft  f.  Arbeiterschutz. 

I    Heft:     Arlt,   Ilse   von,    Die   gewerbliche    Nachtarbeit    der  Frauen   in   Österreich.     Preis 
'  K  1-—  =  M  1—. 
II  Heft-    Kögler,  Reg.-R.  Karl,  und  Paeher  von  Theinburg,  Komm.-R.  G.,   Bericht  über 
eine    einheitliche  internationale  Unfallstatistik   zu  Zwecken   der  Verhütung  von  Unfällen 
bei  der  Arbeit.  Preis  K  —80  =  M  —'SO. 
III   Heft:    Kaup,    Dr.  J.,    Blei-   und   Phosphorvergiftungen    in   den   gewerblichen   Betrieben 
'  Österreichs.  Preis  K  2—  —  M  1-80. 

IV.  Heft:    Grünberg,  Prof.  Dr.  K.,  Bauten  auf  fremdem  Grund.  Ein  Beitrag  zur  Würdigung 
'  des  Erbbaurechtes.  Preis  K  2-40  =  M  2-— . 

V.  Heft:     Mayreder,   Karl,  Dipl.  Architekt,    Städtische   Bauordnungen   mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  Wohnungsfrage.  Preis  K  1—  =  M  1— . 

VI.  Heft:    Fürth,    Dr.  Emil  Ritter  von,    Wohnungsämter    und    Wohnungsinspektion.     Preis 
'  K  1-80  =  M  1-50. 

VII.  Heft :     Pf  ibram,  Dr.  Karl,  Der  Normalarbeitstag  in  den  gewerblichen  Betneben  und  im 

Berg'baue  Österreichs.  Preis  K  1-50  =  M  1'50. 
VIII.  Heft:     Herbst,    Dr.   R.,    Die    gewerbliche    Nachtarbeit    der   jugendlichen    Arbeiter    und 
Kinder  in  Österreich.  Preis  K  1-80  =  M  löO. 
IX.  Heft:     Kögler,  Regierungsrat  K.,  Die  österreichische  Arbeiterversicherung  und  die  Aus- 
länder. Preis  K  —-80  =  M  —80. 
X.  Heft:    HainlSCh,  Dr.  M„  Die  Heimarbeit  in  Österreich.     Preis  K  —-S0  =  M  —-80. 
XI.  Heft:     Hauek,    k.  k.  Gewerbeinspektor  Ing.  Karl,    Die  Nachtarbeit  der  Jugendlichen  in 

der  österreichi'schen  Industrie.     Preis  K  1-80  =  M  l-50. 
XII.  Heft:    Teleky,   Dr.  med.  Ludwig,   Die  Phosphornekrose.    Ihre  Verbreitung  in  Osterreich 
und  deren  Ursachen.     Preis  K  4-80  ==  M  4- — 

XIII  Heft:  Lemberger,  Hedwig,  Der  Zehnstundentag  in >  den  fabriksmäßigen  Betrieben  der 
Ttxtil-  und  Bekleidungsindustrie  Österreichs.     Preis  K  2-—  =  M  1-80. 

XIV  Heft  :  Ehrenfeld,  Ministerial-Vizesekretär  Dr.  R.,  Die  Aktion  der  österreichischen  Re- 
gierun- zur  Bekämpfung  der  Bleivergiftungen  in  hüttenmännischen  und  gewerblichen 
Betrieben.  Nach    amtlichen  Veröffentlichungen   zusammengestellt.  Preis  K.  d- M  -  jO. 


K.  u.  k.  Hofbuchdrucker  Fr.  Winiker  &  Schickardt,  Brüun. 


HD  Feifalik,  Anton 
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